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Zusammenfassung 
 
Der vorliegende Bericht untersucht soziale Mobilität und ihre Ursachen aus einer 
längsschnittlichen Perspektive des Lebensverlaufs. Hierfür werden insbesondere die Daten 
der Großerhebungen der Deutschen Sozial- und Wirtschaftsforschung (z.B. SOEP, ALLBUS, 
PASS) und der amtlichen Statistik (z.B. Mikrozensus) verwendet. Kapitel 1 gibt einen Über-
blick über den Aufbau des Berichts und die verwendeten Konzeptionen. Vor dem Hintergrund 
der Armutsberichterstattung ist das Vorgehen bei den Analysen zum Kindes- und Jugendalter 
mehrdimensional: Neben der überwiegend durch das Einkommen der erwachsenen Haus-
haltsmitglieder determinierten Armutsdynamik (Kapitel 2) werden hier auch die Bildungs-
übergänge der Kinder selbst als entscheidende Weichenstellung für deren zukünftige soziale 
Lage berücksichtigt (Kapitel 3). Bei den jungen Erwachsenen konzentriert sich der Bericht 
auf die Übergänge von der Schule in die Berufsausbildung und von der Berufsausbildung in 
den Arbeitsmarkt als entscheidende Determinanten für die zukünftige individuelle Wohl-
fahrtsentwicklung (Kapitel 4). Der Fokus im mittleren und höheren Erwachsenenalter liegt 
insbesondere auf einkommensbasierten sozialen Aufstiegen (Kapitel 6) bzw. Abstiegen (Ka-
pitel 5) aus bzw. in Armut oder Armutsgefährdung. Ergänzt wird die Lebensverlaufsperspek-
tive vom Kindesalter bis ins höhere Erwachsenenalter durch die Berücksichtigung der Ent-
wicklung intergenerationaler sozialer Mobilität im Zeitverlauf (Kapitel 7) und durch subjekti-
ve Indikatoren für die soziale Position und soziale Mobilität einer Person (Kapitel 8). Die 
wichtigsten Befunde der Studie können in zehn Botschaften zusammengefasst werden: 

1. Erwerbstätigkeit ist die wichtigste Stellschraube zur Vermeidung von Armut. 

Verschiedene Analysen belegen die zentrale Bedeutung der Erwerbstätigkeit bei der Ar-
mustvermeidung und -überwindung. Wenig überraschend ist ein unfreiwilliger Arbeitsplatz-
verlust ein erheblicher Risikofaktor für Abstiege in Armut bzw. Armutsgefährdung (Kapitel 
5.3.2). Kommt es zu einem Arbeitsplatzverlust, so kann häufig die Erwerbstätigkeit des Part-
ners soziale Abstiege in Armut bzw. Armutsgefährdung verhindern (Kapitel 5.3.2). Spiegel-
bildlich zeigt sich, dass die eigene Aufnahme einer Erwerbstätigkeit oder die Erwerbsauf-
nahme durch den Partner in den meisten Fällen einen sozialen Aufstieg aus Armut bzw. Ar-
mutsgefährdung mit sich bringt (Kapitel 6.2.4). Zudem finden wir einen entscheidenden Ein-
fluss der Erwerbsbeteiligung der Eltern nicht nur auf die aktuelle Armutssituation von Kin-
dern (Kapitel 2.4), sondern auch auf die Bildungsbeteiligung ihrer Kinder und damit auf ihre 
zukünftigen Aufstiegschancen (Kapitel 3.2.2). 

2. Eine verstärkte Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen senkt das Armutsrisiko von 
Familien. 

Eine stärkere Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen senkt das Armutsrisiko von Familien und 
damit insbesondere von Kindern (Kapitel 5.2.4). Eine gleichere Beteiligung von bezahlter und 
unbezahlter Arbeit in Haushalten verringert die Wahrscheinlichkeit, dass bei Wegfall der Er-
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werbstätigkeit des Hauptverdieners (Kapitel 5.3.2) oder bei Trennung (Kapitel 5.3.4) Armut 
bzw. Armutsgefährdung eintritt.  

3. Alleinerziehende sind besonders armutsgefährdet und sollten daher verstärkt 
gefördert werden. 

Eine hohe Kumulation von Risiken findet sich in Alleinerziehendenhaushalten. Eine Tren-
nung führt bei dem Elternteil, das dadurch zum Alleinerziehenden wird – meist handelt es 
sich dabei um Frauen - und den Kindern (Kapitel 5.2.4) zu einem erheblichen Anstieg des 
Armutsrisikos (Kapitel 5.3.4 bzw. Kapitel 2.4). Für Frauen, die externe Kinderbetreuung in 
Anspruch nehmen, führt der Übergang in Alleinerziehung dabei seltener in die Armutsrisiko-
zone (Kapitel 5.3.4). Alleinerziehende haben zudem deutlich schlechtere Aufstiegschancen 
aus Armut als Personen in anderen Haushaltskonstellationen, insbesondere solange die Kinder 
intensiver Betreuung bedürfen (Kapitel 6.2.3, 6.2.9, 6.4.3, 6.4.8). Hier können die besseren 
Aufstiegschancen für alleinerziehende Frauen – wie auch für Paare mit Kindern – in den Neu-
en Bundesländern als Hinweis betrachtet werden, dass ein verbessertes Kinderbetreuungsan-
gebot sich günstig auf die Armutsüberwindung Alleinerziehender auswirkt (Kapitel 6.2.3). 

4. Bildung ist der Schlüssel für eine nachhaltige Bekämpfung von Armut. 

Die Bedeutung der formalen Bildung im Lebensverlauf zeigt sich in einer Vielzahl von Ana-
lysen. Der erreichte Schulabschluss hat direkte Auswirkungen auf die Übergangschancen in 
die Berufsausbildung (Kapitel 4.3), die Art der Berufsausbildung wirkt dann (zumindest für 
Männer) auf den erfolgreichen Übergang in den Arbeitsmarkt (Kapitel 4.4). Personen mit 
höherem Bildungsabschluss haben wiederum ein deutlich geringeres Armutsrisiko (Kapitel 
5.3), und falls sie doch Armutsphasen erleben, haben Höhergebildete besser Chancen, der 
Armutslage wieder zu entkommen (Kapitel 6.2 und 6.4). Eine höhere Bildung schützt somit 
vor Armut über den gesamten Lebenslauf hinweg und ist damit einer der wirksamsten und 
nachhaltigsten Ansatzpunkte zur Bekämpfung von Armut – für den eigenen Lebenslauf und 
den Lebenslauf der nachfolgenden Generationen, da das Armutsrisiko und die Bildungschan-
cen der nachfolgenden Generation stark von der Bildung der Eltern beeinflusst werden (Kapi-
tel 3.2 und 3.3.).  

5. Lebenslanges Lernen kann gefährdete Gruppen durch eine gezielte Förderung 
vor Armut schützen. 

Weiterbildung und lebenslanges Lernen finden in Deutschland insbesondere im betrieblichen 
Kontext statt. Die Angebote der Betriebe richten sich jedoch vor allem an Hochqualifizierte 
bzw. werden insbesondere von Hochqualifizierten wahrgenommen. Fortbildung hat eine posi-
tive, wenn auch schwache Wirkung hinsichtlich der Armutsvermeidung (Kapitel 5.3.2). Das 
Nachholen formaler Bildungsabschlüsse, insbesondere durch vormals Niedrigqualifizierte, 
stellt jedoch einen stärkeren zukünftigen Schutz vor Armut in Aussicht und sollte gezielter 
angeboten und gefördert werden. Darüber hinaus gibt es Hinweise, dass die Überwindung von 
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Sprachproblemen zu einer Verringerung der Armutsrisiken bei Migranten bzw. indirekt zu 
mehr Aufstiegen in dieser Gruppe führt (Kapitel 5.3.2 und 6.2.9). Entsprechend ist zu überle-
gen, wie eine gezielte Sprachförderung für Migranten/innen besser und effektiver ausgestaltet 
werden kann. 

6. Maßnahmen zur Förderung sozialer Teilhabe von Kindern und Jugendlichen 
senken das spätere Armutsrisiko. 

Armutsgefährdete Kinder und Jugendliche weisen eine geringere soziale Teilhabe auf als 
Kinder aus nicht armutsgefährdeten Haushalten (Kapitel 2.6). Aus anderen Studien weiß man, 
dass sich die soziale Teilhabe positiv auf bestimmte Persönlichkeitsmerkmale auswirkt, die 
wiederum eine positive Wirkung auf den Bildungs- und Arbeitsmarkterfolg haben. Das Bil-
dungspaket der Bundesregierung setzt an diesem Punkt an und sollte bei erfolgreicher Imple-
mentierung die individuellen Armutsrisiken langfristig verringern. 

7. Bei der Unterstützung von Kindern und Jugendlichen sollte die Dauer der Ar-
mutserfahrungen dieser Kinder und Jugendlichen berücksichtigt werden. 

Vor allem Kinder und Jugendliche mit langen oder häufigen Armutsphasen haben deutlich 
schlechtere Bildungschancen und ein geringeres soziales Teilhabeverhalten (Kapitel 2.5 und 
2.6). Entsprechend sollten zwei Strategien verfolgt werden. Erstens sollten Fördermaßnahmen 
gezielt auf diejenigen Kinder und Jugendlichen abgestimmt werden, die bereits lange Ar-
mutsphasen erlebt haben. Gleichzeitig sollte zweitens versucht werden, lange Armutsphasen 
im Kindesalter zu bekämpfen und durch zusätzliche Präventionsmaßnahmen („Kinderbil-
dungseinrichtungen“, Ganztagsschulen, rechtlicher Betreuungsanspruch) mögliche negative 
Wirkungen der lang andauernden Armut zu vermeiden.  

8. Eine intakte Gesundheit schützt vor Armut. 

Als weiterer wesentlicher Faktor zu Verhinderung von Armut- und Armutsgefährdung erweist 
sich in verschiedenen Analysen eine intakte Gesundheit. Auch hier findet sich der spiegelbild-
liche Effekt: Eine eingeschränkte Gesundheit erhöht das Abstiegsrisiko insbesondere im hö-
heren Erwerbsalter vor allem durch die Verringerung der Wiederbeschäftigungschancen (Ka-
pitel 5.3.2, 5.3.3) und verringert die Aufstiegschancen (Kapitel 6.2.3, 6.2.9, 6.4.3, 6.4.8). Zu 
erwarten ist, dass dieser Faktor in Zukunft an Bedeutung gewinnen wird: Die demographische 
Entwicklung und die damit einhergehende Verlängerung der Lebensarbeitszeit führen dazu, 
dass die im Durchschnitt dann ältere Erwerbsbevölkerung zur Armutsvermeidung länger als 
bisherige Generationen erwerbsfähig bleiben muss. 

9. Eine Vielzahl von möglichen Gelingensbedingungen ist in ihrer Wirkkraft noch 
nicht bestätigt und bedarf einer begleitenden Evaluation“. 

Nur punktuell Aufschluss geben kann der vorliegende Bericht über die Wirkweise von zeit-
lich oder räumlich begrenzten Interventionen bzw. von Faktoren, die von den Betroffenen 
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selbst oder Trägern sozialstaatlicher Leistungen kurzfristig beeinflusst werden können. Es 
finden sich zwar gelegentlich signifikante Effekte solcher im vorliegenden Bericht als Gelin-
gensbedingungen bzw. Schutzfaktoren bezeichneter Faktoren (so scheint beispielsweise ein 
modernes Rollenverständnis die Aufstiegschancen Alleinerziehender zu erhöhen, Kapitel 
6.2.7, 6.4.7). Es bedarf jedoch einer anderen Art von Daten, nämlich spezieller Evaluations-
studien, um die Wirksamkeit solcher Interventionen zu messen. Für den Bereich insbesondere 
bundesweit eingesetzter arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen liegt eine Vielzahl von Befunden 
vor, die insbesondere den positiven Effekt arbeitsmarktnaher Instrumente belegen (Kapitel 
6.2.8). Um das Wissen um die Wirkung einzelner Maßnahmen auch in anderen Bereichen 
(Lesepatenschaften, Familienhebammen, institutionelle Kinderbetreuung) zu verbessern, wer-
den insbesondere mehr experimentelle Implementierungen solcher Interventionen anempfoh-
len. 

10. Die Befunde der Trendanalysen zu sozialen Auf- und Abstiegen deuten nicht auf 
eine zunehmende gesellschaftliche Dynamik hin. 

Der historische Trend einer gesellschaftlichen Öffnung und eines vermehrten Aufstiegs insbe-
sondere für Personen aus der Nachkriegsgeneration setzt sich in den jüngsten Geburtsjahrgän-
gen nicht weiter fort (Kapitel 7.3. und 7.4). Gleichzeitig deutet sich über den individuellen 
Lebensverlauf hinweg keine Diffusion eines Abstiegsrisikos über alle Bereiche der Gesell-
schaft an. Vielmehr treffen die stärker zunehmenden sozialen Abstiege die bekannten Risiko-
gruppen (v.a. Niedriggebildete). Auch erreichte die Verbleibsrate in der Grundsicherung im 
Jahr 2009 den höchsten Stand seit Einführung der Grundsicherung. Entsprechend gering ist 
das Ausmaß gesellschaftlicher Dynamik in Deutschland (Kapitel 7.5). 
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1.  Einleitung 

1.1  Armutsbetrachtung in dynamischer Perspektive 

Armut in unserer Gesellschaft hat viele Gesichter. Finanzielle oder materielle Armut ist eine 
wesentliche Form von Armut, aber bei weitem nicht die einzige. Bürgerinnen und Bürger 
können sozial verarmen durch fehlende Freundes- und Verwandtenkreise oder durch die feh-
lende soziale Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Sie können arm sein im Hinblick auf ihre 
Bildung und ihre Qualifikationen, oder sie können arm sein in Bezug auf ihre Gesundheit. 
Jede Form der Armut kann einen erheblichen Einfluss auf die Lebensgestaltung und die ge-
sellschaftliche Teilnahme haben. Dabei sind die verschiedenen Formen von Armut nicht in 
allen Lebensabschnitten gleich bedeutend. Für Kinder und Jugendliche sind neben der mate-
riellen Armut insbesondere Bildung und berufliche Qualifikationen ein wesentlicher Faktor 
für die Teilhabe in der Gesellschaft. Für Erwachsene im Erwerbsalter sind die Integration in 
den Arbeitsmarkt und die damit verbundene finanzielle und materielle Lage von zentraler 
Bedeutung. Gesundheitliche Aspekte sind in allen Lebensphasen wichtig, bekommen aber 
insbesondere bei betagten und hoch betagten Bürger/innen eine herausragende Rolle.  

Eine Darstellung von Armut in Deutschland muss folglich nicht nur verschiedene 
Formen von Armut berücksichtigen. Sie muss spezifisch für verschiedene Lebensphasen un-
tersucht werden. Entscheidend ist hierbei, dass dies in einer dynamischen Perspektive ge-
schieht: Wie kommt eine Person in eine bestimmte Armutslage? Wie lange verharrt sie in 
Armut? Und was führt diese Person wieder aus Armut heraus? Ohne eine Betrachtung der 
Übergänge in Armut hinein und aus Armut heraus kann man nicht verstehen, welche Ursa-
chen für eine Armutsphase relevant sind und welche Mechanismen wichtig für die Überwin-
dung von Armutsphasen sind.  

Schließlich müssen die Dynamiken der einzelnen Lebensabschnitte zusammengefasst 
betrachtet werden. So kann man erkennen, inwieweit Armut pfadabhängig ist, d.h. inwieweit 
sich bestimmte Formen von Armut, etwa mangelnde Bildung, später auf andere Formen von 
Armut, etwa Erwerbslosigkeit und fehlendes Einkommen, auswirken. Man kann erkennen, 
welche unterschiedliche Bedeutung Ursachen für Auf- und Abstiege in den jeweiligen Le-
bensphasen haben und welche Maßnahmen spezifisch getroffen werden können, um Armut 
über den gesamten Lebensweg hinweg nachhaltig zu bekämpfen. 
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1.2. Klärung zentraler Begriffe 

1.2.1. Was ist Armut? 

In der Armutsforschung wird generell zwischen Konzepten von relativer Armut und Konzep-
ten von absoluter Armut unterschieden. Bei der absoluten Armut, die sich am physischen 
Existenzminimum orientiert, ist die Armutsgrenze mit der Summe der zur Erhaltung der phy-
sischen Existenz notwendigen Gütern und Dienstleistungen identisch. Da dies in den entwi-
ckelten Wohlfahrtsstaaten durch die sozialstaatlichen Leistungen in der Regel gesichert ist, 
bezieht sich die Armutsforschung dort meist auf die Messung relativer Armut. Hier wird Ar-
mut über den Abstand zu einem durchschnittlichen Wohlstandsniveau der jeweiligen Gesell-
schaft bestimmt. Wir beziehen uns in der vorliegenden Studie ausschließlich auf Aspekte rela-
tiver Armut und unterscheiden hierbei drei Ansätze, die auf je unterschiedliche Weise 
bestimmen, was als Mindeststandard bzw. Armutsgefährdungsschwelle zu verstehen ist: Der 
Ressourcenansatz, der institutionelle Ansatz und der Lebensstandardansatz. 
 
Der Ressourcenansatz 
Der Ressourcenansatz bildet Armut über das zur Verfügung stehende Einkommen ab. Dieses 
Messkonzept beruht auf der Annahme, dass die Höhe des verfügbaren Einkommens für die 
Lebenssituation von Haushalten von entscheidender Bedeutung ist. In der Sichtweise des Res-
sourcenansatzes wirken sich Defizite im Einkommen auf das gesamte Wohlstandsniveau aus 
und beeinträchtigen zugleich Dimensionen wie Gesundheit, Bildung oder Wohnen (vgl. 3. 
Armutsbericht der Bundesregierung; Bundesregierung der Bundesrepublik Deutschland 2008: 
88). Die Identifikation von Armut erfolgt über die Einkommensposition von Haushalten be-
zogen auf die Einkommensverteilung der gesamten Bevölkerung. Als Armutsgefährdungs-
grenze wird in diesem Bericht eine 60-Prozent-Schwelle verwendet, d.h. wer unter 60% des 
Medians der Einkommensverteilung liegt, gilt als armutsgefährdet. Um einen Vergleich von 
Haushalten verschiedener Größe und Struktur hinsichtlich ihrer Einkommensposition zu er-
möglichen, wird ein Äquivalenzeinkommen bestimmt. Um sowohl die Skalenerträge, die sich 
aus geringeren durchschnittlichen Fixkosten in größeren Haushalten ergeben, als auch die 
altersbezogenen Bedarfsunterschiede in der Analyse berücksichtigen zu können, gehen die 
einzelnen Haushaltsmitglieder mit altersbezogenen Bedarfsgewichten in die Berechnung ein. 
Wir verwenden die von der OECD (2005) vorgeschlagenen und in der Armutsforschung übli-
chen Bedarfsgewichte: 1,0 für die erste Person, 0,5 für jede weitere Person ab 14 Jahren und 
0,3 für jedes Kind unter 14 Jahren. 
 



 16

Der institutionelle Ansatz 
Der institutionelle Ansatz bietet eine alternative Möglichkeit zur Bestimmung eines Mindest-
standards. Dabei wird der Anteil der „bekämpften Armut“ mittels normativer Setzungen des 
Gesetzgebers definiert. Um Armut zu bekämpfen, wird im deutschen Recht ein sozio-
kulturelles Existenzminimum festgelegt. Die Regelsätze der Transferleistungen im Rahmen 
des Sozialrechts werden anhand der Konsumausgaben der unteren Einkommensgruppen, die 
aus der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe entnommen werden, berechnet. Aus der 
Sichtweise des institutionellen Ansatzes besteht die „bekämpfte Armut“ aus „Bedürftigen“, 
die ihren Lebensunterhalt nicht aus eigenen Mitteln bestreiten können und aus diesem Grund 
Anspruch auf staatliche Transferleistungen haben. Die hier vorgelegte Studie nutzt diesen 
institutionellen Ansatz für Personen im erwerbsfähigen Alter, indem Analysen zur Ausstiegs-
dynamik aus dem Arbeitslosengeld II-Bezug vorgelegt werden.  

Obgleich der institutionelle Ansatz wie der Ressourcenansatz auf dem zur Verfügung 
stehenden Einkommen basieren, gibt es wesentliche Unterschiede. Der Gesetzgeber gewichtet 
die Bedarfe in Abhängigkeit von der Haushaltszusammensetzung anders: Die Leistungen für 
weitere Personen in der Bedarfsgemeinschaft sind daher deutlich höher. Eine zweite erwach-
sene Person ab 18 Jahren im Haushalt hat immerhin noch Anspruch auf rechnerisch 90% des 
Regelbedarfs der ersten Person. Minderjährige erhalten gestaffelt nach dem Lebensalter rech-
nerisch zwischen 60% und 80% dieses Regelbedarfs. Daneben werden im SGB II und SGB 
XII die Kosten der Unterkunft, soweit angemessen, in der tatsächlich anfallenden Höhe und 
der Krankenversicherungsschutz übernommen. Zusätzlich erhalten Kinder und Jugendliche 
Leistungen aus dem seit 1.1.2011 eingeführten Bildungs- und Teilhabepaket. Empirisch zeigt 
sich, dass es zwar eine Schnittmenge von Haushalten gibt, die nach dem Ressourcen- und 
dem institutionellen Ansatz als arm zu bezeichnen sind, aber keine Übereinstimmung (vgl. 
Bruckmeier et al. 2010). 
 
Der Lebensstandardansatz 
In mehreren Untersuchungen konnten Deprivationserfahrungen auch oberhalb der Grenzen 
relativer Einkommensarmut festgestellt werden (z.B. Hübinger 1996). Somit kann nicht 
zwangsläufig von der Ressourcensituation auf die Wohlfahrt von Personen und Haushalten 
geschlossen werden (u.a. Halleröd und Larsson 2008). Aus diesem Befund wird ersichtlich, 
dass Armut nicht ausschließlich über das verfügbare Einkommen gemessen werden sollte, da 
durch dieses Schulden, Ersparnisse oder Immobilien meist nicht erfasst werden. So zeigen 
empirische Untersuchungen, dass Personen mit einem geringen Einkommen ihren Lebens-
standard nach einem sozialen Abstieg oft noch über einen gewissen Zeitraum aufrechterhalten 
können (z.B. Ruggles und Williams 1989). Aber auch Netzwerke, Freunde und Bekannte leis-
ten einen Beitrag zur wahrgenommenen Armut. Um dieser Mehrdimensionalität von Armut 
gerecht zu werden, wurden im Rahmen der Armutsforschung Erklärungsansätze entwickelt, 
die die Unterversorgung in einer Vielzahl von Lebensbereichen erfassen. 
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Aus der Perspektive des Lebensstandardansatzes (u.a. Halleröd 1995, Andreß 1999) 
sind Personen bzw. Haushalte depriviert, wenn sie den gesellschaftlich akzeptierten, minima-
len Lebensstandard nicht erreichen können. Um den Lebensstandard abzubilden, wird der 
Versorgungsgrad von Haushalten mit Ausstattungsgegenständen und Möglichkeiten für Akti-
vitäten erfasst, die zwar als notwendig erachtet werden, aber aus finanziellen Gründen nicht 
zur Verfügung stehen. Der Grad des Ausschlusses von einem allgemein akzeptierten Lebens-
standard kann hierbei durch zusammenfassende Indizes bestimmt werden. 

 

1.2.2. Armut, Armutsgefährdung und bekämpfte Armut 

In der folgenden Studie sprechen wir definitorisch von Armutsgefährdung, wenn das Äquiva-
lenzeinkommen einer Person weniger als 60% des Medians in der Gesellschaft beträgt. Staat-
lich bekämpfte Armut entspricht in Deutschland dem institutionellen Ansatz. Hiernach möch-
te der Staat gerade durch seine Intervention vermeiden, dass eine Person in Armut absteigt.  

In der vorliegenden Studie wird jeweils explizit darauf verwiesen, ob es sich bei der 
betrachteten „Armut“ um Armutsgefährdungsschwellen, um bekämpfte Armut oder um mate-
rielle Deprivation handelt.  

 

1.2.3. Soziale Mobilität, Haushalte 

Kern der vorliegenden Studie ist die Analyse von Abstiegen in Armut sowie von Aufstiegen 
aus Armut heraus. Solche Auf- und Abstiege in bzw. aus Armut können allgemeiner als sozia-
le Mobilität einer Person bezeichnet werden. Zur Untersuchung von Auf- und Abstiegen bzw. 
von sozialer Mobilität werden folgende Setzungen gemacht:  
 Soziale Mobilität bedeutet ganz allgemein die Bewegung einer Person von einer „Po-
sition“ in der gesellschaftlichen Ordnung auf eine andere. Dabei kann soziale Mobilität sozia-
le Aufstiege oder soziale Abstiege meinen, es sind prinzipiell aber auch laterale Bewegungen 
denkbar, die an der hierarchischen Verortung eines Individuums in der Gesellschaft nichts 
ändern. Häufig wird als zugrunde liegende gesellschaftliche Hierarchie das Einkommen oder 
Klassenpositionen herangezogen. In der vorliegenden Studie geht es in erster Linie darum, 
soziale Mobilität rund um definierte Armutsschwellen zu untersuchen.  
 Intragenerationale und intergenerationale soziale Mobilität: Intragenerationale Mo-
bilität vergleicht die Positionen einer Person über deren Lebensverlauf (etwa Abstiege in Ar-
mut oder Aufstiege aus Armut). Intergenerationale Mobilität vergleicht die Position von Er-
wachsenen mit der Position derer Eltern. In dem vorliegenden Projektbericht liegt der Fokus 
auf intragenerationalen Auf- und Abstiegen. Es werden in der Zusammenschau der Lebens-
verlaufsereignisse aber auch intergenerationale Analysen ergänzt. 
 Individuen und Haushalte: Es ist essentiell, die Position von Individuen und die Posi-
tion von Haushalten konzeptionell zu unterscheiden. Beim Einkommen wird in aller Regel 
das bedarfsgewichtete Netto-Haushaltseinkommen betrachtet. Hier wird also angenommen, 



 18

dass ein Haushalt eine Wirtschaftsgemeinschaft ist und entsprechend die Ressourcen inner-
halb eines Haushalts zusammengelegt werden. Wählt man Bildung oder Qualifikationen als 
Strukturmerkmal, so bezieht man sich auf ein Individualmerkmal. Über den Lebensverlauf 
hinweg haben individual- und haushaltsbezogene Größen eine unterschiedliche Bedeutung. 
So ist das individuelle Merkmal „Bildung“ besonders im Kindes- und Jugendalter bedeutend, 
das Haushaltsmerkmal „Einkommen“ besonders im Erwachsenenalter.  

 

1.3  Objektive und subjektive Betrachtungen von Auf- und Abstiegen 

Der Gegenstand des vorliegenden Berichts sind tatsächlich stattgefundene Aufstiege aus Ar-
mut bzw. Abstiege in Armut. Jedoch sind nicht nur objektive Mobilitätserfahrungen von Be-
deutung. Auch die bloße Wahrnehmung einer geteilten Gesellschaft, in der es kaum Möglich-
keiten für Aufstiege gibt, kann zu Frustration und tiefer Resignation führen. Den Menschen 
fehlt dann die Zuversicht, dass das Streben nach einer Verbesserung ihrer sozialen Position 
(oder die ihrer Kinder) erfolgreich sein kann. Diese subjektiven Einstellungen beeinflussen 
damit objektiv zu beobachtende Auf- und Abstiege. Entsprechend muss eine Analyse der ob-
jektiven Mobilitätschancen komplettiert werden durch die Analyse von subjektiven Einschät-
zungen und Aussichten der eigenen Auf- und Abstiegschancen. In der Zusammenschau dieser 
beiden Sichtweisen ergibt sich ein vollständigeres Bild der Lebenssituationen von Bürgerin-
nen und Bürgern in Deutschland hinsichtlich ihrer Position im Armuts- und Reichtumsgefüge. 
Entsprechend werden im vorliegenden Bericht die Analysen zu tatsächlich stattgefundenen 
Auf- und Abstiegen dargestellt und – wo möglich – Referenzen zu subjektiv wahrgenomme-
nen Mobilitätserfahrungen eingefügt. Im letzten Kapitel wird für die erwachsene Bevölkerung 
eine umfassende Darstellung der subjektiven Wahrnehmungen von Auf- und Abstiegschancen 
bzw. -risiken angeboten. 
 

1.4  Risikofaktoren und Schutzmechanismen, Handlungsempfehlungen 

Durch eine dynamische Betrachtung von Auf- und Abstiegen ist es möglich, eine Rei-
he von Faktoren zu identifizieren, die das Risiko für einen Abstieg in Armut oder den 
Verbleib in Armut erhöhen. Gleichzeitig können einige Mechanismen herausgearbeitet wer-
den, die vor einem solchen Abstieg schützen bzw. die dazu beitragen, eine Armutslage zu 
überwinden. Der Bericht versucht, über möglichst viele Phasen des Lebensverlaufs ein ähnli-
ches Bündel an Risikofaktoren und Schutzmechanismen zu identifizieren und zu untersuchen. 
Jedoch ist unmittelbar eingängig, dass Risikofaktoren und Schutzmechanismen lebensphasen-
spezifisch ausgestaltet sind. Daher erfolgt eine jeweils spezifische Darstellung und Diskussion 
der Risikofaktoren und Schutzmechanismen in den einzelnen Berichtsteilen. Zu den wichtigs-
ten Risikofaktoren und Schutzmechanismen gehören die Bildung, die Erwerbstätigkeit, der 
Familienstand und die Haushaltszusammensetzung, der Migrationsstatus sowie die Gesund-
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heit der Personen. Darüber hinaus sind eine Reihe weiterer Einflussfaktoren denkbar,  wie 
etwa die Wohnumgebung oder die Eingebundenheit in soziale Netzwerke. Diese sind jedoch 
mit den vorliegenden Daten nur sehr begrenzt abbildbar, so dass eher auf die erstgenannten 
Risikofaktoren und Schutzmechanismen eingegangen wird. Dabei ist zu berücksichtigen, dass 
die Risikofaktoren und Schutzmechanismen mitunter in ihrer Kausalrichtung nicht eindeutig 
zu beurteilen sind. Eine Person kann aufgrund ihrer Armutsphasen krank werden, was wie-
derum die Armutsphasen verlängern kann. Umgekehrt kann aber auch erst eine längere 
Krankheitsphase die Ursache für eine Armutsphase sein. Dies gilt es entsprechend bei den 
Interpretationen zu beachten. 

Eine besondere Aufmerksamkeit bekommen Mechanismen, die einen Abstieg in Ar-
mut trotz generell schlechter Vorzeichen vermeiden helfen oder die einen Aufstieg aus Armut 
trotz schlechter Vorzeichen fördern. Solche Gelingensbedingungen werden entweder direkt in 
den Analysen identifiziert oder sie werden mangels verfügbarer Daten aus der Literatur ent-
lehnt. Die Analyse von Risikofaktoren und Schutzmechanismen sowie die Identifikation von 
Gelingensbedingungen bilden entsprechend die Grundlage für Handlungsempfehlungen für 
die spezifischen Lebensphasen. 

 

1.5  Aufbau des Berichts 

Der Bericht ist aufgeteilt in acht Kapitel. In den Kapiteln 2 bis 7 werden die tatsächlich beob-
achtbaren Auf- und Abstiege in bzw. aus Armut dargestellt und deren Ursachen analysiert. 
Die Darstellung orientiert sich dabei am Lebensverlauf einer Person. In Kapitel 2 wird die 
materielle Situation von Kindern und Jugendlichen betrachtet. Mit Hilfe des Ressourcenansat-
zes wird untersucht, welche Kinder und Jugendlichen von Armut betroffen sind, wie lange 
diese Armutsepisoden andauern und welche Auswirkungen dies auf die soziale Teilhabe von 
Kinder und Jugendlichen hat. Kapitel 3 beleuchtet die Bildungschancen von Kindern und Ju-
gendlichen und untersucht, welche Ursachen dafür verantwortlich sind, dass manche Kinder 
und Jugendliche nur eine unzureichende Bildung erhalten. Die Analysen betrachten zum ei-
nen den in Deutschland nach wie vor zentralen Übergang von der Grundschule auf die weiter-
führende Schule, zum anderen wird untersucht, wer in Deutschland das Abitur anstrebt und 
damit entsprechend sehr gute Voraussetzungen hat, spätere Armutserfahrungen zu vermeiden. 
Abhängig von den erreichten Schulabschlüssen untersucht das vierte Kapitel den Übergang 
von Schülerinnen und Schüler in die berufliche Ausbildung. Es werden Einflussfaktoren auf-
gezeigt, die zu einem zeitnahen erfolgreichen Übergang in eine berufliche Ausbildung oder 
ein Studium führen. Anschließend wird untersucht, welche Faktoren dafür verantwortlich 
sind, dass junge Erwachsene aus dem Ausbildungssystem einen erfolgreichen Übergang in 
den Arbeitsmarkt vollziehen. Für diesen Übergang in den Arbeitsmarkt kann insbesondere die 
Bedeutung der Bedingungen beim ersten Übergang sowie der erreichten Schul- und Berufsab-
schlüsse betrachtet werden.  
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Im fünften Kapitel wird für Erwachsene im mittleren und höheren Lebensalter unter-
sucht, welche Ursachen für einen Abstieg in Armut verantwortlich sind. Hierbei werden ins-
besondere verschiedene Lebensereignisse betrachtet, die dazu führen können, dass Personen 
unter die Armutsrisikoschwelle fallen. Darüber hinaus wird gezeigt, welche Folgen ein Ab-
stieg in Armut für die soziale Teilhabe und die Lebensqualität der betroffenen Personen hat. 
Das sechste Kapitel schließlich betrachtet die Risikofaktoren und Schutzmechanismen für 
soziale Aufstiege aus Armut im mittleren und höheren Lebensalter. Hierbei wird neben dem 
Verlassen des Grundsicherungsbezugs auch der Aufstieg aus materieller Deprivation betrach-
tet sowie die Gelingensbedingungen für die jeweiligen Aufstiegsformen eingängig diskutiert. 

In einem siebten Kapitel werden die Konsequenzen aus den vorhergehenden Analysen 
der einzelnen Lebensphasen hinsichtlich intergenerationaler Auf- und Abstiege aufgezeigt, 
die deutlich machen, in welchem Ausmaß Armutsrisiken „vererbt“ werden. Wenn möglich, 
werden bei der Darstellung von tatsächlich beobachtbaren Auf- und Abstiegen in den Kapi-
teln 2 bis 7 auch Hinweise auf die subjektive Wahrnehmung von Auf- und Abstiege gegeben. 
Ausführlich werden diese subjektiven Wahrnehmungen in Kapitel 8 dargestellt. In diesem 
Kapitel werden die Wahrnehmung der Ungleichheit in der Gesellschaft, die subjektive Veror-
tung der Befragten in der Gesellschaft sowie ihre Wahrnehmung von Auf- und Abstiegen be-
leuchtet. 
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2. Armutsentwicklung bei Kindern und Jugendlichen 

2.1.  Einleitung – Wo stehen die Kinder und Jugendlichen in Deutschland? 

Bereits in den 90er Jahren des letzten Jahrhunderts wurde der Begriff der Infantilisierung von 
Armut geprägt (Hauser 1997). Dabei wurde die These aufgestellt, dass sich die Konzentration 
von Armutssituationen im hohen Alter auf Armutslagen in der Kindheit/Jugend verschiebt. 
Dieses Phänomen bedarf deshalb hoher Aufmerksamkeit, da Kinder in besonderer Weise die 
Zukunft und Zukunftsfähigkeit von Gesellschaften tangieren (Bertram und Kohl 2010). Der 
These der Infantilisierung von relativer Armut, kann grundsätzlich entsprochen werden. Der 
negative Trend konnte zwar zwischen 1993 und 1998 gestoppt werden, eine deutliche Um-
kehr ist jedoch nicht zu erkennen (Becker und Hauser 2003a: 40). Der Infantilisierung von 
Armut seit 1973 steht eine reduzierte Altersarmut entgegen, die mit der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe nachweisbar ist. Diese reduzierte Altersarmut ist zwar nicht mit einer 
„Überversorgung“ bzw. gehobenem Wohlstand im Alter zu verwechseln, trotzdem zeigt der 
Vergleich eine problematischere Situation für Kinder (ebenda). In den letzten Jahren wurde 
der statistische Armutsbegriff zunehmend konkretisiert. Kinder und Jugendliche, die sich un-
terhalb der 60%-Schwelle des nettogewichteten Äquivalenzeinkommens und damit unter der 
Armutsrisikogrenze befinden, gelten als von Armut bedroht. Nach den aktuellen Zahlen des 
SOEP und Mikrozensus können wir davon ausgehen, dass der Anteil der von Armut bedroh-
ten Kinder und Jugendlichen (unter 18 Jahren) bei ca. 16% bis 17% oder ungefähr zwei Milli-
onen Kindern liegt (Bertram und Kohl 2010: 61; Grabka und Frick 2010: 61). Dabei ist anzu-
merken, dass die unter 18-Jährigen nicht als homogene Gruppe verstanden werden können. 
Vergleicht man die Armutsrisikoquoten von Kindern nach unterschiedlichen Altersgruppen 
aus den Zeiträumen 2000-2002 und 2007-2009 (Statistisches Bundesamt und WZB 
2011:167), so ist festzustellen, dass der Anteil der jüngeren von Armut bedrohten Kinder bis 
zehn Jahre leicht rückläufig war (von 13,6% auf 12,3), während der Anteil der 11-20-Jährigen 
leicht angestiegen ist (von 16,8% auf 18,1%). 

Bezogen auf die materielle Benachteiligung von Kindern im internationalen Vergleich 
zeigt sich zunächst, dass Wohlfahrtspolitiken in unterschiedlichen Ländern und die damit ver-
bundenen familienpolitischen Transferleistungen in Zusammenhang mit der Höhe von Kin-
derarmutsrisiken stehen (Bäckmann und Ferrarini 2010). Die Armutsrisikoquote deutscher 
Kinder (0 bis 17 Jahre) liegt nach den Angaben von Eurostat auf der Basis des EU-SILC im 
Jahr 2009 bei 17,5%2. Im internationalen Vergleich (EU 25) befindet sich Deutschland damit 
bei einer Spannweite von 10,9% in Dänemark bis 26,6% in Lettland im Mittelfeld. Betrachtet 
man die Benachteiligung von Kindern nicht nur aus einer rein materiellen, sondern aus einer 

                                                 
1 Die Ergebnisse des SOEP geben die Armutsrisikoquote nach der Datenkorrektur des Komponenteneinkom-
mens im SOEP wieder.  
2 Quelle: Eurostat http://epp.eurostat.ec.europa.eu/portal/page/portal/statistics/search_database; Zugriff 
09.12.2011 
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mehrdimensionalen Perspektive, muss man feststellen, dass sich Deutschland im internationa-
len Vergleich in den letzten Jahren zwar etwas verbessert hat, aber auch hier immer noch 
nicht über das Mittelmaß hinaus kommt (Bertram 2008; Bertram und Kohl 2010).  

Was aber macht die Armutsbedrohung so schlimm für Kinder? Sind Kinder Armutsri-
siken ausgesetzt, kann das negative Auswirkungen auf ihren Bildungserfolg, auf ihre Freund-
schaftsbeziehungen und sogar auf die kindliche Persönlichkeitsentwicklung haben (Alt und 
Lange 2009). Eine Position unterhalb der Armutsrisikoschwelle gilt als der größte Risikofak-
tor für die Entwicklung subjektiven Wohlbefindens von Kindern und deren späteren Lebens-
chancen (Holz 2006). Vor diesem Hintergrund gewinnt das Thema Kinder- und Jugendar-
mutsrisiken nicht nur an Relevanz, wenn es darum geht, völkerrechtlichen Verbindlichkeiten 
wie der UN-Kinderrechtskonvention zu entsprechen. Auch volkswirtschaftliche Überlegun-
gen spielen eine Rolle: Investitionen in Kinder und Jugendliche sind mittel- und langfristig 
auch Investitionen in die Zukunft der Gesellschaft (u.a. Allmendinger et al. 2011; Biedenkopf 
et al. 2009). Ein sinnvoller Weg, Ansätze zu entwickeln, die den Anteil von Kindern und Ju-
gendlichen, die von Armut bedroht werden, reduzieren, ist die Identifikation von Faktoren, 
die vermehrt dazu führen (Risikofaktoren) bzw. davor bewahren (Schutzfaktoren).  

 

2.2. Schutz- und Risikofaktoren 

Ein Risikofaktor ist ein Merkmal, das bei einer Gruppe von Individuen, die Wahrscheinlich-
keit des Auftretens einer Störung im Vergleich zu einer unbelasteten Kontrollgruppe erhöht 
(Holz 2006: 10). Allgemein gibt es verschiedene Gruppen in Deutschland, die ein überdurch-
schnittliches Armutsrisiko haben. Dazu zählen Paare mit mindestens drei Kindern (ein Anteil 
von 13,9% dieser Personengruppe lebt unterhalb der Armutsrisikoschwelle), Alleinerziehen-
den (35%), Migranten (24%), Arbeitslosen (40,9%), und eben auch Kinder mit ca. 15% (Vol-
kert 2008). Da Kinder in der Regel nicht über eigene Einkommen verfügen, orientieren sich 
die Armutsrisikoquoten am Einkommen des Haushalts, in dem das jeweilige Kind lebt. Wenn 
ein Kind also von Armut bedroht ist, dann befindet sich jede andere Person im Haushalt (Ge-
schwister, Eltern etc.) ebenfalls unter der Armutsrisikoschwelle. Das größte Armutsrisiko für 
Kinder besteht in der Erwerbs- oder Arbeitslosigkeit der Eltern oder eines Elternteils (Eggen 
2008; BMFSFJ 2010: 59). Aus einer Ereignisperspektive heraus konstatiert Meier-Gräwe 
(2006), dass Armutslagen in der Regel als Folge eines kritischen Lebensereignisses auftreten, 
wie z.B. der Trennung oder Scheidung von (Ehe-) Partnern, aber auch als Folge der Geburt 
eines (weiteren) Kindes. Dagegen stellen Fertig und Tamm fest, dass Kinder aus der Perspek-
tive der Eltern nicht per se ein Armutsrisiko darstellen, wenn es sich um einen Paarhaushalt 
handelt. Alleinerziehende und damit auch deren Kinder sind allerdings in der Tat überpropor-
tional von Armut betroffen (Fertig und Tamm 2005: 243, Böhnke und Schröder 2010). Auch 
Butterwegge sieht Auslöser für Kinder- und Jugendarmut in Lebensereignissen wie z.B. dem 
Tod des Alleinernährers, Erwerbslosigkeit von Eltern(teilen) und/oder deren Trennung oder 
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Scheidung (Butterwegge 2010b: 8). Zusammenfassend kann man die Hauptursachen für das 
Armutsrisiko von Kindern und Jugendlichen in den Bereichen Familien- bzw. Haushaltskons-
tellation, Arbeitsmarktstatus, Kindesalter und Migrationshintergrund verorten (vgl. auch 
Böhmer et al. 2008).  

Die bisher aufgeführten Befunde sagen allerdings wenig über den dynamischen Ver-
lauf von Armutsepisoden aus: Wie wirken sich die oben genannten Risikofaktoren in der 
Längsschnittperspektive auf Armut aus? Familienkomposition und Arbeitsmarktstatus der 
Eltern sind neben dem Bildungslevel des Haushaltsvorstandes die wesentlichen Faktoren, die 
die Stärke und Dauer von drohender Armut bestimmen, wobei es Hinweise darauf gibt, dass 
die Situation bei der Geburt eines Kindes erhebliche Effekte hat (Fertig und Tamm 2010: 
164). Kinder, die in Zweielternhaushalten geboren sind und in denen der Haushaltsvorstand in 
Vollzeit arbeitet, befinden sich beispielsweise bis zum 18. Lebensjahr im Durchschnitt weni-
ger als ein halbes Jahr unterhalb der Armutsrisikoschwelle, wenn Haushalts- und Arbeits-
marktstatus konstant bleiben. Bei Kindern, die in Einelternhaushalten geboren werden und in 
denen nicht Vollzeit gearbeitet wird, beträgt dieser Zeitraum durchschnittlich fast 5 Jahre 
(ebenda). Es ist festzuhalten, dass es sich hier um Simulationsergebnisse handelt und damit 
eher als Hinweis, denn als Beweis gedacht werden müssen. 

In der Forschungspraxis überschneiden sich Kindheits- und Jugendarmutsforschung 
häufig. Neben vielen Unterschieden, z.B. wie sich das Haushaltsnettoeinkommen zusammen-
setzt, wie Daten/Ergebnisse gewichtet werden und welche Armutsgrenze zu Grunde gelegt 
wird, spielt vor allem die Festlegung von Altersgrenzen der jeweiligen Untersuchungsgruppen 
eine große Rolle. Diese Frage gewinnt vor allem dann an Bedeutung, wenn man das Kindesal-
ter und das Jugendalter aus einer Lebensverlaufsperspektive abzugrenzen sucht.  

Die Definition von „Jugend“ hat häufig ein willkürliches Element3: Nach dem Sozial-
gesetzbuch (SGB) in Deutschland ist ein Jugendlicher, wer 14, aber noch nicht 18 Jahre alt 
ist; nach der UN-Kinderrechtskonvention allerdings gilt jeder Mensch als Kind, solange er 
nicht das 18. Lebensjahr vollendet hat (Merten 2010). Krug und Popp definieren Jugendliche 
als Personen im Alter zwischen 15 und 24 Jahren. Sie beziffern die Anzahl derjenigen, die an 
dieser Schwelle zum soziokulturellen Existenzminimums oder darunter leben, auf ca. eine 
Million Jugendliche (Krug und Popp 2008). Den Armutsrisikoquoten des DIW für unter-
schiedliche Altergruppen zufolge sind etwas über 20% der 13 bis 18 Jährigen und knapp 25% 
der 19 bis 25 Jährigen von Armut bedroht (Grabka und Frick 2010: 6). Betrachten wir Ju-
gendliche als eine Gruppe junger Menschen, die zwischen 15 und 24 Jahre alt sind, müssen 
wir die Risikofaktoren etwas differenzierter betrachten. Für diejenigen Jugendlichen, die noch 
dem elterlichen Haushalt angehören und die noch die Schule besuchen, gelten andere Krite-
rien, als für Jugendlichen, die erwerbsfähig sind und unter Umständen bereits einen eigenen 
Hausstand gegründet haben. Die Risikofaktoren für Jugendliche, die noch im elterlichen 

                                                 
3 Zur ausführlicheren Erörterung der Unterschiedlichkeit von Jugenddefinitionen siehe (Laubstein et al. 2010) 
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Haushalt leben und kein eigenes Einkommen haben, sind denen für Kinder ähnlich, denn auch 
hier spielen die sozialen Merkmale der Herkunftsfamilie eine wesentliche Rolle.  

Neben den hier genannten möglichen Risikofaktoren gibt es auch eine Reihe von 
Schutzfaktoren vor Kinder- und Jugendarmut. Als Schutzfaktoren bezeichnet man zunächst 
Merkmale, die die potenziell schädlichen Auswirkungen von Belastungen vermindern oder 
ausgleichen. Wie bei den Risikofaktoren gibt es auch hier grundsätzlich zwei Gruppen: (a) 
personale Ressourcen wie z.B. Resilienz (d.h. protektive Faktoren, die in der Person des Kin-
des begründet sind, wie z.B. eine optimistische Lebenseinstellung, Problemlösungsfähigkeiten 
oder hohes Selbstwertgefühl) und (b) soziale Ressourcen, d.h. Faktoren, die in der Betreu-
ungsumwelt des Kindes und hier wiederum inner- und/oder außerhalb der Familie liegen. 
(Holz 2006). Wichtig ist, dass die Wahrscheinlichkeit einer Störung durch Risikofaktoren 
zwar erhöht, aber nicht determiniert wird. Risikofaktoren müssen also nicht zwangsläufig zu 
einer negativen Entwicklung führen, denn protektive Faktoren können auch unter Armutsbe-
dingungen eine hohe Selbstwirksamkeitserfahrung und einen unproblematischen Sozialisati-
ons- und Lebensverlauf von Kindern gewährleisten (Groh-Samberg und Grundmann 2006). 
Dazu zählt neben einem sicheren Bindungsmuster zwischen Eltern und Kind, einer Balance 
zwischen disziplinierenden und unterstützenden Erziehungsmethoden und der Einbindung in 
verwandtschaftliche und nachbarschaftliche soziale Netzwerke auch eine gute Schule bzw. 
Wohngegend (ebenda). Die Kinderstudie der AWO/ISS führt als Schutzfaktoren u.a. ein gutes 
(Alltags-) Bewältigungshandeln von Eltern, das Erlernen von positiven Handlungsstrategien, 
eine gelingende - weil geförderte - soziale Integration in Peergroups sowie das soziale und 
schulische Umfeld an. Die Studie kommt aber zu dem Schluss, dass es letztlich nicht die 
Selbstheilungskräfte der Familie sind, sondern soziale Förderung, Ausgleich und Umvertei-
lung, die von Armut betroffenen Kindern eine wirkliche Zukunft ermöglichen (Holz 2006). 

Gerade im Bereich der Kinderarmutsforschung stößt man immer wieder auf den Beg-
riff der Resilienz. Bei der Resilienzförderung geht es darum, Kinder in überaus belasteten Le-
benssituationen den Zugang zu Schutzfaktoren zu ermöglichen, welche ihre Widerstandsfä-
higkeit mobilisieren und stärken (Zander 2008: 40, Zander 2010). Solche Schutzfaktoren kann 
das Kind einerseits in sich selbst finden, Schutzfaktoren können aber auch von seinem nähe-
ren sozialen Umfeld, etwa der Familie oder dem weiteren sozialen Umfeld (Kindertagesein-
richtungen, Nachbarschaft, Projekte) ausgehen (ebenda). Weil Eltern offenbar nur für einen 
begrenzten Zeitraum in der Lage sind, die negativen Auswirkungen von Armutslagen auf ihre 
Kinder abzufedern (vgl. Alt und Lange 2009), haben Kindertageseinrichtungen als kompensa-
torische Sozialisationsinstanz eine besondere Bedeutung, wenn es darum geht, die Wider-
standsfähigkeit von Kindern zu fördern (Wustmann 2004). Das aus der Entwicklungsfor-
schung stammende Konzept der Resilienz ist allerdings nicht unumstritten. Das zentrale Prob-
lem liegt in der Übertragbarkeit und in der Bedeutung von Armutsbewältigung. Richtet sich 
die Interpretation auf die Überwindung der Armutssituation selbst, wird der impliziten An-
nahme Vorschub geleistet, dass der Wegfall von Transferbezug oder der Ausstieg aus der 
statistischen Armut das Problem beseitig. Gleichzeitig wäre ein langer oder dauerhafter Auf-
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enthalt in Armut mit einem negativen „coping“ bzw. gescheiterter Bewältigungsstrategien 
gleichzusetzen (Groh-Samberg und Grundmann 2006).  

Eine andere Interpretation der Resilienz ist enger an die Sozialpsychologie gebunden 
und reduziert die positive Bewältigung von Armut darauf, dass betroffene Kinder und Jugend-
liche psychisch gesund bleiben (Groh-Samberg und Grundmann 2006). Die beiden Perspekti-
ven miteinander zu verknüpfen wäre sicher Ziel führend. Aus der holistischen Perspektive 
betrachtet sind mögliche Schutzmechanismen in den Dimensionen zu finden, die nicht direkt 
mit der materiellen Benachteiligung zu tun haben, aber doch damit in Verbindung gebracht 
werden können. Aus dieser Perspektive ist es möglich, materielle Armutsrisiko bzw. dessen 
Konsequenzen dadurch abzufedern, indem man multiple Deprivation möglichst vermeidet 
und ihr entgegenwirkt. Relevant sind z.B. das subjektive Wohlbefinden, die Gesundheit, die 
Netzwerke, das Risikoverhalten oder die Bildung (vgl. UNICEF 2007, Hurrelmann et al. 
2010, Holz und Hock 2006), die als Schutzfaktoren in Betracht gezogen werden müssen.  

Wenn die Risiko- und Schutzfaktoren hinreichend identifiziert und die Wirkungsme-
chanismen bekannt sind, können Steuerungsmöglichkeiten entwickelt werden, die Kinder- 
und Jugendarmutsrisiken effektiv verringern. Um dieses Ziel zu erreichen, sind Untersuchun-
gen, die sich an einer Längsschnittperspektive ausrichten, von Vorteil. Sie können über die 
Betrachtung von Momentaufnahmen hinausgehen und Entwicklungsverläufe zuverlässig 
nachzeichnen. Die Zeitkomponente von Armut und deren Einfluss auf zukünftige Lebens-
chancen von Kindern und Jugendlichen in der Gesellschaft kann auf unterschiedliche Art und 
Weise gemessen und beschrieben werden, beispielsweise durch ihre Zerlegung in die Teilein-
flüsse, Deprivationsdauer, Sequenz und Timing. Einige Autoren meinen, dass alle drei Teil-
einflüsse (Deprivationsdauer, Sequenz und Timing) Auswirkungen auf spätere Lebenschan-
cen von Kindern haben, wobei Armut dafür als Einflussfaktor in unterschiedlichen Kindheits-
phasen gemessen wird (Duncan et al. 1998, Jenkins und Schluter 2003). Bezüglich der Dauer 
ist festzustellen, dass Kinder, die längere Zeit ökonomischer Deprivation ausgesetzt waren, 
später schlechtere Positionen erlangen als Kinder, die dem nur kurz ausgesetzt waren (Duncan 
et al. 1994). Unterschiedliche Ergebnisse gibt es bezüglich des Timings, wobei einige Autoren 
argumentieren, dass Armutsphasen in früher Kindheit einen negativeren Effekt auf die Le-
benschancen haben, als in der späteren Kindheit (Dearing et al. 2001; Duncan et al. 1998; 
Farkas and Beron 2004; McLoyd 1998). Andere Autoren betrachten Armut in der Adoles-
zenzphase als größtes Problem (Mickelson 1990; Ogbu 1978). Bezüglich zukünftiger Bil-
dungsambitionen arbeitet Ermisch heraus, dass sich insbesondere frühe Armutserfahrungen 
negativ auswirken (Ermisch et al. 2001). Wieder andere Autoren legen den Schwerpunkt auf 
ökonomische Deprivationssequenzen, die im Bedeutungsranking deutlich vor Dauer oder Ti-
ming von Armut stehen (Galambos und Silbereisen 1987; Moore et al. 2002). Wagmiller klas-
sifiziert Kinder entgegen der getrennten Einflussmessung nach gruppiertem Kindesalter auf 
der Basis ähnlicher kindlicher Armutsverbleibsdauern, Timings und Sequenzen. Dabei wer-
den 4 Gruppen identifiziert: „nonpoor group”, „long-term poor group”, „group moving out of 
poverty” und „group moving into poverty” (Wagmiller et al. 2006: 856 ff.). Er findet heraus, 
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dass ausgedehnte Zeitspannen ökonomischer Deprivation (Dauer) während der Kindheit dann 
am ungünstigsten sind, wenn sie in der Phase früher Elternschaft beginnen. Auch die negati-
ven Auswirkungen von Positionen unterhalb der Armutsrisikoschwelle auf die Persönlich-
keits- und Netzwerkentwicklung von Kindern zeigt sich besonders dann, wenn ökonomische 
Deprivationssituationen länger andauern (vgl. Alt und Lange 2009).  

Bis zu diesem Punkt sollte deutlich geworden sein, dass es sinnvoll und notwendig ist, 
Faktoren, die mit dem Armutsrisiko von Kindern und Jugendlichen in Verbindung stehen, aus 
einer Längsschnittperspektive zu betrachten. Diese Betrachtungsweise soll in den folgenden 
Auswertungen einen zentralen Analysebestandteil darstellen. Das bedeutet, dass Kinder und 
Jugendliche im Verlauf ihrer Entwicklung betrachtet und individuelle Dynamiken identifiziert 
werden sollen. Diese individuellen Dynamiken werden auf identifizierbare Muster hin unter-
sucht und interpretiert. Der Anspruch einer Längsschnittperspektive führt in Kombination mit 
den einleitenden Ausführungen zu verschiedene Fragen, die sich grob in drei Analysebereiche 
unterteilen lassen: 
 

1. Welche Merkmale sind verbunden mit einem erhöhten Armutsrisiko von Kindern 
und Jugendlichen? Welche Rolle spielen Ereignisse wie der Arbeitsplatzverlust bzw. 
der Übergang in Arbeitslosigkeit des Haushaltsvorstandes bei der Abwärtsmobilität 
von Kindern und Jugendlichen, d.h. Abstiege in den Bereich unterhalb der Armutsrisi-
koschwelle? Können hier Gruppen identifiziert werden, die trotz Risiken im Bereich 
Erwerbstätigkeit des Haushaltsvorstandes nicht in den Bereich absteigen, in dem sie 
von Armut bedroht sind? 
Diesen Fragen wird in Abschnitt 2.4 nachgegangen. Für die Beantwortung dieser Fra-
gen werden sowohl deskriptive Untersuchungen als auch multivariate Regressionsana-
lysen durchgeführt, die es in Verbindung mit Ereignisanalysen erlauben, mögliche Ri-
siko- und Schutzfaktoren zu identifizieren. 

2. Gibt es bestimmte Mobilitätstypen, die sich über Muster von Eintritten in und Aus-
tritten aus dem Bereich unterhalb der Armutsrisikoschwelle klassifizieren lassen? Wie 
stellt sich diese Typisierung nach Haushaltsmerkmalen dar? Gibt es vorherrschende 
Mobilitätstypen?  
Um diese Punkte zu analysieren werden in Abschnitt 2.5 Ergebnisse von Sequenz- und 
Clusteranalysen dargestellt, die es erlauben verschiedene Mobilitätstypen abzubilden 
und eingehender zu untersuchen. 

3. Wie wirkt sich die Zugehörigkeit zu einem Mobilitätstypen auf die spätere gesell-
schaftliche Teilhabe von Kindern/Jugendlichen aus?  
Die unter Punkt 2 herausgearbeiteten Mobilitätstypen werden in Abschnitt 2.6 insbe-
sondere auf Unterschiede im Verhalten bezüglich der sozialen Teilhabe hin untersucht. 
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2.3. Daten 

Für die folgenden Analysen wird das Sozio-ökonomische Panel (SOEP) verwendet. Zunächst 
wurde ein Analysedatensatz erstellt, der alle benötigten Variablen aus dem Untersuchungs-
zeitraum erfasst. Der Analysezeitraum bezieht sich vorerst auf das Befragungsintervall von 
1995 bis 2009 und wird später auf den Zeitraum von 2000 bis 2009 reduziert. Die Berechnun-
gen des Nettoäquivalenzeinkommens und die Bestimmung der Armutsrisikoschwelle (60%) 
basieren auf dem im SOEP abgefragten Screener Einkommen. Dabei wird danach gefragt, wie 
viel Geld der Haushalt mit allen Erwerbseinkommen und/ oder weiteren Leistungen (Renten, 
Kindergeld, Arbeitslosengeld etc.) im Monat zur Verfügung hat. Es ist zu beachten, dass sich 
die Analyse der Armutsbedrohung von Kindern und Jugendlichen zum Großteil aus den 
Merkmalen des Haushaltes bzw. der Eltern ergibt. Dementsprechend wird jedem 
Kind/Jugendlichen das jeweilige Pro-Kopf-Einkommen des Haushaltes und weitere Haus-
haltsmerkmale zugespielt. Obwohl Kinder de facto einkommenslos sind, wird ihnen also über 
das gewichtete Pro-Kopf-Einkommen ein Betrag zugewiesen, auf dessen Basis die Einord-
nung vorgenommen werden kann, ob das Kind als von Armut bedroht gilt oder nicht. Das 
reale Ausgabeverhalten der Eltern für das Kind muss dabei unberücksichtigt bleiben. 

Zunächst wird die gesamte Untersuchungsgruppe (Kinder und Jugendliche unter 18 
Jahren) in Kinder unter 15 Jahren und Jugendliche ab 15 und unter 18 Jahren unterteilt. Bei 
der Analyse von Sequenzen ist es allerdings nicht sinnvoll, die Ergebnisse im Voraus zu ver-
kürzen, indem Altersgrenzen gezogen werden. Deshalb werden die beiden Teilpopulationen 
für die sequenzanalytische Betrachtung wieder zu Kindern und Jugendlichen unter 18 Jahren 
zusammengefasst.  

Durch ökonomische Studien zu Armutsübergängen und chronischer Armut (Bane and 
Ellwood 1986; Gaiha 1988) wurde die Frage der zeitlichen Komponente in das Programm der 
Armutsforschung aufgenommen und damit um ein dynamisches Element ergänzt. Die dyna-
mische Armutsforschung kommt aus den USA und ist in den neunziger Jahren in Europa, vor 
allem in England und Deutschland rezipiert worden (Ludwig et al. 1995: 24). Wie einleitend 
bereits beschrieben, nimmt die neuere Forschung dabei an, dass zukünftige Lebenschancen 
von Kindern und Jugendlichen auch von Dauer, Timing und Sequenz ökonomischer Benach-
teiligung abhängen (Wagmiller et al. 2006). Einer der Schwerpunkte dieser Untersuchung 
liegt auf der Längsschnittperspektive, die es uns erlaubt, Mobilität in Bezug auf die Armutsri-
sikoschwelle zu untersuchen. Alle Ergebnisse sind dabei mit den entsprechenden im Soep 
vorhandenen Faktoren gewichtet, um Stichproben bedingte Verzerrungen auszugleichen. 
Zwei weitere Schwerpunkte in den Analysen sind die differenzierten Betrachtungen der regi-
onalen Unterschiede in den neuen und den alten Bundesländern, sowie Geschlechterdifferen-
zen. Bei der Analyse der Haushaltsmerkmale der von Armut bedrohten Kinder und Jugendli-
chen differenzieren wir nicht nach Geschlecht der Kinder/Jugendlichen, weil beispielsweise 
der Erwerbsstatus der Haushaltsvorstandes oder die Anzahl der Kinder im Haushalt nicht 
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sinnvoll mit dem Geschlecht der Kinder und Jugendlichen in Verbindung gebracht werden 
können. Bei der Untersuchung sozialer Teilhabe trifft das nicht zu, denn die Verhaltensweisen 
in Bezug auf soziale Teilhabe von Jungen und Mädchen können unter anderem bedingt durch 
unterschiedliche Geschlechterrollenbilder der Eltern voneinander abweichen. Die regionale 
Differenzierung nach neuen und alten Bundesländern ist wegen der Längsschnittbetrachtung 
vor allem dann ein Problem, wenn die Fallzahlen kleiner werden. Dort wo es die Fallzahlen 
erlauben, werden die Ergebnisse nach neuen und alten Bundesländern getrennt dargestellt. 

 

2.4. Kinder und Jugendliche mit erhöhtem Armutsrisiko 

Die zentralen Fragen, die in diesem Abschnitt bearbeitet werden sind: Welche Kinder und 
Jugendlichen sind häufiger von Armut bedroht? Welche Ereignisse führen zu Abwärtsmobili-
tät, d.h. Abstiege in den Bereich unterhalb der Armutsrisikoschwelle? Können Gruppen iden-
tifiziert werden, die trotz Risiken nicht in den Bereich absteigen, in dem sie von Armut be-
droht sind? 

Die folgende Tabelle 0 bezieht sich auf die Jahre 1995-2009 und gibt geschätzte Mit-
telwerte (mit den entsprechenden 90%-Konfidenzintervallen) verschiedener Gruppen- und 
Haushaltsmerkmale von Kindern und Jugendlichen für diesen Zeitraum an. Es wurden fünf 
Haushaltsmerkmale und ein personenbezogenes Merkmal von Kindern und Jugendlichen (je-
weils mit dem Merkmal und ohne das Merkmal) verglichen: 1. die Region, 2. der Erwerbssta-
tus des Haushaltsvorstandes, 3. der Partnerschaftsstatus, 4. die Kinderzahl im Haushalt, 5. das 
Alter des jüngsten Kindes im Haushalt und 6. der Migrationshintergrund4. 

Das größte Risiko von Armut bedroht zu sein, haben Kinder und Jugendliche, wenn 
der Haushaltsvorstand von Arbeitslosigkeit betroffen ist. Das zweitgrößte Risiko stellt die 
Partnerlosigkeit des Elternteils im Haushalt dar. Weniger große relative Risiken finden wir bei 
den Kriterien mehr als zwei Kinder im Haushalt, Migrationshintergrund, Region (neue Bun-
desländer) und wenn das jüngste Kind im Haushalt jünger als vier Jahre ist. Die Differenzen 
zur jeweiligen Kontrollgruppe, auf die diese Merkmal nicht zutrifft beträgt in den meisten 
Fällen weniger als 10 Prozentpunkte und ist damit deutlich geringer, als bei den schweren 
Risikofaktoren, wie Arbeitslosigkeit des Haushaltsvorstandes (bis zu 40 Prozentpunkte) und 
Partnerlosigkeit (über 20 Prozentpunkte). Fast für alle Kriterien gilt, dass das Risiko für Ju-
gendliche zwischen 15 und 17 Jahren etwas höher ist, als für Kinder unter 15 Jahren.  
 

                                                 
4 Zu 1.: Die Region unterteilt sich in neue und alte Bundesländer. Zu 2.: Die Arbeitslosigkeit des Haushaltsvor-
standes bezieht sich auf die Angabe zum Befragungszeitpunkt. Zu 3.:Die Variable zum Partner im Haushalt 
bezieht alle Formen der Lebensgemeinschaft mit ein. Das entscheidende Kriterium ist die Zugehörigkeit zum 
Haushalt unabhängig von der Lebensform. Zu 4.: Die Kinderzahl im Haushalt bezieht sich auf dem Haushalt 
zugeordnete eigene Kinder, Kinder des Partners, Pflege- und Enkelkinder. Zu 5.: Das jüngste Kind im Haushalt 
bezieht sich auf das Alter der dem Haushalt zugeordneten eigenen Kinder, Kinder des Partners oder Pflege- und 
Enkelkinder.  
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Tabelle 0: Anteil der von Armut bedrohten Kinder und Jugendlichen nach unterschied-
lichen Haushaltsmerkmalen 1995-2009 
 
(90% Konfidenzintervall) Kinder unter 15 Jahren Jugendliche zwischen 15 und 17 

Jahren 
 

Neue Bundesländer 19,1 
(18,4/19,8) 

24,1 
(22,9/25,4) 

Alte Bundesländer 11,3  
(11/11,6) 

15,5 
(14,8/16,1) 

 

Haushaltsvorstand arbeitslos 48,0 
(46,7/49,2) 

60,0 
(57,6/62,3) 

Haushaltsvorstand nicht arbeitslos 9,1 
(8,9/9,4) 

12,7 
(12,1/13,2) 

 

Partnerloser Haushalt 33,1 
(31,8/34,3) 

35,6 
(33,4/37,7) 

Partner/in im Haushalt 10,3  
(10,0/10,5) 

14,8 
(14,2/15,4) 

 

3 oder mehr Kinder (unter 18 Jahren) im 
Haushalt 

19,3 
(18,7/19,9) 

27,1 
(25,5/28,7) 

Weniger als 3 Kinder (unter 18 Jahren) im 
Haushalt 

10,5 
(10,2/10,8) 

15,6 
(15,0/16,3) 

 

Jüngstes Kind im Haushalt unter 4 Jahre 14,6 
(14,1/15,2) 

31,3 
(27,6/35) 

Jüngstes Kind im Haushalt 4 Jahre oder 
älter 

12,1 
(11,8/12,4) 

17,3 
(16,7/17,9) 

 

Mit Migrationshintergrund 17,8 
(17,2/18,3) 

24,9 
(23,2/26,3) 

Ohne Migrationshintergrund 11,1 
(10,811,4) 

15,5 
(14,9/16,2) 

 

N 57.953 13.559 

Quelle: Soep 1995-2009, eigene Berechnungen 
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Eine große Differenz beobachten wir bei dem Anteil von Armut bedrohter Kinder unter 15 
Jahren im Vergleich zu Jugendlichen zwischen 15 und 17 Jahren, wenn das jüngste Kind im 
Haushalt jünger als 4 Jahre ist. Aufgrund der geringen Fallzahl sollte der enorme Unterschied 
zwischen Kindern und Jugendlichen mit Vorsicht interpretiert werden. 

Die Arbeitslosigkeit des Haushaltsvorstandes stellt den mit Abstand gewichtigsten Ri-
sikofaktor für Kinder und Jugendliche dar, unter der Armutsrisikoschwelle zu leben. Darauf 
folgt, wenn der Haushaltsvorstand keinen Partner bzw. keine Partnerin hat, der/die mit im 
Haushalt lebt. Es folgen die kinderreichen Haushalte und der Migrationshintergrund. Ein jun-
ges Kind im Haushalt wirkt sich lediglich für die Gruppe der Jugendlichen als Risikofaktor 
aus. Der Unterschied zwischen alten und neuen Bundesländern beträgt insgesamt ca. 8 Pro-
zentpunkte. Dieser regionale Unterschied wird im Folgenden für die anderen Faktoren separat 
untersucht, um mögliche regionale Effekte in den gerade beschriebenen Merkmalen identifi-
zieren zu können. 
 
Arbeitslosigkeit des Haushaltsvorstandes 
Die Differenzen für diesen Indikator bewegen sich bei ca. 4 Prozentpunkten oder deutlich 
darunter. Wir finden hier zwar die Unterschiede zwischen Kindern und Jugendlichen wieder, 
nicht aber zwischen neuen und alten Bundesländern. Festzuhalten bleibt, dass es in den neuen 
Bundesländern im Zeitraum der letzten 15 Jahre etwas mehr Kinder und Jugendliche gab, die 
selbst dann von Armut bedroht waren, wenn der Haushaltsvorstand nicht arbeitslos war, als in 
den alten Bundesländern. Daraus kann man ableiten, dass es hier mehr Haushalte gibt, die 
nicht genügend erwirtschaften, um die Haushaltsmitglieder aus der Armutsrisikozone zu be-
fördern. 

Aufgrund des höheren Armutsrisikos von Kindern und Jugendlichen in den neuen 
Bundesländern lässt sich davon ausgehen, dass nicht alle der Risikofaktoren so wenig zwi-
schen Ost- und Westdeutschland trennen, wie wir es beim Erwerbstatus des Haushaltsvor-
standes beobachten. Diese Annahme bestätigt sich, wenn wir die anderen vier Risikofaktoren 
näher betrachten. 

 
Migrationshintergrund 
Kinder in den neuen Bundesländern, die einen Migrationshintergrund haben, sind 10 Prozent-
punkte häufiger von Armut bedroht, als Kinder, mit Migrationshintergrund aus den alten 
Bundesländern. Diese Differenz relativiert sich allerdings, wenn man berücksichtigt, dass sie 
in etwa gleich hoch ist, wenn man Kinder ohne Migrationshintergrund betrachtet. Die Ost-
West Differenz zwischen Jugendlichen mit Migrationshintergrund dagegen ist deutlich höher, 
allerdings dürfen die Schätzer aufgrund geringer Fallzahlen in diesem Fall nicht überinterpre-
tiert werden.  
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Kinderreichtum 
Für Kinder, die in Haushalten mit mehr als zwei Geschwistern leben, finden wir eine enorme 
Differenz zwischen alten und neuen Bundesländern. Diese beträgt sowohl für Kinder, als auch 
für Jugendliche in den neuen Bundesländern ein Plus von über 20 Prozentpunkten, wenn wir 
über den Anteil derjenigen sprechen, die sich unter der Armutsrisikoschwelle befinden. Das 
bedeutet, dass ostdeutsche Haushalte innerhalb des beobachteten Zeitraums von 15 Jahren im 
Mittel in deutlich geringerem Ausmaß in der Lage sind, den finanziellen Mehraufwand für 
mehr als 2 Kinder abzufedern, so dass sich Eltern und ihre Kinder ca. doppelt so häufig unter 
der Armutsrisikoschwelle befinden, als in den alten Bundesländern. Die Ost-West-
Differenzen bei Kindern und Jugendlichen, die in Haushalten mit weniger als 3 Kindern le-
ben, entsprechen ungefähr den Zahlen der allgemeinen Ost-West-Unterschiede.  

 
Kleinkind/Säugling im Haushalt 
Für Kinder unter 15 Jahren haben wir kaum Unterschiede gefunden, wenn wir nach der Al-
tersgruppe des jüngsten Kindes im Haushalt (jünger als 4 Jahre vs. 4 Jahre und älter) differen-
ziert haben. Betrachten wir uns die Kinder, die in Haushalten leben, in denen kein junges 
Kind lebt, so finden wir eine Differenz von 6 Prozentpunkten, die dem allgemeinen Ost/West 
Unterschied sehr nahe kommt. Kinder in den neuen Bundesländern und in deren Haushalt 
mindestens ein Kind unter 4 Jahren lebt, haben dagegen ein gut doppelt so hohes Risiko unter 
der Armutsrisikoschwelle zu leben, wie ihre Vergleichsgruppe in den alten Bundesländern 
(ca. 13 Prozentpunkte). Haushalte in den neuen Bundesländern mit jungen Kindern haben also 
offensichtlich größere Probleme, Armutsrisiken zu vermeiden. Die Ergebnisse für Jugendliche 
stellen sich in ähnlicher Weise, aber etwas stärker in ihren Ausprägungen dar. Insbesondere 
die Gruppe der Jugendlichen aus den neuen Bundesländern in Haushalten mit jungen Ge-
schwisterkindern darf Fallzahl bedingt nicht überinterpretiert werden. 
 
Partnerloser Haushalt 
Kinder, die in partnerlosen Haushalten im Ostteil Deutschlands leben, sind etwa 12% häufiger 
von Armut bedroht als Kinder, die in derselben Haushaltskonstellation in Westdeutschland 
leben. Die Differenz ist für Jugendliche etwas höher, allerdings ist auch hier Fallzahl bedingt 
Vorsicht geboten. Befindet sich ein Partner im Haushalt, finden wir sowohl bei Kindern als 
auch bei Jugendlichen ungefähr eine Differenz von 6 Prozentpunkten, die den allgemeinen 
Ost-West-Unterschied widerspiegelt.  

Betrachtet man die Risikofaktoren differenziert nach alten und neuen Bundesländern 
(Tabelle 1), so fällt die Arbeitslosigkeit des Haushaltsvorstandes ein weiteres Mal auf. Wir 
konnten diesesn Faktor bereits als größten Risikofaktor identifizieren. Zusätzlich ist das der 
einzige Risikofaktor, der keine oder nur kleine Unterschiede zwischen Ost und West aufweist. 
Das deutlich erhöhte Risiko für Kinder und Jugendliche unter der Armutsrisikoschwelle zu 
leben, wenn der Haushaltsvorstand arbeitslos ist, ist also in Ost- und Westdeutschland in na-
hezu gleichem Ausmaß zu finden. 
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Tabelle 1: Anteil der Kinder und Jugendlichen unter der Armutsrisikoschwelle nach 

unterschiedlichen Merkmalen (Tabelle 0) differenziert nach alten und neuen Bundes-

ländern, 1995-2009 (Angaben in Prozent) 

 
(90% Konfidenzintervall) Kinder West Kinder Ost Jugendliche West Jugendliche Ost 

 

Haushaltsvorstand ar-
beitslos 

49,0 
(47,4/50,6) 

46,3 
(44,3/48,3) 

59,2 
(56,0/62,3) 

60,8 
(57,3/64,4) 

Haushaltsvorstand nicht 
arbeitslos 

8,4  
(8,1/8,6) 

12,8 
(12,1/13,4) 

11,7 
(11,1/12,3) 

15,6 
(14,4/16,8) 

 

Partnerloser Haushalt 29,6 
(28,1/31,0) 

41,7 
(39,3/44,1) 

29,9 
(27,4/32,3) 

48,2 
(44,3/52,2) 

Partner/in im Haushalt 9,1  
(8,9/9,4) 

15,2  
(14,5/15,9) 

13,1 
(12,5/13,8) 

19,5 
(18,2/20,8) 

 
3 oder mehr Kinder (un-
ter 18 Jahren) im Haus-
halt 

16,3 
(15,7/16,9) 

37,4 
(35,5/39,3) 

23,2 
(21,6/24,9) 

44,4 
(40,3/48,4) 

Weniger als 3 Kinder 
(unter 18 Jahren) im 
Haushalt 

9,3 
(9,0/9,6) 

14,8 
(14,1/15,5) 

13,4 
(12,7/14,1) 

21,2 
(19,9/22,4) 

 
Jüngstes Kind im Haus-
halt unter 4 Jahre 

12,2 
(11,6/12,7) 

25,7 
(24,2/27,2) 

26,5 
(22,3/30,6) 

45,7 
(38,1/53,4) 

Jüngstes Kind im Haus-
halt 4 Jahre oder älter 

10,9 
(10,6/11,2) 

16,9 
(16,1/17,6) 

15,0 
(14,4/15,7) 

23,3 
(22,1/24,6) 

 

Mit Migrationshin-
tergrund 

17,5 
(17,0/18,1) 

26,9 
(22,5/31,3) 

24,5 
(23,1/25,9) 

37,5 
(28,5/46,6) 

Ohne Migrationshin-
tergrund 

8,3 
(8,0/8,6) 

18,9 
(18,2/119,5) 

11,2 
(10,5/11,9) 

23,8 
(22,5/25,0) 

 

N 46.716 11.237 9.957 3.602 

Quelle: Soep 1995-2009, eigene Berechnungen 
 

Bis zu diesem Punkt wurden geschätzte Mittelwerte aus dem Zeitraum der Jahre 1995 bis 
2009 aufgeführt und verglichen. Die Arbeitslosigkeit des Haushaltsvorstandes hat sich dabei 
als der größte Risikofaktor für Kinder und Jugendliche herauskristallisiert, sich unter der Ar-
mutsrisikoschwelle zu befinden. Aus diesem Grund wird der Erwerbsstatus des Haushaltsvor-
standes im Folgenden der Analyseschwerpunkt sein, wenn es darum geht, Ereignisse und de-
ren Folgen sowie mögliche Schutzfaktoren aus der Längsschnittperspektive zu untersuchen. 
Das bedeutet, dass wir den bisherigen Analyserahmen ändern, indem wir uns einerseits auf 
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den Risikofaktor der Arbeitslosigkeit des Haushaltsvorstandes konzentrieren, die Variablen 
also reduzieren. Gleichzeitig werden Ereignisse und deren Folgen berücksichtigt. Im Folgen-
den werden also speziell die Dynamiken von Kindern und Jugendlichen, also deren Abstiege 
unter die Armutsrisikogrenze, mit Ereignissen in Bezug auf den Erwerbstatus des Haushalts-
vorstandes in Verbindung gebracht. Weil sich der Zusammenhang zwischen Erwerbsstatus 
des Haushaltsvorstands und dem Armutsrisiko von Kindern und Jugendlichen in den alten 
und neuen Bundesländern in ganz ähnlichem Ausmaß zeigt, haben wir die Daten für die fol-
gende Ergebnisdarstellung gepoolt. 

In Abbildung 1 ist zu sehen, welche Ereignisse bezüglich des Erwerbstatus des Haus-
haltsvorstandes den größten Einfluss auf den Anteil derjenigen Kinder und Jugendlichen ha-
ben, die unter die Armutsschwelle sinken. Die Abbildung ist in drei Teilabschnitte unterteilt. 
Der Abschnitt links umfasst Kinder unter 15 Jahren, der mittlere Abschnitt Jugendliche im 
Alter zwischen 15 und 17 Jahren und der Abschnitt rechts beide Gruppen zusammen. In je-
dem der drei Abschnitte ist die jeweilige Abwärtsmobilität wiederum nach 3 Krite-
rien/Ereignissen abgebildet. Zum einen ist in jedem Abschnitt links der Anteil derjenigen ab-
getragen, die unter die Armutsrisikoschwelle geraten, wenn der Haushaltsvorstand erwerbstä-
tig bleibt. Daneben sind diejenigen Kinder bzw. Jugendlichen angegeben, die zu einem Haus-
halt gehören, in denen der Haushaltsvorstand zu einem Zeitpunkt zwischen 1995 und 2009 
seinen Arbeitsplatz verloren hat. Der mögliche Eintritt in den Bereich unterhalb der Armutsri-
sikoschwelle wurde ein Jahr nach dem Ereignis des Arbeitsplatzverlustes des Haushaltsvor-
stands gemessen. Und auf der rechten Seite jedes Abbildungsabschnitts ist der Anteil derjeni-
gen angezeigt, die in Haushalten leben in denen der Arbeitsplatzverlust des Haushaltsvorstan-
des mit anschließender (ein Jahr danach) Arbeitslosigkeit einhergeht. Um Messfehler auszu-
schließen wurden nur diejenigen Abwärtsmobilitäten berücksichtigt, die mit einer mindestens 
zehnprozentigen Minderung des Pro-Kopf-Einkommens einhergehen.  

Abbildung 1 zeigt deutlich, dass der unfreiwillige Verlust des Arbeitsplatzes des 
Haushaltsvorstandes bei ca. 15% der Kinder unter 15 Jahren zu einer Abwärtsmobilität führt, 
was bedeutet, dass sie unter die Armutsrisikoschwelle rutschen und von Armut bedroht sind. 
Dieser Anteil steigert sich auf über 20%, wenn der Haushaltsvorstand ein Jahr nach dem Ar-
beitsplatzverlust arbeitslos gemeldet bleibt. Die Kinder der Kontrollgruppe, also derjenigen 
Haushalte, deren Haushaltsvorstand beschäftigt bleibt sind deutlich weniger von dieser Ab-
wärtsmobilität betroffen (ca. fünf Prozent).  

Die vergleichbaren Zahlen für Jugendliche zwischen 15 und 17 Jahren fallen abgese-
hen von der Kontrollgruppe deutlich höher aus, allerdings sorgen geringe Fallzahlen hier für 
relativ ungenaue Schätzwerte, was sich an den deutlich größeren Konfidenzintervallen zeigt.  
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Abbildung 1: Anteil der Kinder und Jugendlichen, die sich nach einem Ereignis in den 

Bereich unterhalb der Armutsrisikoschwelle bewegen, 1995-2009 
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Quelle: SOEP 1995-2009, eigene Berechnungen 

 
Betrachtet man Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren gemeinsam, ergibt sich eine 

nahezu zehnprozentige Steigerung von der Kontrollgruppe mit beschäftigtem Haushaltsvor-
stand zur Gruppe, in deren Haushalt der Vorstand den Arbeitsplatz verloren hat. Etwas weni-
ger als zehn weitere Prozent beträgt die Steigerung zum Arbeitsplatzverlust in Kombination 
mit Arbeitslosigkeit nach einem Jahr. Knapp ein Viertel dieser Kinder und Jugendlichen steigt 
demnach direkt in den Bereich unter der Armutsrisikoschwelle ab. 

Wichtig bei der Interpretation dieser Ergebnisse ist, dass sich die Ereignisse mit ihren 
Mobilitätsfolgen auf den gesamten Untersuchungszeitraum von 1995 bis 2009 beziehen. Die 
regionalen Differenzen (neue vs. alte Bundesländer) liegen bei den verschiedenen Gruppen 
bei lediglich ein bis zwei Prozent und werden deshalb nicht separat aufgeführt oder näher 
betrachtet. 

Schutzfaktoren, die möglicherweise gegen den Abstieg unter die Armutsrisikoschwel-
le wirken, sind am ehesten dort zu identifizieren, wo der Haushaltsvorstand den Arbeitsplatz 
zwar verliert, der Haushalt und die darin lebenden Kinder aber nicht unter die Armutsrisiko-
schwelle rutschen. Es stellt sich also die Frage, welche Merkmale besonders dazu führen, dass 
eine Abwärtsmobilität trotz Arbeitsplatzverlust vermieden wird. Insbesondere zwei Schutz-
mechanismen konnten identifiziert werden: erstens die Erwerbstätigkeit des Partners (sofern 
ein Partner vorhanden ist) und zweitens eine berufliche Bildung des Haushaltsvorstandes oder 
deren/dessen Partner/Partnerin, die mindestens mit einer Berufsausbildung, im besten Fall 
sogar mit einem Fachhochschul- oder Hochschulstudium abgeschlossen wurde. Die Effekte 
sind jeweils in den Abbildungen 2 und 3 dargestellt. 
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Abbildung 2: Anteil der Kinder und Jugendlichen, die sich nach dem Arbeitsplatzver-

lust des Haushaltsvorstandes in den Bereich unterhalb der Armutsrisikoschwelle bewe-

gen, wenn der Partner im Haushalt bereits arbeitslos gemeldet ist, 1995-2009 
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Quelle: SOEP 1995-2009, eigene Berechnungen 
 
Abbildung 3: Anteil der Kinder und Jugendlichen, die sich nach dem Arbeitsplatzver-

lust des Haushaltsvorstandes in den Bereich unterhalb der Armutsrisikoschwelle bewe-

gen, nach höchstem Bildungsabschluss im Haushalt, 1995-2009 
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Eine gute Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik wirkt demnach doppelt. Zum einen ver-
mindert sie das Eintreten des Risikofaktors, dass Haushaltsvorstände arbeitslos werden, und 
die Kinder/Jugendlichen dadurch unter die Armutsrisikoschwelle geraten. Sollte es aber doch 
dazu kommen, wirkt sie, indem sie den Schutzfaktor der Erwerbstätigkeit eines möglichen 
Partners stärkt. 

Um die bivariaten Analysen abzusichern, haben wir zwei multivariate logistische 
Längsschnitt-Regressionsmodelle berechnet. Das erste Regressionsmodell ist ein „random 
effects model“, das die Varianz zwischen unterschiedlichen Gruppen (Intergruppenvarianz) 
über einen vorher festgelegten Zeitraum misst. Ähnlich wie in einem Regressionsmodell für 
Querschnittsdaten, können in diesem Modell also Gruppenmittelwerte von ausgewählten 
Merkmalen über die Zeit miteinander verglichen werden. Mit Hilfe des „random effects mo-
dels“ können wir also z.B. Aussagen darüber machen ob Kinder und Jugendliche mit einem 
voll erwerbstätigen Haushaltsvorstand im Durchschnitt signifikant weniger häufig von Armut 
bedroht sind als Kinder und Jugendliche mit erwerbslosen Haushaltsvorstand. Dabei wird 
angenommen, dass die Beobachtungen für ein Individuum über die Zeit hinweg einander ähn-
licher sind als die Beobachtungen für verschiedene Individuen (Kohler und Kreuter 2008: 
255). Das zweite Regressionsmodell ist ein „fixed effects model“, das individuenbezogene 
Varianzen (Intragruppenvarianz) innerhalb einer Gruppe misst. In diesem Modell liegt der 
Schwerpunkt bei individuellen Veränderungen von Merkmalen über die Zeit. Das bedeutet, 
dass geschätzt werden kann, welchen direkten Einfluss bestimmte Ereignisse, wie z.B. der 
Arbeitsplatzverlust des Haushaltsvorstandes auf das Armutsrisiko der im Haushalt lebenden 
Kinder und Jugendlichen ausüben. Für diese Form von Regressionsanalyse ist ein balanciertes 
Panel notwendig. Das bedeutet, dass zu jedem Messzeitpunkt des beobachteten Zeitraums alle 
Kinder und Jugendliche bzw. deren Haushalte Teil der Befragung sein müssen. Aufgrund von 
Schwankungen in der Befragungspopulation und Panelmortalität wird es mit jedem Messzeit-
punkt, der in die Längsschnittanalyse aufgenommen wird, schwerer, die notwendigen Fallzah-
len zu erhalten. Also kann der bisherige Zeitraum von 1994 bis 2009 nicht aufrechterhalten 
werden. Auf der anderen Seite ist es sinnvoll, die Untersuchungszeitspanne so umfangreich 
wie möglich zu wählen, um möglichst viele potenzielle Ereignisse in das Modell aufnehmen 
zu können und somit die Robustheit der Ergebnisse zu steigern. Der beste Kompromiss dieser 
beiden gegenläufigen Voraussetzungen besteht in der Wahl eines Untersuchungszeitraums 
von zehn Jahren, wobei der Endpunkt von den aktuellsten uns vorliegenden Daten markiert 
wird (2000 bis 2009).  

Die multivariate Analyse der Intergruppenvarianz bestätigt im Wesentlichen die de-
skriptiven Ergebnisse des vorangegangenen Teils. Wenn Kinder und Jugendliche in Haushal-
ten leben, in denen der Haushaltsvorstand mit einem Partner/ einer Partnerin lebt, Vollzeit 
erwerbstätig ist oder in den alten Bundesländern leben, haben sie ein deutlich geringeres Risi-
ko, unter die Armutsrisikoschwelle zu geraten, als die jeweiligen Vergleichsgruppen. Für 
Kinder und Jugendliche in Haushalten mit insgesamt mehr als zwei Kindern oder mindestens 
einem Kind, das jünger ist als vier Jahre, ist dieses Risiko erhöht. Die größten Risikofaktoren 
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von Armut bedroht zu sein, bestehen für Kinder und Jugendliche, wenn sie einen Migrations-
hintergrund haben, der Haushaltsvorstand arbeitslos ist oder der höchste Bildungsabschluss 
im Haushalt nicht über den Hauptschulabschluss hinausgeht. Kinder und Jugendliche in 
Haushalten mit dem letzteren Merkmal (höchstens Hauptschulabschluss) haben ein über fünf 
Mal höheres Risiko, von Armut bedroht zu sein, als die Vergleichsgruppe. Die Kombination 
von niedriger Bildung und Arbeitslosigkeit erhöht dieses Risiko nochmals. Die Nutzung for-
meller und informeller Betreuung weisen keine signifikanten Zusammenhänge auf bezüglich 
des Risikos, von Armut bedroht zu sein. Die Ergebnisse wurden um mögliche Effekte der 
einzelnen Jahre kontrolliert (alle nicht signifikant). 

 
 

Tabelle 2: Logistische Regressionseffekte (Odd Ratios) zur Erklärung des Armutsrisikos 

für Kinder und Jugendliche 

Odd Ratios  

Random effects Fixed effects 

Partner im Haushalt 0.46** 0.79 

Mehr als 2 Kinder im Haushalt 1.48**  

Jüngstes Kind im Haushalt < 4 Jahre 1.60**  

Haushaltsvorstand arbeitslos 2.96** 2.38** 

Höchster Bildungsabschluss im Haushalt < 
4 (CASMIN) 5.24**  

Interaktionseffekt von Arbeitslosigkeit und 
niedrigem Bildungsabschluss 1.94**  

Haushaltsvorstand Vollzeit erwerbstätig 0.35** 0.42** 

Nutzung formeller Kinderbetreuung 1.00 1.09 
Nutzung informeller Kinderbetreuung vor-
handen 1.03 1.22 

Haushalt in den alten Bundesländern 0.16**  

Mit Migrationshintergrund 3.51**  

N 13.594 4.209 
** sehr signifikant (p<0.01), - kein signifikanter Effekt 
Quelle: Soep 2000-2009, eigene Berechnungen 

 
Die zweite Regression zur Intragruppenvarianz beinhaltet lediglich die Variablen, die sinnvol-
le und auch in angemessener Zahl beobachtbare Ereignisse markieren können. Konstante An-
gaben wie der Migrationshintergrund können hier nicht berücksichtigt werden. Dafür können 
wir aber Aussagen darüber treffen, ob sich eine Veränderung in der Einkommensposition (in 
diesem Fall die Position über oder unter der Armutsrisikoschwelle) für die Kinder und Ju-
gendlichen ergibt, wenn der Haushaltsvorstand arbeitslos wird, der Haushalt von der Partner-
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losigkeit in einen Partnerhaushalt übergeht, oder der Haushaltsvorstand in Vollzeiterwerbstä-
tigkeit übergeht. In der Ereignisanalyse finden wir schwache und nichtsignifikante Zusam-
menhänge des Eintretens der Nutzung von informeller und formeller Betreuung im Haushalt 
und dem Eintritt von Kindern und Jugendlichen unter die Armutsrisikogrenze. Der Übergang 
in die Arbeitslosigkeit des Haushaltsvorstandes dagegen erhöht das Risiko, von Armut be-
droht zu sein für die Kinder und Jugendlichen im Haushalt sofort deutlich (mehr als doppelt 
so groß). Unabhängig davon hat das Ereignis eines Übergangs des Haushaltsvorstands in den 
Vollerwerb einen sofortigen positiven Effekt. Das kann auch bedeuten, dass vorher Teilzeit 
gearbeitet wurde, es muss also kein Übergang aus der Arbeitslosigkeit heraus sein. Auch den 
positiven Effekt des Eintritts eines Partners in den Haushalt können wir in der Ereignisanalyse 
tendenziell bestätigen. Der Koeffizient ist allerdings nicht signifikant. Das kann unter Um-
ständen daran liegen, dass Angaben zum Haushaltseinkommen von den Befragten nicht direkt 
nach dem Ereignis des Einzugs eines Partners adäquat angepasst werden und der Effekt des 
Ereignisses selbst schwächer ausfällt, als der allgemeine Gruppenvergleich im selben Zeit-
raum. 

Die Fragen, die bis zu diesem Punkt im Vordergrund standen, bezogen sich auf die 
Identifikation von Faktoren, die bei Kindern und Jugendlichen vermehrt dazu führen, dass 
diese unterhalb der Armutsrisikoschwelle leben. Die Ergebnisse wurden über einen längeren 
Zeitraum (1995-2009) geschätzt. In einem zweiten Schritt wurden diese Ergebnisse für den 
Zeitraum von 2000 bis 2009 weitestgehend bestätigt und um eine Ereignisanalyse erweitert. 
Im Folgenden liegt der Fokus auf der Analyse von Mobilitätsmustern, die bei Kindern und 
Jugendlichen in Bezug auf die Armutsrisikoschwelle zu beobachten sind.  

 

2.5. Mobilitätstypen von Kindern und Jugendlichen 

Um den Frage nachzugehen, ob sich bestimmte Mobilitätstypen finden lassen, wie sich diese 
nach anderen Merkmalen verteilen und ob es vorherrschende Typen gibt, haben wir Sequenz-
analysen verwendet. Jedem Kind und Jugendlichen wird dabei eine Sequenz zugewiesen, die 
den Verlauf von Bewegungen über oder unter die Armutsrisikoschwelle abbildet. Als Grund-
lage für diese Mobilität gilt die Armutsrisikogrenze, die sich auf 60% des Medians des ge-
wichteten Pro-Kopf-Einkommens bezieht. In der Folge werden mittels Clusteranalyse ähnli-
che Gruppen zusammengefasst und die wesentlichen Merkmale beschrieben. In einem weite-
ren Schritt werden die herausgestellten Typen deskriptiv mit soziodemografischen und sozio-
ökonomischen Merkmalen der Eltern und des Haushalts in Verbindung gebracht.  

Abbildung 4 zeigt die Mobilitätssequenzen von Kindern und Jugendlichen unter 18 
Jahren in den Jahren 2000 bis 2009. Dabei markieren die grauen Abschnitte den Bereich unter 
der Armutsrisikoschwelle. Der große schwarze Block im linken Teil der Abbildung zeigt an, 
dass ca. zwei Drittel der von uns beobachteten Kinder und Jugendlichen innerhalb des Beo-
bachtungszeitraums zu keinem Zeitpunkt unter der Armutsrisikoschwelle gelebt haben. Die 
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rechte Teilabbildung zeigt den unteren Teil der linken Abbildung in vergrößerter Form. Hier 
kann man sehr gut erkennen, dass es die unterschiedlichsten Mobilitätsformen gibt, was Dau-
er und Abfolge der Ein- und Austritte in bzw. aus dem Bereich unter der Armutsrisikoschwel-
le angeht. Auch hier wurde ein Zehnjahresintervall gewählt, weil die Anzahl der beobachteten 
Jahre nach oben dadurch begrenzt wird, dass die potenzielle Fallzahl mit jedem Jahr 
schrumpft. Zum anderen ist aber auch eine möglichst hohe Anzahl der Beobachtungsjahre 
geboten, damit in der Clusteranalyse, die nach Anzahl der Jahre unterhalb der Armutsrisiko-
schwelle und Anzahl der Wechsel in oder aus dem Zustand der Armutsbedrohung aggregiert, 
möglichst metrische Angaben zur Verfügung stehen. 
 
Abbildung 4: Sequenzen der Ein- und Austritte von Kindern und Jugendlichen unter 18 

Jahren in und aus dem Bereich unterhalb der Armutsrisikoschwelle, 2000-2009 

 
Quelle: Soep 2000-2009, eigene Berechnungen 

 
Um diese Vielfalt zu systematisieren, wurde eine Clusteranalyse durchgeführt, die die Anzahl 
der Episoden (d.h. die Häufigkeit der Bewegungen unter bzw. über die Armutsrisikoschwelle) 
und Anzahl der Jahre unter der Armutsrisikogrenze berücksichtigt. Insgesamt konnten so 3 
Mobilitätstypen identifiziert werden, die in Abbildung 5 zu sehen sind. Die erste Gruppe um-
fasst diejenigen Kinder und Jugendlichen, die innerhalb der untersuchten zehn Jahre nie un-
terhalb der Armutsrisikoschwelle gelebt haben und damit keine Mobilität aufweisen. Die 
zweite Gruppe hat im Durchschnitt ca. vier Episoden, also drei Wechsel, verbunden mit etwas 
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über zwei Jahren unter der Armutsrisikoschwelle. Das bedeutet, dass die Kinder und Jugend-
lichen dieser Gruppe mehrere kurze Episoden durchleben, in denen sie von Armut bedroht 
sind. Die dritte Gruppe hat ähnlich häufige Wechsel wie Gruppe zwei, allerdings verbunden 
mit deutlich längeren Episoden unter der Armutsrisikoschwelle – im Durchschnitt ca. 7,5 von 
10 möglichen Jahren. Die erste Gruppe und damit auch die meisten Kinder (knapp zwei Drit-
tel) sind also nie von Armut bedroht und weisen somit auch keine Mobilität auf. Die zweite 
Gruppe (knapp ein Viertel) ist mobil und von kurzen Phasen unter der Armutsrisikoschwelle 
betroffen. Die dritte und mit ca. zwölf Prozent auch kleinste Gruppe weist eine ähnliche Mo-
bilitätsrate auf wie Gruppe zwei, ist aber in langen Phasen von Armut bedroht.  
 
 
Abbildung 5: Gruppierung der Mobilitätsprofile in Mobilitätstypen, Gruppenmittelwer-

te für die Anzahl der Jahre unterhalb der Armutsrisikoschwelle und Anzahl der Episo-

den (Wechsel) 
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Quelle: Soep 2000-2009, eigene Berechnungen, N=1392 

 
Bei der Typisierung der Mobilitätstypen wurde nicht zwischen neuen und alten Bundeslän-
dern unterschieden. Betrachtet man nur diejenigen Kinder, die entweder die ganze Zeit in den 
neuen oder den alten Bundesländern gewohnt haben, und führt die gleiche Analyse separat für 
Ost und West durch, ergeben sich für beide Regionen dieselben Gruppen mit fast exakt den-
selben Mittelwerten für Episodenzahl und Anzahl der Jahre unter der Armutsrisikoschwelle. 
Weil die identifizierten Mobilitätsmuster demnach unabhängig von den Regionen Ost und 
West sind, stellen wir die Ergebnisse im Folgenden nur für Gesamtdeutschland dar, auch weil 
wir dann diejenigen Kinder und Jugendlichen, die im Beobachtungszeitraum regional mobil 
waren, weiterhin einschließen können und somit unsere Fallzahl nicht dezimieren müssen. 



 41

Die folgende Abbildung 6 zeigt, wie sich die eben beschriebenen Gruppen nach ver-
schiedenen Merkmalen unterscheiden. Wie schon im ersten Teil der Analyse, sehen wir auch 
hier einen Zusammenhang zwischen der Gruppenzugehörigkeit und der Zahl der Jahre, die 
der Haushaltsvorstand in Arbeitslosigkeit verbracht hat. Die Kinder und Jugendlichen, die 
sich in Gruppe drei befinden, leben in Haushalten, in denen der Haushaltsvorstand im Durch-
schnitt über vier von zehn möglichen Jahren ohne Arbeit war – ein sehr deutlicher Unter-
schied zu den anderen beiden Gruppen, die mit 0,3 und etwas über einem von 10 Jahren näher 
beieinander liegen. Die Arbeitslosigkeit des Haushaltsvorstands - in der Regel sind das ein 
Elternteil der Kinder und Jugendlichen - ist also ein wesentlicher Faktor für die Armutsge-
fährdung der Kinder. Betrachtet man die durchschnittliche Anzahl der Jahre, in denen der 
Haushaltsvorstand mit Partner im Haushalt lebt, so stellen wir fest, dass sich dieser Betrag 
über die Gruppen um je ca. ein Jahr verringert, wenn man bei Gruppe eins beginnt. Die durch-
schnittliche Kinderzahl im Haushalt steigt über die Gruppen leicht an. Das bedeutet, dass die-
jenigen Haushalte mit Kindern und Jugendlichen, die über lange Zeitabschnitte von Armut 
bedroht sind, im Durchschnitt auch die meisten Kinder im Haushalt haben. Das Alter des 
jüngsten Kindes im Haushalt variiert nicht systematisch über die verschiedenen Gruppen. Das 
mag zunächst als ein Widerspruch zu den Ergebnissen in den Tabellen null bis zwei erschei-
nen. Bei genauerem Hinsehen allerdings muss dabei bedacht werden, dass wir es hier zum 
einen mit einer völlig anderen abhängigen Variable zu tun haben. Hier geht es nicht mehr nur 
um Kinder und Jugendliche, die sich unter der Armutsrisikoschwelle befinden, sondern um 
Mobilitätstypen, die sich ganz anders zusammensetzen (vgl. Abb. 5). Zudem findet das durch-
schnittliche Alter des jüngsten Kindes im Haushalt hier nicht als Kategorie (z.B. unter 4 Jah-
re), sondern in metrischer Form Verwendung. 

Sehr deutlich sind die Ergebnisse in Bezug auf den Migrationshintergrund der Kinder 
und Jugendlichen. Es zeigt sich für das Jahr 2009, dass der Anteil der Kindern und Jugendli-
chen mit Migrationshintergrund mit dem Grad materieller Benachteiligung deutlich steigt. 
Beobachten wir in der ersten Gruppe einen Anteil von ca. 23% Kindern/Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund, sind es in Gruppe zwei schon ca. 37% und in Gruppe drei sogar annä-
hernd die Hälfte (49%). 
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Abbildung 6: Gruppenmittelwerte der Mobilitätstypen für Jahre des Haushaltsvorstan-

des in Arbeitslosigkeit, Jahre, in denen ein Partner im Haushalt gelebt hat, Kinderzahl 

und Alter des jüngsten Kindes im Haushalt, 2000-2009 
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Quelle: Soep 2000-2009, eigene Berechnungen, N1=967, N2=285, N3=140 

 
Die regionalen Unterschiede für die in Abbildung 6 aufgeführten Merkmale und den 

Migrationshintergrund sind entweder nur gering, oder durch mangelnde Zellenbesetzungen 
statistisch nicht verwertbar. Das einzige Merkmal, das deutliche regionale Unterschiede auf-
weist, ist die Arbeitslosigkeitsdauer des Haushaltsvorstandes. Die durchschnittlich 4,3 Jahre 
dauernde Arbeitslosigkeit des Haushaltsvorstandes der Kinder und Jugendlichen in Gruppe 3 
unterteilt sich in 3,8 Jahre für die alten Bundesländer und sechs Jahre für die neuen Bundes-
länder. Diese Differenz zeigt sehr deutlich die starken Unterschiede zwischen den Regionen 
Ost und West, selbst dann noch, wenn wir die schon am meisten benachteiligten Kinder und 
Jugendlichen betrachten. In Verbindung mit der negativen Wirkung, der Arbeitslosigkeitsdau-
er auf die Betroffenen und damit letztlich auch auf ihre Kinder (Kohl und Gatermann, 2011; 
Holz 2006) wiegt dieser Unterschied sehr schwer. Es kann aber keine Rede davon sein, dass 
lediglich der sowieso schon benachteiligte Mobilitätstypus (Gruppe 3) in den neuen Bundes-
ländern in Relation zu den alten Bundesländern noch benachteiligter ist. Auch in den anderen 
beiden Gruppen ist die Arbeitslosigkeitsdauer in Ostdeutschland ausgeprägter. In Gruppe 2 ist 
ein ostdeutscher Haushaltsvorstand im Schnitt 1,5 Jahre arbeitslos, in Westdeutschland ca. 1 
Jahr. In Gruppe 1 liegt der Wert bei ca. 8 Monaten für Ostdeutschland und ca. zweieinhalb 
Monaten für Westdeutschland. 
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In Abbildung 7 ist der Schulbesuch in Abhängigkeit der Gruppenzugehörigkeit am 
Ende des untersuchten Mobilitätszeitraumes (2009) angegeben. Es lässt sich zeigen, dass nur 
der kleinste Teil (9 Prozent) der Kinder und Jugendlichen, die zehn Jahre lang ohne Armutsri-
siko gelebt haben, später die Hauptschule besuchen. Im Vergleich dazu ist dieser Anteil in 
Gruppe drei um 30 Prozentpunkte höher. Entsprechend dazu besuchen etwa 20 Prozentpunkte 
weniger Kinder und Jugendliche aus Gruppe 3 das Gymnasium, als aus Gruppe 1. Gruppe 2 
bewegt sich mit diesen Anteilen zwar zwischen den beiden anderen Gruppen, liegt aber näher 
an Gruppe 3, also den häufig von Armut bedrohten Kindern und Jugendlichen. Bei diesen 
Ergebnissen muss beachtet werden, dass es sich hier um einen Untersuchungszeitraum von 
zehn Jahren handelt, der aber Kinder und Jugendlich unter 18 Jahren umfasst. Das bedeutet 
zum einen, dass die schulische Laufbahn von einigen Kindern/Jugendlichen noch nicht abge-
schlossen ist und mögliche zukünftige Schulwechsel nicht ausgeschlossen werden können. 
Zum anderen können wir mit dieser Darstellung keine Aussagen über die schulische Vorge-
schichte derjenigen berichten, die hier abgebildet sind. 

 
Abbildung 7: Schultyp im Jahr 2009 nach Mobilitätstypen  
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Quelle: Soep 2000-2009, eigene Berechnungen, N1=967, N2=285, N3=140 
 
Die regionale Differenzierung nach Ost und West ist hier nicht möglich, weil die Fallzahlen 
der einzelnen Mobilitätsgruppen, insbesondere in Gruppe drei, für die neuen Bundesländer 
nicht ausreichend sind. Weil die drei Mobilitätstypen aber so deutliche Unterschiede im 
Schulbesuch zeigen, sollen die einzelnen Gruppen hinsichtlich der markantesten Gruppenun-
terschiede, wie Arbeitslosigkeit des Haushaltsvorstandes, Partner im Haushalt und Migrati-
onshintergrund regional differenziert werden. Dies ist allerdings nur für die Gruppen 1 und 2 
möglich.  
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Tabelle 3: Schulbesuch (Schultyp) von Kindern und Jugendlichen 2009 nach Mobilitäts-

typ, 2000-2009 (Angaben in Prozent) 

 HV nie 
arbeits-

los 

HV mindes-
tens ein Jahr 

arbeitslos 

Mit Migrati-
ons-

hintergrund 

Ohne Migra-
tions-

hintergrund 

Weniger als 
sieben Jahre 
Partner im 

HH 

Sieben oder 
mehr Jahre 

Partner im HH 
vorhanden 

Alle Gruppen 
Haupt- 
schule 13 25 22 13 23 15 

Real-/Gesamt-
schule 44 45 42 46 46 44 

Gymnasium 43 30 36 41 31 41 
Gruppe 1 

Haupt- 
schule 9 5 14 7 8 9 

Real-/Gesamt-
schule 45 49 42 46 43 46 

Gymnasium 46 46 44 46 49 45 
Gruppe 2 

Haupt- 
schule 21 32 28 25 36 22 

Real-/Gesamt-
schule 44 49 53 41 50 45 

Gymnasium 35 19 19 34 14 33 
Quelle: Soep 2000-2009, eigene Berechnungen, N1=967, N2=285, N3=140 
 
In der Gesamtverteilung über alle drei Mobilitätstypen finden wir für den Bereich Real-/ Ge-
samtschule kaum Differenzen. Für Kinder und Jugendliche, die das Gymnasium besuchen, 
finden wir dort höhere Anteile, wo der Haushaltsvorstand nie arbeitslos war (43%) und wo 
mindestens sieben Jahre ein Partner im Haushalt gelebt hat (41%). Ganz ähnliche Differenzen 
findet man umgekehrt bei dem Besuch der Hauptschule. Bezüglich des Migrationshin-
tergrunds finden wir in der Tendenz ähnliche Ergebnisse, allerdings nicht so stark ausgeprägt. 
Für die Kinder und Jugendlichen mit Migrationshintergrund gilt, dass sie zu einem 9 Prozent-
punkte höheren Anteil die Hauptschule besuchen als die Kinder und Jugendlichen ohne 
Migrationshintergrund (22 vs. 13%). Beim Gymnasialbesuch ist der Anteil um fünf Prozent-
punkte niedriger (36 vs. 41%). 

In der separaten Analyse der Gruppe 1 finden wir deutlich weniger Differenzen als für 
die gesamte Untersuchungsgruppe. Die größte Differenz für diese Gruppe liegt bei sieben 
Prozentpunkte für Hauptschulbesuch nach Migrationshintergrund (14 vs. 7%). Alle anderen 
Gruppendifferenzen bewegen sich bei vier Prozentpunkte oder niedriger. Dabei sollte aller-
dings beachtet werden, dass die Haushaltsvorstände in der Kategorie „mindestens ein Jahr 
arbeitslos“ eben oft auch nur dieses eine Jahr arbeitslos sind. Es zeigt sich aber auch ein sehr 
ausgewogenes Verhältnis, was den Migrationshintergrund und den Gymnasialbesuch angeht. 
Kinder und Jugendliche mit und ohne Migrationshintergrund besuchen also zu fast gleichen 
Anteilen das Gymnasium. Auch die Differenzierung nach der Dauer eines Partners im Haus-
halt steht für Gruppe 1, also diejenigen Kinder und Jugendliche, die sich in einem zehnjähri-
gen Beobachtungszeitraum nie unterhalb der Armutsrisikoschwelle befunden haben, in kei-
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nem nennenswerten Zusammenhang mit dem Schulbesuch. Die Ergebnisse für die Gruppe 1 
sprechen für ein relativ ausgewogenes Verhältnis, denn die eigentlichen Risikofaktoren wir-
ken in dieser Gruppe entgegen der Gesamttendenz nicht negativ auf den Schulbesuch. 

Der Mobilitätstypus 2, also diejenigen Kinder und Jugendlichen, die häufiger, aber in 
eher kurzen Intervallen von Armut bedroht sind, weist deutlich größere Gruppendifferenzen 
auf. Die deutlichsten Unterschiede zeigen sich beim Besuch des Gymnasiums. Das relative 
Minus von Kindern und Jugendlichen, deren Haushaltsvorstand mindestens ein Jahr arbeitslos 
war, und die einen Migrationshintergrund haben, beträgt jeweils 15 bzw. 16 Prozentpunkte. 
Fehlt mindestens vier der zehn Jahre ein Partner im Haushalt, beträgt das Minus sogar 19 Pro-
zentpunkte.  

In Bezug auf den Schulbesuch, der den weiteren Lebensweg in hohem Maße beein-
flusst, ist der Umstand, dem Mobilitätstyp 2 anzugehören, bereits ein Risikofaktor, wie Ab-
bildung 9 anschaulich macht. Zwei wesentliche Gelingensbedingungen, trotz einer relativ 
geringen Ausgangschance, ein Gymnasium zu besuchen, sind die regelmäßige Erwerbstätig-
keit des Haushaltsvorstands und die regelmäßige Anwesenheit eines Partners im Haushalt. 
Offenbar beeinflussen diese Merkmale die Bildungsaspirationen der Eltern für ihre Kinder in 
Richtung höherer Bildung trotz zeitweiliger Bedrohung durch ökonomische Armut.  

Wie diese Faktoren auf die dritte Mobilitätsgruppe, also die am häufigsten von Armut 
bedrohten Kinder und Jugendlichen wirken, kann leider Fallzahl bedingt nicht untersucht 
werden.  

Nachdem wir den Fragen bezüglich der Identifizierung von Mobilitätstypen sowie de-
ren Beschreibung und Verteilung über verschiedene Merkmale nachgegangen sind, soll im 
folgenden Abschnitt untersucht werden, ob die Zugehörigkeit von Kindern und Jugendlichen 
zu einem Mobilitätstypus in Zusammenhang mit ihrer sozialen Teilhabe steht. 

 

2.6. Armutsrisiko und soziale Teilhabe 

In den vorangegangene  Untersuchungen zu den Mobilitätstypen von Kindern und Jugendli-
chen im Bereich materieller Armutsrisiken wurde ein Untersuchungsintervall von zehn Jahren 
gewählt (2000 bis 2009). Da die soziale Teilhabe von Kindern und Jugendlichen bisher nur 
für die Zeitpunkte 2006 und 2008 erfasst wurde, ist eine Längsschnittanalyse hier nicht sinn-
voll. Alternativ stellen wir den Zusammenhang über Mobilitätstypen und die negative gesell-
schaftliche Teilhabe (d.h. keinerlei Teilhabe) her. Dafür wurde von beiden Messzeitpunkten 
(2006 und 2008) äquivalent zu den vorangegangenen Analysen ein zehnjähriges Untersu-
chungsintervall festgelegt, dass die Mobilitätsgruppen in identischer Weise konstruiert. Wir 
haben es also mit zwei balancierten Panels zu tun. Das eine bezieht sich auf das Intervall der 
Jahre 1997 bis 2006 und das zweite 1999 bis 2008. Obwohl sich die Untersuchungsintervalle 
und damit auch die dazugehörigen Personen unterscheiden, finden wir für beide Analysen 
nahezu drei identische Mobilitätsgruppen, was es uns erlaubt, die soziale Teilhabe beider 
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Messzeitpunkte in Abhängigkeit der Gruppenzugehörigkeit zu vergleichen. Ein Unterschied 
zu den vorangegangenen Untersuchungsergebnissen besteht darin, dass sich die folgenden 
Ergebnisse auf Kinder und Jugendliche bis einschließlich des 16. Lebensjahres beziehen, da 
nur für diese Altersgruppe die entsprechenden Informationen erhoben wurden.  

In Abbildung 8 ist der prozentuale Anteil derjenigen Kinder und Jugendlichen unter 17 
Jahren abgebildet, für die angegeben wird, dass sie an keiner der abgefragten Formen der so-
zialen Teilhabe partizipieren. Gefragt wurde nach Teilhabeaktivitäten in Schul-AGs (Sport, 
Musik, Kunst, Theater, sonstige AGs) und anderen außerschulischen Freizeitaktivitäten 
(Sport, Musik, Kunst, Freiwilligendienste/DRK, Jugendgruppe, Besuch eines Jugendzent-
rums). Diese Angabe ist für beide Messzeitpunkte und die Mobilitätstypen separat angegeben. 
Die Ergebnisse zeigen für die beiden Guppen 1 und 2 über die beiden Messzeitpunkte ein 
diffuses Bild. Während Gruppe 1 für den Messzeitpunkt einen merklich kleineren Anteil von 
Kindern und Jugendlichen ohne soziale Teilhabe ausweist als Gruppe 2, sind die beiden Wer-
te für den Messzeitpunkt 2006 in etwa gleich groß mit einer leicht umgekehrten Tendenz. Um 
hier Klarheit zu bekommen, bedarf es weiterer Ergebnisse zukünftiger Messzeitpunkte. Dage-
gen stellt sich ein ganz klares Ergebnis für die dritte Gruppe dar, denn sowohl für 2006 als 
auch für 2008 zeigt sich, dass die Kinder und Jugendliche in dieser Gruppe sehr viel häufiger 
ohne soziale Teilhabe leben als Kinder in den Vergleichsgruppen 1 und 2. Auch für Gruppe 3 
gilt, dass weitere Ergebnisse nötig sind, um die achtprozentige Differenz von 2006 zu 2008 zu 
bewerten. Zwei Messzeitpunkte reichen zwar nicht aus, um Trends oder Entwicklungen plau-
sibel beschreiben zu können. Wir können aber ganz klar feststellen, dass diejenigen, die in 
den Untersuchungsintervallen am häufigsten von Armut bedroht sind, deutlich weniger am 
gesellschaftlichen Leben teilhaben. Eine gesonderte Betrachtung nach alten und neuen Bun-
desländern ist wegen der verhältnismäßig kleinen Fallzahl in den Gruppen 2 und 3 (vgl. Abb. 
8) auch hier nicht möglich. 

An dieser Stelle würde die Unterteilung nach Geschlecht durchaus sinnvoll sein, wenn 
man bei der Wahl von Freizeitaktivitäten auch Geschlechterrollenbilder der Eltern berück-
sichtigt, die in die Erziehung und letztlich auch in Formen sozialer Teilhabe der Kinder ein-
gehen könnten. Leider kann auch diese Differenzierung wegen zu geringer Fallzahlen in den 
Gruppen 2 und 3 (vgl. Abb.8) nicht überprüft werden. Wir können allerdings festhalten, dass 
es für Gruppe 1 keine nennenswerten, durch das Geschlecht bedingten Unterschiede in den 
beiden Jahren gibt. 
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Abbildung 8: Anteil der Kinder und Jugendlichen, für die angegeben wird, keine der 

abgefragten Möglichkeiten sozialer Teilhabe zu nutzen nach Mobilitätstypen, 2006 und 
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Quelle: SOEP 2006 und 2008, eigene Berechnungen, Fallzahlen 2006: N1:114, N2:31, N327; 
Fallzahlen 2008: N1:76, N2:27, N3:40 

 
Im folgenden Abschnitt werden die empirisch identifizierten Dynamiken und Einflussfaktoren 
auf das Armutsrisiko für Kinder und Jugendliche zusammengefasst und daraus Schlussfolge-
rungen für politische Handlungsempfehlungen gezogen. 
 
 

2.7. Zusammenfassung und Ableitung politischer Handlungsempfehlun-
gen 

Im ersten Teilabschnitt sind wir der Frage nachgegangen, welche Kinder und Jugendlichen 
häufiger von Armut bedroht sind, welche Ereignisse zu Abwärtsmobilität führen und ob 
Schutzfaktoren identifizierbar sind. Erwartbare Risikogruppen für Armutsgefährdung konnten 
wir über einen Beobachtungszeitraum von 15 Jahren bestätigen: Diese sind Kinder und Ju-
gendliche in Alleinerzieherhaushalten oder Haushalten, in denen der Vorstand arbeitslos ist, 
Kinder mit vielen Geschwistern oder mit Migrationshintergrund. Der gewichtigste Risikofak-
tor ist die Arbeitslosigkeit des Haushaltsvorstandes. Diese gilt es mittels Arbeitsmarktpolitik 
möglichst umfangreich zu beseitigen bzw. das Risiko von Arbeitslosigkeit für Eltern zu mi-
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nimieren. Wenn der Haushaltsvorstand seinen Arbeitsplatz verliert, konnten wir zwei Schutz-
faktoren identifizieren, die das Risiko für die Kinder und Jugendlichen deutlich reduzieren, in 
den entsprechenden Haushalten unter die Armutsschwelle zu geraten. Zum einen ist das die 
Erwerbstätigkeit eines möglichen Partners im Haushalt, zum anderen ist dies ein hoher Bil-
dungsabschluss im Haushalt. Daraus ergibt sich eine Doppelfunktion einer Arbeitsmarktpoli-
tik, die stärker auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf setzt. Dadurch kann das Risiko 
verringert werden, dass ein Haushaltsvorstand arbeitslos wird. Sollte solch ein Ereignis aber 
dennoch eintreten, wird gleichzeitig ein Schutzfaktor gestärkt, der auf die Erwerbstätigkeit 
eines möglichen Partners im Haushalt setzt. Diese Doppelwirkung ist vor dem Hintergrund, 
dass der Großteil aller Kinder und Jugendlichen mit zwei Eltern aufwächst, nicht zu unter-
schätzen. Die Schutzfunktion der Bildung gebietet, herkunftsbedingte Bildungsschranken in 
Deutschland abzubauen. Zum einen können hier Initiativen wie „Arbeiterkind“, die darauf 
zielen Kinder aus bildungsfernen Schichten über die Möglichkeiten des Studiums zu infor-
mieren, besser gefördert werden. Gleichzeitig sollten Schranken und Unsicherheiten in aka-
demischen Laufbahnen abgebaut werden. Wir konnten keine signifikanten Zusammenhänge 
von Armutsrisiken und formeller Betreuung nachweisen. Obwohl aus dem Ausbau kostenfrei-
er Kinderbetreuungsstrukturen so keine direkte Schutzwirkung für Armutsrisiken abgeleitet 
werden kann, gibt es aber eine indirekte Wirkung über die bessere Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf, sowie die bessere Integration von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund.  

Weiterhin haben wir die Frage nach der Identifikation von Mobilitätstypen gestellt und 
wie sich diese Typen klassifizieren lassen. Wir konnten drei Mobilitätstypen identifizieren. 
Der Großteil der Kinder und Jugendlichen befinden sich in der Gruppe derjenigen, die nie von 
Armut bedroht sind. Die zweitgrößte Gruppe besteht aus Kindern und Jugendlichen, die häu-
figer von Armut bedroht sind, allerdings nur in kurzen Intervallen. Die kleinste Gruppe be-
steht aus Kindern und Jugendlichen die sehr häufig und über lange Zeitabschnitte unterhalb 
der Armutsrisikoschwelle leben. Ganz besonders auffällig ist der Zusammenhang dieser 
Gruppierung mit der Verteilung über die Schultypen. Der benachteiligte Mobilitätstyp 3 hat 
den größten Anteil an Hauptschülern und den kleinsten Anteil an Schülern, die das Gymnasi-
um besuchen. Diese Entwicklung ist vor allem vor dem Hintergrund bedenklich, dass diese 
Gruppe auch den mit Abstand größten Anteil an Kinder und Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund hat. Auch in diesem Zusammenhang ist eine kostenfreie frühkindliche Betreuung 
notwendig, die es unter Umständen sogar ermöglicht, nicht nur die Bildungsaspirationen der 
Kinder und Jugendlichen selbst nach oben zu beeinflussen, sondern auch die der Eltern. Mög-
liche Gelingensbedingungen für Kinder und Jugendliche aus dem zweiten Mobilitätstyp, auch 
mit einer geringeren Grundwahrscheinlichkeit trotzdem das Gymnasium zu besuchen, finden 
sich in der regelmäßigen Erwerbstätigkeit des Haushaltsvorstandes und der regelmäßigen 
Existenz eines Partners/einer Partnerin im Haushalt. Da nur eines dieser beiden Merkmale 
direkt durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen steuerbar ist, und es immer auch Haushalts-
vorstände gibt, die nicht vermittelbar sind, muss ernsthaft über eine Grundsicherung für Kin-
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der nachgedacht werden, wie sie jüngst in verschiedenen Modellen simuliert wurden(vgl. Be-
cker und Hauser 2010). 

Wir wissen, dass der Anteil von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
im Mobilitätstyp 3 am höchsten ist und für diese Gruppe gleichzeitig deutlich weniger soziale 
Teilhabe zu beobachten ist, als in den anderen beiden Gruppen. Daraus leitet sich die Aufgabe 
ab, zukünftige Integration zu ermöglichen. Der Ausbau des Bildungspaketes auf ein Niveau, 
das es erlaubt, Teilhabe unter realen Bedingungen tatsächlich zu ermöglichen, wo sie sonst 
nicht möglich wäre, hätte nicht nur einen Integrationseffekt auf Kinder und Jugendliche mit 
Migrationshintergrund, sondern würde auch helfen, Bildungshürden abzubauen. Derselbe 
Effekt wäre auch für Jugendliche ohne Migrationshintergrund zu erwarten. 
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3.  Bildungsübergänge von Kindern und Jugendlichen 
 
Die Bildungsbeteiligung im Kinder- und Jugendalter und vor allem die erreichten Bildungsab-
schlüsse haben in Deutschland eine herausragende Bedeutung für den weiteren Lebensweg. 
Bildungsabschlüsse sind ein wesentlicher Einflussfaktor für die spätere Erwerbsbeteiligung, 
die Karrierechancen, das Einkommen, das Arbeitslosigkeitsrisiko, die Gesundheit und vieles 
mehr (vgl. Allmendinger 1989, Müller et al. 1998, Lauer/Steiner 2001, Gangl 2003, Schiener 
2006, Kuntz 2011). Die Bildungsbeteiligung im Kindes- und Jugendalter ist auch von überra-
gender Bedeutung für die Vermeidung und Überwindung von Armut im späteren Lebensver-
lauf, wie in den nachfolgenden Kapiteln gezeigt wird (vgl. Giesecke et al. 2010). Daher unter-
sucht dieses Kapitel, welche Kinder vorteilhafte bzw. wenig vorteilhafte Bildungsabschlüsse 
erreichen und welche Risikofaktoren und Schutzmechanismen es gibt, um die betreffenden 
Abschlüsse zu erreichen bzw. zu vermeiden.  

Die folgenreichste Bildungsentscheidung im deutschen Bildungssystem ist nach wie 
vor der Übergang nach der Grundschule in eine weiterführende Schule, da dieser – aufgrund 
der geringen Mobilität innerhalb der Schulformen der Sekundarstufe I – nachhaltig die Wei-
chen für die spätere Bildungskarriere legt (vgl. Baumert et al. 2010, Klein et al. 2010). Ent-
sprechend untersuchen wir die Bildungsbeteiligung unmittelbar nach der Grundschule als 
einen wesentliches Merkmal, das im Lebensverlauf das Armutsrisiko erhöhen oder verringern 
kann. Dabei unterscheiden wir verschiedene Schulformen: Die Förderschule ist die Schul-
form, die das größte Risikopotential für die weitere Bildungs- und Berufslaufbahn darstellt 
(Powell/Pfahl 2011). Mehr als drei Viertel aller Absolventinnen und Absolventen von Förder-
schulen verlassen ihre Schule ohne einen Bildungsabschluss, ca. 21,5% erreichen einen 
Hauptschulabschluss, 2,1% einen Realschulabschluss und nur 0,1% eine eingeschränkte oder 
allgemeine Hochschulreife (Zahlen für 2008, siehe KMK 2010). Dabei variiert der Anteil an 
Schülerinnen und Schülern eines Jahrgangs an Förderschulen zwischen 3% in Schleswig-
Holstein und über 9% in Mecklenburg-Vorpommern. Diese großen Unterschiede können of-
fensichtlich nicht allein auf Merkmale der Kinder zurückgeführt werden, vielmehr liegen auch 
sozial konstruierte Diagnosen („Lernbehinderung“) und schlichte ökonomische Bedürfnisse 
der Schulbehörden hinter der großen nationalen und internationalen Variation (Pfahl/Powell 
2011, Powell 2011).5 

                                                 
5 Förderschulen sind Schulen, an denen Kinder und Jugendliche lernen, die „in ihren Bildungs-, Entwicklungs- 
und Lernmöglichkeiten soweit beeinträchtigt sind, dass ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft wesentlich 
erschwert ist“ (Bildungsbericht 2010: 69). Der Besuch einer integrativen allgemeinbildenden Schule gegenüber 
dem Besuch einer Förderschule ist zu bevorzugen, wenn die „organisatorischen, personellen und sächlichen 
Voraussetzungen dafür erfüllt sind“ (Bildungsbericht 2010: 69). Da das Bildungswesen in den Kompetenzbe-
reich der Bundesländer fällt und dort unterschiedlich ausgestaltet wird, kommt es zu länderspezifischen Diffe-
renzen im Anteil von Förderschülerinnen und Förderschülern. 
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Als weitere Schulformen unterscheiden wir Hauptschulen, Realschulen (bzw. Schulen 
mit mehreren Bildungsgängen), Gesamtschulen und Gymnasien. Hierbei wiederum haben 
Jugendliche, die lediglich einen Hauptschulabschluss erreichen, später die ungünstigsten Aus-
sichten. Sie haben ein deutlich geringeres Kompetenzniveau (Klieme et al. 2010), werden 
häufiger delinquent (Baier et al. 2006), haben schlechte Aussichten, einen Ausbildungsplatz 
zu erlangen (Solga 2009) und gelten gemeinhin als „bildungsarm“ oder „unzureichend“ gebil-
det (Allmendinger 1999, Allmendinger et al. 2011). Entsprechend ist zu vermuten, dass sich 
die „Bildungsarmut“ von Hauptschülerinnen und Hauptschülern im weiteren Lebensverlauf 
negativ auswirkt.  

In einigen Bundesländern sind Haupt- und Realschulen zu Schulen mit mehreren Bil-
dungsgängen zusammengefasst, so dass auch diese Schulform mitunter Jugendliche beschult, 
die aufgrund ihres geringen Bildungserfolgs später ein erhöhtes Armutsrisiko haben. Entspre-
chend betrachten wir auch die Merkmale der Kinder, die nach der Grundschule auf eine Real-
schule bzw. auf eine Schule mit mehreren Bildungsgängen wechseln. Darüber hinaus zeigen 
jüngste Befunde, dass ein Realschulabschluss ohne eine weitere Berufsausbildung ebenfalls 
„unzureichend“ für die heutige Wissensgesellschaft sein kann (Allmendinger et al. 2011). 
Schließlich wird zusätzlich noch zwischen Gesamtschulen und Gymnasien als weitere Schul-
formen unterschieden.  

Der erste Fokus in den folgenden Untersuchungen liegt folglich auf dem Bildungsbe-
teiligung von Kindern nach der Grundschule in Förderschulen, Hauptschulen, Realschulen 
(bzw. Schule mit mehreren Bildungsgängen), Gesamtschulen und Gymnasien. Im zweiten 
Teil der Analysen werden Jugendliche im Alter von 17-19 Jahren untersucht, ob sie eine all-
gemeine Hochschulreife auf einem grundständigen oder beruflichen Gymnasium anstreben 
und welche Faktoren oder Mechanismen hierbei unterstützend oder hindernd sind. Jugendli-
che mit Abitur haben im Durchschnitt sehr gute Chancen auf dauerhafte Erwerbstätigkeiten 
mit vergleichsweise gutem Einkommen und wenigen Arbeitslosigkeitsphasen (Müller et al. 
2002, Scherer 2005). Entsprechend interessant ist es herauszuarbeiten, wer solch eine vorteil-
hafte Hochschulzugangsberechtigung erlangt oder anstrebt und welche Bedingungen diesen 
Weg erleichtern. 
 

3.1.  Datengrundlage 

Vor allem zum Übergang von Kindern in weiterführende Schulen gibt es mittlerweile eine 
ganze Reihe von Studien, die die Bedeutung dieser Schwelle unterstreichen. Mit der TIMSS-
Übergangsstudie, dem sozioökonomischen Panel, der BiKS-Studie und weiteren regionalen 
Studien stehen bereits vergleichsweise viele Längsschnittsinformationen für den Übergang 
zur Verfügung. Eine Vielzahl qualitativer Studien beleuchtet zudem einzelne Aspekte des 
Übergangsverhaltens an exemplarischen Fällen. Die Selektivität des deutschen Bildungssys-
tems in dieser Phase des Bildungsweges kann mit Hilfe der bisherigen Forschung gut nachge-
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zeichnet werden. Es ist möglich, eine Vielzahl von Mechanismen zu identifizieren, die sich 
entweder vorteilhaft oder nachteilig auf die Bildungsentscheidung der Kinder auswirken (vgl. 
Baumert et al. 2011). 

Die hier präsentierten Analysen beruhen hingegen auf Querschnittsdaten des Mikro-
zensus 2008 (Scientific Use File). Dies hat zunächst den Nachteil, dass die Bildungsentschei-
dungen und die Bedingungen für den Übergang nur post-hoc dargestellt werden können mit 
der Annahme, dass sich an den Einflussfaktoren hinsichtlich der Bildungsentscheidung nichts 
Wesentliches verändert hat. Zudem verfügt der Mikrozensus nur über eine begrenzte Anzahl 
an Informationen, die relevant für eine Bildungsentscheidung sind. Jedoch hat die Verwen-
dung des Mikrozensus als Ergänzung zu bestehenden Panel-Untersuchungen auch zwei rele-
vante Vorteile: Der Mikrozensus ist eine 1%-Stichprobe der Bevölkerung in Deutschland, 
daher enthalten die Daten eine vergleichsweise große Anzahl von Schülerinnen und Schülern. 
Entsprechend kann man mit dem Mikrozensus besonders detaillierte Analysen durchführen, 
vor allem für Schulformen wie die Förderschule, die in herkömmlichen Panel-Studien unter-
repräsentiert ist. Auch für bestimmte Einflussgrößen auf die Bildungsbeteiligung gibt es an-
ders als in Panel-Studien in der Regel ausreichend Fälle (z.B. Alleinerziehende). Dieser 
Stichprobenvorteil verstärkt sich durch die verpflichtende Teilnahme am Mikrozensus, d.h. 
man umgeht die gerade in Panel-Studien häufig vorzufindenden Mittelschicht-Verzerrungen, 
die durch eine selektive Teilnahme an freiwilligen sozialwissenschaftlichen Untersuchungen 
entstehen. Entsprechend sollten in den Daten Familien besser repräsentiert sein, deren Kinder 
Förderschulen oder Hauptschulen besuchen oder die tendenziell armutsgefährdet sind – eine 
Gruppe, die für den vorliegenden Bericht von besonderer Bedeutung ist. Der Mikrozensus 
2008 war der zum Zeitpunkt der Bearbeitung der aktuellste verfügbare Datensatz. 
 
Messungen von Bildungsbeteiligung und deren Einflussgrößen 
Ein Haushalt, in dem ein Kind oder Jugendlicher aufwächst, bildet die Grundlage der Unter-
suchung. Aufgrund der spezifischen Betrachtung der Eltern-Kind-Beziehung entsprechen die 
gebildeten Haushalte einer Familie im statistischen Sinne. Seit dem Mikrozensus 2005 zählen 
nach dem Lebensformenkonzept alle Eltern-Kind-Beziehungen zu den Familien. Im statisti-
schen Sinne bilden also alle Alleinerziehenden (Mutter oder Vater), Ehepaare sowie nichtehe-
lichen Lebensgemeinschaften mit ledigen Kindern im Haushalt eine Familie (vgl. MASF 
2008: 199).6 Stief-, Adoptiv- und Pflegekinder werden berücksichtigt (aber nicht gesondert 
gekennzeichnet), sofern sie mit mindestens einem Stief-, Adoptiv- oder Pflegeelternteil zu-
sammenwohnen. Aufgrund der Untersuchungsanlage werden nur Kinder und Jugendliche 
einbezogen, die in Privathaushalten mit mindestens einem Elternteil leben. Kinder und Ju-
gendliche, die in Wohn- oder Kinderheimen wohnen, können in den vorliegenden Analysen 

                                                 
6 Entsprechend wurde versucht, aus den jeweiligen Angaben einer Person zum Bezug zum Haushaltsvorstand 
nichteheliche Lebensgemeinschaften und damit Väter oder Mütter bzw. Personen mit dieser Rolle zu identifizie-
ren.  
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nicht berücksichtigt werden. Deren gesondertes Risiko, nur unzureichende Bildung zu erhal-
ten, ist an anderer Stelle dokumentiert (BMFSFJ 1998). 

Die beiden Messungen zur Bildungsbeteiligung nach dem Übergang aus der Grund-
schule in eine weiterführende Schule und zur Bildungsbeteiligung in der gymnasialen Ober-
stufe werden in den beiden Analyseabschnitten separat vorgestellt. In beiden Analysen wer-
den jedoch die gleichen Einflussfaktoren untersucht: Die Armutsgefährdung eines Haushalts 
wird mit Hilfe der Armutsrisikoschwelle ermittelt, d.h. Familien, die weniger als 60% des 
medianen bedarfsgewichteten Nettoäquivalenzeinkommens zur Verfügung haben, werden als 
armutsgefährdet eingeordnet. Es werden der Effekt des Bezugs von Arbeitslosengeld II unter-
sucht, der Effekt der Bildung von Vater und Mutter, die Erziehungsform (alleinerziehend vs. 
gemeinsam erziehend), der Erwerbsstatus der Eltern, die Anzahl der Kinder im Haushalt so-
wie der Migrationshintergrund. Des Weiteren wird in den Analysen nach Geschlecht sowie 
zwischen Ost- und Westdeutschland unterschieden, sofern diese Faktoren einen entscheiden-
den Einfluss auf die Bildungsentscheidung haben. Im Zuge der Ost-West-Aufteilung wird 
Berlin den neuen Bundesländern zugeordnet. 
 

3.2.  Übergang nach der Grundschule 

In den Daten des Mikrozensus ist der direkte Übergang nach der Grundschule nicht abgefragt. 
Vielmehr muss man über die Bildungsbeteiligung einer bestimmten Altersgruppe nachträglich 
abschätzen, welche Schulform in der Sekundarstufe I gewählt wird. Damit möglichst alle 
Schülerinnen und Schüler nach Ende ihrer Grundschulzeit erfasst werden, d.h. auch solche, 
die möglicherweise ein Schuljahr wiederholt haben, werden Kinder und deren Bildungsbetei-
ligung im Alter von 12 bis 14 Jahren analysiert. In dieser Altersgruppe ist die Grundschulzeit 
für die allermeisten Kinder beendet. Die Betrachtung mehrerer Jahrgänge dient der Fallzahl-
erhöhung. Für Berlin und Brandenburg wird die Referenzgruppe auf 13- bis 15-Jährige festge-
legt, da in diesen Bundesländern eine 6-jährige Grundschulzeit üblich ist7.  

Als Schulformen in den weiterführenden Schulen unterscheiden wir zwischen „För-
derschule“, „Hauptschule“, „Realschule“, „Gymnasium“ und „Gesamt-/Waldorfschule“. 
Problematisch wird diese Einteilung für diejenigen Bundesländer, die keine Haupt- und Real-
schulen (mehr) anbieten, sondern stattdessen Schulen mit mehreren Bildungsgängen einge-
richtet haben. Solche Schulen mit mehreren Bildungsgängen existieren in Bremen, Branden-
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen, in manchen dieser Länder teilweise nur in Ergänzung zu den traditionellen Haupt- 
und Realschulen (Statistisches Bundesamt 2010). Betrachtet man nun die Angaben im Mikro-

                                                 
7 In Mecklenburg-Vorpommern wurde im Schuljahr 2006/2007 eine an die Grundschule anschließende zweijäh-
rige Orientierungsstufe eingeführt (www.bildung-mv.de). Diese Neuerung spiegelt sich allerdings in den Daten 
des Mikrozensus 2008 noch nicht wider. Im entsprechenden Bundesland besuchten nur wenige 12- bis 14-
Jährige eine Grundschule, weshalb die Altergrenze in Mecklenburg-Vorpommern bei 12 bis 14 Jahren angesetzt 
wird. 
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zensus 2008, kommt man zu dem verblüffenden Ergebnis, dass eine Vielzahl der Eltern in 
diesen Bundesländern die Schulform ihres Kindes offenkundig nicht richtig angeben konnte: 
 
Tabelle 4: Anteil an 12- bis 14-jährigen Schülerinnen und Schüler nach Schulform (in 
Prozent), nach Bundesländern getrennt 
 
Bundesland Haupt-

schule 
Realschule Schule mit 

mehreren 
Bildungs-
gängen 

Gesamt-
schule 

Gymna-
sium 

Förder-
schule 

Schleswig-
Holstein 19.11 35.14 0 8.88 33.78 3.09 

Hamburg 11.11 22.22 0.82 25.1 39.09 1.65 
Niedersachsen 16.76 39.74 0 5.06 34.9 3.54 
Bremen 9.41 27.06 8.24 18.82 35.29 1.18 
Nordrhein-
Westfalen 21.3 26.31 0 15.29 34.11 2.99 

Hessen 10.17 26.69 0 25.08 35.85 2.22 
Rheinland-Pfalz 24.67 26.42 5.84 5.26 35.62 2.19 
Baden-
Württemberg 25.98 36.98 0 1.98 32.75 2.31 

Bayern 32.28 31.48 0 0.66 33.18 2.41 
Saarland 12.41 32.85 5.11 20.44 26.28 2.92 
Berlin 13.65 23.57 0 21.09 38.71 2.98 
Brandenburg 10.98 21.95 2.03 17.48 41.46 6.1 
Mecklenburg-
Vorpommern 5.81 40 5.81 10.97 31.61 5.81 

Sachsen 7.43 44.06 3.71 0.5 40.1 4.21 
Sachsen-Anhalt 7.98 48.36 4.69 0.94 30.99 7.04 
Thüringen 8.87 46.31 0.99 2.96 35.96 4.93 

Total 20.66 31.86 0.77 9.27 34.5 2.95 
 
In allen Bundesländern, in denen es keine traditionelle Haupt- und Realschule gibt (Bremen, 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen), nennen die 
Eltern dennoch zu sehr hohen Prozentsätzen diese Schulformen als Bildungseinrichtung für 
ihre Kinder. Entsprechend decken sich die Anteile für Haupt- und Realschulen sowie für 
Schulen mit mehreren Bildungsgängen nicht mit den amtlichen Statistiken zur Bildungsbetei-
ligung (Statistisches Bundesamt 2010). Es ist schwierig zu beurteilen, warum die Eltern eine 
„falsche“ Antwort angekreuzt haben. Eine persönliche Rückfrage beim Statistischen Bundes-
amt ergab, dass im Amt unter anderem ein Antwortreihenfolgeeffekt vermutet wird, d.h. die 
Befragten lesen nicht alle Vorgaben durch, sondern kreuzen gleich eine der erstgenannten 
Kategorien an. Jedoch ist schwer zu glauben, dass dies allein die enormen Fehlkategorisie-
rungen erklären kann. Viel eher ist zu vermuten, dass sich die Eltern nicht an der eigentlichen 
Schulform, sondern an dem erwarteten Schulabschluss orientieren und die entsprechende 
Antwort ankreuzen. Für die Analysen ergibt sich das Dilemma, ob man den subjektiven An-
gaben der Eltern oder der institutionellen Vorgabe der Bundesländer folgen soll. Wir haben 
uns entschieden, die Angaben der Eltern als Basis unserer Untersuchungen zu nehmen, da 
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dies am besten die Wahrnehmung der Bildungsbeteiligung seitens der Eltern wiedergibt. Zu-
sätzliche Analysen haben zudem gezeigt, dass sich an den grundlegenden Befunden aus die-
sem Vorgehen nichts ändert, wenn man für die betroffenen Bundesländer die Haupt- und Re-
alschulen zu Schulen mit mehreren Bildungsgängen zusammenfasst.8  
 

3.2.1. Bildungsbeteiligung und soziale Merkmale 

In der Bildungsbeteiligung nach der Grundschule gibt es in den vorliegenden Daten ein klares 
Muster bezüglich der gewählten Schulform (Abbildung 9). Die Förderschule ist die Schul-
form mit den wenigsten Schülerinnen und Schülern, das Gymnasium weist die stärkste Bil-
dungsbeteiligung auf. Es folgen die Realschulen, die Hauptschulen und schließlich die Ge-
samt- bzw. Waldorfschulen.9 In den Bundesländern, in denen Haupt- und Realschulen zu-
sammengefasst sind, sind die Schulen mit mehreren Bildungsgängen die am stärksten besuch-
te Schulform. Leichte Unterschiede gibt es zwischen Jungen und Mädchen einerseits und zwi-
schen Ostdeutschland und Westdeutschland andererseits. Jungen besuchen etwas häufiger 
eine Förderschule als Mädchen (3,6 zu 2,5%), sie besuchen auch häufiger eine Hauptschule 
(23,9 zu 19,6%), dafür haben Mädchen eine höhere Bildungsbeteiligung im Gymnasium als 
Jungen (36,5 zu 31,6%). Die Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland lassen sich 
insbesondere am höheren Anteil von Sonderschülerinnen und Sonderschülern im Osten fest-
machen (5,1 zu 2,8%) sowie an der etwas höheren Gymnasialbeteiligung im Osten (37,8 zu 
33,4%). Auch geben deutlich mehr Eltern in Westdeutschland an, dass ihr Kind auf eine 
Hauptschule geht. Der niedrige Vergleichswert für Ostdeutschland kann allerdings aufgrund 
der methodischen Probleme nicht substantiell interpretiert werden. 

 
Abbildung 9: Anteile der 12- bis 15-Jährigen nach Schulformen getrennt für Geschlecht 

und Ost- und Westdeutschland 
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Datenbasis: Mikrozensus SUF 2008 

                                                 
8 Insgesamt stehen für diese Analysen die Angaben von 12.484 Kindern und Jugendlichen zur Verfügung. 
9 Alle Ergebnisse sind jeweils mit dem Standardhochrechnungsfaktor des Mikrozensus gewichtet. 
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Der Betrachtung der finanziellen Ressourcen von Familien und den damit verbundenen Bil-
dungsbeteiligungen kommt in diesem Bericht eine besondere Rolle. Wie Abbildung 10 zeigt, 
werden gravierende Differenzen bei der Betrachtung der Anteile von armutsgefährdeten und 
nicht armutsgefährdeten Kindern und deren Schulwahl augenscheinlich. Während Kinder aus 
Familien ohne Armutsrisiko häufiger ein Gymnasium besuchen, gehen Kinder aus armutsge-
fährdeten Familien viel häufiger auf eine Förderschule oder eine Hauptschule. Der Anteil der 
Gymnasiasten aus nicht gefährdeten Familien ist mit 38,1 Prozent mehr als doppelt so hoch 
wie bei armutsgefährdeten Kindern (15,6 Prozent). Hingegen ist der Anteil der Hauptschüler 
in dieser Gruppe knapp halb so groß wie bei Kindern aus gefährdeten Familien. Unter den 
Sonderschülern befinden sich mehr als dreimal so viele Heranwachsende mit einem Armutsri-
siko als Heranwachsende ohne Risiko. Ohne die Kontrolle weiterer Einflussfaktoren haben 
armutsgefährdete Kinder ein 9-mal höheres Risiko auf eine Förderschule und ein 4,5-mal hö-
heres Risiko auf eine Hauptschule statt auf ein Gymnasium zu gehen. Sowohl bei Mädchen 
als auch bei Jungen treten ähnliche Unterschiede auf, im Westen sind die Effekte des Armuts-
risikos etwas stärker ausgeprägt als im Osten. 

 
Abbildung 10: Anteile der 12- bis 15-Jährigen nach Schulform und Armutsgefährdung 

getrennt für Geschlecht und Ost- und Westdeutschland. 
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Datenbasis: Mikrozensus SUF 2008 

 
Eine bekannte Einflussgröße für die Bildungsbeteiligung der Kinder ist die jeweilige Bildung 
der Eltern. Die Abbildungen 11a und 11b zeigen die Effekte des jeweiligen Bildungsniveaus 
von Vater und Mutter auf die Schulwahl nach der Grundschule. Je höher das Bildungsniveau 
der Eltern, desto häufiger besuchen die Kinder nach der Grundschule eine Schule, die zu ei-
nem höheren Bildungsabschluss führt. Wenn Elternteile selbst bereits das Abitur erreicht ha-
ben, besuchen ca. zwei Drittel ihrer Kinder ein Gymnasium. Umgekehrt wirkt sich ein gerin-
ger Bildungsstand der Eltern negativ auf die Schulwahl der Kinder aus. Jene Kinder verteilen 
sich häufiger auf Sonder- und Hauptschulen als Heranwachsende von Eltern mit einem höhe-
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ren Bildungsabschluss. Bemerkenswert ist, dass Kinder, zu deren Vater keine Angaben vor-
liegen (weil der Vater abwesend ist oder die Angabe zu seiner Bildung verweigert), deutlich 
geringere Bildungsbeteilungen zeigen als Kinder, für deren Vater die Angaben vorliegen,. d.h. 
die benachteiligten Kinder sind eher auf Sonder- oder Hauptschulen zu finden. In West-
deutschland scheinen die Sonderschülerinnen und Sonderschüler insbesondere aus Familien 
zu kommen, in denen der Vater maximal einen Hauptschulabschluss vorweisen kann oder 
abwesend ist.  

 
Abbildung 11a: Anteile der 12- bis 15-Jährigen nach Schulform und Bildungsniveau des 
Vaters getrennt nach Geschlecht und Ost- und Westdeutschland. 
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Abbildung 11b: Anteile der 12- bis 15-Jährigen nach Schulformen und Bildungsniveau 

der Mutter getrennt nach Geschlecht und Ost- und Westdeutschland.  
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Datenbasis: Mikrozensus SUF 2008 
 
 
Hinsichtlich des Migrationshintergrunds von Kindern unterscheiden wir drei Formen (vgl. 
Abbildung 12): kein Migrationshintergrund, d.h. weder Vater noch Mutter sind zugewandert, 
einen einseitigen Migrationshintergrund, d.h. ein Elternteil ist zugewandert; und schließlich 
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einen beidseitigen Migrationshintergrund, d.h. beide Eltern sind nach Deutschland immigriert 
Während die meisten Kinder ohne Migrationshintergrund ein Gymnasium besuchen (37,8 
Prozent), gehen Kinder mit beidseitigem Migrationshintergrund am häufigsten auf eine 
Hauptschule (35,4 Prozent). Der Unterschied hinsichtlich des Besuchs einer Förderschule ist 
zwischen Kindern ohne und mit beidseitigem Migrationshintergrund ähnlich. Jungen mit 
beidseitigem Migrationshintergrund sind tendenziell häufiger auf einer Hauptschule als Mäd-
chen und weniger häufig auf einem Gymnasium. Deutlich sieht man diesen Effekt auch zwi-
schen Ost und West: In Westdeutschland führt ein beidseitiger Migrationshintergrund viel 
eher zu einem Hauptschulbesuch als in Ostdeutschland (zumindest als angestrebter Abschluss 
im Osten), während die Wahl des Gymnasiums für diese Kinder im Westen deutlich seltener 
getroffen wird als in Ostdeutschland. Kinder mit einem beidseitigen Migrationshintergrund 
sind im deutschen Bildungssystem folglich doppelt benachteiligt. Zum einen verhindern unzu-
reichende Sprachkenntnisse das Erzielen von guten Leistungen, um im System zu bestehen. 
Zum anderen fördert die homogene Zusammensetzung der Schülerschaft das Entstehen von 
einem schlechten Lernklima, das zum Erfolg in deutschen Schulen keinesfalls beiträgt (vgl. 
Allmendinger et al. 2008). Ein einseitiger Migrationshintergrund hat leicht negative Einflüsse, 
insgesamt sind diese Kinder aber den Kindern ohne Migrationshintergrund viel ähnlicher als 
den Kindern mit beidseitigem Migrationshintergrund. 
 
Abbildung 12: Anteile der 12- bis 15-Jährigen nach Schulformen und Migrationshin-

tergrund getrennt nach Geschlecht und Ost- und Westdeutschland 
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Datenbasis: Mikrozensus SUF 2008 

 
Neben der finanziellen und kulturellen Ressourcenausstattung des Elternhauses können wir 
im Mikrozensus einige weitere Merkmale betrachten. Zunächst können wir untersuchen, in-
wieweit der Erwerbsstatus der Eltern und der Arbeitslosengeld-II-Bezug im Zusammenhang 
stehen mit der Bildungsbeteiligung nach der Grundschule. 
Der Erwerbsstatus der Eltern wirkt sich in der bivariaten Betrachtung erst dann negativ auf 
den Schulbesuch des Kindes aus, wenn kein Elternteil einer Erwerbstätigkeit nachgeht (Ab-
bildung 13). In diesem Fall erhöht sich der Anteil an Hauptschülern deutlich, der Anteil der 
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Gymnasiasten dagegen verringert sich stark. Des Weiteren verdreifacht sich der Anteil der 
Sonderschüler im Vergleich zu Kindern, die in Familien aufwachsen, in denen beide Eltern-
teile erwerbstätig sind. Heranwachsende, bei denen nur ein Elternteil erwerbstätig ist, haben 
mit 36,9 Prozent den höchsten Anteil an Gymnasiasten und gleichzeitig den niedrigsten Son-
derschüleranteil mit 2,3 Prozent. Zwischen Mädchen und Jungen spiegeln sich die beschrie-
benen Tendenzen wider, wenngleich sich die Nicht-Erwerbstätigkeit der Eltern für Mädchen 
weniger negativ auswirkt als für Jungen. Der Ost-West-Vergleich zeigt, dass die Erwerbslo-
sigkeit eines Elternteils den Besuch einer höheren Schulform sowohl im Osten als auch im 
Westen positiv beeinflusst. Geht allerdings kein Elternteil einer Beschäftigung nach, so ver-
ringert sich der Gymnasialanteil im Osten stärker als im Westen. 
 
Abbildung 13: Anteile der 12- bis 15-Jährigen nach Schulform und Erwerbsstatus der 

Eltern getrennt nach Geschlecht und Ost- und Westdeutschland 
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Datenbasis: Mikrozensus SUF 2008 

 
Der Bezug von Sozialleistungen nach Hartz IV zeigt ebenfalls einen deutlichen bivariaten 
Zusammenhang mit der Schulwahl des Kindes (Abbildung 14). Dies gilt insbesondere für 
Westdeutschland, wo der Anteil an Hauptschülern in ALG-II-Haushalten deutlich größer ist 
als in Ostdeutschland, dagegen ist der Anteil an Schülerinnen und Schülern in Gymnasien 
deutlich geringer. Auffallend für beide Geschlechter und Landesteile ist der deutliche Anstieg 
des Besuchs von Förderschulen, wenn der Haushalt Arbeitslosengeld II bezieht.  
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Abbildung 14: Anteile der 12- bis 15-Jährigen nach Schulform und Bezug von Arbeitslo-

sengeld II getrennt nach Geschlecht und Ost- und Westdeutschland 
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Datenbasis: Mikrozensus SUF 2008 
 
Schließlich wissen wir anhand der Mikrozensus-Daten, ob ein Kind in einem Paarhaushalt 
oder einem Alleinerziehendenhaushalt aufwächst und mit wie vielen anderen Kindern im 
Haushalt das Kind aufwächst. Es kann davon ausgegangen werden, dass Paarhaushalte ihre 
zeitlichen Ressourcen anders zu Gunsten des Kindes aufteilen können und so der Lernerfolg 
des Kindes positiv beeinflusst werden kann. Kinder, die in einem Paarhaushalt aufwachsen, 
gehen mit 35,6 Prozent häufiger auf ein Gymnasium als Kinder von Alleinerziehenden (25,4 
Prozent). Gleichzeitig findet man jene Kinder häufiger auf den anderen betrachteten Schul-
formen als Kinder aus Paarhaushalten. Etwa 4,9 Prozent der Kinder von Alleinerziehenden 
besuchen eine Förderschule gegenüber 2,7 Prozent der Kinder aus Paarhaushalten. Bei Mäd-
chen und Jungen sowie zwischen Ost und West treten die gleichen Tendenzen auf, die sich in 
ähnlichen Differenzen widerspiegeln (Abbildung 15). 

Die Anzahl der im Haushalt lebenden ledigen Kinder wirkt sich erst beim Vorhanden-
sein von mindestens drei Kindern negativ auf die Wahl der Schulform aus (Abbildung 16). 
Wachsen Kinder mit mindestens zwei Geschwistern auf, so verringert sich zum einen der An-
teil von Realschülern sowie Gymnasiasten und zum anderen steigt der Anteil der Haupt- und 
Sonderschüler. Vor allem in Ostdeutschland spielt die Zahl der Kinder im Haushalt in Bezug 
auf den Besuch einer Förderschule eine große Rolle. Haben Schüler mindestens zwei Ge-
schwister, so fällt der Anteil der Sonderschüler mehr als doppelt so hoch aus als bei Kindern 
mit nur einem Geschwisterkind. In Westdeutschland ist diese Differenz nicht so stark ausge-
prägt. 
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Abbildung 15: Anteile der 12- bis 15-Jährigen nach Schulformen und Familiensituation 

getrennt nach Geschlecht und Ost- und Westdeutschland. 
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Abbildung 16: Anteile der 12- bis 15-Jährigen nach Schulform und Anzahl der ledigen 

Kinder im Haushalt getrennt nach Geschlecht und Ost- und Westdeutschland 
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Datenbasis: Mikrozensus SUF 2008 

 
 

3.2.2. Effekte der sozialen Merkmale auf die Bildungsbeteiligung 

Die deskriptiven Analysen haben gezeigt, dass der Bildungsübergang nach dem Ende der 
Grundschulzeit von einer Reihe von Faktoren beeinflusst wird. Viele Einflussgrößen weisen 
in die gleiche Richtung: Je schlechter die Startbedingungen, die aus dem Elternhaus mitgege-
ben werden, desto häufiger werden niedrige Schulformen gewählt. Allerdings können die ein-
zelnen Faktoren, die jeder für sich einen Einfluss haben, nicht einfach aufaddiert werden, 
sondern müssen in einem Gesamtmodell unter Berücksichtigung aller Einflussgrößen betrach-
tet werden. Das Ergebnis eines solchen multinomialen logistischen Modells ist in den Abbil-
dungen 17 und 18 dargestellt.  
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Förderschule 
In dem multinomialen logistischen Modell wird die Schulform als abhängige Variable be-
trachtet. Aus den fünf Schulformen (Förderschule, Hauptschule, Realschule, Gesamtschule, 
Gymnasium) wird eine Basiskategorie definiert, die als Referenzkategorie zu den anderen 
Schulformen dient. Im vorliegenden Modell wurde das Gymnasium als Basiskategorie ge-
wählt, so dass die folgenden Vergleiche jeweils in Bezug zum Gymnasium interpretiert wer-
den müssen. Betrachten wir zunächst die Chancen bzw. Risiken, nach der Grundschule eine 
Förderschule (im Vergleich zu einem Gymnasium) zu besuchen. Augenfällig ist, dass die 
Armutsgefährdung des Haushalts trotz der Kontrolle zahlreicher weiterer Einflussfaktoren 
einen eigenständigen signifikanten Effekt hat: Kinder, die in einem armutsgefährdeten Haus-
halt leben, haben ein gut dreimal höheres Risiko, nach der Grundschule eine Förderschule 
(statt ein Gymnasium) zu besuchen, als Kinder, die nicht in einem armutsgefährdeten Haus-
halt groß werden. Das bedeutet, die materielle Armut einer Familie hat einen merklichen Ein-
fluss auf die Bildungsbeteiligung nach der Grundschule, der nicht durch die gängigen Kon-
trollvariablen wirkt. Da nicht alle Personen verwertbare Angaben zu ihrem Einkommen und 
damit zu ihrer Armutsgefährdung gemacht haben, wurde zusätzlich für diese Personen eine 
Variable getestet. Diese hat keinen signifikanten Einfluss.10  

Die mit Abstand wichtigste Größe für die Schulwahl nach der Grundschule ist die Bil-
dungsherkunft. Die Bildung von Vater und Mutter ist bei weitem der stärkste Einflussfaktor. 
Die Effekte insbesondere für die Bildung der Mutter sind teilweise so groß, dass sie nicht 
vollständig in der Graphik abgetragen werden können. Hat beispielsweise die Mutter nur ei-
nen Hauptschulabschluss ohne weitere Berufsausbildung, so steigt das Risiko für das Kind, 
auf eine Förderschule statt auf ein Gymnasium zu wechseln, um ca. das 20-fache im Ver-
gleich zu einem Kind, dessen Mutter mindestens Abitur hat. Dabei ist der Bildungsabschluss 
der Eltern nur ein inhaltlicher Platzhalter für Mechanismen, mit denen dem Kind mehr oder 
weniger gute Bildungschancen mit auf den Weg gegeben werden, z.B. die Bildungsaspiration 
der Eltern, das Wissen um die Schulanforderungen, die Unterstützung von Hausaufgaben, die 
Wahrnehmung von Bildungsrenditen etc.  

 

                                                 
10 Es ist durchaus möglich, dass die Kinder, die im Alter von 12 bis 15 Jahren eine Förderschule besuchen, be-
reits im Grundschulalter eine Förderschuleinrichtung besucht haben. Somit hat eventuell kein „Übergang“ von 
der Grundschule in eine Förderschule stattgefunden. Dies ist für den Befund der Bildungsbeteiligung im Alter 
von 12 bis 15 Jahren jedoch unerheblich, da die weiteren Bildungs- und Erwerbschancen insbesondere von dem 
Schulbesuch in der Sekundarstufe I abhängen.  
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Abbildung 17: Chancenunterschiede für den Besuch einer Förderschule im Vergleich zu 

einem Besuch des Gymnasiums, für 12-15-jährige Jungen und Mädchen in Gesamt-

deutschland.  

weiblich
REFERENZ: männlich

beidseitiger Mig.
einseitiger Mig.

REFERENZ: kein Mig.

3 und mehr Kinder
2 Kinder

REFERENZ: ein Kind

Alleinerziehend
REFERENZ: mit Partner

Bezug von Alg II
REFERENZ: kein Bezug von Alg II

beide Elternteile/Alleinerziehender erwerbslos
ein Elternteil erwerbslos

REFERENZ: kein Elternteil erwerbslos

Mutter: Realschule + Ausbildung
Mutter: Realschule

Mutter: Hauptschule + Ausbildung
Mutter: Hauptschule

Mutter: kein Abschluss
REFERENZ: mindestens Abitur

Angabe/ Vater fehlt
Vater: Realschule + Ausbildung

Vater: Realschule
Vater: Hauptschule + Ausbildung

Vater: Hauptschule
Vater: ein Abschluss

REFERENZ: mindestens Abitur

Armutsgefährdung-mis
Armutsgefährdung

REFERENZ: keine Armutsgefährdung

1 2 3 4 5 6 7 8

Förderschule

Hinweis 1: Nicht ausgefüllte Symbole zeigen nicht-signifikante Werte an.
Hinweis 2: Werte größer als 8 werden zur besseren Darstellung auf 8 gesetzt.

 
Datenbasis: Mikrozensus SUF 2008 

 
Die Gesamtanalyse zeigt als weitere signifikante Einflussgrößen für den Kontrast zwischen 
Förderschule und Gymnasium die Erwerbsbeteiligung der Eltern sowie den Bezug von Ar-
beitslosengeld II. Wenn beide Elternteile erwerbslos sind, verdoppelt sich ungefähr das Risi-
ko, auf die Förderschule statt auf ein Gymnasium zu wechseln. Der bloße Hartz-IV-Bezug 
lässt das Risiko immerhin noch um das 1,5-fache, also um 50% ansteigen. Der Partnerschafts-
status hat keinen unmittelbaren signifikanten Einfluss, ebenso wenig wirkt die Kinderzahl im 
Haushalt. Dagegen hat der Migrationshintergrund bei Kontrolle aller weiteren Faktoren einen 
positiven Einfluss auf die Wahl einer höheren Schulform (vgl. auch Gresch/Kristen 2011, 
Gresch 2011). Es zeigt sich, dass, anders als bei den übrigen Faktoren, der Effekt des Migrati-
onshintergrunds zwischen Jungen und Mädchen und zwischen Ost und West variiert. Für Jun-
gen wirkt sich der um andere Effekte bereinigte Migrationseffekt noch positiver aus als für 
Mädchen, im Osten ist der positive Effekt stärker als im Westen. Schließlich hat das Ge-
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schlecht insgesamt einen signifikanten Einfluss: Mädchen haben ein nur halb so großes Risi-
ko, auf die Förderschule (statt auf ein Gymnasium) zu gehen wie Jungen.  

 
Haupt- und Realschule 
Nicht nur der Besuch einer Förderschule, auch der Besuch einer Hauptschule oder gar einer 
Realschule kann sich im weiteren Lebensverlauf als unzureichend erweisen. Daher werden im 
Folgenden auch die einzelnen Einflussfaktoren aus dem Gesamtmodell beleuchtet, die den 
Einfluss auf den Besuch einer Haupt- oder Realschule (statt eines Gymnasiums) untersuchen 
(Abbildung 18). Dabei ist zu berücksichtigen, dass in manchen Bundesländern Haupt- und 
Realschulen nicht mehr institutionell getrennt sind, die Befragten des Mikrozensus aber den-
noch diese Formen unterscheiden und damit vermutlich den angestrebten Schulabschluss 
meinen.  

Aus der Perspektive der Armutsbekämpfung ist erneut bemerkenswert, dass auch der 
Besuch einer Haupt- oder Realschule (statt eines Gymnasiums) mit der finanziellen Ausstat-
tung der Familien zusammenhängt. Unter Berücksichtigung aller anderen Faktoren im Modell 
weist die Tatsache, dass eine Familie unterhalb der Armutsgefährdungsschwelle lebt, einen 
signifikanten Zusammenhang auf mit der Schulwahl nach der Grundschule. Das Risiko für 
Kinder aus „armen“ Familien, die Hauptschule statt ein Gymnasium zu besuchen, ist um ca. 
2/3 höher als für Kinder, die nicht aus „armen“ Familien stammen. Für den Übergang in die 
Realschule ist das Risiko immer noch um ca. 1/3 erhöht. Materielle Armut hat (direkt oder 
indirekt) einen Einfluss selbst auf die Wahl von Haupt- und Realschulen nach der Grundschu-
le.  

Wichtigster Faktor für den Übergang in Haupt- oder Realschulen ist erneut die Bil-
dung von Vater und Mutter. Es zeigt sich, dass auch hier die Effekte für die Bildung des Va-
ters und insbesondere für die Bildung der Mutter sehr stark ausfallen. Bildungsabschlüsse der 
Eltern unterhalb des Abiturs erhöhen die Chancen, dass ihr Kind nach der Grundschule eine 
Haupt- oder Realschule besucht. Dabei wirkt sich eine geringere Bildung der Eltern fast im-
mer negativer für den Hauptschulbesuch (im Vergleich zum Realschulbesuch) aus. Deutlich 
wird auch, dass fehlende Angaben zum Vater starke Effekte auf die Schulwahl haben. Da 
fehlende Werte des Vaters entweder auf das Fehlen des Vaters im Haushalt oder auf das Feh-
len der Angaben zum Vater im Haushalt zurückzuführen sind, ist der Effekt inhaltlich nur 
bedingt interpretierbar. Zusätzliche Analysen zeigen jedoch, dass die fehlenden Angaben 
hoch korrelieren mit Alleinerziehenden. Entfernt man eine der beiden Variablen (alleinerzie-
hend oder fehlende Angaben) aus dem Modell, so zeigt sich, dass die Effekte in die entgegen-
gesetzte Richtung wirken. Ohne Berücksichtung der fehlenden Angaben zum Vater wird der 
Effekt für die Alleinerziehenden positiv signifikant, d.h. Kinder von Alleinerziehenden haben 
ein größeres Risiko, die Haupt- oder Realschule zu besuchen (statt eines Gymnasiums).11  
 

                                                 
11 Das gleiche Muster zeigt sich auch bei dem Kontrast zwischen Förderschulen und Gymnasien.  
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Abbildung 18: Chancenunterschiede für den Besuch einer Haupt- oder Realschule im 

Vergleich zu einem Besuch des Gymnasiums, für 12-14-jährige Jungen und Mädchen in 

Gesamtdeutschland  
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Mutter: Realschule + Ausbildung
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REFERENZ: mindestens Abitur
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Hinweis 1: Nicht ausgefüllte Symbole zeigen nicht-signifikante Werte an.
Hinweis 2: Werte größer als 8 werden zur besseren Darstellung auf 8 gesetzt.

 
Die anderen Einflussgrößen weisen eine etwas geringere Bedeutung für Haupt- und 

Realschule im Vergleich zum Besuch einer Förderschule auf. Interessant ist der Befund zu 
dem Erwerbsstatus der Eltern. Ist nur ein Elternteil erwerbstätig, so senkt dies die Chancen 
auf einen Besuch der Haupt- oder Realschule, d.h. die Chancen für einen Gymnasialbesuch 
steigen. Nicht geklärt werden kann an dieser Stelle, ob dahinter die klassische Ein-Verdiener-
Familie steckt, bei der die Mutter die intensive Betreuung der Kinder übernimmt.12 Sind beide 
Elternteile erwerbslos, erhöht dies leicht die Chancen auf einen Hauptschulabschluss. 

                                                 
12 Wenn das Argument stimmt, dass in einer klassischen Rollenaufteilung in einem Einverdienerhaushalt der 
Vater das Geld verdient und die Mutter die Kinderbetreuung übernimmt, so sollte sich eine Wechselwirkung 
zwischen Bildung der Mutter, Einverdienerhaushalt und Schulbesuch des Kindes zeigen in dem Sinne, dass 
Kinder von hochgebildeten Müttern in Einverdienerhaushalten noch häufiger auf das Gymnasium gehen, da die 
Mutter Zeit hat, ihre Kenntnisse dem Kind weiterzugeben. Ein solcher Effekt zeigt sich für Mütter in zusätzli-
chen Datenanalysen jedoch nicht. Interessanterweise zeigt sich der Effekt aber in Bezug auf die Väter, d.h. 
hochgebildete Väter in Einverdienerhaushalten fördern überproportional die Chance, dass ihr Kind auf ein Gym-
nasium geht. Welche Mechanismen hier genau dahinter liegen, muss an dieser Stelle unbeantwortet bleiben. 
Denkbar ist, dass nicht nur die partnerschaftlichen Vorstellungen traditionellen Werten folgen, sondern auch 
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Der Bezug von Arbeitslosengeld II hat keine signifikanten Auswirkungen auf die 
Wahl einer Haupt- oder Realschule im Vergleich zum Gymnasium. Kinder von Alleinerzie-
henden wählen eher Haupt- oder Realschulen, bei Kontrolle des fehlenden Wertes für den 
Vater sind diese Effekte aber nicht signifikant. Mehr als zwei weitere Kinder im Haushalt 
erhöhen das Risiko für einen Haupt- oder Realschulbesuch. Die Bedeutung des Migrations-
hintergrunds ist insgesamt eher schwach ausgeprägt, variiert aber zwischen Jungen und Mäd-
chen (für Mädchen ist der Effekt geringer) und zwischen Ost und West (für Westdeutschland 
ist der Effekt geringer). Schließlich wiederum haben Mädchen ein 40% bzw. 20% geringeres 
Risiko, auf eine Haupt- oder Realschule (statt auf ein Gymnasium) zu gehen im Vergleich zu 
den Jungen. 

Die dargestellten Analysen haben sich auf Schulformen bezogen, von denen ange-
nommen wird, dass sie sich im weiteren Lebensverlauf eher negativ auswirken und das Ar-
mutsrisiko der betroffenen Personen ansteigen lassen. Bevor im Einzelnen die Bedeutung der 
jeweiligen Faktoren für die besprochenen Übergänge diskutiert und mit weiteren Befunden 
aus der Literatur ergänzt wird, soll in einer zweiten Analyse betrachtet werden, welche Fakto-
ren dafür verantwortlich sind, dass ein Kind eine vorteilhafte Bildungslaufbahn absolviert und 
eine eingeschränkte oder allgemeine Hochschulzugangsberechtigung anstrebt.  

 
 

3.3.  Besuch des Gymnasiums von 17- bis 19-jährigen Jugendlichen 

 
Zur Analyse der Abiturneigung werden 17- bis 19-jährige Jugendliche betrachtet. Hierbei 
untersuchen wir, ob die Jugendlichen ein (1) allgemeinbildendes oder ein (2) berufliches 
Gymnasium besuchen, ob sie (3) momentan kein Abitur anstreben, d.h. nicht die gymnasiale 
Oberstufe besuchen, oder ob sie (4) bereits das Abitur bestanden haben. Mit dem Fokus auf 
den Besuch der gymnasialen Oberstufe kann man im Rahmen dieser Untersuchungsanlage 
zwar das Erreichen des Abiturs selbst nicht erfassen. Jedoch deckt man den weit übergroßen 
Teil der zukünftigen Abiturienten ab und kann somit die Daten des Mikrozensus mit all den in 
3.1. aufgeführten Vorteilen indirekt für eine Analyse über das Erreichen des Abiturs verwen-
den (Schimpl-Neimanns 2000, Klein et al. 2009), da die Jugendlichen während der Schulzeit 
in der Regel noch bei den Eltern bzw. bei einem Elternteil wohnen. Durch die Differenzierung 
der Gymnasialtypen ist es zudem möglich, zwischen Bildungsgängen mit verschieden profi-
lierten Abschlüssen zu unterscheiden und so auch Jugendliche einzubeziehen, die beispiels-
weise zuerst einen Realschulabschluss gemacht haben und danach ein berufliches Gymnasium 
besuchen. Bei einer Beschränkung auf allgemeinbildende Gymnasien würde man den Abitu-
rientenanteil unterschätzen.13 

                                                                                                                                                         
Bildungsaspirationen bei hochgebildeten Vätern sehr traditionell ausfallen, d.h. das Kind in jedem Fall ein Gym-
nasium besuchen soll. 
13 In die folgenden Analysen gehen insgesamt 13.645 Schülerinnen und Schüler ein. 
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3.3.1. Bildungsbeteiligung und soziale Merkmale 

In den verfügbaren Daten des Mikrozensus haben im Jahr 2008 gut 57% der 17- bis 19-
Jährigen das allgemeinbildende Schulsystem ohne Abitur verlassen, 30% der Jugendlichen 
streben das Abitur an einer allgemeinbildenden Schule an und weitere 5% möchten an einem 
beruflichen Gymnasium das Abitur ablegen (vgl. Abbildung 19). Ca. 7,5% der 17- bis 19-
Jährigen haben bereits das Abitur erfolgreich absolviert. Die Anteile variieren zwischen Mäd-
chen und Jungen und zwischen Ost und West: Mädchen haben häufiger als Jungen bereits ihr 
Abitur erfolgreich abgeschlossen (9,2% zu 6,0%), und sie besuchen deutlich häufiger allge-
meinbildende Gymnasien als Jungen (33,8% zu 26,5%), Jungen dagegen verlassen das Schul-
system häufiger ohne die Absicht, in nächster Zeit ein Abitur zu machen. Zwischen Ost- und 
Westdeutschland gibt es lediglich Unterschiede in den Anteilen an Mädchen und Jungen, die 
bereits ihr Abitur geschafft haben (höherer Anteil in Ostdeutschland) und in dem Anteil an 
Jugendlichen in beruflichen Gymnasien (geringerer Anteil in Ostdeutschland), was insbeson-
dere auf institutionelle Unterschiede in den jeweiligen Bundesländern zurückzuführen ist.14 

 
Abbildung 19: Anteile der 17- bis 19-Jährigen nach Besuch des Gymnasiums getrennt 

nach Geschlecht und Ost- und Westdeutschland 
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Datenbasis: Mikrozensus SUF 2008 
 
Inwieweit besteht ein Zusammenhang zwischen den sozialen Merkmalen der Jugendlichen 
und ihrer Bildungsbeteiligung? Betrachtet man zunächst wieder den Unterschied zwischen 
Jugendlichen, die diesseits oder jenseits der Armutsgefährdungsschwelle leben, so zeigen sich 
hier erneut deutliche Unterschiede in den Verteilungen. Jugendliche, die in einem armutsge-
fährdeten Haushalt leben, besuchen zu einem deutlich geringeren Umfang ein allgemeinbil-
dendes Gymnasium als Jugendliche, deren Familien nicht von Armut gefährdet sind (32% zu 

                                                 
14 In einigen ostdeutschen Bundesländern wird das Abitur nach der 12. Klasse abgelegt, daher der höhere Anteil 
an Jugendlichen in Ostdeutschland, die bereits das Abitur haben. Zudem sind in Ostdeutschland berufliche 
Gymnasien weniger verbreitet und von den Jugendlichen nachgefragt, was zu einer etwas geringeren Zahl an 
Jugendlichen in diesen Schulformen in Ostdeutschland beiträgt. 
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18%). Armutsgefährdete Jugendliche haben auch bereits nur halb so häufig ein Abitur absol-
viert wie Jugendliche, die nicht von Armut bedroht sind. Lediglich bei den beruflichen Gym-
nasien gibt es keine Unterschiede, was darauf hindeuten kann, dass die beruflichen Gymna-
sien vor allem als zweite Bildungschance angenommen werden (vgl. Abbildung 20). Der Ein-
fluss der finanziellen Ressourcen hat bei Mädchen proportional gesehen einen ähnlichen Ein-
fluss wie bei Jungen, Mädchen haben aber insgesamt die höheren Erfolgsaussichten auf ein 
Abitur. In West- und Ostdeutschland sind die jeweiligen Anteile ähnlich.  
 
Abbildung 20: Anteile der 17- bis 19-Jährigen nach Besuch des Gymnasiums und Ar-

mutsgefährdung getrennt nach Geschlecht und Ost- und Westdeutschland 
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Datenbasis: Mikrozensus SUF 2008 
 
Mit zunehmender Bildung der Eltern steigt auch die Beteiligung der Jugendlichen an höherer 

Bildung. In den Abbildungen 21 und 22 ist dieser starke Effekt eindrucksvoll zu sehen. Wenn 

die Eltern der Jugendlichen maximal über einen Hauptschulabschluss verfügen, ist die Bil-

dungsbeteiligung der Jugendlichen am allgemeinbildenden Gymnasium sehr viel geringer (ca. 

21%) im Vergleich zu Jugendlichen, deren Eltern Abitur haben (79% bei Vätern mit Abitur 

bzw. 82% bei Müttern mit Abitur). Auch bei denjenigen Jugendlichen, die bereits ihr Abitur 

erreicht haben, sieht man die deutlichen Unterschiede je nach Bildung der Eltern. Jugendliche, 

deren Eltern einen Abiturabschluss haben, haben etwa viermal so häufig bereits das Abitur 

wie Jugendliche, deren Eltern nur über maximal einen Hauptschulabschluss verfügen. Die 

höhere Bildungsbeteiligung von Jugendlichen mit formal höher gebildeten Eltern zeigt sich 

entsprechend umgekehrt bei Jugendlichen, die nicht die gymnasiale Oberstufe besuchen bzw. 

die noch keine Abiturprüfung erfolgreich abgelegt haben. Hier dominieren Jugendliche aus 

formal geringer gebildeten Elternhäusern. Dabei zeigen sich auch leichte Unterschiede zwi-

schen Mädchen und Jungen: Mädchen von höher gebildeten Eltern verlassen seltener (22%) 

das Schulsystem ohne Abitur als Jungen von höher gebildeten Eltern (34%). Diejenigen Ju-

gendlichen, die nicht mit dem Vater im Haushalt leben oder bei denen es keine Angaben zum 
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Vater gibt, haben ebenso einen Nachteil, ihre Bildungsbeteiligung ist insgesamt etwas niedri-

ger als bei den Kindern, deren Vater die Mittlere Reife erreicht hat. Einzig bei dem Besuch 

eines beruflichen Gymnasiums findet man kaum einen Unterschied je nach Bildungsherkunft. 

Auch dies zeigt, dass die Gruppe der beruflichen Gymnasiasten recht heterogen ist und dieser 

Weg als Aufstiegskanal für Jugendliche aus weniger formal gebildeten Elternhäusern dient. 

Vergleicht man den Einfluss der Bildung von Vater und Mutter, so zeigt sich eine etwas stär-

kere Prägekraft der Bildung der Mutter im Vergleich zur Bildung des Vaters. Die Unterschie-

de zwischen Ost und West sind nicht sehr stark ausgeprägt, es fällt jedoch auf, dass der Be-

such des allgemeinbildenden Gymnasiums in Westdeutschland stärker von der Bildungsher-

kunft geprägt ist als in Ostdeutschland. 

 
 
Abbildung 21: Anteile der 17- bis 19-Jährigen nach Besuch des Gymnasiums und Bil-

dung des Vaters getrennt nach Geschlecht und Ost- und Westdeutschland 

allg. Gymnasium

berufl. Gymnasium

kein Gymnasium

hat bereits Abitur

80 70 60 50 40 30 20 10 0 10 20 30 40 50 60 70 80

Anteile in % (Mädchen: links, Jungen: rechts)

max. Hauptschul-
abschluss

Hauptschulabschluss
mit Ausbildungsabschluss

Mittlere Reife mind. Abitur
Angabe/Vater fehlt

allg. Gymnasium

berufl. Gymnasium

kein Gymnasium

hat bereits Abitur

80 70 60 50 40 30 20 10 0 10 20 30 40 50 60 70 80

Anteile in % (Ost: links, West: rechts)

max. Hauptschul-
abschluss

Hauptschulabschluss
mit Ausbildungsabschluss

Mittlere Reife mind. Abitur
Angabe/Vater fehlt

 
Datenbasis: Mikrozensus SUF 2008 
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Abbildung 22: Anteile der 17- bis 19-Jährigen nach Besuch des Gymnasiums und Bil-

dung der Mutter getrennt nach Geschlecht und Ost- und Westdeutschland 
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Datenbasis: Mikrozensus SUF 2008 

  
 
Für Jugendliche mit Migrationshintergrund zeigen sich zunächst die bekannten Effekte. Wenn 
jeweils beide Elternteile einen Migrationshintergrund haben, dann haben die Jugendlichen 
eine geringere Tendenz, die gymnasiale Oberstufe zu besuchen bzw. bereits das Abitur absol-
viert zu haben (Abbildung 23). Ca. 25% der weiblichen Jugendlichen und ca. 18% der männ-
lichen Jugendlichen mit beidseitigem Migrationshintergrund besuchen ein Gymnasium. Bei 
den 17- bis 19-Jährigen ohne Migrationshintergrund sind es 36 bzw. 28%. Umgekehrt haben 
63% der weiblichen Jugendlichen und 74% der männlichen Jugendlichen mit beidseitigem 
Migrationshintergrund die Schule ohne Abitur verlassen. Bei den Jugendlichen ohne Migrati-
onshintergrund sind diese Werte deutlich niedriger (49 bzw. 61%). Bei diesen Gegenüberstel-
lungen werden auch die geschlechtsspezifischen Unterschiede deutlich, die aber für beide 
Gruppen ähnlich ausfallen. Interessant sind die Befunde für Jugendliche mit nur einseitigem 
Migrationshintergrund, d.h. wenn ein Elternteil in Deutschland und ein Elternteil im Ausland 
geboren wurde. Diese Jugendlichen gehen anteilig sogar etwas häufiger auf ein allgemeinbil-
dendes Gymnasium als Jugendliche ohne Migrationshintergrund. Dies gilt sowohl für Mäd-
chen und Jungen als auch in Ost- und Westdeutschland. Wenige Unterschiede findet man er-
neut bei dem Besuch von beruflichen Gymnasien. Auch bei denjenigen, die bereits ein Abitur 
absolviert haben, gibt es kaum Unterschiede zwischen Jugendlichen ohne und Jugendlichen 
mit einseitigem Migrationshintergrund. Ein beidseitiger Migrationshintergrund jedoch schmä-
lert die Chancen, das Abitur bereits erreicht zu haben. 
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Abbildung 23: Anteile der 17- bis 19-Jährigen nach Besuch des Gymnasiums und 

Migrationshintergrund getrennt nach Geschlecht und Ost- und Westdeutschland.  
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Interessant ist die Betrachtung weiterer Einflussfaktoren auf den Besuch der gymnasialen 
Oberstufe insbesondere vor dem Hintergrund der Ergebnisse der Analysen zur Bildungsbetei-
ligung nach der Grundschule. Bei diesen Analysen zeigte sich, dass die Erwerbsbeteiligung 
der Eltern einen signifikanten Einfluss auf die Wahl der Schulform hatte. Besonders positiv 
mit Blick auf eine Gymnasialbeteiligung wirkte sich dabei die Erwerbstätigkeit nur eines El-
ternteils aus. Kinder aus solchen Familien haben häufiger das Gymnasium besucht als Kinder, 
deren Eltern beide erwerbstätig oder beide erwerbslos waren. Betrachtet man den Zusammen-
hang zwischen der Erwerbssituation der Eltern und der Bildungsbeteilung von Jugendlichen 
in der gymnasialen Oberstufe, so stellt man fest, dass der Vorteil von Familien mit nur einem 
erwerbstätigen Elternteil gegenüber Familien mit zwei erwerbstätigen Eltern kaum mehr im 
einfachen Zusammenhang besteht, die Unterschiede sind sehr gering (Abbildung 24). Ledig-
lich bei denen, die bereits ein Abitur erreicht haben, findet man einen kleinen Vorsprung in 
Westdeutschland. Sind beide Elternteile erwerbslos, hat dies nach wie vor Auswirkungen auf 
die Bildungsbeteiligung in der gymnasialen Oberstufe. Jugendliche aus diesen Elternhäusern 
gehen deutlich seltener auf ein allgemeinbildendes Gymnasium, vielmehr haben ca. 70% der 
Mädchen und ca. 82% der Jungen die Schule ohne Abitur verlassen. Dies kann unter anderem 
an der mangelnden ökonomischen Ausstattung dieser Familien liegen, da sie unter Umständen 
auf staatliche Transferleistungen angewiesen sind. 
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Abbildung 24: Anteile der 17- bis 19-Jährigen nach Besuch des Gymnasiums und Er-

werbstätigkeit der Eltern getrennt nach Geschlecht und Ost- und Westdeutschland 
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Datenbasis: Mikrozensus SUF 2008 

 
 
Der Bezug von Arbeitslosengeld II wirkt sich in allen betrachteten Gruppen negativ auf den 
Besuch eines Gymnasiums aus (Abbildung 25). Der Anteil Jugendlicher, die in einem Haus-
halt mit Sozialleistungsbezug leben und nicht auf ein Gymnasium gehen, beträgt ca. 79% ge-
genüber gut 55% bei Jugendlichen aus Familien ohne Hartz-IV-Bezug. Der Anteil an Schü-
lern allgemeinbildender Gymnasien ist mehr als doppelt so hoch, wenn die Kinder in gesi-
cherten finanziellen Verhältnissen aufwachsen (32 gegenüber 14%). Eine ähnliche Differenz 
findet man bei Personen, die bereits ein Abitur haben. Dieser Anteil erhöht sich von 3,5% auf 
knapp 8%, wenn der Haushalt kein Arbeitslosengeld II empfängt. Besonders prägnant sind die 
Unterschiede für Jungen. Gut fünf von sechs männlichen Jugendlichen (85%) aus ALG-II-
Haushalten besuchen nicht die gymnasiale Oberstufe. Bei den Mädchen ist dieser Wert mit 
72% deutlich niedriger oder umgekehrt formuliert: 18% der weiblichen Jugendlichen aus 
ALG-II-Haushalten besuchen ein allgemeinbildendes Gymnasium, bei den männlichen Ju-
gendlichen ist es nur jeder Zehnte. Bei den Gesamtanalysen zur Bildungsbeteiligung nach der 
Grundschule hat sich gezeigt, dass der ALG-II-Bezug keinen eigenständigen Effekt auf die 
Schulwahl hat, vielmehr zeigten sich andere Einflüsse (Bildung der Eltern, Armutsgefähr-
dung) als robuster. Inwieweit dies auch für die Analyse der Bildungsbeteiligung an der gym-
nasialen Oberstufe zutrifft, ist weiter unten zu klären. 
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Abbildung 25: Anteile der 17- bis 19-Jährigen nach Besuch des Gymnasiums und Bezug 

von Arbeitslosengeld II getrennt nach Geschlecht und Ost- und Westdeutschland 
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Schließlich wird der jeweilige Einfluss der familiären Situation auf die Bildungsbeteiligung 
von Jugendlichen untersucht. Es ist zu erwarten, dass der Einfluss der Familienkonstellation 
bei Jugendlichen einen geringeren Einfluss hat als bei Kindern nach der Grundschule. In Ab-
bildung 26 sind die Bildungsbeteiligungen für 17- bis 19-Jährige von Alleinerziehenden und 
von Jugendlichen dargestellt, die mit beiden Elternteilen unter einem Dach wohnen. Diejeni-
gen, deren Elternteil alleinerziehend ist, haben etwas häufiger die Schule ohne Abitur verlas-
sen (61 vs. 57%). Dagegen gehen die Jugendlichen, die zusammen mit ihren Eltern bzw. mit 
einem Elternteil und dem neuen Lebenspartner leben, etwas häufiger auf ein allgemeinbilden-
des Gymnasium (31 vs. 27%), wobei die Unterschiede bei männlichen Jugendlichen etwas 
stärker ausfallen als bei weiblichen Jugendlichen. Zwischen Ost- und Westdeutschland sind 
die Effekte sehr ähnlich. 

Zwischen Familien mit einem und zwei Kindern zeigen sich kaum Unterschiede, 
männliche Jugendliche profitieren von einem Geschwisterteil minimal mehr, weibliche Ju-
gendliche minimal weniger von einem Geschwisterteil gegenüber einem männlichen bzw. 
weiblichen Einzelkind (Abbildung 27). Gibt es in einem Haushalt mindestens drei Kinder, so 
haben diese Kinder im Schnitt eine etwas geringere Bildungsbeteiligung an der gymnasialen 
Oberstufe. Diese Einflüsse findet man sowohl in Ost- als auch in Westdeutschland. 
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Abbildung 26: Anteile der 17- bis 19-Jährigen nach Besuch des Gymnasiums und Fami-

liensituation getrennt nach Geschlecht und Ost- und Westdeutschland 
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Datenbasis: Mikrozensus SUF 2008 

 
 

Abbildung 27: Anteile der 17- bis 19-jährigen nach Besuch des Gymnasiums und Anzahl 

der ledigen Kinder im Haushalt getrennt nach Geschlecht und Ost- und Westdeutsch-

land 
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Datenbasis: Mikrozensus SUF 2008 
 

 

3.3.2. Effekte der sozialen Merkmale auf die Bildungsbeteiligung in der gymnasialen 
Oberstufe 

Wie die bisherigen Analysen gezeigt haben, gehen eine Reihe von Familien- und Haushalts-
merkmalen einher mit einer höheren Teilnahmerate von Jugendlichen an der gymnasialen 
Oberstufe. Wenn Jugendliche in einem Elternhaus leben, in dem die Eltern eine hohe formale 
Bildung haben, oder die Familie nicht unterhalb der Armutsgefährdungsschwelle lebt, die 
Familie kein Arbeitslosengeld II bezieht oder die Eltern nicht beide einen Migrationshin-
tergrund haben, dann gehen diese Jugendlichen im Schnitt häufiger auf ein allgemeinbilden-
des Gymnasium als diejenigen Jugendlichen, bei denen die genannten Merkmale nicht auf 
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ihre Familien zutreffen. Der Erwerbsstatus der Eltern, der Familienstatus sowie die Anzahl 
der Geschwister scheinen weniger bedeutend für den Weg zum Abitur zu sein. Inwieweit die-
se Merkmale jedoch einen eigenständigen Effekt haben, kann man nur untersuchen, wenn 
man alle Merkmale gleichzeitig berücksichtigt. Dies geschieht analog zu den Analysen zur 
Bildungsentscheidung nach der Grundschule mit Hilfe einer multinomialen logistischen Reg-
ression. Die Ergebnisse zeigen jeweils Paarvergleiche an: Wie unterschiedlich sind die Chan-
cen, auf ein allgemeinbildendes Gymnasium zu gehen statt die Schule ohne Abitur zu verlas-
sen, oder wie unterschiedlich sind die Chancen, ein berufliches Gymnasium zu besuchen an-
statt die Schule ohne Abitur zu verlassen? Mit zusätzlichen Regressionsmodellen wurde im 
Vorfeld überprüft, ob die einzelnen sozialen Merkmalseffekte unterschiedlich in Ost und 
West unterschiedlich für männliche und weibliche Jugendliche wirken. Es zeigt sich, dass die 
Bildung der Eltern und der Migrationshintergrund in Ost und West statistisch signifikante 
unterschiedliche Effekte haben. Entsprechend werden die Merkmale separat für Ost und West 
im Gesamtmodell berücksichtigt.  
 
Allgemeinbildendes Gymnasium vs. Schule verlassen ohne Abitur 
In Abbildung 28 werden die Ergebnisse des Gesamtmodells dargestellt. Die Abbildung ist 
analog zu der Abbildung für die 12 bis 15-Jährigen aufgebaut. Da die betrachteten Kontraste 
nun allerdings inhaltlich gedreht sind, fällt die Interpretation etwas schwieriger aus. Am Bei-
spiel des ALG-II-Bezugs kann man die Interpretation verdeutlichen. Für das allgemeinbilden-
de Gymnasium ergibt sich ein Wert von ca. -2, das bedeutet, dass die Chancen für Kinder aus 
ALG-II-Haushalten, das allgemeinbildende Gymnasium zu besuchen (statt die Schule zu ver-
lassen) ca. doppelt so gering ist wie die Chancen von Jugendlichen, die nicht in einem ALG-
II-Haushalt leben. Geringere Werte bedeuten demnach stärkerer Effekt zum Nachteil der Ju-
gendlichen. Schwarze ausgefüllte Kreise bedeuten, dass das Risiko, die Schule zu verlassen 
statt auf ein allgemeinbildendes Gymnasium zu gehen, signifikant unterschiedlich ist bezogen 
auf das betrachtete soziale Merkmal. Schwarze, nicht ausgefüllte Kreise zeigen an, dass ein 
Effekt statistisch nicht signifikant ist. 

In der Gesamtanalyse zu den Bildungsentscheidungen nach der Grundschule wurde 
gezeigt, dass die Armutsgefährdung einer Familie einen deutlichen Effekt auf die Schulwahl 
hat. Wie ist nun bei Jugendlichen der Einfluss der finanziellen Situation auf die Bildungsbe-
teiligung? Das Modell zeigt, dass eine Armutsgefährdung keinen Einfluss auf die Bildungsbe-
teiligung von Jugendlichen im Alter von 17-19 Jahren hat, armutsgefährdete und nicht ar-
mutsgefährdete Jugendliche haben das gleiche Risiko, ohne Abitur die Schule zu verlassen. 
Die Ergebnisse zeigen an, dass die finanzielle Ausstattung einer Familie nur bei Bildungsent-
scheidungen im Kindesalter wirken, weniger jedoch bei fortgeschrittenen Schullaufbahnen 
von Jugendlichen. 

Der Einfluss der Bildung der Eltern übt wiederum den stärksten Effekt auf die Bil-
dungsbeteiligung aus. Im Vergleich zu Jugendlichen, deren Eltern Abitur haben, haben Ju-
gendliche mit Eltern ohne Abitur stets ein höheres Risiko, die eigene Schullaufbahn ohne 
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Abitur abzuschließen statt auf einem allgemeinbildenden Gymnasium zu sein. Besonders 
stark sind diese Effekte für die Bildung der Mutter. Die Jugendlichen, deren Mutter maximal 
einen Hauptschulabschluss hat, haben ein 6- (West) bis 7-mal (Ost) höheres Risiko, ohne Abi-
tur die Schule zu verlassen, als Jugendliche, deren Mutter Abitur hat. Die Bildung der Väter 
vergrößert mit den entsprechenden Ausprägungen dieses Risiko noch einmal um das ca. drei-
fache. Ebenfalls sehr stark ausgeprägt für Jugendliche sind die Effekte von Eltern mit Haupt-
schule und Lehre im Vergleich zu Eltern mit Abitur. 

Bei dem Erwerbsstatus der Eltern bestätigen sich die Hinweise aus den einfachen Zu-
sammenhangsanalysen. Im Unterschied zu früheren Bildungsentscheidungen haben Familien, 
in denen nur ein Elternteil arbeitet, keinen Vorteil hinsichtlich des Besuchs eines allgemein-
bildenden Gymnasiums. Lediglich die Eltern, die beide erwerbslos sind, erhöhen das Risiko 
leicht für ihre jugendlichen Nachkommen, die Schule ohne Abitur zu verlassen.  

Wie bereits gezeigt, haben Kinder aus Arbeitslosengeld-II-Haushalten eine geringere 
Teilnahmerate an einem allgemeinbildenden Gymnasium und verlassen stattdessen eher die 
Schule ohne Abitur, auch unter Kontrolle der anderen sozialen Merkmale. Dieser Befund 
steht im Kontrast zu den Befunden für das Kindesalter. Dort war der Einfluss von ALG II 
unbedeutend. Da im Modell für die Jugendlichen auch die tatsächliche finanzielle Situation 
(Armutsgefährdung) berücksichtigt wurde und diese keinen Effekt hatte, ist fraglich, warum 
Jugendliche, deren Familien ALG II beziehen, schlechtere Bildungschancen haben. Denkbar 
ist, dass die Bildungsaspiration der Jugendlichen das Abitur nicht einschließt. Zum einen 
können die Aspirationen durch Bezugsgruppen geprägt sein, die in der gleichen Situation sind 
und die nicht sehr viel Wert auf Bildung legen. Zum anderen kann es vernünftig sein, durch 
einen mittleren Abschluss und eine Lehre einen gewissen Lebensstandard ohne Transferleis-
tungsbezug zu sichern, anstatt zu versuchen, das allgemeine Abitur zu erreichen.  

Die Einflüsse der familiären Situation sind vergleichsweise gering. Jugendliche, die 
bei einem alleinerziehenden Elternteil leben, haben sogar einen leichten Vorteil hinsichtlich 
des Besuchs eines allgemeinbildenden Gymnasiums. Leben die Jugendlichen mit mindestens 
zwei weiteren Kindern im Haushalt, steigt hingegen das Risiko, die Schule ohne Abitur zu 
verlassen.  

Der Migrationshintergrund der Jugendlichen spielt in Ostdeutschland eine geringe 
Rolle. Lediglich wenn beide Elternteile einen Migrationshintergrund haben, steigt das Risiko 
leicht für das Verlassen der Schule ohne Abitur etwas an. In Westdeutschland ragt der Effekt 
für Eltern heraus, bei denen ein Elternteil im Ausland geboren wurde. Jugendliche aus solchen 
Familien haben ein viel kleineres Risiko, die Schule ohne Abitur zu verlassen bzw. umge-
kehrt, sie haben eine viel höhere Chance, ein allgemeinbildendes Gymnasium zu besuchen.  

Schließlich zeigt das Modell, dass weibliche Jugendliche seltener das Risiko haben, 
ohne Abitur die Schule zu verlassen, sie gehen häufiger auf ein allgemeinbildendes Gymnasi-
um als männliche Jugendliche. 

Insgesamt ist für Jugendliche der Kontrast zwischen dem Besuch eines allgemeinbil-
dendem Gymnasiums und dem Verlassen der Schule ohne Abitur besonders stark durch die 
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Bildung der Eltern geprägt, darüber hinaus in weit geringerem Ausmaß durch die fehlende 
Erwerbstätigkeit beider Eltern, durch das Geschlecht der Jugendlichen und mit Einschränkun-
gen durch den Migrationshintergrund, den Familienstand und die Geschwisterzahl. Interessan-
terweise hat eine Armutsgefährdung des Haushalts keinen Einfluss auf die Bildungsbeteili-
gung von Jugendlichen, während der Bezug von Arbeitslosengeld II die Chancen auf den Be-
such eines allgemeinbildenden Gymnasiums schmälert.  

 
Abbildung 28: Chancenunterschiede für den Besuch der gymnasialen Oberstufe im 

Vergleich zum Verlassen des allgemeinbildenden Schulsystems, für 17- bis 19-Jährige 
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Berufliches Gymnasium vs. Schule verlassen ohne Abitur 
In den einfachen Zusammenhangsanalysen hat sich immer wieder gezeigt, dass die sozialen 
Merkmale des Elternhauses eher geringe Unterschiede hinsichtlich eines Besuchs eines beruf-
lichen Gymnasiums hervorbringen. Vielmehr scheint für Jugendliche aus weniger vorteilhaft 
ausgestatteten Elternhäusern der Weg über das berufliche Gymnasium eine Möglichkeit zu 
sein, das Abitur zu erreichen. Entsprechend geringer zeigen sich auch die Effekte für den 
Kontrast zwischen dem Besuch eines beruflichen Gymnasiums versus dem Verlassen der 
Schule ohne Abitur.  

Wichtigste Einflussgröße für Jugendliche auch bei diesem Vergleich ist wiederum die 
Bildung der Eltern. Jedoch sind die Effekte deutlich geringer im Vergleich zu den Effekten 
beim allgemeinbildenden Gymnasium. Generell gilt aber auch hier, dass je geringer die for-
male Bildung der Eltern ist, umso höher wird das Risiko, die Schule ohne Abitur zu verlassen 
anstatt ein berufliches Gymnasium zu besuchen. Die Effekte der elterlichen Bildung sind in 
Westdeutschland tendenziell stärker ausgeprägt als in Ostdeutschland. 

Drei weitere Effekte haben einen zusätzlichen Einfluss zur elterlichen Bildung. Ers-
tens haben Jugendlichen, bei denen nur ein Elternteil erwerbstätig ist, ein etwas höheres Risi-
ko, die Schule ohne Abitur zu verlassen. Man würde auch vermuten, dass dies für die Famili-
en zutrifft, bei denen beide Eltern nicht arbeiten. Dieser Effekt wird jedoch statistisch nicht 
signifikant. Inhaltlich interessanter ist der zweite Effekt: Jugendliche, deren Familien Arbeits-
losengeld II beziehen, haben ein erhöhtes Risiko, die Schule ohne Abitur zu verlassen (statt 
auf ein berufliches Gymnasium zu gehen). Dieser Effekt ist signifikant und sehr ähnlich zu 
dem Effekt, der das Verlassen der Schule mit dem Besuch eines allgemeinbildenden Gymna-
siums kontrastiert. Auch hier zeigt sich also der Effekt des Transferbezugs auf die Bildungs-
beteiligung von 17- bis 19-Jährigen. Schließlich haben weibliche Jugendliche ein geringeres 
Risiko, die Schule ohne Abitur zu verlassen. 

Alle anderen Effekte erweisen sich als statistisch nicht signifikant, d.h. es gibt keine 
substantiellen Unterschiede im Effekt der jeweiligen sozialen Merkmale. Dies gilt insbeson-
dere für die familiäre Situation, den Migrationshintergrund, aber auch für den Einfluss der 
finanziellen Situation des Elternhauses. Es zeigt sich erneut kein Unterschied in der Bildungs-
beteiligung je nachdem, ob ein Jugendlicher aus einem armutsgefährdeten Haushalt kommt 
oder nicht. Dies deutete sich allerdings bereits in den einfachen Zusammenhangsanalysen an, 
wo bereits die Vermutung formuliert wurde, dass die beruflichen Gymnasien ein Weg sind, 
über den ursprünglich sozial benachteiligte Jugendliche doch noch den Weg zum Abitur fin-
den. 
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3.4. Weitere Einflussfaktoren und mögliche Handlungsoptionen 

Mit den Daten des Mikrozensus 2008 können eine Reihe von relevanten sozialen Merkmalen 
untersucht werden, die die Beteiligung nach der Grundschule in den weiterführenden Schulen 
für Kinder und die Bildungsbeteiligung in der gymnasialen Oberstufe von Jugendlichen ent-
scheidend mitprägen. Zum Teil können mit den Daten neue und zusätzliche Einsichten für die 
Bildungsbeteiligung identifiziert werden, etwa die Bedeutung von Armutsgefährdung und 
Transferleistungsbezug. Jedoch müssen einige zentrale Einflussgrößen für die Bildungsbetei-
ligung unberücksichtigt bleiben. Die wichtigsten Faktoren für die Bildungsbeteiligung werden 
zum Teil sehr ausführlich in den einschlägigen Überblicksarbeiten von Maaz et al. (2010), 
Solga (2008) und Baumert et al. (2011) beschrieben, darunter zählen: 

• die frühkindliche Förderung der Kinder sowie das Betreuungsangebot für Kinder unter 
drei bzw. unter sechs Jahren 

• das Leistungs- und Arbeitsverhalten der Schülerinnen und Schüler 
• die Bildungsaspirationen der Kinder und Jugendlichen 
• die Lernmotivation und die Lernunterstützung durch die Schule 
• die Zusammensetzung der Lerngruppen  
• der Elternwunsch beim Übergang sowie generell die (Lern-) Unterstützung der Eltern  
• die Notengebung und insbesondere die Grundschulempfehlungen der Lehrerinnen und 

Lehrer 
• die institutionellen Regelungen des Übergangs nach der Grundschule 
• die institutionellen und regionalen Unterschiede in der Schulstruktur 
• die Persönlichkeitsmerkmale von Schülerinnen und Schülern 

 
Wie Heckman und Krueger (2004) zeigen, werden bereits im frühkindlichen Alter entschei-
dende Weichen für den späteren Bildungsweg von Kindern und Jugendlichen gestellt. Ent-
sprechend umfangreich sollten die staatlichen und privaten Anstrengungen für diese Alters-
phase ausfallen. Staatlicherseits sollten Kinderbetreuungsangebote bereits für Kinder unter 3 
Jahren angeboten werden, insbesondere in Wohngegenden, die ein schwieriges Lernumfeld 
mit sich bringen. Da die Verantwortung für die Kinder aber immer bei den Eltern liegt, sollten 
auch Eltern zielgruppenspezifische Betreuungs- und Weiterbildungsangebote erhalten. Die 
zunächst mangelnde Akzeptanz von Bildungsgutscheinen für ALG-II-Eltern macht deutlich, 
dass hier eine viel bessere Ansprache und einfachere Handhabung von Maßnahmen erreicht 
werden muss. Mögliche unterstützende Einrichtungen für Eltern können Familienzentren, 
Nachbarschaftshilfen oder Familienhebammen sein. Sinnvoll sind auch Kooperationen mit 
den örtlichen Grundschulen und weiterführenden Bildungseinrichtungen, um für Eltern mit 
geringer formaler Bildung soziale Distanzen zum Bildungssystem abzubauen bzw. sie mit der 
Vielfalt des Bildungssystems vertraut zu machen. Die in dieser Studie durchgeführten Analy-
sen weisen zusätzlich darauf hin, dass armutsgefährdete Kinder verstärkt auf Sonder- und 
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Hauptschulen wechseln. Entsprechend ist zu überprüfen, über welche Mechanismen die öko-
nomischen Ressourcenunterschiede wirken und ob gegebenenfalls die Regelsätze für ALG-II-
Familien mit jüngeren Kindern zu überdenken sind.  

Im Schulbereich können eine Reihe von institutionellen Veränderungen getroffen 
werden, die einen Abbau sozialer Unterschiede und die Vermeidung von gering qualifizierten 
Kindern mit sich bringen. Der Ausbau von Ganztagsschulen ist eine zentrale Empfehlung aus 
der Bildungsforschung (Baumert et al. 2011, Solga 2008, Allmendinger 2011). Dies sollte 
verbunden sein mit einem zusätzlichen Angebot an Lehrkräften oder pädagogischen Assisten-
tinnen bzw. Assistenten, um jeweils individuell gebotene Lehrangebote und Fördermöglich-
keiten anbieten zu können. Gleichzeitig sollten verstärkte Anstrengungen für integrativen Un-
terricht unternommen werden. Besonders sollte einer Entwicklung entgegengewirkt werden, 
die vermehrt Kinder auf Förderschulen verteilt. Die Spannweite des Anteils von Kindern in 
Förderschuleinrichtungen ist so groß, dass sie ganz offensichtlich nicht oder nicht allein auf 
individuellen Merkmalen der Kinder beruht, sondern andere Überlegungen zu einem mitunter 
hohen und steigenden Anteil von Sonderschülerinnen und Sonderschülern führen. Eine wich-
tige Einflussgröße hierbei ist der demographische Wandel und die damit zurückgehenden 
Schülerzahlen in manchen Regionen, was die Schließung oder Zusammenlegung mancher 
Förderschulen mit sich bringen würde. 

Im Schulbereich sollten zudem die Lehrerinnen und Lehrer besser geschult werden, 
insbesondere hinsichtlich der diagnostischen Kompetenz (Anders et al. 2010). Nur so können 
sie als pädagogische Experten die Förderbedarfe der Kinder besser erkennen. Eltern und Leh-
rerinnen bzw. Lehrer sollten zudem gemeinsam versuchen, bei den Kindern eine positive Ein-
stellung zum Lernen zu wecken. Diese Einstellung hilft Schülerinnen und Schülern aus El-
ternhäusern mit weniger guten Bildungschancen, solche Nachteile wettzumachen (OECD 
2011). In der gleichen Studie wird auch angeführt, dass der verstärkte Unterricht in Naturwis-
senschaften eine Möglichkeit ist, Kinder aus benachteiligten Elternhäusern erfolgreicher am 
Bildungssystem teilhaben zu lassen. Dahinter steckt vermutlich auch der Mechanismus, dass 
die Rezeption von naturwissenschaftlichen Erkenntnissen weniger abhängig ist von der 
Sprach- und Ausdrucksweise der Kinder, entsprechend können Kinder aus bildungsfernen 
Elternhäusern hier eher Erfolgserlebnisse und damit mehr Lernmotivation aufbauen. Lernmo-
tivation kann auch durch Rollenvorbilder aufgebaut werden. Insofern sollten Klassen nach 
Möglichkeit sozial so heterogen gemischt sein, dass solche Mechanismen für die Benachtei-
ligten greifen können. 

Die mangelnde Heterogenität im Klassenraum ist insbesondere für Sonder- und 
Hauptschulklassen ein Problem, da entsprechende erfolgreiche Rollenvorbilder fehlen. Statt-
dessen werden Lernmethoden eingeübt, die später nur bedingt anschlussfähig für weiterfüh-
rende Schulen sind. Zusätzlich werden in diesen Schulformen weniger Kompetenzen vermit-
telt, so dass es am Ende zu einer doppelten Benachteiligung dieser Schülerinnen und Schüler 
kommt. Verschärft wird dieser Befund durch die frühe institutionelle Trennung von Kindern 
in der Regel nach der 4. Klasse. Dabei zeigt sich, dass sich Interessen, Fähigkeiten und auch 
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die Intelligenz in den Kindheitsjahren noch merklich verändern können. Zudem ist bekannt, 
dass die Aufteilung in die verschiedenen Schulformen bei weitem nicht leistungsgerecht er-
folgt, es gibt anfänglich in den Kompetenzbereichen enorme Überlappungen sogar zwischen 
Hauptschülern und Gymnasiasten. Daher ist über die institutionell vorgesehene frühe Auftei-
lung in zwei bzw. drei Schulformen erneut nachzudenken.  

 
Diese Ansatzpunkte sollten insbesondere vor dem Hintergrund zur Vermeidung von 

kumulativen Armutsrisiken über den Lebensverlauf hinweg berücksichtigt werden. Deutsch-
lands Bemühungen im Bildungsbereich fallen für junge Kinder unterdurchschnittlich aus, 
obwohl hier die Weichen für eine erfolgreiche eigenverantwortliche Bildungskarriere am effi-
zientesten gestellt werden können. Jedoch reicht es nicht aus, die Anstrengungen auf das Bil-
dungssystem zu reduzieren. Wie die Analysen zu den Bildungsbeteiligungen von Kindern und 
Jugendlichen gezeigt haben, gibt es auch Benachteiligungen durch Armutsgefährdung bzw. 
im Zusammenhang mit dem Bezug von Arbeitslosengeld II. Es ist eine gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe, die Armutsgefährdung von Familien mit Kindern zurückzudrängen, die Famili-
en mit ausreichend Ressourcen auszustatten und diese Familien durch Familienangebote, 
Nachbarschaftshilfe, Hausaufgabenhilfen etc. bei der Begleitung ihrer Kinder zu unterstützen. 
Auf diese Weise kann vermieden werden, dass Jugendliche ohne oder mit nur unzureichenden 
Bildungsabschlüssen und Kompetenzen auf Ausbildungssuche gehen und dort scheitern – was 
langfristig ihr eigenes Armutsrisiko erhöht. 
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4. Übergänge junger Erwachsener in Ausbildung und Arbeits-
markt  

4.1  Einleitung 

Junge Erwachsene haben nach der Beendigung der allgemeinbildenden Schulzeit in der Aus-
bildung oder im Studium häufig nur ein geringes oder gar kein eigenes Einkommen. Entspre-
chend häufig befinden sich junge Erwachsene mit ihrer eigenen Einkommenssituation unter-
halb der Armutsgefährdungsschwelle (vgl. Goebel et al. 2011). Jedoch ist diese Einkommens-
armut in der Regel nur vorübergehend und zeitlich auf die Phase der Ausbildung und des 
Übergangs in den Arbeitsmarkt begrenzt. Das nachhaltige Armutsrisiko für junge Erwachsene 
ist somit nicht die Einkommenssituation selbst, sondern die fehlende Integration in den Aus-
bildungs- und Arbeitsmarkt. Denn eine erfolgreich abgeschlossene Berufsausbildung schützt 
vor späterer Arbeitslosigkeit und fördert somit ein eigenes Erwerbseinkommen und damit die 
Vermeidung von Armutsphasen im mittleren und späteren Erwachsenenalter (u.a. Mül-
ler/Gangl 2003, Scherer 2005, BIBB 2011). Mit den Berufsbildungsberichten des Bundesmi-
nisteriums für Bildung und Forschung (BMBF) und den begleitenden Datenreports zum Be-
rufsbildungsbericht des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) wird ein umfangreiches 
Wissen über den Übergang in das Übergangs- oder Ausbildungssystem bereitgestellt sowie 
Hinweise auf die Verwertbarkeit von Ausbildungsabschlüssen angeboten. Die folgenden Ana-
lysen sollen dieses Wissen insbesondere hinsichtlich eines Aspekts erweitern. Es gibt kaum 
einen umfangreichen Datensatz, der gleichzeitig spezifische Informationen sowohl zum 
Übergang an der ersten Schwelle (in die berufliche Ausbildung) als auch zum Übergang an 
der zweiten Schwelle (in den Arbeitsmarkt) bereithält. Mit den neu veröffentlichten Daten der 
Studie „Arbeiten und Lernen im Wandel (ALWA)“ steht ein solcher Datensatz zur Verfügung 
(Antoni et al. 2010). Es sollen jeweils die Determinanten der Übergänge an den beiden 
Schwellen betrachtet werden, und es soll untersucht werden, inwieweit die Erfahrungen an 
der ersten Schwelle einen Einfluss auf den Übergang an der zweiten Schwelle haben. 

Nach einer Einführung in die Daten und die verwendeten Methoden werden im ersten 
inhaltlichen Unterkapitel die Übergänge in das Ausbildungssystem untersucht. Hauptfokus 
hierbei sind der Anteil derjenigen, die den Übergang erfolgreich absolvieren, die Übergangs-
dauern, die Entwicklung der Übergangsdauern über verschiedene Jahrgänge hinweg sowie die 
Determinanten für diesen Übergang. Das zweite inhaltliche Unterkapitel widmet sich entspre-
chend dem Übergang in den Arbeitsmarkt mit den gleichen Fragestellungen sowie mit dem 
Fokus, inwieweit die Erfahrungen an der ersten Schwelle den Übergang in den Arbeitsmarkt 
prägen. Zum Schluss werden die wesentlichen Punkte zusammengefasst und die Ergebnisse in 
die bestehende Forschung eingebettet. 
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4.2  Daten und Methode 

Daten 
Die Analyse der Integration von jungen Erwachsenen in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 
erfolgt mit dem Datensatz „Arbeiten und Lernen im Wandel“ (ALWA), der im Rahmen des 
Projektes „Qualifikationen, Kompetenzen und Erwerbsverläufe“ am Institut für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung (IAB) entstanden ist (Antoni et al. 2010). Die Grundgesamtheit der Be-
fragung bilden in Deutschland lebende Personen der Geburtsjahrgänge 1956 bis 1988. In die-
ser Studie aus den Jahren 2007 und 2008 wurden über 10.000 Personen zu praktisch allen 
zentralen Lebensbereichen befragt, insbesondere zu Schul-, Ausbildungs- und Erwerbsbio-
graphien, zu Wohnort- sowie Partnerschaftsbiographien, und schließlich zu Phasen der Ar-
beitslosigkeit, Krankheit oder Kindererziehung. Aufgrund des retrospektiven Designs können 
somit vollständige Lebensverläufe rekonstruiert werden, die sowohl eine detaillierte 
längsschnittliche Betrachtung des Übergangs von der Schule in die berufliche Bildung (1. 
Schwelle) als auch des Übergangs von der Berufsausbildung in Beschäftigung (2. Schwelle) 
ermöglichen. Entsprechend werden die retrospektiv erhobenen Daten so aufbereitet, dass je-
weils die Situation der Befragten im jungen Erwachsenenalter betrachtet wird. 
 
Methode 
An der ersten Schwelle wird zunächst der Verbleib aller Schulabgänger in den ersten Jahren 
nach ihrem ersten allgemeinbildenden Schulabschluss betrachtet. Dabei wird analog zu den 
BIBB-Untersuchungen vorgegangen (Beicht et al. 2008). Es wird unterschieden nach betrieb-
licher sowie schulischer Berufsausbildung (dies beinhaltet auch ein Studium an (Fach-) Hoch-
schulen), dem Beginn einer berufsbildende Maßnahmen des Übergangssystems, Wehr- bzw. 
Zivildienst sowie Freiwilligendienste (Freiwilliges Soziales Jahr, Freiwilliges Ökologisches 
Jahr), Erwerbstätigkeit/Jobben/Praktikum oder sonstige Zeiten wie Krankheit oder längerer 
Urlaub.  

Anschließend werden anhand von Survival-Funktionen nach dem Kaplan-Meier-
Verfahren Gruppenunterschiede des Übergangsprozesses analysiert. Die Gruppenunterschiede 
fokussieren insbesondere auf Determinanten, die bereits im vorangegangen Kapitel zum 
Übergang in die Sekundarstufe relevant waren, d.h. auf die Bildung der Eltern, auf den Migra-
tionsstatus, das Geschlecht, aber darüber hinaus auch auf den eigenen Schulabschluss sowie 
auf berufliche Aspirationen. Mit Hilfe eines semi-parametrischen Cox-Regressionsmodells 
werden schließlich Faktoren identifiziert, die den Übergang signifikant positiv bzw. negativ 
beeinflussen. 

Bei der Analyse des Übergangs an der zweiten Schwelle wird ähnlich vorgegangen. 
Zunächst wird für ausgewählte Gruppen das Übergangsverhalten (Kaplan-Meier) dargestellt. 
Anschließend wird ein gemeinsames Modell (Cox Regression) geschätzt, welches den Über-
gang an der zweiten Schwelle in Abhängigkeit des Übergangs an der ersten Schwelle analy-
siert (vgl. u.a. Büchel 2002). Zusätzlich wird mittels einer logistischer Regression überprüft, 
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welche Faktoren relevant sind, um 6 Monate nach Abschluss der Ausbildung den Übergang in 
den Arbeitsmarkt erfolgreich geschafft zu haben. 
 
Abhängige Variablen 
Als abhängige Variable wird die Übergangsdauer bzw. in den Cox-Modellen die hazard ratio 
verwendet. Letzteres gibt das Verhältnis zweier hazard rates an. Als hazard rate wird eine 
Größe bezeichnet, die angibt, wie häufig für eine Gruppe ein Ereignis im gegebenen Zeitraum 
stattfindet. Die hazard ratio vergleicht entsprechend die hazard rates zweier Gruppen mitein-
ander. Für die logistische Regression wird untersucht, ob sechs Monate nach Beendigung der 
Ausbildungsaktivität eine Anstellung gefunden wurde oder nicht. Die Daten sind so aufge-
baut, dass Aktivitäten wie Wehr-/Zivildienst/FSJ/FÖJ sowie (längere) Krankheits- oder Kin-
dererziehungszeiten die Übergangs- bzw. Suchdauer nicht erhöhen. Maßnahmen des Über-
gangssystems (Berufsgrundbildungsjahr/Berufsvorbereitungsjahr) hingegen erhöhen die 
Suchdauer. 
 
Unabhängige Variablen 
Eigene Schulabschlüsse: Es werden drei Kategorien unterschieden: In der ersten Kategorie 
befinden sich Schülerinnen und Schüler mit maximal qualifizierendem Hauptschulabschluss, 
dazu zählen Schulabsolventen der 8. Klasse der POS, jene mit Haupt- oder Volksschulab-
schluss, mit Sonder- und Förderschulabschluss und auch Schüler ohne jeglichen Abschluss. 
Über einen mittleren Abschluss (zweite Kategorie) verfügen all jene mit Realschulab-
schluss/Mittlerer Reife, mit einem Abschluss der 10. Klasse der POS sowie Schüler, die die 
Schule mit Fachschulreife, Fachoberschulreife oder einem Wirtschaftsschulabschluss verlas-
sen. Und zuletzt befinden sich in der dritten Kategorie alle Schulabgänger mit (Fach-) Hoch-
schulreife, Fachabitur und Abschluss der 12. Klasse der EOS. 
Abschlusskohorte: Die Einordnung erfolgt nach dem Jahr des Schulabschlusses in vier Kohor-
ten: (1) 1969 bis 1975, (2) 1976 bis 1985, (3) 1986 bis 1995 und (4) 1996 bis 2003. 
Bildungshintergrund: Die Ausbildung der Eltern wird wie folgt berücksichtigt, jeweils für 
Mutter und Vater: (1) ohne Berufsabschluss, (2) mit betrieblichem oder schulischem Berufs-
abschluss, (3) Techniker/Meister oder (4) mit (Fach-) Hochschulstudium. 
Vorhandener Berufswunsch: Diese Variable zeigt an, ob - retrospektiv betrachtet - zum Ende 
der Schulzeit ein Berufswunsch vorhanden war (1) oder nicht (0). 
Berufsvorbereitung: Teilnahme an Maßnahmen des Übergangssystems wie das Berufsvorbe-
reitungsjahr (BVJ) und das Berufsgrundbildungsjahr (BGJ). 
Familienform: Diese Variable unterscheidet junge Erwachsene, die (1) bis zum Alter 15 vor-
rangig mit beiden leiblichen Eltern aufgewachsen sind, und solche in allen anderen Familien-
formen (0), z.B. mit nur einem Elternteil, mit Stiefeltern oder mit Adoptiv-/ Pflegeeltern.  
Erwerbstätige Mutter: War die Mutter jemals erwerbstätig bis Alter 15, dann nimmt diese 
Variable den Wert 1 an, in allen anderen Fällen 0. 
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Migrationshintergrund: Junge Erwachsene, die selbst Migrationserfahrungen gemacht haben 
bzw. von denen mindestens ein Elternteil zugewandert ist, zählen zu jenen mit Migrationshin-
tergrund (1). 
Region Ost/West: Ausschlaggebend für die Einteilung zur Region Ost (1) oder West (0) ist 
der Wohnort zum Zeitpunkt des Schulabschlusses.  
Geschlecht: Diese Variable unterscheidet zwischen Frauen (1) und Männern (0). 
 

4.3.  Die 1. Schwelle: Der Übergang von Schule in Ausbildung 

4.3.1. Statusverteilung im 1. bis 4. Jahr nach erstem allgemeinbildenden Schulabschluss 

Welche Aktivitäten üben Schulabsolventen unmittelbar und dann ein, zwei bzw. drei Jahre 
nach dem ersten allgemeinbildenden Schulabschluss aus? Sind sie in betrieblicher oder beruf-
licher Ausbildung, streben sie das Abitur auf einem Fachgymnasium an, sind sie in berufsvor-
bereitenden Maßnahmen, im Wehr- oder Zivildienst, gehen sie hauptsächlich einer Erwerbs-
arbeit nach oder sind sie nicht in das Ausbildungs- oder Erwerbssystem eingebunden? 

Für die Beschreibung der Aktivitäten wird jeweils ein fester Zeitpunkt gewählt. Die 
Zeitpunkte nach Schulabschluss wurden so ausgesucht, dass im Monatsverlauf die relevanten 
Übergänge bereits stattgefunden haben sollten, d.h. wenn beispielsweise die Schule im Ju-
ni/Juli beendet wird, sollten bis September/Oktober die Übergänge in betriebliche oder schuli-
sche Ausbildung oder in den Wehr-/Zivildienst größtenteils stattgefunden haben. Entspre-
chend werden nicht die Aktivitäten unmittelbar nach Schulende oder nach 12 Monaten be-
trachtet, sondern nach 3, 15, 27 bzw. 39 Monaten nach Schulabschluss. 
 

Abbildung 29: Aktivitäten im 1., 2., 3. und 4. Jahr nach Schulabschluss 
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Quelle: ALWA, eigene Berechnungen. 
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Abbildung 29 zeigt die Verteilung der Aktivitäten von Schulabgängern, für die mindestens 
über einen Zeitraum von 39 Monaten nach Schulabschluss Informationen zu ihrem Status 
vorliegen. Anhand der Darstellung zeigt sich, dass mehr als die Hälfte der Schulabgänger im 
ersten Jahr direkt in eine betriebliche Ausbildung mündet (53%), weitere 17 Prozent nehmen 
ein Studium oder eine schulische Ausbildung auf. Ein nicht unbedeutender Anteil von knapp 
10 Prozent mündet direkt in eine Erwerbstätigkeit, worunter allerdings auch Jobben und Prak-
tika fallen. Im zweiten Jahr nach Schulabschluss erhöht sich der Anteil in betrieblicher und 
schulischer Ausbildung nochmals und zwar vor allem um Personen, die nach Verlassen der 
Schule zunächst in Übergangsmaßnahmen gemündet sind oder Wehr-/Zivildienst/FSJ/FÖJ 
absolviert haben. Im vierten Jahr nach Verlassen des Schulsystems hat die Mehrheit ihre be-
triebliche Ausbildung bereits abgeschlossen und ist in Beschäftigung übergegangen. Der An-
teil an Personen in schulischer Ausbildung, darunter vor allem Studentinnen und Studenten, 
ist im vierten Jahr erwartungsgemäß annährend gleichbleibend hoch. Einige der folgenden 
Abbildungen werden Aufschluss darüber geben, wie sich der Übergang für Schulabgänger 
nach der Höhe ihres Schulabschlusses gestaltet. 
 

4.3.2 Übergang in Berufsausbildung nach Verlassen des Schulsystems 

Im Folgenden wird der Übergangsprozess von Schulabgängern in Abhängigkeit verschiedener 
Einflussfaktoren, die sich bisher in der Forschung als relevant erwiesen haben, analysiert. Teil 
der Risikopopulation sind Personen, die das Schulsystem - auch ohne Abschluss - verlassen 
haben. Als erfolgreiche Bewältigung gilt zunächst der Übergang in eine vollqualifizierende 
Berufsausbildung. Diese umfasst betriebliche Ausbildungen, schulische Ausbildungen sowie 
den Besuch einer Hochschule. Unberücksichtigt bleibt hierbei, ob die vollqualifizierende Be-
rufsausbildung erfolgreich abgeschlossen wird.  

Abbildung 30 zeigt die Dauer des Übergangs in eine Berufsausbildung in Monaten für 
Schulabgänger mit maximal qualifizierendem Hauptschulabschluss (inklusive Schulabgänger 
ohne Abschluss und Förderschüler), mit Realschulabschluss und mit Abitur. Deutlich wird 
vor allem der mit Abstand langsamere und dauerhaft geringere Übergang in Ausbildung für 
Hauptschüler. Ca. 15 Prozent der Befragten mit maximal Hauptschulabschluss gelingt der 
Übergang in eine Ausbildung nicht. Realschülern hingegen gelingt ein direkter Übergang zu 
rund 75 Prozent, weiteren ca. 10 Prozent zumindest im darauffolgenden Jahr. Unter Abitu-
rienten ist der Übergang im ersten Jahr etwas weniger direkt, stattdessen finden auch über das 
erste Jahr verteilt häufig Übergänge statt. Ca. 5 Prozent von ihnen bleiben dauerhaft, zumin-
dest innerhalb von 5 Jahren nach Beendigung der Schule, ohne Ausbildung.  
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Abbildung 30: Übergang in Berufsausbildung nach Schulabschluss 
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Quelle: ALWA, eigene Berechnungen. 
 
 
Die folgenden drei Abbildungen zeigen, wie sich der Übergangsprozess für Haupt-, Realschü-
ler und Abiturienten im Zeitverlauf verändert hat. Die Kategorien entsprechen dabei den 
Schulabschlusskohorten, sie geben also das Jahr wieder, in dem die Befragten die Schule ver-
lassen haben. 

Der Übergang an der ersten Schwelle hat sich für Hauptschüler im Laufe der Zeit 
deutlich verschlechtert, vor allem in der aktuellsten Schulabschlusskohorte 1996-2003 (Ab-
bildung 31). Während sich in den frühen drei Kohorten 1967 bis 1995 vor allem der unmittel-
bare Einstieg in die Berufsausbildung zunehmend verzögert, hat sich in der jüngsten Kohorte 
vor allem das Gesamtniveau des Übergangs entscheidend verringert. Demnach bleiben aktuell 
ca. 20 Prozent der Schulabgänger mit maximal qualifizierendem Hauptschulabschluss dauer-
haft ohne Ausbildung. 

Für Realschüler (Abbildung 32) hat sich die Situation an der ersten Schwelle im Zeit-
verlauf verbessert. Sowohl der direkte Übergang wird schneller realisiert als auch das Ge-
samtniveau zeigt insgesamt höhere Übergangsraten. Für Abiturienten (Abbildung 33) stellen 
sich die insgesamt geringeren Veränderungen anders dar. Ein im Zeitverlauf zwar verzögerter 
Übergang im ersten Jahr steht insgesamt deutlich höheren Übergangsraten innerhalb der ers-
ten fünf Jahre gegenüber.  
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Abbildungen 31 - 33: Übergang in Berufsausbildung nach Schulabschluss 
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Quelle: ALWA, eigene Berechnungen. 
 
 
Bei der Betrachtung des Zusammenhangs des Migrationshintergrunds eines Schülers bzw. 
einer Schülerin mit den Übergangsdauern zeigt sich in der einfachen Betrachtung zunächst 
eine zunehmende Verschlechterung (Abbildung 34-37 links oben). Vor allem im ersten Jahr 
nach Schulabschluss zeigt sich eine deutliche Verzögerung im Übergangsverhalten. Dagegen 
steigen durch späte Übergänge die Übergangsraten insgesamt etwas an. Denn schließlich ha-
ben auch unter Schulabgängern mit Migrationshintergrund höhere Abschlüsse mit entspre-
chend besserer Verwertung zugenommen. Die Verschlechterung unter jungen Erwachsenen 
mit Migrationshintergrund ist daher in erster Linie auf junge Erwachsene mit lediglich einem 
Hauptschulabschluss zurückzuführen (Abbildung 34-37 rechts oben), diese Gruppe hat insbe-
sondere in der jüngsten Kohorte große Schwierigkeiten, gleich nach Verlassen der Schule 
einen Ausbildungsplatz zu finden, und auch im weiteren Verlauf verschlechtern sich die 
Chancen auf einen Ausbildungsplatz. Für Realschüler (Abbildung 34-37 unten links) und 
Abiturienten (Abbildung 34-37 unten rechts) mit Migrationshintergrund haben sich die Chan-
cen auf einen Übergang in eine Berufsausbildung ebenso wie bei jenen ohne Migrationshin-
tergrund verbessert. Es zeigt sich, dass je höher der Schulabschluss ist, desto geringer sind die 
Unterschiede beim Übergang in eine Ausbildung zwischen jungen Erwachsenen mit und ohne 
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Migrationshintergrund. Im Gesamtniveau, und weniger im Verlauf, bleiben jedoch Unter-
schiede bestehen. 
 

Abbildungen 34 - 37: Übergang in Berufsausbildung nach Schulabschluss, 

mit Migrationshintergrund  
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Quelle: ALWA, eigene Berechnungen. 
 
Die hier betrachteten voll qualifizierenden Berufsausbildungen umfassen nicht nur betriebli-
che, sondern auch außerbetriebliche und schulische Ausbildungsangebote. Das erklärt zum 
Teil, dass jungen Erwachsenen in den neuen Bundesländern (und Berlin West) der Übergang 
in Berufsausbildung besser gelingt (Abbildung 38). Bei Betrachtung allein betrieblicher Aus-
bildung kehrt sich der Befund jedoch um (vgl. Beicht et al 2007). 
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Abbildung 38: Übergang in Berufsausbildung nach Region 
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Quelle: ALWA, eigene Berechnungen. 
 
 
Für den Zusammenhang zwischen Geschlecht und Berufsausbildung findet man einen ähnli-
chen Befund. Bei Betrachtung nur betrieblicher Ausbildung sind junge Frauen tendenziell 
benachteiligt, trotz besserer Abschlüsse und Noten (vgl. Beicht et al 2007). Die folgenden 
Abbildungen 39 und 40 zeigen daher nochmals die Übergangsdauer in Abhängigkeit des 
Schulabschlusses, allerdings getrennt für Männer und Frauen. Während die Verläufe von 
Männern und Frauen unabhängig vom Schulabschluss sehr geringe Unterschiede aufweisen, 
wird durch die separate Betrachtung vor allem der Unterschied zwischen Abiturientinnen und 
Abiturienten deutlich. Junge Männer mit Abitur lassen sich besonders viel Zeit beim Über-
gang in eine Berufsausbildung (dies kann nicht an Wehr- und Zivildienstzeiten liegen, da die-
se nicht als Suchdauern berücksichtigt werden). Fraglich ist, warum Abiturientinnen und vor 
allem Abiturienten mehr Zeit brauchen bei der Suche. Da Abiturientinnen und Abiturienten 
im Schnitt aus wohlhabenderen Familien kommen, können mitunter ökonomische Notwen-
digkeiten für eine kurze Suchdauer entfallen und z.B. Wartezeiten für einen Studienplatz in 
Kauf genommen werden. Warum dies vor allem bei Männern der Fall ist, muss hier unbeant-
wortet bleiben. Jedoch ist der unterschiedliche Befund für Abiturientinnen und Abiturienten 
ein empirisches Argument dafür, die Analysen an der ersten Schwelle nach Geschlecht zu 
trennen.  
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Abbildungen 39 - 40: Übergang in Berufsausbildung nach Schulabschluss, für Frauen 
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Quelle: ALWA, eigene Berechnungen. 
 
 

4.3.3  Determinanten des Übergangs an der ersten Schwelle 

Die folgenden Analysen sind auf Personen begrenzt, die innerhalb von 50 Monaten nach 
Schulabschluss entweder den Übergang in eine Berufsausbildung realisiert haben oder das 
Panelende erreicht haben (zensiert). Die Darstellung erfolgt für Männern und Frauen getrennt. 
Berichtet werden hazard ratios, wobei Werte über 1 einen positiven Effekt gegenüber einer 
Referenzkategorie implizieren, d.h. für eine Gruppe ist der Übergang im beobachteten Zeit-
raum wahrscheinlicher als für die dazugehörige Referenzgruppe. Werte unter 1 bedeuten ent-
sprechend den umgekehrten (negativen) Effekt. Die folgende Tabelle 5+6 gibt jeweils die 
Effekte für Schulabsolventinnen und Schulabsolventen wieder.  

Junge Frauen mit Mittlerer Reife oder Abitur haben deutlich bessere Chancen, den 
Übergang in eine Berufsausbildung zu meistern als Schulabgängerinnen mit maximal qualifi-
zierendem Hauptschulabschluss. Die zeitliche Entwicklung des Übergangsprozesses ist weni-
ger deutlich, tendenziell haben sich die Chancen im Zeitverlauf verringert. Wie in den Survi-
valverläufen schon sichtbar wurde, haben sich vor allem die Chancen für Hauptschülerinnen 
verschlechtert, weniger hingegen für Realschülerinnen und Abiturientinnen. Auf die Verände-
rung der Bedeutung der Determinante Schulabschluss im Zeitverlauf wird weiter unten noch 
einmal eingegangen.  
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Tabelle 5+6: Ergebnisse einer Cox-Regression für den Übergang in eine Berufsausbil-
dung 
 Frauen Männer 
Determinanten Hazard 

Ratio 
p Hazard 

Ratio 
p 

Schulabschluss 
- max. Hauptschulabschluss 
- Realschulabschluss 
- Abitur 

 
Ref. 
1,21 
1,15 

 
 

0,000 
0,001 

 
Ref. 
1,14 
0,71 

 
 

0,001 
0,000 

Schulabschlusskohorte 
- 1969 - 1975 
- 1976 - 1985 
- 1986 - 1995 
- 1996 – 2003 

 
Ref. 
1,01 
0,99 
0,91 

 
 

0,818 
0,933 
0,095 

 
Ref. 
0,96 
0,97 
0,85 

 
 

0,296 
0,477 
0,002 

Bildungshintergrund der Mutter 
- ohne Berufsabschluss 
- mit betriebl. oder schulischem Berufsabschluss 
- Techniker/Meister 
- mit Fach-/Hochschulstudium 

 
1,02 
Ref. 
1,04 
0,92 

 
0,530 

 
0,796 
0,205 

 
1,03 
Ref. 
1,12 
0,93 

 
0,320 

 
0,040 
0,204 

Bildungshintergrund des Vaters 
- ohne Berufsabschluss 
- mit betriebl. oder schulischem Berufsabschluss 
- Techniker/Meister 
- mit Fach-/Hochschulstudium 

 
0,98 
Ref. 
1,00 
0,91 

 
0,756 

 
0,982 
0,011 

 
0,99 
Ref. 
0,98 
0,90 

 
0,895 

 
0,620 
0,045 

Berufswunsch vorhanden 1,07 0,169 1,04 0,299 
Teilnahme an Berufsvorbereitung 0,43 0,000 0,34 0,000 
Migrationshintergrund 0,91 0,008 0,90 0,020 
Region Ost 1,09 0,000 1,08 0,013 
Stichprobengröße 3762 3708 

 
Der Bildungshintergrund der jungen Erwachsenen wirkt indirekt über die eigene Schulbildung 
und somit mittelbar auf die Übergangsdauer. Dabei wirken die Ausbildung von Mutter und 
Vater ähnlich: Die Unterschiede zwischen den Bildungsabschlüssen sind gering, allein ein 
vorhandener Hochschulabschluss scheint einen etwas deutlicheren Nachteil mit sich zu brin-
gen und ist möglicherweise in Übereinstimmung mit der Beobachtung, dass Abiturienten (de-
ren Eltern im Schnitt ebenfalls hohe Bildungsabschlüsse haben) an der ersten Schwelle mehr 
Zeit für den Übergang in eine Berufsausbildung benötigen. 

Weiterhin zeigt sich in dieser Analyse im Hinblick auf die Übergangsdauer ein vor-
handener Berufswunsch als vorteilhaft, auch wenn der Effekt nicht signifikant ist. Die Teil-
nahme an einer berufsvorbereitenden Maßnahme des Übergangssystems hingegen hat den 
definitionsgemäß erwarteten negativen Effekt. Eine Teilnahme mag zwar die Chancen auf 
eine Berufsausbildung gegenüber denjenigen erhöhen, die keinen Ausbildungsplatz finden 
und nicht an einer Maßnahme teilnehmen. Hier zeigt sich aber offenbar eine Negativ-
Selektion von Personen mit ohnehin schlechten Chancen, welche schließlich durch eine Teil-
nahme an entsprechenden Maßnahmen gekennzeichnet sind. 

Schulabsolventinnen mit Migrationshintergrund sind deutlich benachteiligt beim 
Übergang, während diejenigen, die ihre Schule in den neuen Bundesländern beendet haben, 
im Vorteil sind. 
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Auch bei Männern zeigt sich der positive Effekt des Realschulabschlusses gegenüber einem 
Hauptschulabschluss für den Übergang in Berufsausbildung. Allerdings gilt dieser Effekt 
nicht mehr für Abiturienten. Ihnen gelingt der Übergang sogar signifikant schlechter als 
Hauptschülern. Der negative Effekt des Abiturs für junge Männer, wie er sich schon im Sur-
vivalverlauf durch einen langsameren Übergang andeutete, bleibt also auch in der multivaria-
ten Analyse ausgeprägt erhalten. 

Die zeitliche Entwicklung zeigt, dass sich der Übergangsprozess für Männer tenden-
ziell verschlechtert hat. Zwar ist nur der negative Effekt der aktuellsten Kohorte gegenüber 
der ältesten signifikant, jedoch deutet sich ein Trend zur Verschlechterung über den gesamten 
beobachteten Zeitraum an. Mit Bezug auf den Bildungshintergrund zeichnet sich ein ähnlicher 
Zusammenhang wie bei Frauen ab. Tendenziell verzögert ein Studium der Eltern den Über-
gang ihrer Kinder an der ersten Schwelle. Dieser Effekt besteht auch unter Kontrolle des Bil-
dungsabschlusses der jungen Erwachsenen selbst, so dass er zusätzlich wirkt. Dies ist ein 
Hinweis darauf, dass die ökonomische Situation des Haushalts so komfortabel ist, dass sich 
längere Suchdauern geleistet werden können. Eine genauere Überprüfung ist aufgrund fehlen-
der Einkommensdaten zu den Eltern nicht möglich. 

Was den Berufswunsch und die Teilnahme an Berufsvorbereitung betrifft, so ist die 
Wirkungsrichtung die gleiche wie bei den Mädchen: ein vorhandener Berufswunsch wirkt 
sich positiv aus, allerdings nicht signifikant. Der Effekt für die Teilnahme an Maßnahmen des 
Übergangssystems wird der Vollständigkeit wegen auch in dieses Modell integriert und zeigt 
den erwarteten negativen Befund.  

Der Migrationshintergrund sowie die regionale Zugehörigkeit zeigen wiederum deut-
liche Effekte, deren Wirkung sich kaum von der für Frauen unterscheidet: der Migrationshin-
tergrund wirkt sich negativ aus, die Situation in den neuen Bundesländern wirkt vorteilhaft für 
eine erfolgreichen Übergang in eine Berufsausbildung.  
 
Bedeutung des Schulabschlusses im Zeitverlauf 
Verändert sich die Bedeutung des Schulabschlusses für den Übergang in eine Berufsausbil-
dung über die Zeit? Die Analysen der Survivalfunktionen gaben Hinweise darauf, dass sich 
insbesondere für die jungen Erwachsenen mit maximal Hauptschulabschluss die Übergänge 
zunehmend schwierig gestalten. Um dies in dem Modell zu testen, wurden zusätzliche Analy-
sen durchgeführt, die zu den bisher verwendeten Einflussgrößen unterschiedliche Effekte der 
Schulbildung je nach Schulabgangskohorten erlauben. Die so gewonnenen Befunde gehen 
tendenziell in die vermutete Richtung. Für Frauen zeigt sich, dass der Übergang mit maximal 
Hauptschulabschluss über die Zeit hinweg schwieriger wird. Die Effekte zeigen einen klaren 
Trend und werden in der letzten Kohorte auch signifikant. Für Realschülerinnen dagegen er-
höhen sich die Übergangschancen im Zeitverlauf, zumindest bis in die vorletzte Schulab-
gangskohorte 1986-1995. Für Abiturientinnen ergeben sich keine bedeutsamen Veränderun-
gen über die Zeit. 
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Für junge Männer zeigen sich ebenso die schlechter werdenden Effekte eines Haupt-
schulabschlusses für den Übergang in eine Berufsausbildung. Das Ausmaß hierbei ist ver-
gleichbar mit dem bei den Frauen. Über die Schulabgangskohorten hinweg wird es zuneh-
mend riskanter, nur über maximal einen Hauptschulabschluss zu verfügen, da dies sich zu-
nehmend negativ auf die Aufnahme einer Berufsausbildung auswirkt. Die Bedeutung eines 
Realschulabschlusses bleibt für Männer unverändert, ebenso der Effekt eines Abiturs, das eine 
längere Suchdauer mit sich bringt.  
 
 
Tabelle 7: Interaktionseffekte zwischen Schulabschluss und Schulabgangskohorte für 
den Übergang in eine Berufsausbildung, für Frauen und Männer 
 
 Frauen Männer 
Schulabschluss * Abgangskohorte Hazard 

Ratio 
p Hazard 

Ratio 
p 

max. Hauptschulabschluss * 1969 - 1975 
max. Hauptschulabschluss * 1976 - 1985 
max. Hauptschulabschluss * 1986 - 1995 
max. Hauptschulabschluss * 1996 - 2003 
Realschulabschluss * 1969 - 1975 
Realschulabschluss * 1976 - 1985 
Realschulabschluss * 1986 - 1995 
Realschulabschluss * 1996 – 2003 
Abitur * 1969 - 1975 
Abitur * 1976 - 1985 
Abitur * 1986 - 1995 
Abitur * 1996 - 2003 

Ref. 
1,06 
0,86 
0,76 
1,08 
1,15 
1,21 
1,02 
1,19 
1,04 
1,10 
1,06 

 
0,451 
0,168 
0,031 
0,347 
0,059 
0,013 
0,823 
0,095 
0,673 
0,250 
0,503 

Ref. 
0,95 
0,84 
0,72 
0,94 
0,99 
1,09 
0,90 
0,63 
0,59 
0,63 
0,60 

 
0,314 
0,021 
0,000 
0,432 
0,865 
0,058 
0,176 
0,004 
0,000 
0,000 
0,000 

Stichprobengröße 3762 3708 
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4.4  Die 2. Schwelle: Übergang von der Berufsausbildung in Beschäfti-
gung 

Welche Faktoren sind nach der Berufsausbildung relevant, um auch die zweite Schwelle, den 
Übergang in eine Beschäftigung erfolgreich zu absolvieren? Wie stark wirken die Erfahrun-
gen der ersten Schwelle auf den Übergang an das Erwerbsleben? Und was geschieht mit den-
jenigen, die die erste Schwelle erst gar nicht erfolgreich geschafft haben? 
Nach Angaben des Bundesinstituts für Berufsbildung (2011) haben im Jahr 2008 knapp 15% 
der 20-34 jährigen jungen Erwachsenen keine Berufsausbildung. In dieser Gruppe sind Perso-
nen mit Migrationshintergrund und ausländischer Staatsangehörigkeit stark überproportional 
vertreten. Knapp 23% dieser jungen Erwachsenen mit deutschem Pass und ca. 36% mit aus-
ländischer Staatsangehörigkeit haben keinen berufsqualifizierenden Abschluss. Zu einem gro-
ßen Teil ist dies durch die fehlende oder geringe Schulbildung verursacht. Über 83% der ca. 
560.000 jungen Erwachsenen in Deutschland, die keinen Schulabschluss haben, erreichen 
auch keinen berufsqualifizierenden Abschluss. Von den knapp 3,2 Millionen Schulabgängern 
mit Hauptschulabschluss erreichen 29% keine formale Qualifikation (BIBB 2011: 247). Die 
jungen Erwachsenen ohne Berufsausbildung haben ein deutlich erhöhtes Risiko, keine Anstel-
lung auf dem Arbeitsmarkt zu finden. Entsprechend ist das Armutsrisiko in dieser Gruppe 
besonders stark ausgeprägt (Funcke et al. 2010). 

Der Fokus der folgenden Analyse ist es jedoch, bestehende und gut dokumentierte Be-
funde dahingehend zu ergänzen, inwiefern sich die Erfahrungen beim Übergang in die Be-
rufsausbildung auch auf den Übergang in den Arbeitsmarkt auswirken. Entsprechend besteht 
die zu untersuchende Gruppe aus jungen Erwachsenen mit einer vollqualifizierenden abge-
schlossenen Berufsausbildung. Der erfolgreiche Übergang in das Erwerbsleben gilt dann als 
geschafft, wenn eine Person eine Erwerbstätigkeit in mindestens drei aufeinanderfolgenden 
Monaten von mindestens 15 Stunden pro Woche hat. Tätigkeiten als studentische Hilfskraft 
oder Praktikant/-in gelten nicht als erfolgreicher Übergang. Analog zu den Analysen für die 
erste Schwelle werden Wehr- und Zivildienst, Freiwillige soziale oder ökologische Jahre, so-
wie Krankheits- und Kindererziehungszeiten zwischen Ausbildungsende und Aufnahme einer 
Erwerbstätigkeit nicht in die Such- bzw. Übergangsdauer einbezogen. 

 
Grundlage für die Analysen sind die bereits oben genannten Variablen. An der zweiten 

Schwelle werden zusätzlich folgende Informationen aufgenommen: 
Schulabschluss bei Ausbildungsende. Entsprechend dem Schulabschluss an der ersten 

Schwelle wurde die Variable insofern modifiziert, als dass Abschlüsse, die gleichzeitig mit 
einem Berufsabschluss vergeben werden, ebenfalls berücksichtigt werden. 

Ausbildungsabschluss. (1) betriebliche Berufsausbildung bzw. Techniker- oder Meis-
terabschluss; (2) schulische, d.h. außer- und überbetriebliche Berufsausbildung, (3) Fach-
/Hochschulstudium.  
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Abschlusskohorte. Die Kohorten richten sich an der zweiten Schwelle nach dem Jahr 
des Ausbildungsabschlusses: (1) 1971 bis 1979, (2) 1980 bis 1985, (3) 1986 bis 1995, (4) 
1996 bis 2003. 

Direkter Übergang an der ersten Schwelle. Ist der Übergang an der ersten Schwelle 
unmittelbar erfolgt, also innerhalb von drei Monaten, nimmt die Variable den Wert 1 an. Bei 
längerer Übergangsdauer wurde der Wert 0 vergeben. 
 

4.4.1 Übergänge in Beschäftigung nach beruflicher Ausbildung 

 
Der Übergang in eine Beschäftigung verläuft im Gegensatz zur ersten Schwelle insgesamt 
langsamer. Direkte Übergänge finden etwas weniger statt. Die Unterschiede zwischen den 
Ausbildungsabschlüssen sind weniger gravierend als zwischen den Schulabschlüssen. Weni-
ger die Art des Berufsabschlusses scheint für den Übergang entscheidend zu sein als das Vor-
handensein eines Abschlusses überhaupt.  

Im Anschluss an ein Studium dauert der Übergang zunächst etwas länger als bei Ab-
solventen betrieblicher und schulischer Ausbildung, allerdings ist nach 5 Jahren ein höherer 
Anteil von ihnen in ein Beschäftigungsverhältnis übergegangen. Dennoch haben immer noch 
ca. 15 Prozent der Fach-/Hochschulabsolventen und ca. 20 Prozent der Ausbildungsabsolven-
ten innerhalb von 5 Jahren nach Abschluss keine Beschäftigung in dem oben definierten Sin-
ne erreicht (vgl. Abbildung 38). 
 

 
Abbildung 38: Übergang in Beschäftigung nach Berufsabschluss 
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Quelle: ALWA, eigene Berechnungen. 
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Der zunächst langsamere Übergang von Personen mit Fach-/ Hochschulabschluss in Abbil-
dung 38 ist offenbar auf die anfänglich niedrigeren Übergangsraten von jungen Frauen im 
Vergleich zu jungen Männern zurückzuführen (Abbildungen 39 und 40). Frauen studieren 
weitaus häufiger geisteswissenschaftliche Studiengänge, welche am Arbeitsmarkt weniger 
nachgefragt sind. Für Frauen erhöht zudem ein abgeschlossenes Studium gegenüber einer 
abgeschlossenen Berufsausbildung auch langfristig kaum die Chancen des Übergangs in Be-
schäftigung, für Männer hingegen schon. Männer haben auf der anderen Seite erschwerte Be-
dingungen, wenn sie eine schulische Ausbildung absolviert haben, insbesondere im ersten 
Jahr nach Abschluss der schulischen Ausbildung. 
 

Abbildungen 39 - 40: Übergang in Beschäftigung nach Berufsabschluss, für Frauen und 

Männer 
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Quelle: ALWA, eigene Berechnungen.  
 
 
Vor allem die Entwicklung über die Zeit zeigt interessante Unterschiede im Übergangsprozess 
von Männern und Frauen (Abb. 41 und 42). Während Frauen über die Zeit hinweg im An-
schluss an die Berufsausbildung seltener direkt und anschließend langsamer in Beschäftigung 
übergehen, verbessert sich der Übergangsprozess für Männer sogar im Zeitverlauf. Dies gilt 
für Männer insbesondere für späte Übergänge. Die Verzögerungen im ersten Jahr nach Schul-
abschluss bei Frauen sind sehr wahrscheinlich auf die veränderte Struktur der Ausbildungsab-
schlüsse von Frauen (Zunahme von Studienabschlüssen bei Frauen) und dementsprechend 
längerer Übergangsdauer zurückzuführen. Ähnliches könnte für Männer gelten: auch bei ih-
nen hat der Anteil Studierender an allen Absolventen zugenommen, was einen langfristig er-
folgreicheren Übergang zu garantieren scheint. 
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Abbildungen 41 - 42: Übergang in Beschäftigung nach Abschlusskohorte, für Männer 
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Quelle: ALWA, eigene Berechnungen.  
 
 
Die Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland sowie zwischen Personen mit und ohne 
Migrationshintergrund sind gering und werden daher hier nicht gesondert dargestellt. 

 
 

4.4.2 Determinanten des Übergangs an der zweiten Schwelle 

Aufgrund der sichtbaren Unterschiede in den Übergangsmustern von Männern und Frauen 
sind die Ergebnisse der Cox-Regression auch an der zweiten Schwelle für beide Geschlechter 
getrennt dargestellt. 

In Tabelle 8+9 sind die Ergebnisse für Frauen und Männer dargestellt. Es zeigt sich, 
dass die Bedeutung des Schulabschlusses für den Übergangsprozess an der zweiten Schwelle 
abnimmt, die Effekte sind nicht mehr signifikant. Außerdem ist tendenziell an der zweiten 
Schwelle ein Abitur gegenüber dem Hauptschulabschluss für Frauen nicht mehr von Vorteil 
aufgrund des bereits im vorigen Abschnitt angedeuteten verzögerten Übergangsprozesses von 
Frauen mit Fach-/Hochschulabschluss. Doch auch der Ausbildungsabschluss hat keinen signi-
fikanten Einfluss auf die Chancen des Übergangs, tendenziell haben eine schulische Ausbil-
dung und ein Studium aber einen positiveren Effekt gegenüber einer betrieblichen Lehre. 

Die schon angedeutete Verzögerung im Übergangsprozess von Frauen über die Zeit 
bestätigt sich im Modell. Die Übergänge für Frauen in eine Beschäftigung werden in den jün-
geren Abschlussjahrgängen zunehmend schwieriger. Zwar sind die einzelnen Effekte für sich 
genommen nicht signifikant, es deutet sich aber ein klarer Trend zu längeren Übergangszeiten 
an. 

Der Effekt des direkten Übergangs an der ersten Schwelle scheint den Übergang an 
der zweiten Schwelle in der Tendenz für Frauen zu erschweren. Zwar ist der Effekt ebenfalls 
nicht signifikant, es deutet sich aber an, dass ein schneller Übergang in eine Berufsausbildung 
die Suchdauer für eine Beschäftigung erhöht. 
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Der Einfluss der (Aus-)Bildung der Eltern folgt der Logik der ersten Schwelle. Eltern, 
die einen Hochschulabschluss haben, verlängern eher die Suchdauer für eine Beschäftigung. 
Allerdings sind diese Effekte anders als beim ersten Übergang nun nicht mehr signifikant, der 
Effekt der sozialen Herkunft ist an der zweiten Schwelle schwächer.  

Der negative Effekt eines Migrationshintergrunds verliert an der zweiten Schwelle an 
Bedeutung. Da junge Erwachsene mit Migrationshintergrund vor allem an der ersten Schwelle 
Probleme haben, befinden sich an der zweiten Schwelle nur diejenigen, die trotz der Schwie-
rigkeiten erfolgreich eine Berufsausbildung absolviert haben. An dieser Schwelle stellt der 
Migrationshintergrund keinen Nachteil mehr da. Regionale Unterschiede zwischen Ost und 
West sind für Frauen an der zweiten Schwelle ebenfalls ohne Bedeutung. 
 
 
Tabelle 8+9: Ergebnisse einer Cox-Regression für den Übergang in eine Erwerbstätig-
keit nach Abschluss einer Berufsausbildung 
 Frauen Männer 
Determinanten Hazard 

Ratio 
p Hazard 

Ratio 
p 

Schulabschluss 
- max. Hauptschulabschluss 
- Realschulabschluss 
- Abitur 

 
Ref. 
1,02 
0,97 

 
 

0,754 
0,610 

 
Ref. 
0,88 
0,78 

 
 

0,002 
0,000 

Ausbildungsabschluss 
- betrieblich 
- schulisch 
- Studium 

 
Ref. 
1,06 
1,03 

 
 

0,180 
0,521 

 
Ref. 
1,01 
1,30 

 
 

0,895 
0,000 

Ausbildungsabschlusskohorte 
- 1971 - 1979 
- 1980 - 1985 
- 1986 - 1995 
- 1996 - 2003 

 
Ref. 
1,02 
0,96 
0,93 

 
 

0,760 
0,640 
0,278 

 
Ref. 
0,99 
1,01 
0,94 

 
 

0,893 
0,855 
0,327 

Direkter Übergang 1. Schwelle 0,94 0,149 0,85 0,000 
Bildungshintergrund der Mutter 
- ohne Berufsabschluss 
- mit betriebl. oder schulischem Berufsabschluss 
- Techniker/Meister 
- mit Fach-/Hochschulstudium 

 
1,03 
Ref. 
1,02 
0,92 

 
0,532 

 
0,918 
0,212 

 
0,99 
Ref. 
0,89 
0,98 

 
0,683 

 
0,434 
0,750 

Bildungshintergrund des Vaters 
- ohne Berufsabschluss 
- mit betriebl. oder schulischem Berufsabschluss 
- Techniker/Meister 
- mit Fach-/Hochschulstudium 

 
0,95 
Ref. 
1,02 
0,92 

 
0,467 

 
0,751 
0,567 

 
0,99 
Ref. 
0,91 
0,80 

 
0,919 

 
0,037 
0,000 

Teilnahme an Berufsvorbereitung 0,86 0,027 0,89 0,075 
Migrationshintergrund 0,98 0,672 0,95 0,239 
Region Ost 0,96 0,464 1,11 0,016 
Stichprobengröße 2762 2546 

 
Relevant hingegen sind die Effekte der Berufsvorbereitung. Während sie an der ersten 

Schwelle noch definitionsgemäß zu einer längeren Suchdauer geführt haben, weisen die Ef-
fekte an der zweiten Schwelle tatsächliche Nachteile auf, da die berufsvorbereitenden Maß-
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nahmen vor der Berufsausbildung stattfinden. Die Teilnahme an der Berufsvorbereitung stellt 
somit ein Malus dar. Denkbar sind Stigmatisierungseffekte, aber auch Einflüsse, die über 
Schulabschluss, Ausbildungsabschluss und soziale Herkunft hinausgehen. Eventuell haben 
Personen, die eine Berufsvorbereitung absolviert haben, im Schnitt schlechtere Ausbildungs-
zeugnisse oder sind Arbeitgebern zu alt. Die genaue Ursache muss hier offen bleiben.  

Bei Männern zeigen sich die Unterschiede gegenüber Frauen vor allem in der Wir-
kung des Schul- sowie des Ausbildungsabschlusses. Während bei den Frauen der Schulab-
schluss und der Berufsabschluss kaum einen Einfluss auf die Suchdauer haben, wirken sich 
bei Männern der Realschulabschluss und insbesondere das Abitur verlängernd auf die Such-
dauer beim Übergang in eine Beschäftigung aus. Bei den Berufsabschlüssen gibt es keinen 
Unterschied zwischen betrieblicher und schulischer Ausbildung, jedoch verkürzt ein Hoch-
schulabschluss die Suchdauer.  

Für Männer findet man lediglich für die letzte Abschlusskohorte eine Tendenz zu einer 
zunehmenden Suchdauer. Dieser Effekt ist für sich genommen nicht signifikant, entsprechend 
fraglich ist, inwieweit zunehmende Suchdauern auch für Männer ein Problem darstellen. 

Ähnlich wie bei Frauen hat eine kurze Suchdauer an der ersten Schwelle eine längere 
Suchdauer an der zweiten Schwelle zur Folge. Dieser Effekt wird für Männer sogar signifi-
kant negativ. Hier müssten detaillierte Analysen klären, warum sich längere Suchdauern an 
der ersten Schwelle positiv auf den Übergang in den Arbeitsmarkt auswirken. Womöglich 
helfen längere Suchdauern an der ersten Schwelle, besser passende Berufsausbildungen (z.B. 
Studium) zu finden. Alleine an der Komposition der Gruppe der länger suchenden Personen 
mit Blick auf Schulabschluss, Herkunft oder Migrationshintergrund kann es nicht liegen, da 
diese Effekte im Modell berücksichtigt sind. In jedem Fall scheinen längere Übergänge an der 
ersten Schwelle keine Nachteile für die Übergänge an der zweiten Schwelle nach sich zu zie-
hen. Sind jedoch berufsvorbereitende Maßnahmen der Grund für den längeren Übergang an 
der ersten Schwelle, so haben diese Maßnahmen an sich auch für Männer einen stark negati-
ven Effekt auf die Suchdauer beim Übergang in eine Beschäftigung. 

Der Bildungshintergrund der Eltern wirkt bei Männern etwas differenzierter als bei 
Frauen. Während die soziale Herkunft kaum mehr einen Einfluss auf den Übergang bei jun-
gen Frauen hat, hat ein höherer Bildungsgrad der Väter einen verlängernden Effekt für die 
Suchdauer junger Männer. Auch hier könnte wiederum das Ressourcenargument gelten, dass 
sich junge Männer durch die im Schnitt wohlhabenderen Eltern eine längere Suchdauer leis-
ten können. Warum Frauen nicht im gleichen Maße davon Gebrauch machen, ist unklar. 
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Schließlich haben junge Männer in Ostdeutschland bessere Chancen auf einen Über-

gang als ihre westdeutschen Kollegen. Für Frauen gilt dies jedoch nicht. Der Einfluss des 
Migrationshintergrunds an der zweiten Schwelle ist eher schwach und nicht statistisch signifi-
kant ausgeprägt. 

Inwieweit bringen Berufsausbildungen über die Zeit hinweg ähnliche Chancen auf ei-
nen Übergang in eine Beschäftigung mit sich? Verändern sich die Suchdauern je nach Art der 
Berufsausbildung über die Zeit? In zusätzlichen Analysen (nicht dargestellt) wurden Interak-
tionseffekte zwischen der Art der Berufsausbildung und der Abschlusskohorte berechnet. Es 
zeigt sich für junge Männer und Frauen gleichermaßen, dass sich für betriebliche und schuli-
sche Ausbildungsabschlüsse die Suchdauern nicht verändern. Dagegen gibt es für Männer und 
Frauen mit Hochschulabschluss eine zunehmende Tendenz zu längeren Suchdauern. Der 
Übergang für Akademiker in eine Beschäftigung wird über die Zeit hinweg mühsamer. 

Die in diesem Kapitel verwendeten Cox-Regressionen zur Analyse der Einflussgrößen 
für einen erfolgreichen Übergang haben den Nachteil, dass auch Personen zu einem positiven 
Bild beitragen, die sehr lange für den Übergang benötigen und man eigentlich nicht mehr von 
einem gelungenen, wenn auch realisierten Erwerbseintritt sprechen kann. Um dieses Problem 
zu reduzieren, wurden in der Cox-Regression nur Personen berücksichtigt, die eine Über-
gangsdauer von weniger als 50 Monaten berichtet haben. Um diese Ergebnisse abzusichern, 
haben wir zusätzlich logistische Regressionen berechnet und für einen bestimmten Zeitpunkt 
(sechs Monate nach Ausbildungsabschluss) überprüft, inwieweit die dargestellten Ergebnisse 
robust sind (Ergebnisse nicht dargestellt). Es zeigt sich, dass sowohl für Männer als auch für 
Frauen die Ergebnisse auch mit diesem etwas anderen Blickwinkel weitgehend identisch sind. 
Es gibt lediglich Hinweise darauf, dass junge Frauen mit Migrationshintergrund und in Ost-
deutschland häufig länger als sechs Monate für den Übergang in eine Beschäftigung benöti-
gen, die verlängernden Effekte dieser Einflussgrößen wurden in der Cox-Regression etwas 
unterschätzt.  

 
 
4.4.3. Zusammenfassung und Bedeutung der beiden Übergänge für den Lebensverlauf 
 
Der erfolgreiche Übergang in eine Berufsausbildung sowie der erfolgreiche Übergang in eine 
Beschäftigung sind zentral für die Vermeidung von Armutsrisiken in Deutschland. Wie die 
Analysen und die Literaturhinweise gezeigt haben, hat der erreichte Schulabschluss einen 
wesentlichen Einfluss auf den Übergang und das erfolgreiche Absolvieren einer Berufsausbil-
dung. Junge Erwachsene mit Realschulabschluss haben deutlich schnellere und erfolgreichere 
Übergänge in eine Berufsausbildung als junge Erwachsene mit maximal einem Hauptschulab-
schluss. Das Vorhandensein eines Berufsabschlusses ist wiederum Voraussetzung für eine 
erfolgreiche Integration in den Arbeitsmarkt. So gesehen müssen politische Maßnahmen ins-
besondere an zwei Stellen ansetzen. Sie müssen die Voraussetzungen schaffen, dass sich Kin-
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der besser qualifizieren können und mit besseren Kompetenzen und Zertifikaten den Ausbil-
dungsmarkt betreten. Zum einen gelingt dies durch die frühkindliche Förderung, durch die 
Förderung in den Schulen und in der Freizeit. Es gelingt aber auch, wie eine Studie von Solga 
et al. (2011) zeigt, indem Jugendliche bereits ab der 8. Klasse in so genannten Berufsstarter-
klassen mit gesondertem Unterricht, Praxistagen und Begleitpersonen auf die berufliche Aus-
bildung vorbereitet werden. Die kurzfristigen Erfolge solcher Bemühungen sind evident. Es 
bleibt zwar offen, inwieweit der einmal erfolgreich geschaffte Übergang in die Berufsausbil-
dung und der erfolgreiche Abschluss der Berufsausbildung zu dauerhaften Beschäftigungen 
führen. Die in diesem Kapitel durchgeführten Analysen geben Anlass zu Optimismus, da 
beim Übergang in die Beschäftigung vor allem entscheidend ist, dass ein Berufsabschluss 
vorliegt. 
Ein zweiter Ansatzpunkt für politisches Handeln ergibt sich in Hinblick auf die Entwicklung 
von Berufswünschen und der Vermittlung von Ausbildungsplätzen. Wie die Analysen gezeigt 
haben, fördert das Vorhandensein eines Berufswunschs die Chance für einen erfolgreichen 
Übergang in die Berufsausbildung erheblich. Verbesserte Maßnahmen könnten getroffen 
werden, um eine (noch) bessere berufliche Orientierung für Jugendliche zu ermöglichen. Zu 
bedenken hierbei ist allerdings das junge Alter insbesondere von Haupt- und Realschülerinnen 
und –schülern und damit verbunden ihre volatile Präferenzordnung. Ein weiterer Hinweis auf 
die Bedeutung einer zu den jungen Erwachsenen passenden Berufsausbildung ergibt sich aus 
den Suchdauern beim Übergang in die Beschäftigung. Mit den ALWA-Daten war es möglich, 
sowohl die erste als auch die zweite Schwelle für mehrere Abschlussjahrgänge zu betrachten. 
Der recht überraschende Befund war, dass sich längere Suchdauern bei der ersten Schwelle 
auszahlen in kürzere Suchdauern an der zweiten Schwelle. Die Vermutung liegt nahe, dass 
besonders diejenigen erfolgreich beim zweiten Übergang waren, die ihre passende Berufsaus-
bildung gefunden haben und entsprechend motiviert waren, auch wenn die Suche beim ersten 
Übergang etwas länger gedauert hat. Dieser Befund sollte bei der Beratung von Ausbildungs-
entscheidungen berücksichtigt werden. 
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5. Dynamiken und Armutsrisiken im mittleren und späten Er-
wachsenenalter (Abstiege) 

5.1.  Einleitung 

In diesem Kapitel untersuchen wir Ausmaß, Ursachen und Folgen von Abstiegen in Einkom-
men unterhalb der Armutsrisikoschwelle im Alter von 30 bis 79 Jahren. Als mögliche Ab-
stiegsursachen betrachten wir dabei, erstens, die erwerbsarbeitsbezogenen Ereignisse Arbeits-
platzverlust und Übergang in den Ruhestand und, zweitens, die haushaltsbezogenen Ereignis-
se Trennung bzw. Scheidung, Verwitwung und die Geburt von Kindern. Da sich einige dieser 
Ereignisse in bestimmten Lebensphasen konzentrieren und sich auch die Möglichkeiten zur 
Bewältigung ihrer Folgen (z.B. Wiederbeschäftigungschancen) nach dem Lebensalter unter-
scheiden, schränken wir einige der Analysen dabei auf enger gefasste Altersgruppen ein. Bei-
spielsweise ist die Erwerbsarbeit für die meisten Personen nur bis zum Erreichen des Renten-
alters mit etwa 65 Jahren die wichtigste Einkommensquelle und verliert danach an Bedeutung. 
Arbeitsplatzverluste sind deshalb vor allem für Personen unterhalb dieser Altersgrenze wich-
tige potenzielle Abstiegsursachen. 

Soweit nicht anders vermerkt, beziehen sich Abstiege in diesem Kapitel stets auf ein 
Absinken des bedarfsgewichteten Nettohaushaltseinkommens unter die sogenannte Armutsge-
fährdungsgrenze in Höhe von 60% des Medians. Personen zwischen 30 und 79 Jahren zählen 
in Deutschland grundsätzlich zu den Gruppen mit einem niedrigeren Armutsrisiko. Während 
beispielsweise die Armutsrisikoquoten bei den Jüngeren im Jahr 2008 meist über 15% lagen, 
waren bei den 25 bis 35-Jährigen knapp unter 15% arm. Unter den 35 bis 65-Jährigen waren 
es sogar nur rund 10%; bei den über 65-Jährigen liegen die Armutsrisikoquoten wieder leicht 
höher, ohne jedoch 15% zu überschreiten (Grabka und Frick 2010). Trotzdem gibt es inner-
halb dieses Personenkreises Gruppen, die deutlich häufiger armutsgefährdet sind. Dabei ge-
hen sowohl Individualmerkmale wie Arbeitslosigkeit und niedrige Bildung als auch Haus-
haltsmerkmale wie die Alleinerziehung mit erhöhter Armutsgefährdung einher (Hauser et al. 
2007). Inwiefern diese Faktoren allerdings zu Abstiegen in die Armutsrisikozone führen und 
welche weiteren Faktoren das Abstiegsrisiko beeinflussen, kann mit einer solchen Quer-
schnittsbetrachtung nicht ergründet werden. Daher ist es notwendig, Abstiege im Längsschnitt 
zu betrachten: Nur so können Risiko- und Schutzfaktoren identifiziert werden. 

5.2.  Datengrundlage 

Datengrundlage für die Analysen ist das Sozio-Oekonomische Panel (SOEP)15. Das SOEP ist 
als Panel-Studie, d.h. als Wiederholdungsbefragung, in der Jahr für Jahr dieselben Personen 
befragt werden, bestens für die Verlaufsanalysen in diesem Abschnitt geeignet. Wir verwen-

                                                 
15 Ohne die sogenannte Hocheinkommensstichprobe G. 
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den die Wellen 1995 bis 2009 (L bis Z). Als Haushaltseinkommen wird das Einkommen im 
Befragungsmonat verwendet („Screener-Einkommen“). Das retrospektiv erhobene Jahres-
Einkommen ist zwar genauer, allerdings bestehen Probleme bei Änderungen der Haushaltszu-
sammensetzung: Da sich die Einkommensmessung auf das gesamte Vorjahr bezieht, sind In-
formationen zur Haushaltsgröße, die sich ja innerhalb eines Jahres ändern kann, nur schwer 
hinzuzufügen (Debels und Vandecasteele 2008).16 Das Haushaltsnettoeinkommen wird infla-
tionsbereingt, entsprechend der neuen OECD-Skala bedarfsgewichtet und allen Personen im 
Haushalt zugewiesen. Im Interesse der Lesbarkeit sprechen wir in der Regel einfach vom 
„Einkommen“; gemeint ist damit stets das bedarfsgewichtete Haushaltsnettoeinkommen. 

In vielen der folgenden Analysen steht das Risiko eines Abstiegs in die Armutsgefähr-
dungszone im Mittelpunkt. Nach unserer Definition erlebt eine Person i zwischen dem Jahr t 
und dem Folgejahr t+1 einen Abstieg, wenn die folgenden drei Bedingungen erfüllt sind: 

 
1. Das Einkommen von Person i liegt im Jahr t oberhalb der Armutsgefährungsgrenze 
in Höhe von 60% des Medians; 
2. Das Einkommen von Person i liegt im Folgejahr t+1 unterhalb der Armutsgefähr-

dungsgrenze; 
3. Das Durchschnittseinkommen der Person liegt in in der in t+1 beginnenden Episode 
unterhalb der Armutsgefährdungsgrenze mindestens 10 % unter dem Durch-
schnittseinkommen der vorangegegangenen (im Jahr t endenden) Episode oberhalb der 
Armutsgrenze. Durch die Verwendung der 10%-Hürde vermeiden wir es, Abstiege zu 
messen, die auf Messfehler zurückzuführen sind. 17 
 

                                                 
16 Grundsätzlich betrifft dieses Problem, obgleich in deutlich abgeschwächter Form, natürlich auch das hier ver-
wendete Einkommen im Befragungsmonat, da eine Trennung beispielsweise während des Befragungsmonats 
stattgefunden haben kann. Zudem können wir keine Aussagen über die Zeit zwischen den beiden Befragungen 
machen. Beispielsweise wissen wir nicht, wie hoch das Einkommen eines Befragten während einer Arbeitslosig-
keitsepisode war, wenn diese nach der Befragung in einem Jahr t begann und bereits vor der Befragung im Fol-
gejahr t+1 wieder endete. 
17 Ein Beispiel mag unser Vorgehen verdeutlichen. Wir interessieren uns dafür, ob eine Person i zwischen dem 
Jahr t und dem Jahr t+1 nach unserer Definition in die Armutsgefährdungszone abgestiegen ist. Die Armutsge-
fährdungsgrenze liege den gesamten Zeitraum über bei 1000 €. Im Jahr t-43wurde i (noch) nicht beobachtet oder 
war armutsgefährdet.  Das Einkommen von i betrug in t-2 1150 €, in t-1 1100 € und in t 1050 €. In t+1 fällt das 
Einkommen von i unter die Einkommensgefährdungsgrenze und liegt bei 950 €, in t+2 sinkt es weiter auf 900 € 
und in t+2 schließlich auf 850 €. In t+4 hat i wieder ein Einkommen oberhalb der Armutsgefährdungsgrenze 
oder wird nicht mehr beobachtet. Das mittlere Einkommen in der in t endenden Episode oberhalb der Armutsri-
sikogrenze beträgt in diesem Beispiel 1100 (=(1150+1100+1050)/3) €, das mittlere Einkommen in der in t+1 
beginnenden Episode unterhalb der Armutsrisikogrenze hingegen 900 (=(950+900+850)/3) €. Der Einkommens-
rückgang 200 (=1100-900) € beträgt also deutlich mehr als 10% des Durschnittseinkommens vor dem Eintritt in 
die Risikozone (0,1*1100 = 110 €). Das 10 %-Kriterium ist in diesem Fall also erfüllt. Würden statt der Durch-
schnittseinkommen in den Episoden ober- und unterhalb der Armutsrisikogrenze nur die Einkommen in t (dem 
letzten Jahr oberhalb der Armutsrisikogrenze) und t+1 (dem ersten Jahr unterhalb der Atrmutsrisikogrenze) ver-
gleichen, wäre das 10 %-Kriterium hingegen nicht erfüllt (1050 € - 950 € = 100 € < 0,1 * 1050 € = 105 €). Das 
Beispiel verdeutlicht damit, dass der Vergleich der durchschnittlichen Episodeneinkommen besser geeignet ist, 
Einkommensrückgänge zu erfassen, die sich in kleineren Schritten vollziehen, in der Summe aber beträchtlich 
sind. Solche Verläufe könnten unter anderem deshalb häufiger auftreten, weil der Personen nach einem Arbeits-
platzverlust zunächst das höhere Arbeitslosengeld I, nach Erschöpfung ihrer Ansprüche dann aber das niedrigere 
Arbeitslosengeld II beziehen. 
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Um darüber besonders schwerwiegende Abstiege zu erfassen, betrachten wir zusätz-
lich noch längerfristige Abstiege. Eine Person gilt als längerfristig abgestiegen, wenn ihr Ein-
kommen nicht nur in t+1, sondern auch in den beiden darauffolgenden Jahren t+2 und t+3 
unterhalb der Armutsrisikoschwelle liegt. 

Die Messung der Ereignisse und Schutzfaktoren in diesem Arbeitspaket beschreiben 
wir im Zusammenhang mit den jeweiligen Analysen. Alle Berechnungen werden mithilfe der 
vom DIW für das SOEP bereitgestellten Gewichte18 vorgenommen. Durch den Einsatz der 
Gewichte sind die Ergebnisse für die deutsche Wohnbevölkerung repräsentativ. Bei Berech-
nungen im Längsschnitt benutzen wir darüber hinaus die ebenfalls bereitgestellten Bleibe-
wahrscheinlichkeiten (s. Kapitel 5 in Haisken-DeNew und Frick 2005). Diese korrigieren den 
Einfluss selektiver Ausstiege aus der Befragung. 

 

5.3.  Ergebnisse 

5.3.1  Altersspezifisches Auftreten von Abstiegen 

Abbildung 43 stellt die auf Grundlage des SOEP berechneten altersspezifischen Abstiegsraten 
für die 30 bis 79-Jährigen dar, wobei die Kurven durch die Verwendung gleitender Durch-
schnitte leicht geglättet wurden. Ergänzend berichten wir außerdem die altersspezifischen 
Armutsrisikoquoten (die oberste Linie). Die beiden mittleren Linien berücksichtigen grund-
sätzlich alle Abstiege unabhängig von der Länge der Armutsepisode. Die geringfügig höher 
gelegene Linie weist die Abstiegsquoten aus, die sich ohne Verwendung der im letzten Ab-
schnitt diskutierten 10 %-Hürde ergeben. Die geringfügig tiefer gelegene Linie stellt die Ab-
stiegsquoten dar, die sich bei Anwendung dieser Beschränkung ergeben. Offensichtlich hat 
die Beschränkung auf Abstiege mit einem Einkommensrückgang von mindestens 10 Prozent 
nur sehr geringe Auswirkungen auf die ermittelten Abstiegsquoten. Das in der Forschung dis-
kutierte Problem messfehlerbedingter Überschätzungen der Armutsmobilität scheint in unse-
rem Fall also nicht allzu groß zu sein. Wir verwenden im Folgenden dennoch durchgängig 
diese restriktivere Abstiegsdefinition. 
 
 
 
 
 

                                                 
18 Wir verwenden eine Kombination aus Querschnitts- und Längsschnittgewichten. Für Personen, die im Längs-
schnitt betrachtet werden wird das Querschnittsgewicht (phrf) mit den Längsschnittgewichten (pbleib) der dar-
auffolgenden, berücksichtigten Jahre multipliziert. 
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Abbildung 43: Vergleich von altersspezifischen Armutsrisikoquoten und Abstiegsquoten 
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Abbildung 44: Altersspezifische Abstiegsquoten nach Bildungsabschlüssen 
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Während die mittleren Linien wie gesagt alle Abstiege berücksichtigen, betrachten wir in der 
untersten Linie in 
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Abbildung 43 nur besonders schwerwiegende Abstiege, bei denen die Betroffenen mindestens 
drei Jahre lang ein Einkommen unterhalb der Armutsrisikogrenze berichten. Das Risiko eines 
dauerhaften Abstiegs ist für alle Altersgruppen deutlich niedriger. Während das grundsätzli-
che Risiko eines Abstiegs für die meisten Altersgruppen zwischen 3 und 6% liegt, übersteigt 
das Risiko eines längerfristigen Abstiegs in nur einem Fall (knapp) die Zwei-Prozent-Grenze. 

Abbildung 44 verdeutlicht, dass das Risiko eines Armutseintritts stark von der Bildung 
abhängt. Personen ohne beruflichen Abschluss weisen in jedem Alter die höchsten Eintritts-
quoten auf. Gegen Ende des fünften, sechsten und siebten Lebensjahrzehnts treten dabei ver-
stärkt längerfristige Abstiege auf. Es liegt nahe, diese Eintritte mit längerfristigen Erwerbsaus-
tritten aus gesundheitlichen Gründen in Verbindung zu bringen. Auch zwischen Personen mit 
beruflichem Abschluss und Personen mit Hochschulabschluss sind noch deutliche Unter-
schiede erkennbar: Längerfristige Abstiege kommen unter Hochschulabsolventen, von einer 
Phase zwischen dem 45. und dem 55. Lebensjahr abgesehen, praktisch überhaupt nicht vor. 

 
Abbildung 45: Häufigkeit von Abstiegen über die Zeit 1995-2009 
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In Abbildung 45 ist die Entwicklung des Abstiegsrisikos der 30 bis 79-Jährigen seit 1995 ab-
getragen, getrennt nach Geschlecht sowie alten und neuen Bundesländern. Auch diese Verläu-
fe sind geglättet. Bei den gestrichelten Linien, die alle Eintritte in die Armutsrisikozone dar-
stellen, zeigen sich vor allem in den neuen Bundesländern (Dreiecke) Fluktuationen, die grob 
den Konjunkturverlauf nachzeichnen. In den wirtschaftlich relativ guten Zeiten um 2000 so-
wie um 2006 sinken die Eintrittsquoten etwas. Insgesamt ist in den neuen Bundesländern vor 
allem bei Männern ein Anstieg der Eintrittsquote zu beobachten. Die niedriger gelegenen 
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durchgezogenen Linien zeigen im wiederum den Anteil der Abstiege in längere Verweildau-
ern unter der Armutsrisikoschwelle. Es wird deutlich, dass auch diese Einstiegsquoten in den 
neuen Bundesländern über die Zeit steigen. Aber auch für Frauen in den alten Bundesländern 
nimmt die Abstiegswahrscheinlichkeit im Zeitverlauf leicht zu. Allerdings wurde dieser Trend 
um 2005 gebrochen. Diese Analyse macht deutlich, dass vor allem Bürger in den neuen Bun-
desländern steigenden Abstiegsrisiken ausgesetzt sind. Zwar wurde dieser Trend Mitte der 
2000er gebremst, aber die Wirtschaftskrise ließ die Eintrittsquoten 2009 wieder steigen. Ob 
dies auch zu längeren Eintritten führt, kann allerdings erst untersucht werden, wenn weitere 
Wellen des SOEP vorliegen. 

Abbildung  46 bietet noch einmal einen anderen Blickwinkel auf die Dynamik um die 
Armutsgefährdungsgrenze. Hier betrachten wir alle Personen zwischen 30 und 79 über eine 
Dauer von 10 Jahren zwischen 2000 und 2009. In der Grafik werden vier Typen von Verläu-
fen unterschieden: Personen, die in den 10 Jahren nie armutsgefährdet waren, und solche, die 
es übergangsweise (1-2 Jahre), länger (3-9 Jahre) oder immer waren. Die Analyse zeigt, dass  
ein knappes Drittel der beobachteten Personen in diesen zehn Jahren zumindest vorüberge-
hend armutsgefährdet war, wobei Frauen etwas häufiger betroffen sind als Männer. Gut zwei 
Drittel der beobachteten Personen gelangten nie in die Armutsgefährdungszone. Dasjenige 
Drittel, das ein Einkommen unterhalb der Armutsrisikoschwelle erlebt hat, besteht hauptsäch-
lich aus Personen, die in maximal 9 der 10 Jahre armutsgefährdet waren, wobei die Gruppen 
mit eher kürzern und längeren Episoden in etwa gleich groß sind. Der Anteil der durchgängig 
Armutsgefährdeten ist vergleichsweise gering: Die gesamten zehn Jahre verbrachten nur 
knapp über 1% der Personen in der Armutsgefährdungszone. Das Risiko, sehr lange ein Ein-
kommen unter der Armutsrisikoschwelle zu beziehen, konzentriert sich also auf kleine Grup-
pen. Groh-Samberg (2010) zeigt, dass eine solche Einkommenssituation vor allem die Arbei-
terschicht, Alleinerziehende und Personen mit Migrationshintergrund betrifft. In weiteren 
Analysen wird darüber hinaus gezeigt, dass „verfestigte Armut“ über die Zeit zugenommen 
hat (vgl. auch Groh-Samberg 2008).  

 



 109

Abbildung 46: Muster der Dynamik um die Armutsrisikoschwelle zwischen 2000 und 

2009 
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5.3.2  Abstiege durch Arbeitsplatzverluste 

Abbildung  47 zeigt, wie häufig unfreiwillige Arbeitsplatzverluste durch Betriebsstilllegung, 
Entlassung oder Auslaufen einer befristeten Beschäftigung in verschiedenen Altersgruppen 
sind. Die gepunktete Linie zeigt an, welcher Anteil der zum Befragungszeitpunkt im Jahr t 
(1995-2008) Beschäftigten beim Interview im Folgejahr t+1 (1996-2009) angibt, seit der letz-
ten Befragung – also in etwa innerhalb eines Jahres – aus einem der genannten Gründe einen 
Arbeitsplatz verloren zu haben. Zumindest ein Teil dieser Personen ist zum Zeitpunkt der 
Befragung und Einkommensmessung in t+1 (wieder) beschäftigt. Die durchgezogene Linie 
hingegen gibt den Anteil der Personen an, die einen Arbeitsplatzverlust berichten und zum 
Befragungszeitpunkt in t+1 arbeitslos gemeldet sind – also noch keine bzw. nur eine gering-
fügige neue Beschäftigung gefunden haben. Bei dieser zweiten Gruppe handelt es sich daher 
um Personen, für die der Arbeitsplatzverlust tendenziell größere Beschäftigungsprobleme 
nach sich zieht. 

Besonders auffällig ist, dass das Risiko eines Arbeitsplatzverlusts mit anschließender 
Arbeitslosigkeit für beide Geschlechter gegen Ende des sechsten Lebensjahrzehnts stark er-
höht ist. Auch für die Arbeitsplatzverluste insgesamt ist in diesem Alter ein gewisser Anstieg 
zu erkennen, der relativ zum Ausgangsniveau aber deutlich niedriger ausfällt. Eine erste plau-
sible Erklärung für dieses Muster ist die Nutzung einschlägiger Frühverrentungspfade wie 
insbesondere der sogenannten 58er-Regelung (Knuth und Kalina 2002). Wenigstens zum Teil 
könnte der Anstieg von Arbeitsplatzverlusten mit anschließender Arbeitslosigkeit aber auch 
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auf die schlechten Wiedereinstiegschancen älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu-
rückzuführen sein. 

 
Abbildung 47: Arbeitsplatzverluste nach Lebensalter 
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Wir betrachten nun die finanziellen Folgen des Arbeitsplatzverlusts für die 30 bis 64-Jährigen. 
Dazu vergleichen wir das Verarmungsrisiko von Personen mit Arbeitsplatzverlusten mit dem 
Verarmungsrisiko einer Vergleichsgruppe, die zu beiden Zeitpunkten beschäftigt ist. Wir be-
antworten also die folgende Frage: Um wie viel höher ist die Wahrscheinlichkeit der Perso-
nen, die ihren Arbeitsplatz verlieren, in die Armutsrisikozone abzusteigen, im Vergleich zu 
denen, die weiter beschäftigt bleiben? Vorab sei noch kurz erwähnt, dass die Befragten für 
viele Auswertungen weiter nach Individual- und Haushaltsmerkmalen differenziert werden. 
So nehmen wir alle Analysen grundsätzlich getrennt nach Geschlecht vor und unterscheiden 
im Abschnitt zu „Risikofaktoren“ zum Beispiel nach dem Bildungsniveau. In all diesen Fällen 
werden die entsprechenden Einschränkungen auch auf die Vergleichsgruppe angewendet. Das 
Abstiegsrisiko von niedrig gebildeten Frauen, die den Arbeitsplatz verlieren, wird also mit 
dem Abstiegsrisiko von niedrig gebildeten Frauen verglichen, die beschäftigt bleiben. Dies ist 
deswegen sinnvoll, weil wir uns dafür interessieren, inwiefern die betrachteten Ereignisse 
unabhängig von weiteren Faktoren das Abstiegsrisiko erhöhen. Wenn eine Gruppe wie z.B. 
die niedrig Gebildeten auch unabhängig vom Arbeitsplatzverlust höhere Abstiegsrisiken hat, 
sollte die Vergleichsgruppe deshalb entsprechend angepasst werden. Umgekehrt bedeutet 
dies, dass die derart „bereinigten“ Gruppenunterschiede in der Regel niedriger sein dürften als 
die „rohen“ oder „unbereinigten“ Gruppenunterschiede, wie sie beispielsweise in Abbildung 
44 dargestellt sind: Gruppen, für die ein kritisches Ereignis die Abstiegswahrscheinlichkeit 
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stärker erhöht (z.B. niedrig Gebildete, Personen mit Migrationshintergrund), haben oft eben 
auch unabhängig von diesem Ereignis höhere Abstiegsrisiken.19 

Auf der Ergebnisseite unterscheiden wir zwischen allen Armutseintritten (unabhängig 
von der Länge der Armutsepisode), Eintritten in längerfristige Armut mit einer Dauer von 
mindestens drei Jahren und verzögerte Eintritte ein Jahr nach dem Ereignis. Verzögerte Ein-
tritte können durch das Auslaufen von Arbeitslosengeld I auftreten, welches bis dahin für ein 
Einkommen oberhalb der Armutsrisikogrenze gesorgt hat. Auf der Seite des auslösenden Er-
eignisses unterscheiden wir weiterhin zwischen allen Arbeitsplatzverlusten und Arbeitsplatz-
verlusten mit anschließender Arbeitslosigkeit. Wie alle folgenden Auswertungen wurden auch 
die in Abbildung  47 dargestellten Berechnungen nach Geschlecht getrennt. Für die Männer 
ist die Erhöhung der Abstiegswahrscheinlichkeit durch Arbeitsplatzverlust in Abbildung  48 
als Dreieck eingezeichnet, für Frauen als Punkt. Um die Unsicherheit der Schätzung zu ver-
deutlichen, haben wir darüber hinaus das 90%-Konfidenzintervall mit Linien eingezeichnet. 
Der wahre Wert des fraglichen Parameters ist in 90% der auf diese Weise gebildeten Konfi-
denzintervalle enthalten ist. Das Konfidenzintervall erlaubt zudem Rückschlüsse über die sta-
tistische Signifikanz der Schätzung: Schneidet das 90%-Konfidenzintervall nicht die Nullli-
nie, so ist der entsprechende Schätzwert signifikant auf dem 10%-Niveau. Besonders kleine 
Fallzahlen erhöhen natürlich die Unsicherheit der Schätzung. Daher ist das Konfidenzintervall 
umso größer, je kleiner die Fallzahl ist. 
 

                                                 
19 Ein kleines Rechenbeispiel mag den Unterschied zwischen bereinigten und unbereinigten Unterschieden wei-
ter verdeutlichen: Nehmen wir an, dass durchschnittlich 20% der Frauen mit niedriger Bildung nach einem Ar-
beitsplatzverlust in die Armutsrisikozone absteigen, während dies bei den Frauen mit hoher Bildung nur für 5% 
gilt. Der unbereinigte Unterschied zwischen diesen beiden Gruppen betrüge demnach 15%. Nun verhält es sich 
aber so, dass jährlich auch 10% der niedrig gebildeten Frauen, die beschäftigt bleiben, absteigen, während dies 
bei den hoch gebildeten nur für 1% gilt. Die Erhöhung des Abstiegsrisikos durch den Arbeitsplatzverlust betrüge 
bei den niedrig gebildeten Frauen also 20-10=10% und bei den hoch gebildeten 5-1=4%. Für den bereinigten 
Gruppenunterschied ergäbe sich dann ein Wert von 10-4=6%. 
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Abbildung 48: Abstiege durch Arbeitsplatzverlust 
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Abbildung  48 zeigt, dass ein Arbeitsplatzverlust die Wahrscheinlichkeit, unter die Armutsri-
sikoschwelle zu fallen, deutlich erhöht. Dies gilt sowohl für Abstiege insgesamt (oberer Teil 
der Abbildung) als auch für dauerhafte Abstiege von mindestens drei Jahren (mittlerer Teil 
der Abbildung) sowie für verzögerte Abstiege ein Jahr nach dem Arbeitsplatzverlust (unterer 
Teil der Abbildung). Erwartungsgemäß bergen Arbeitsplatzverluste mit anschließender Ar-
beitslosigkeit noch einmal deutlich höhere Verarmungsrisiken. Dies gilt insbesondere für län-
gerfristige und verzögerte Abstiege. Zudem zeigen sich klare Geschlechterunterschiede: Ar-
beitsplatzverluste von Männern führen häufiger zu Eintritten in die Armutsrisikozone als Ar-
beitsplatzverluste von Frauen. Dies bedeutet allerdings nicht, dass Frauen durch Arbeitslosig-
keit weniger armutsgefährdet sind. Wenn die Arbeitslosigkeit eines Mannes zu einem Ein-
kommen unterhalb der Risikogrenze führt, ist die mit ihm zusammenlebende Frau ebenso 
armutsgefährdet. Die Unterschiede zwischen den alten und den neuen Bundesländern fallen 
vergleichsweise gering aus, wenn alle Abstiege unabhängig von ihrer Länge betrachtet wer-
den. Es zeigt sich allerdings, dass Arbeitsplatzverluste mit anschließender langer Arbeitslo-
sigkeit in den neuen Bundesländern häufiger zu dauerhaften Abstiegen führen als in den alten 
Bundesländern. Scheinbar sind Langzeitarbeitslose in den alten Bundesländern etwas besser 
in der Lage, ihre ökonomische Situation zu stabilisieren. Dies kann zum Beispiel durch weite-
re Einkommen im Haushalt geschehen. 
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Risikofaktoren 
Wir greifen nun die Frage auf, welche Bevölkerungsgruppen nach einem Arbeitsplatzverlust 
besonders großen Verarmungsrisiken ausgesetzt sind – es geht mit anderen Worten um die 
Identifikation von Risikogruppen. In Abbildung  49 sind daher die bildungsspezifischen Aus-
wirkungen eines Arbeitsplatzverlusts auf das Verarmungsrisiko dargestellt. Zwar sind insbe-
sondere die Ergebnisse für Personen mit niedriger Bildung wegen geringer Fallzahlen mit 
hoher Schätzunsicherheit behaftet; die Abbildung macht aber dennoch deutlich, dass ein Ar-
beitsplatzverlust das Abstiegsrisiko für Personen mit niedriger Bildung am stärksten erhöht. 
Dies gilt besonders bei Männern in längeren Phasen mit armutsgefährdenden Einkommen. 
Während sich die Wahrscheinlichkeit, länger abzusteigen, für Männer mit einer Berufsausbil-
dung nur um etwa 5 Prozentpunkte erhöht, sind Männer ohne Ausbildung von einer um mehr 
als 10 Prozentpunkte erhöhten Wahrscheinlichkeit betroffen. Bei Frauen hingegen ist die Ab-
stiegswahrscheinlichkeit wiederum in allen Bildungsgruppen geringer als bei Männern. Be-
sonders hervorstechend ist nur der relativ hohe Effekt für niedrig gebildete Frauen. In dieser 
Bildungsgruppe scheinen Frauen einen größeren Anteil an den Haushaltseinkommen zu ha-
ben. Arbeitsplatzverluste führen für Niedrigqualifizierte also häufiger zu Abstiegen in die 
Armutsrisikozone. Vermutlich liegt dies vor allem an den schlechten Wiederbeschäftigungs-
chancen in dieser Gruppe (z.B.: Wilke 2005).  
 
Abbildung 49: Anteil Abstiege durch Arbeitsplatzverlust nach Bildungsabschlüssen 
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Generell wird die Interpretation der Ergebnisse zum Arbeitsplatzverlust dadurch erschwert, 
dass der Arbeitsplatzverlust Individuen betrifft, eventuell daran anschließende Abstiege in die 
Armutsrisikozone aber alle Haushaltsmitglieder betreffen weil das Haushaltseinkommen der 
Maßstab ist. Der Arbeitsplatzverlust von Frauen (Männern) in Paarhaushalten betrifft damit 
auch die mit diesen zusammenlebenden Männer (Frauen). Angesichts dieser Problematik ist 
eine Unterscheidung zwischen Ein- und Mehr-Personen-Haushalten, wie sie in Abbildung 50 
vorgenommen wird, sehr aufschlussreich. Anhand der alleinlebenden Frauen und Männer  
 
 

Abbildung 50: Anteil Abstiege durch Arbeitsplatzverlust nach Haushaltszusammenset-

zung 
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wird deutlich, welche Folgen Arbeitsplatzverluste ohne den Einfluss anderer Haushaltmitglie-
der haben. In Abbildung 50 wird deutlich, dass Paarhaushalte in geringerem Maße durch Ar-
beitslosigkeit abstiegsgefährdet sind. Die Anwesenheit weiterer Erwachsener mildert die Fol-
gen des Arbeitsplatzverlusts, da diese oft bereits eigenes Einkommen in den Haushalt einbrin-
gen und nach einem Arbeitsplatzverlust des Partners erwerbstätig werden oder die Arbeitszeit 
erhöhen können (Landua 1990; McGinnity 2004). Bei den Singlehaushalten sind vor allem 
Männer durch Arbeitslosigkeit stark abstiegsgefährdet. Zwar können viele dieser Abstiege 
innerhalb von zwei Jahren rückgängig gemacht werden, aber auch das Risiko, längerfristig in 
der Armutsrisikozone zu verbleiben, steigt in dieser Gruppe um über 10 Prozentpunkte. Der 
Grund für diesen Geschlechterunterschied könnte in der Zusammensetzung der Gruppen lie-
gen. Eventuell sind unter den alleinlebenden Männern relativ viele mit schlechten Arbeits-
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marktchancen, während unter den alleinlebenden Frauen viele mit guten Arbeitsmarktaussich-
ten sind. 
Schließlich betrachten wir noch den Unterschied zwischen Personen mit Migrationshin-
tergrund und der autochthonen Bevölkerung.20 In Abbildung 51 wird deutlich, dass ein Migra-
tionshintergrund ein deutlicher Risikofaktor ist: Der Effekt des Arbeitsplatzverlusts ist für 
Frauen wie Männer deutlich stärker, wenn sie einen Migrationshintergrund haben. Auch hier 
spielen die geringen Wiederbeschäftigungschancen eine Rolle (Wilke 2005). Diese liegen 
zum größten Teil daran, dass Männer und Frauen mit Migrationshintergrund im Schnitt nied-
rigere Bildungsabschlüsse haben. Vor allem die Gruppe ohne Abschluss ist bei ihnen sehr 
stark besetzt. Frühere Arbeiten zeigen allerdings auch, dass Männer und Frauen mit Migrati-
onshintergrund selbst dann größere Probleme haben, einen Arbeitsplatz zu finden, wenn für 
Unterschiede in der Ausbildung kontrolliert wird (Uhlendorff und Zimmermann 2006).   
 
Abbildung 51:  Abstiege durch Arbeitsplatzverlust nach Migrationshintergrund 
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Schutzfaktoren 
Die vorangegangenen Analysen haben gezeigt, dass Arbeitsplatzverluste nicht für alle Grup-
pen gleiche Auswirkungen haben. Manche Personen sind durch den Verlust ihres Arbeitsplat-
zes deutlich stärker abstiegsgefährdet als andere. Ähnlich wie frühere Studien konnten wir 
drei Risikogruppen bestimmen: Niedrigqualifizierte, Alleinlebende und Personen mit Migra-
tionshintergrund. Trotzdem führt ein Arbeitsplatzverlust auch in diesen Gruppen nicht immer 

                                                 
20 Aufgrund der mangelnden Fallzahl fassen wir Personen zusammen, die in der ersten und zweiten Generation 
einen Migrationshintergrund haben. 
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zu einem Abstieg. Stattdessen gelangen auch in diesen Risikogruppen knapp 80% nicht in die 
Armutsrisikozone. In diesem Abschnitt untersuchen wir, welche Faktoren den Nichtabstieg 
von Risikogruppen begünstigen – mit anderen Worten: wir suchen nach Schutzfaktoren. 

Im Fall des Arbeitsplatzverlusts ist der größte Schutz vor einem Abstieg der schnelle 
Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt. Dieser wird durch hohe Bildung begünstigt, wie sowohl 
in der Literatur als auch in unseren Analysen deutlich wurde. Hier sollen allerdings noch dar-
über hinaus gehende „Schutzfaktoren“ untersucht werden, die einen Wiedereinstieg mögli-
cherweise begünstigen. Dabei konzentrieren wir uns nun nicht mehr auf unveränderliche oder 
nur sehr langfristig beeinflussbare Faktoren wie Schulbildung oder Migrationshintergrund, 
sondern betrachten Ereignisse oder Umstände, die sich über den Lebenslauf verändern und 
zumindest im Prinzip auch kurzfristig beeinflusst werden können. 

Für diesen Abschnitt wechseln wir die Perspektive. Wir vergleichen Personen, die Ri-
siken ausgesetzt sind und absteigen, mit jenen, die den gleichen Risiken ausgesetzt sind und 
nicht absteigen. Um den Einfluss der Schutzfaktoren unabhängig von weiteren Einflüssen zu 
erfassen, verwenden wir für diese Analyse Regressionsmodelle. Die berechneten Effekte aus 
diesen Modellen drücken aus, um wie viele Prozentpunkte sich die Wahrscheinlichkeit erhöht, 
oberhalb der Armutsrisikozone zu bleiben, wenn ein bestimmtes Merkmal vorhanden ist.  

Der erste Schutzfaktor, der untersucht wird, ist die Teilnahme an beruflichen Fortbil-
dungen. Wir gehen der Frage nach, ob die Nachteile niedriger Schulbildung durch Weiterbil-
dung ausgeglichen werden können. Dieckhoff (2007) konnte zeigen, dass Arbeitslosigkeits-
episoden von Personen, die an beruflicher Weiterbildung teilgenommen haben, kürzer ausfal-
len. Wir untersuchen nun, ob dieser Vorteil auch bei der Vermeidung von Abstiegen hilft. 
Leider werden im SOEP nur alle drei Jahre Weiterbildungsmaßnahmen erfasst. Die Befragten 
werden gebeten, alle Weiterbildungen zu berichten, an denen sie in den letzten drei Jahren 
teilgenommen haben. Durch diese langen Zeiträume ist es wahrscheinlich, dass die Befragten 
länger zurückliegende Weiterbildungen vergessen. Eine Auszählung des Indikators für jedes 
Jahr bestätigt diese Vermutung: Die berichteten Weiterbildungen häufen sich in den Jahren, in 
denen die Frage gestellt wurde. Für die Jahre dazwischen gaben die Befragten deutlich weni-
ger Weiterbildungsmaßnahmen an.  

Wir konzentrieren uns im Folgenden auf Fortbildungsmaßnahmen, also zum Beispiel 
Maßnahmen zur Aufstiegsqualifikation. Bei den Fortbildungsmaßnahmen, die wir in der Ana-
lyse betrachten, handelt es sich zum größten Teil um berufsbegleitende Maßnahmen und nicht 
etwa um Fortbildungen während einer Arbeitslosigkeitsepisode, da wir ausschließlich Perso-
nen betrachten, die zuvor beschäftigt waren. Tabelle 10 zeigt die Verteilung der Teilnahme an 
Fortbildungen in den letzten 3 Jahren für das Jahr 2009 nach Bildungsabschluss. Es wird deut-
lich, dass gerade Niedrigqualifizierte - die größte Risikogruppe nach Arbeitsplatzverlusten - 
unterdurchschnittlich häufig an Fortbildungen teilnehmen. Die Gruppe, die also am meisten 
aufzuholen hätte, bildet sich nur äußerst selten weiter. Dies deckt sich mit den Ergebnissen 
anderer Studien. So stellen zum Beispiel Hubert und Wolf (2007) fest, dass sozial benachtei-
ligte Gruppen seltener an Weiterbildung teilnehmen. 
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Tabelle 10:  Fortbildungsteilnahme in den letzten 3 Jahren nach Bildungsabschluss in 

Prozent (2009) 

 
Schulbildung Fortbildung letzte 3 Jahre (%) N Personen

Niedrig, kein beruflicher Abschluss 5,89 1167 
Beruflicher Abschluss 18,91 6509 
Hochschulabschluss 35,34 2296 

 
 
Ein weiterer Schutz für Risikogruppen kann körperliche Gesundheit sein. Besonders Arbeit, 
die von Niedrigqualifizierten ausgeführt wird, ist häufig körperlich belastend. Dies kann zu 
körperlichen Beeinträchtigungen führen, die dann wiederum nach einem Arbeitsplatzverlust 
den Wiedereinstieg in einen ähnlichen Job erschweren. Gesunde Personen, die ihren Arbeits-
platz verlieren, sollten hingegen bessere Chancen auf Wiederbeschäftigung haben. Wir ver-
wenden hier die Selbsteinschätzung der Gesundheit.  

Abbildung  52 zeigt die Ergebnisse eines Regressionsmodells für die Effekte von Ge-
sundheit und Fortbildung auf die Wahrscheinlichkeit, nach einem Arbeitsplatzverlust nicht in 
die Armutsrisikozone zu geraten.21 Es zeigt sich, dass Fortbildungen einen leicht positiven 
Effekt auf die Vermeidung eines Abstiegs haben. Allerdings ist dieser Effekt nicht signifikant 
von Null verschieden, wie das 90% Konfidenzintervall zeigt. Unsere Daten deuten also allen-
falls auf einen schwachen armutsvermeidenden Effekt der Fortbildungsteilnahme hin. Wie 
könnte dieses unerwartete Ergebnis zustande kommen? Zum einen gibt es einen starken Zu-
sammenhang zwischen dem Ausbildungsabschluss und der Teilnahme an Fortbildungen, wie 
wir eben zeigen konnten. Da wir auch für Bildung kontrollieren, verschwindet der Effekt der 
Fortbildungen, da es keinen Zusatznutzen über den Effekt des Ausbildungsabschlusses hinaus 
gibt. Es ist also wahrscheinlich, dass Fortbildungen nicht diejenigen erreichen, die von ihnen 
profitieren würden, daher können wir keinen Effekt messen. Zum anderen sind, wie schon 
erwähnt, die Fallzahlen sehr klein und die Messung der Teilnahme an Fortbildungen ungenau.  

Die Analyse zeigt ebenfalls, dass zufriedenstellende beziehungsweise gute Gesundheit 
wie erwartet einen positiven Effekt auf die Armutsvermeidung hat. Allerdings ist dieser Zu-
sammenhang ebenfalls nicht statistisch signifikant. Schulbildung wirkt auch in die erwartete 
Richtung: Höher Gebildete können Abstiege nach Arbeitslosigkeit eher vermeiden. Auch hier 
sind die Konfidenzintervalle relativ groß und schneiden die Nulllinie, so dass nicht von statis-
tisch signifikanten Effekten gesprochen werden kann. Anders als in Abbildung  49 betrachten 
wir hier nicht mehr den Effekt, den ein Arbeitsplatzverlust innerhalb von Bildungsgruppen  
auf das Abstiegsrisiko hat. Wir untersuchen stattdessen, ob sich das Risiko, nach einem Ar-
beitsplatzverlust abzusteigen, zwischen den Bildungsgruppen unterscheidet. Insgesamt gehen 
                                                 
21 Die Ergebnisse sind kontrolliert für Migrationshintergrund, Beschäftigungsdauer, Geschlecht, Region 
(neue/alte Bundesländer), Alter, Abstand des Einkommens von der Armutsrisikozone und vorherige Arbeitslo-
sigkeit. 
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die Effekte in die erwartete Richtung. Um die Zusammenhänge genauer zu erfassen, reichen 
die Daten im SOEP allerdings nicht aus. 
 
Abbildung 52: Abstiegsschutzfaktoren nach Arbeitsplatzverlust. Veränderung der 

Wahrscheinlichkeit, nicht abzusteigen 
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Abbildung  53 zeigt, dass bei Personen mit Migrationshintergrund, die ihren Arbeitsplatz ver-
lieren, weitere Faktoren eine Rolle spielen. Ein spezifisches Problem dieser Gruppe kann sein, 
dass sie aufgrund mangelnder Sprachkenntnisse keinen neuen Arbeitsplatz finden. Ein Indika-
tor für Sprachkenntnisse ist, in welcher Sprache, die Tageszeitung gelesen wird.22 Um den 
Einfluss dieses Indikators zu prüfen, verwenden wir wiederum ein Regressionsmodell.23 Un-
sere Analyse zeigt einen positiven Effekt des Indikators auf die Wahrscheinlichkeit, nicht 
abzusteigen. Allerdings ist auch hier der Effekt knapp nicht signifikant. Wiederum sind hier 
wahrscheinlich die Fallzahlen zu klein, um eine sichere Aussage machen zu können. Der Ef-
fekt der Sprachkenntnisse ist tendenziell stärker als der Effekt der Gesundheit, welcher noch 
weiter von einem signifikanten Ergebnis entfernt ist. Es deutet sich also an, dass Sprach-
kenntnisse hier der entscheidende Faktor sind, ein Ergebnis, zu dem auch andere Arbeiten 
kommen (Kalter 2006; Höhne und Koopmans 2010). Die Effekte der Schulbildung sind hin-
gegen nur schwer zu erklären. Vermutlicherweise spielt innerhalb der Personen mit Migrati-
onshintergrund die Bildung kaum eine Rolle bei der Armutsvermeidung. 

                                                 
22 Diese Frage wird im SOEP allerdings nur denjenigen Personen mit Migrationshintergrund gestellt, die nicht in 
Deutschland geboren sind oder nicht von Geburt an die deutsche Staatsbürgerschaft haben. Diese Einschränkung 
schließt viele Personen mit Migrationshintergrund der zweiten Generation aus. 
23 Die Ergebnisse sind kontrolliert für Beschäftigungsdauer, Geschlecht, Region (neue/alte Bundesländer), Alter, 
Abstand des Einkommens von der Armutsrisikozone und vorherige Arbeitslosigkeit. 
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Abbildung 53: Abstiegsschutzfaktoren bei Personen mit Migrationshintergrund 
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5.3.3  Abstiege durch Arbeitsplatzverluste im späteren Erwerbsalter und Übergänge in 
den Ruhestand24 

Die bisherigen Ergebnisse beziehen sich auf die Folgen des Arbeitsplatzverlusts unter den 30 
bis 64-Jährigen insgesamt. Sowohl die Wiederbeschäftigungschancen als auch die sozialstaat-
liche Absicherung bei Arbeitslosigkeit variieren aber mit dem Lebensalter – und damit mögli-
cherweise auch die finanziellen Folgen des Arbeitsplatzverlusts. So zeigen zahlreiche deut-
sche und internationale Studien, dass die Wiederbeschäftigungschancen mit dem Alter sinken 
(vgl. für Deutschland z.B. Winterhager 2006 und Frosch 2007 sowie für die USA Chan und 
Stevens 2004). Auf der anderen Seite existierten in Deutschland in den vergangenen Jahr-
zehnten zahlreiche sozialstaatliche Maßnahmen und Sonderregelungen (verlängerte Höchst-
bezugsdauer beim Arbeitslosengeld, Frühverrentungsprogramme), durch die die Folgen des 
Arbeitsplatzverlusts für ältere Arbeitslose entschärft wurden (Bäcker et al. 2009). Mit vielen 
dieser Maßnahmen wurde dabei ausdrücklich das Ziel verfolgt, die Erwerbsbeteiligung Älte-
rer zu senken, um jüngeren Personengruppen Beschäftigungsperspektiven zu eröffnen. Was 
die Erwerbsbeteiligung Älterer betrifft, waren diese Maßnahmen auch erfolgreich, während 
hinsichtlich der erhofften positiven Beschäftigungseffekte für jüngere Altersgruppen große 
Zweifel bestehen (Börsch-Supan und Schnabel 2010). Da angesichts des demographischen 
Wandels mittlerweile zudem großes Interesse an einer hohen Erwerbsbeteiligung Älterer be-
                                                 
24 Teile dieses Abschnittes beruhen auf Ergebnissen des von der Deutschen Forschungsgemeinschaft geförderten 
Projekts „Die wirtschaftlichen Folgen zentraler Lebensrisiken in Deutschland und den USA und ihre Entwick-
lung seit den achtziger Jahren“ (Heisig 2011). 
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steht, erfolgte ab Mitte der 1990er Jahre ein schrittweiser Rückbau der „Frühverrentungspoli-
tik“, unter anderem durch die Heraufsetzung der Regelaltersgrenzen für verschiedene Renten-
arten wie zum Beispiel die Altersrente nach Arbeitslosigkeit und die Einführung versiche-
rungsmathematischer Abschläge. Ein gewisser Erfolg scheint diesen Maßnahmen insofern 
bereits beschieden gewesen zu sein, als die Erwerbsbeteiligung Älterer zuletzt klar zugenom-
men hat (Eichhorst 2008; BMAS 2010). Zugleich birgt der Abbau von Frühverrentungsmög-
lichkeiten aber auch gewisse sozialpolitische Risiken: Zweifellos subventionierte die großzü-
gige Absicherung älterer Arbeitsloser aus heutiger Sicht vielfach letztlich die Nichterwerbstä-
tigkeit prinzipiell beschäftigungsfähiger Älterer. Zugleich gewährleistete sie aber auch, dass 
die materielle Lage von Älteren mit ernstzunehmenden Beschäftigungsproblemen relativ gut 
abgesichert war. Für diese Gruppe könnten die skizzierten Entwicklungen ohne flankierende 
Regelungen für Härtefälle daher mit einem Anstieg von Verarmungsrisiken gegen Ende der 
Erwerbskarriere und beim Übergang in den Ruhestand einhergehen (Aust und Kremer 2007; 
Bäcker et al. 2009).  

Vor diesem Hintergrund gehen wir in diesem Abschnitt etwas genauer auf die Situati-
on der Über-50-Jährigen ein. In einem ersten Schritt untersuchen wir, ob sich das Risiko, 
durch einen Arbeitsplatzverlust zu verarmen, zwischen den 30 bis 49-Jährigen und den 50 bis 
64-Jährigen unterscheidet. Angesichts der vergleichsweise schlechten Wiederbeschäftigungs-
chancen älterer Arbeitsloser knüpfen wir anschließend an die Analysen zu Schutz- und Risi-
kofaktoren an und untersuchen, unter welchen Bedingungen älteren Arbeitslosen die Rück-
kehr in Beschäftigung am ehesten gelingt. Schließlich betrachten wir von diesen Ergebnissen 
ausgehend, welche Verarmungsrisiken mit dem endgültigen Erwerbsaustritt bzw. dem Über-
gang in den Ruhestand verbunden sind. Dabei unterscheiden wir in noch näher zu erläuternder 
Weise zwischen freiwilligen und unfreiwilligen vorzeitigen Erwerbsaustritten, wie sie vor 
allem durch Arbeitsplatzverluste oder gesundheitliche Probleme ausgelöst werden.  

Abbildung  54 zeigt, wie sich das Verarmungsrisiko nach einem Arbeitsplatzverlust 
zwischen den 30 bis 49-Jährigen und den 50 bis 64-Jährigen unterscheidet, wobei sich die 
Altersangaben auf das Alter zum Zeitpunkt des Arbeitsplatzverlusts beziehen. Im Vergleich 
zu gleichaltrigen Erwerbstätigen ohne Arbeitsplatzverlust kommen Armutseintritte in der hö-
heren Altersgruppe besonders bei Männern seltener vor (oberer Teil der Abbildung). Ein et-
was anderes Bild ergibt sich aber, wenn nur Eintritte in längerfristige Armut mit einer Min-
destdauer von 3 Jahren betrachtet werden. Das entsprechende Risiko scheint bei den älteren 
Männern sogar geringfügig höher zu sein als bei den jüngeren.  
 
 
 
 
 
 
 



 121

 
Abbildung 54: Abstiege durch Arbeitsplatzverlust nach Altersgruppen 
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Diese Ergebnisse lassen sich so zusammenfassen: Das Risiko, nach einem Arbeitsplatzverlust 
überhaupt abzusteigen, ist für ältere Männer zwar geringer. Wenn diese dennoch absteigen, 
verbleiben sie aber deutlich häufiger als jüngere Männer längerfristig in der Armutsrisikozo-
ne: 46% der 50-64-Jährigen, aber nur 29% der 30-49-Jährigen Männer, die ein Jahr nach dem 
Arbeitsplatzverlust armutsgefährdet sind, sind dies auch in den darauffolgenden Jahren (Er-
gebnisse nicht dargestellt). Dieses Muster dürfte mit den geringen Wiederbeschäftigungs-
chancen älterer Arbeitsloser zusammenhängen. Zwar hatten ältere Arbeitslose trotz des be-
schriebenen Rückbaus im gesamten Untersuchungszeitraum Zugang zu zusätzlichen und 
großzügigeren Sozialleistungen. Wenn diese aber nicht ausreichen, um ein Einkommen ober-
halb der Armutsrisikogrenze zu erreichen, dürfte der Wiedereintritt in Beschäftigung ent-
scheidend für die Vermeidung langfristiger Armut sein. 
Aus Tabelle 11 ist ersichtlich, welche älteren Arbeitnehmer bessere und welche besonders 
schlechte Wiedereinstiegschancen haben. Die Tabelle gibt an, welcher Anteil der von einem 
Arbeitsplatzverlust betroffenen Personen bei den drei darauffolgenden Befragungen mindes-
tens einmal erwerbstätig ist und welcher Anteil dies bei der zweiten und bei der dritten Befra-
gung ist („dauerhaft wiederbeschäftigt“).25 Die Betroffenen werden dabei nach verschiedenen 

                                                 
25 Die zweite Maßzahl soll den Anteil dauerhafter Wiedereinstiege abbilden. Die erste Befragung nach dem 
Arbeitsplatzverlust wurde dabei nicht berücksichtigt, da die Beschäftigungschancen zu diesem Zeitpunkt stark 
davon abhängen, wie lange der Arbeitsplatzverlust zurückliegt. Zufallsunterschiede zwischen den teilweise sehr 
kleinen Gruppen könnten hier deshalb zu erheblichen Verzerrungen führen. Bei der zweiten Befragung nach dem 



 122

Individualmerkmalen – darunter auch die in Abschnitt 3.2.1 betrachteten Schutzfaktoren – 
und nach Charakteristika des früheren Arbeitsplatzes unterschieden. 

Insgesamt sind etwa zwei Drittel derjenigen, die ihren Arbeitsplatz zwischen 50 und 
54 verlieren, und knapp 40 Prozent derjenigen, die ihn zwischen 55 und 59 verlieren, bei we-
nigstens einer der drei darauffolgenden Befragungen erwerbstätig. Dauerhaft wiederbeschäf-
tigt sind hingegen nur ein knappes Viertel der 50 bis 54-Jährigen und weniger als ein Zehntel 
der 55- bis 59-Jährigen. Die Wiederbeschäftigungschancen von Frauen und Männern unter-
scheiden sich kaum. Personen in den alten Bundesländern, mit höherer Bildung und Personen 
ohne Migrationshintergrund haben bessere Wiedereinstiegschancen. Hinweise auf positive 
Effekte von Weiterbildungsteilnahmen gibt es nur für die Gruppe der 55-59-Jährigen. Die 
Fallzahlen sind hier aufgrund der geringen Weiterbildungsbeteiligung älterer Arbeitnehmer 
aber sehr gering. Zudem verringert sich der Effekt der Weiterbildung auch für diese Gruppe 
erheblich, wenn andere Merkmale in einem einfachen Wahrscheinlichkeitsmodell (Ergebnisse 
nicht berichtet) konstant gehalten werden. In erster Linie liegt dies am Zusammenhang zwi-
schen der Weiterbildungsbeteiligung und dem Alter bei Arbeitsplatzverlust. Weiterbildungs-
teilnahmen kommen fast ausschließlich bei den 55 und 56-Jährigen vor, die auch unabhängig 
davon deutlich höhere Wiedereinstiegschancen haben als Personen, die ihren Arbeitsplatz im 
Alter von 57-59 verlieren. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die geringen Wiedereinstiegs-
quoten der 57-59-Jährigen wohl nicht allein auf deren schlechten Beschäftigungschancen, 
sondern auch darauf beruhen dürften, dass diese Gruppen Zugang zur sogenannten 58er-
Regelung26 und damit deutlich geringere Anreize hatten, eine Wiederbeschäftigung anzustre-
ben. 

Die Ergebnisse in Tabelle 11 verdeutlichen, dass der Arbeitsplatzverlust für viele älte-
re Arbeitnehmer die dauerhafte Beendigung der Erwerbstätigkeit und einen vorzeitigen Über-
gang in den Ruhestand nach sich zieht. Ausgehend von dieser Beobachtung untersuchen wir 
nun die finanziellen Konsequenzen des Erwerbsaustritts und unterscheiden dabei zwischen 
freiwilligen Austritten und unfreiwilligen Austritten, wie sie etwa durch einen Arbeitsplatz-
verlust oder gesundheitliche Probleme ausgelöst werden.27 Internationale Studien zeigen, dass 
unfreiwillige vorzeitige Erwerbsaustritte erhöhte ökonomische Risiken nach sich ziehen 
(Smith 2006; Barrett und Brzozwski 2010, Lachance und Seligman 2010). Für Deutschland 
sind uns keine vergleichbaren Studien bekannt. Es liegen aber einige Ergebnisse vor, die zu-
mindest darauf hindeuten, dass das Ausmaß individueller Kontrolle über den Renteneintritt 
                                                                                                                                                         
Arbeitsplatzverlust liegt dieser für fast alle Befragte bereits 12 Monate oder länger zurück, so dass derartige 
Zufallsunterschiede kaum noch ins Gewicht fallen dürften.   
26 Auf Grundlage der sogenannten 58er-Regelung konnten ältere Arbeitslose Arbeitslosengeld (bis zu einer 
Höchstdauer von zwischenzeitlich 32 Monaten) beziehen, ohne dem Arbeitsmarkt zur Verfügung zu stehen, 
wenn sie sich verpflichteten, zum frühestmöglichen Zeitpunkt eine Altersrente zu beziehen. Dies war in der 
Regel mit der Vollendung des 60. Lebensjahres der Fall, wenn die Altersrente nach Arbeitslosigkeit bezogen 
werden konnte. 
27 Wir konzentrieren wir uns auf die Folgen des Erwerbsaustritts und vermeiden andere in der Forschung verbrei-
tete Ruhestandsdefinitionen (z.B. Selbsteinschätzung, Rentenbezug), weil es in erster Linie der mit dem Er-
werbsaustritt einhergehende Wegfall des Erwerbseinkommens ist, der den Übergang in den Ruhestand zu einem 
ökonomischen Risiko macht. 
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dessen finanzielle Folgen beeinflusst (Motel-Klingebiel und Engstler 2008). Die Unterschei-
dung zwischen freiwilligen und unfreiwilligen Erwerbsaustritten wird im deutschen Kontext 
dadurch erschwert, dass dem Eintritt in einen der wichtigsten Frühverrentungspfade, der über 
die sogenannte 58er-Regelung und die Altersrente nach Arbeitslosigkeit verlief, oftmals eine 
formelle Kündigung des Arbeitgebers voranging – worauf sich auch die oben in Abbildung  
festgestellte Häufung von Arbeitsplatzverlusten gegen Ende des sechsten Lebensjahrzehnts 
zurückführen lässt. Aus der Literatur ist auch bekannt, dass dieser Frühverrentungspfad in 
vielen Fällen mit Zustimmung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer genutzt wurde, so 
dass Arbeitsplatzverluste durch arbeitgeberseitige Kündigung – und damit auch eventuell sich 
an diese anschließende Erwerbsaustritte – in dieser Altersgruppe nur bedingt als unfreiwillig 
betrachtet werden können. Wir tragen diesem Problem im Folgenden Rechnung, indem wir 
wie gleich näher erläutert zwei unterschiedliche Strategien zur Identifikation unfreiwilliger 
Erwerbsaustritte nutzen.  

Abbildungen 55 und 56 zeigen, inwieweit unfreiwillige und freiwillige Erwerbsaustrit-
te mit Armutseintritten verbunden sind.28 Anders als in den bisherigen Analysen verzichten 
wir an dieser Stelle auf den Vergleich mit einer Kontrollgruppe. Da das SOEP keine Fragen 
zur Freiwilligkeit des Erwerbsaustritts stellt, musste die (Un-)Freiwilligkeit des Erwerbsaus-
tritts indirekt bestimmt werden. Für die in Abbildung  55 dargestellten Analysen wurden Er-
werbsaustritte als unfreiwillig klassifiziert, wenn in den letzten zwei Jahren vor dem Er-
werbsaustritt ein unfreiwilliger Arbeitsplatzverlust und/oder eine deutliche Verschlechterung 
des Gesundheitszustands registriert wurde. Ein mögliches Problem dieses Ansatzes ist wie 
gesagt, dass viele Arbeitsplatzverluste mit einer auch vom Arbeitnehmer gewünschten und 
insofern freiwilligen Frühverrentung im Rahmen der sogenannten 58er-Regelung in Verbin-
dung stehen dürften. Für diese Vermutung spricht, dass der Anteil der nach dieser Definition 
unfreiwilligen Erwerbsaustritte im Verlauf des Beobachtungszeitraums – parallel zum Abbau 
relevanter Frühverrentungsmöglichkeiten – zurückgeht. Die zweite, den Ergebnissen in 
 

                                                 
28 Die Analysen wurden auf Personen beschränkt, die nach dem 50. Geburtstag in nennenswertem Umfang er-
werbstätig, nämlich in mindestens zwei Jahren für mindestens je neun Monate beschäftigt waren. Das Jahr des 
Erwerbsaustritts wurde sodann auf das erste Jahr der ersten mindestens dreijährigen Episode ohne nennenswerte 
Erwerbstätigkeit datiert. Als Jahre ohne nennenswerte Erwerbstätigkeit wurden dabei alle Jahre klassifiziert, in 
denen eine Person höchstens zwei Monate erwerbstätig war.  
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Tabelle 11: Wiederbeschäftigung in den Jahren 1-3 nach Arbeitsplatzverlust / 

Befristungsende 

 Arbeitsplatzverlust mit 50-54 Arbeitsplatzverlust mit 55-59 
` Jemals 

wieder-
beschäftigt 

Wieder-
beschäftigt 
in t+2 & 

t+3 

N Personen Jemals 
wieder-
besch. 

Wieder-
beschäftigt 
in t+2 & 

t+3 

N Personen

Gesamt 65.6 42.5 382 37.6 16.6 432 
Geschlecht       
   Frauen 63.6 39.6 182 38.2 16.4 183 
   Männer 67.3 44.8 200 37.1 16.7 249 
Region       
   Alte BL 67.4 47.1 193 37.1 18.9 233 
   Neue BL 62.6 34.4 189 38.5 12.0 199 
Migrationshgr.       
   Ohne 66.6 43.5 329 42.2 18.9 353 
   Mit 58.6 35.5 53 15.0 4.9 79 
Bildung       
   Niedrig 54.2 30.1 42 19.0 10.0 77 
   Mittel 66.3 41.0 264 41.6 18.7 272 
   Hoch 68.9 53.9 68 38.7 16.1 77 
Gesundheitszust
and 

      

   Gut 71.6 45.7 307 41.4 19.8 341 
   Schlecht 40.2 28.6 75 23.0 4.3 90 
Frühere 
Arbeitslosigkeit 

      

   <= 1 Jahr 72.8 48.6 227 36.2 18.2 291 
   > 1 Jahr 53.5 32.1 155 40.4 13.7 140 
Weiterbildung       
   Keine 
Weiterbildung 

65.5 41.9 341 36.4 15.1 395 

   Weiterbildung 66.8 49.6 41 54.8 38.3 37 
Firmengröße       
   < 2000 67.3 43.8 297 37.2 16.9 352 
   2000+ 82.6 57.2 34 24.4 17.1 46 
   k. Infos 41.6 22.2 51 54.3 12.8 34 
Branche       
   LW / Industrie 70.5 41.1 151 27.8 10.1 166 
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   Dienstleistung 69.9 53.2 125 45.4 28.3 153 
   Öff. Dienst 60.7 36.0 52 39.0 10.4 77 
   k. Infos 47.7 27.9 54 39.8 5.8 36 
 
 
Abbildung 56 zugrundeliegende Definition klassifiziert Erwerbsaustritte deshalb dann als 
unfreiwillig, wenn die Befragten im Jahr des Erwerbsaustritts oder im ersten Jahr danach die 
Absicht äußerten, in Zukunft wieder zu arbeiten, und/oder aktiv nach einer Stelle suchten 
(ähnlich Bonsang und Klein 2011). Ausschlaggebend für die Klassifizierung ist hier also eine 
zunächst vorliegende – zumindest mittelfristig aber nicht erfolgreich realisierte – Absicht, auf 
den Arbeitsmarkt zurückzukehren. Das zentrale Problem dieser Definition ist, dass Arbeitsab-
sicht und Suchbemühungen von den individuellen Erfolgsaussichten und der individuellen 
Arbeitsfähigkeit abhängen, weshalb insbesondere vorzeitige Austritte aus gesundheitlichen 
Gründen nur unzureichend erfasst werden dürften. Bei Verwendung der ersten, auf vorherge-
hendem Arbeitsplatzverlust bzw. vorhergehender Verschlechterung des Gesundheitszustands 
basierenden Definition werden 494 bzw. 31,7% der 1558 beobachten Erwerbsaustritte als 
unfreiwillig klassifiziert. Bei Verwendung der zweiten, auf Arbeitsabsicht/Arbeitsuche nach 
dem Erwerbsaustritt basierenden Definition gilt dies nur für 241 oder 15,5% der Erwerbsaus-
tritte. 

 
Abbildung 55: Anteil Abstiege durch Erwerbsaustritte – Definition 1 (Arbeitsplatzver-

lust/Verschlechterung Gesundheit) 

 Unfreiwilliger Erwerbsaustritt

 Freiwilliger Erwerbsaustritt

 Unfreiwilliger Erwerbsaustritt

 Freiwilliger Erwerbsaustritt

Alle Abstiege

Dauerhafte Abstiege (>2 J.)

0 .05 .1 .15

Männer Frauen 90%−Konfidenzintervall
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Abbildungen 55 und 56 verdeutlichen, dass Erwerbsaustritte zu einer Erhöhung des Armutsri-
sikos führen und dass diese zumindest für Männer deutlich höher ausfällt, wenn der Er-
werbsaustritt unfreiwillig ist. Unfreiwilligkeit im Sinne der zweiten, auf der Arbeitsabsicht 
bzw. Arbeitsuche basierenden Definition erweist sich dabei als folgenreicher als Unfreiwillig-
keit im Sinne der ersten Definition. Besonders deutlich sind die Unterschiede zwischen den 
beiden Definition dabei für die Eintritte in längerfristige Armut. Während unfreiwillige Er-
werbsaustritte im Sinne der zweiten Definition (Abbildung 56) für beide Geschlechter mit 
einem hohen Risiko längerfristiger Armutserfahrungen einhergehen, scheinen unfreiwillige 
Austritte im Sinne der ersten Definition das Armutsrisiko nur vorübergehend zu erhöhen – 
und auch dies nur für Männer. Dies spricht dafür, dass es sich hier vielfach um Personen han-
delt, die auf Grundlage der 58er-Regelung vorübergehend auf (niedrigere) Leistungen der 
Arbeitslosenversicherung zurückgreifen, der Armutsrisikozone dann mittelfristig aber durch 
den Bezug (höherer) Altersrenten entkommen.  
 
Abbildung 56: Anteil Abstiege durch Erwerbsaustritte – Definition 2 (Arbeitsab-

sicht/Arbeitsuche) 

 Unfreiwilliger Erwerbsaustritt

 Freiwilliger Erwerbsaustritt

 Unfreiwilliger Erwerbsaustritt

 Freiwilliger Erwerbsaustritt
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5.3.4  Abstiege durch Veränderungen in Familie und Partnerschaft 

In diesem Abschnitt untersuchen wir Lebensereignisse, die die Haushaltszusammensetzung 
verändern. Dazu gehören Trennungen, Scheidungen und damit einhergehende Übergänge in 
einen alleinerziehenden Haushalt sowie Verwitwungen. Außerdem werden die materiellen 
Folgen der Geburt eines Kindes untersucht. Trennungen und Scheidungen werden in dieser 
Analyse zusammengefasst. Wir untersuchen also den Übergang von einem Haushalt mit Part-
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ner zu einem ohne Partner unabhängig vom Familienstand. Der Übergang in Alleinerziehung 
ist daran anschließend definiert als eine Trennung oder Scheidung, an die sich ein Zusammen-
leben mit Kindern unter 14 anschließt.  

Abbildung  57 zeigt den Auftritt von Trennungen und Scheidungen sowie dem Allein-
erziehend werden und Verwitwungen zwischen dem 31. und 80. Lebensjahr. Trennungen und 
Scheidungen nehmen mit zunehmendem Alter ab. Bei den über 50-Jährigen erleben weniger 
als 1% der Personen in Paarhaushalten eine Scheidung. Die Abbildung zeigt ebenfalls, dass 
hauptsächlich Frauen alleinerziehend werden. Bis etwa zum 40. Lebensjahr erlebt jährlich 
über 1% der Frauen in Paarhaushalten eine Trennung oder Scheidung, die sie zu Alleinerzie-
henden macht. Bei Männern tritt dieses Ereignis kaum auf. Verwitwungen treffen Frauen 
ebenfalls häufiger als Männer. Dies liegt natürlich in der unterschiedlichen Lebenserwartung 
begründet. Mit steigendem Alter wird der Unterschied zwischen Männern und Frauen größer. 
Die Analyse zeigt, dass in verschiedenen Lebensphasen unterschiedliche Risiken bedeutsam 
sind. Daher untersuchen wir im Folgenden unter und über 50-Jährige getrennt voneinander.  
 
Abbildung 57: Altersspezifisches auftreten von Trennung/Scheidung, Übergängen in 

Alleinerziehung und Verwitwung 
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Welche Folgen haben diese Ereignisse aber auf die materielle Situation von Frauen und Män-
nern? Um dieser Frage auf den Grund zu gehen, vergleichen wir das Abstiegsrisiko derjeni-
gen, die das jeweils interessierende Ereignis erleben, wiederum mit dem Abstiegsrisiko einer 
geeigneten Vergleichsgruppe. Bei Trennung, Scheidung, Alleinerziehung und Verwitwung 
besteht die Vergleichsgruppe daher aus Personen, die weiter in einem Paarhaushalt leben. Bei 
Geburten besteht die Vergleichsgruppe aus allen Personen, die keine Geburt erleben. 
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In Abbildung  58 untersuchen wir zunächst Trennungen und Scheidungen sowie Ge-
burten bei den 30 bis 49-Jährigen. Es zeigt sich deutlich, dass Trennungen zu stark erhöhten 
Abstiegsrisiken bei Frauen führen. Im Vergleich zu Frauen, die keine Trennung erleben, er-
höht sich die Wahrscheinlichkeit in die Armutsrisikozone zu gelangen in den alten Bundes-
ländern um fast 15 Prozentpunkte. In den neuen Bundesländern sind es sogar fast 20 Prozent-
punkte. Die Wahrscheinlichkeit längerer Eintritte erhöht sich immer noch um ca. 7 bzw. 10  
Prozentpunkte. Bei Männern erhöht sich die Abstiegsquote nach Trennungen und Scheidun-
gen hingegen nicht signifikant. Die Konfidenzintervalle der Effekte schneiden die Nulllinie 
bei beiden Eintrittsmustern. Die Geschlechterunterschiede ergeben sich, weil der Mann in den 
meisten Paaren nach wie vor das höhere oder sogar das einzige Einkommen erzielen. Nach 
der Trennung sind viele Frauen daher ohne Einkommensquelle und steigen in die Armutsrisi-
kozone ab. Dies bestätigt die Ergebnisse von Andreß et al. (2003). 

Geburten haben nur einen relativ geringen Effekt auf die Abstiegswahrscheinlichkeit. 
Männer sind ein wenig stärker betroffen, besonders in den neuen Bundesländern. Längerfris-
tige Abstiege nach Geburten treten nicht signifikant häufiger in dieser Altersgruppe auf. Es 
muss allerdings darauf hingewiesen werden, dass Geburten bei über 30-Jährigen häufig in 
bereits gesicherte Verhältnisse hinein erfolgen. Bei den Jüngeren sind stärkere Effekte zu er-
warten. 

 
Abbildung 58: Anteil Abstiege durch Trennung/Scheidung und Geburt, 30-49Jährige 

 Geburt

 Trennung/Scheidung

 Geburt

 Trennung/Scheidung

Alle Abstiege

Dauerhafte Abstiege (>2 J.)

0 .05 .1 .15 .2 .25 .3 0 .05 .1 .15 .2 .25 .3

Alte Bundesländer Neue Bundesländer

Männer Frauen 90%−Konfidenzintervall

Altersgruppe 30−49

 
Bei der 50 bis 79-Jährigen untersuchen wir statt der Geburt eines Kindes die Verwit-

wung.  
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Abbildung  59 zeigt, dass Trennungen und Scheidungen auch in dieser Altersgruppe die mate-
rielle Situation von Frauen stark beeinträchtigen. Männer hingegen gehen nicht signifikant 
häufiger in die Armutsrisikozone über. Verwitwungen haben einen deutlich kleineren Effekt 
für Frauen als Trennungen und Scheidungen. Dieses Risiko ist sozialstaatlich durch Hinter-
bliebenenrenten auch besser abgesichert. Dennoch erhöht sich auch hier für Frauen die Ab-
stiegswahrscheinlichkeit leicht, vor allem in den neuen Bundesländern. Für Männer ergibt 
sich durch Verwitwungen sogar eine leicht niedrigere Abstiegswahrscheinlichkeit weil der 
Bedarf des Haushalts zurückgeht, aber das Einkommen gleich bleibt, da es häufig nur über 
den Mann in den Haushalt fließt.  
 

Abbildung 59: Anteil Abstiege durch Trennung/Scheidung und Verwitwung, 50-79 Jäh-

rige 
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Personen, die Trennungen oder Scheidungen erleben, sind besonderen Risiken ausgesetzt, 
wenn sie Kinder zu betreuen haben und alleinerziehend werden. Dies trifft deutlich häufiger 
Frauen als Männer, wie wir zu Anfang dieses Abschnitts gezeigt haben. Wie wirkt sich der 
Übergang zu einem alleinerziehenden Haushalt nun auf das Einkommen aus? Diese Frage 
beantworten wir, indem wir zwei Arten von Trennungen und Scheidungen unterscheiden: 
Solche, bei denen Personen danach mit Kindern zusammenleben, und solche bei denen das 
nicht der Fall ist. Abbildung  60 zeigt die Erhöhung der Abstiegswahrscheinlichkeit für diese 
beiden Fälle. Zwei Ergebnisse werden hier deutlich. Erstens sind Frauen in beiden Fällen 
wieder stärker von Abstiegen betroffen. Zweitens verstärkt der Übergang in einen alleinerzie-
henden Haushalt nur für Frauen die Abstiegswahrscheinlichkeit. Hier spielt wiederum die 
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geringere Erwerbsbeteiligung von Frauen in Paarhaushalten eine Rolle. Nach der Trennung 
oder Scheidung verlieren sie das Einkommen ihres Partners und dieser Verlust wird offen-
sichtlich nicht immer durch Unterhaltszahlungen ausgeglichen. Frauen, die Trennungen oder 
Scheidungen erleben, sind also eine Risikogruppe, insbesondere wenn sie die Betreuung der 
Kinder nach der Trennung übernehmen. 
 
Abbildung 60: Anteil Abstiege durch Trennung/Scheidung ohne Kinder und Übergang 

in Alleinerziehung  

 Alleinerziehung

 Trenn./Scheidg. o. Kind

 Alleinerziehung
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Schutzfaktoren 
Obwohl der Einfluss von Trennungen und Scheidungen auf die Abstiegswahrscheinlichkeit 
von Frauen groß ist, steigen nicht alle Frauen nach diesem Ereignis ab. Im Folgenden sollen 
nun einige Schutzfaktoren untersucht werden, die das Abstiegsrisiko nach einer Trennung 
möglicherweise verringern. Da in dieser Lebensphase Einkommen vor allem durch Erwerbs-
arbeit erzielt werden, ist es der größte Schutz, einen Arbeitsplatz zu haben oder erwerbstätig 
zu werden. Alleinerziehende Frauen haben allerdings häufig größere Probleme, Arbeit und 
Familie zu vereinbaren, da sie keine weitere Unterstützung dafür im Haushalt haben. Andreß 
et al. (2003) zeigen, dass alleinerziehende Frauen ihre Erwerbstätigkeit vor allem dann nicht 
wie gewünscht ausweiten können, wenn sie Kinder unter 6 Jahren betreuen. Eine Möglichkeit, 
die Vereinbarkeit zu verbessern, ist der Rückgriff auf Kinderbetreuung. Außerdem kann die 
Arbeitsmarktnähe der Frauen eine Rolle spielen. Frauen, die aufgrund der Familie ihre Be-
rufskarrieren aufgegeben haben, können Schwierigkeiten beim Wiedereinstieg erleben. Daher 
untersuchen wir, wie sich die Erwerbsbeteiligung unmittelbar vor der Trennung sowie die 
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Nutzung von Kinderbetreuung auf das Risiko auswirken, durch den Übergang in Alleinerzie-
hung abzusteigen. 
 
Abbildung 61: Abstiegsschutzfaktoren nach dem Übergang in Alleinerziehung  

 Hochschulabschluss

 Beruflicher Abschluss

 Informelle Betreuung

 Externe Betreuung
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In Abbildung  61 sind die Effekte auf die Abstiegsvermeidung aus einem Regressionsmodell 
abgetragen.29 Wie erwartet, steigen Frauen, die vor der Trennung erwerbstätig waren, deutlich 
weniger häufig ab. Erwerbsbeteiligung vor der Trennung ist also ein Schutzfaktor. Auch die 
Bildung erweist sich erneut als wichtig. Ein berufsqualifizierender Abschluss steigert die 
Chance, nicht abzusteigen, weil das Erzielen eines eigenen Einkommens damit leichter ist. 
Bei der Kinderbetreuung unterscheiden wir zwischen externer und informeller Betreuung. 
Externe Betreuung umfasst Kindergärten, Horte, Krippen und ähnliches. Informelle Betreu-
ung wird von Verwandten und Bekannten ausgeführt. Die Indikatoren zeigen nur die Inan-
spruchnahme von Kinderbetreuung an, nicht jedoch ob sie grundsätzlich vorhanden ist. Au-
ßerdem liegen die Informationen nicht für alle Jahre vor. Daher mussten einige Lücken mit 
Vorjahresinformationen aufgefüllt werden. Die Ergebnisse sind trotz der Einschränkungen bei 
den Daten relativ eindeutig. Für Frauen, die externe Kinderbetreuung in Anspruch nehmen, 
führt der Übergang in Alleinerziehung seltener in die Armutsrisikozone. Da das Konfidenzin-
tervall die Nulllinie nur knapp schneidet, ist dieses Ergebnis als relativ gesichert einzuschät-
zen. Informelle Kinderbetreuung hat ebenfalls einen positiven Effekt, aber hier ist die Wahr-
scheinlichkeit größer, dass der Effekt nicht signifikant unterschiedlich von Null ist. Weiter-
führende Analyse zeigen, dass der Effekt durch die höhere Erwerbsbeteiligung der Frauen, die 

                                                 
29 Die Ergebnisse sind kontrolliert für Geschlecht, Region, Alter und Abstand des Einkommens von der Armuts-
risikozone. 
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Kinderbetreuung in Anspruch nehmen, zurückgeführt werden kann. Mit unserer Analyse kann 
nicht sicher festgestellt werden, ob diese Frauen arbeiten können, weil sie Betreuungsangebo-
te nutzen können, oder Kinderbetreuung nutzen, weil sie arbeiten müssen. Aus unseren Er-
gebnissen lässt sich daher nicht unmittelbar ableiten, dass ein Ausbau der Kinderbetreuung 
die Erwerbsbeteiligung Alleinerziehender erhöhen und ihr Abstiegsrisiko damit verringern 
kann. Allerdings deuten unsere Daten zumindest darauf hin, dass berufstätige Frauen, die al-
leinerziehend werden und Kinderbetreuung in Anspruch nehmen, eine höhere Wochenarbeits-
zeit aufweisen. Dies ist ein Hinweis darauf, dass Kinderbetreuung Vollzeitbeschäftigung be-
günstigt, welche eher Absteige vermeidet. 
 

5.3.5  Folgen für Lebensqualität & soziale Integration 

In Wissenschaft und Politik setzt sich zunehmend die Erkenntnis durch, dass ökonomische 
Indikatoren allein nur ein unvollständiges Bild von der Qualität des Lebens in einer Gesell-
schaft geben können.30 Insbesondere die bisweilen auch als „Glücksforschung“ bezeichnete 
empirische Forschung zu den Bestimmungsfaktoren der subjektiven Lebenszufriedenheit ist 
in den letzten Jahren rasant gewachsen.31 Die Ergebnisse dieses Forschungszweigs zeigen, 
dass Einkommen und andere Aspekte der materiellen Lage, zwar durchaus wichtig für die 
Lebenszufriedenheit sind; zugleich machen sie aber auch deutlich, dass andere Faktoren wie 
die familiäre Situation oder die sozialen Kontakte ebenfalls stark und oft sogar nachhaltiger 
beeinflussen (für Überblicke vgl. Layard 2006; Böhnke und Kohler 2009). Daher sollen in 
diesem Abschnitt auch die Auswirkungen der bisher betrachteten Lebensereignisse auf die 
allgemeine Lebenszufriedenheit analysiert werden. Soweit möglich werden Personen, für die 
diese Ereignisse mit einem Eintritt in die Armutsrisikozone einhergeht, gesondert betrachtet. 
Oft ist dies aufgrund der geringen Fallzahlen aber leider nicht möglich. Neben der Lebenszu-
friedenheit untersuchen wir in einem zweiten Schritt auch noch kurz, wie sich die Ereignisse 
auf das Interesse für Politik als einen zentralen Indikator für die soziale Integration der Be-
troffenen auswirken. 
 
Lebenszufriedenheit 
Im SOEP wird die Lebenszufriedenheit durch die Frage „Wie zufrieden sind Sie gegenwärtig, 
alles in allem, mit Ihrem Leben?“ erhoben. Die Befragten können auf einer Skala von 0 (ganz 
und gar unzufrieden) bis 10 (ganz und gar zufrieden) antworten. In den folgenden Analysen 
untersuchen wir, wie sich diese allgemeine Lebenszufriedenheit durch Ereignisse verändert. 
Der Effekt ist wiederum als Unterschied der Veränderungen zwischen Personen mit und ohne 
Ereignis angegeben. 
                                                 
30 Diese Erkenntnis kam zuletzt unter anderem in der Gründung der Enquete-Kommission "Wachstum, 
Wohlstand, Lebensqualität" des Deutschen Bundestages zum Ausdruck. 
31 Die Bezeichnung „Glücksforschung rührt daher, dass im Englischen bzw. Amerikanischen neben Fragen zur 
Lebenszufriedenheit („life satisfaction“) auch Fragen zur „overall happiness“ üblich sind.  
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Abbildung 62 zeigt die Effekte von kritischen Ereignissen im Haushalt auf die Le-

benszufriedenheit in der Altersgruppe 30 bis 49. Wir vergleichen an dieser Stelle die Zufrie-
denheitswerte im ersten (t+1) bzw. dritten (t+3) Jahr nach der Trennung/Scheidung mit dem 
Zufriedenheitswert zum Zeitpunkt der vorletzten Messung vor der Trennung/Scheidung. An-
ders als in den Analysen zu den finanziellen Folgen ist die letzte Messung vor dem Ereignis 
als Referenzpunkt problematisch, da die Lebenszufriedenheit in vielen Fällen bereits vor Ein-
tritt des Ereignisses sinken dürfte, z.B. aufgrund von Beziehungskonflikten (Trennung) oder 
aufgrund einer Erkrankung des Partners (Verwitwung). Ähnlich gilt für die Geburt eines Kin-
des, dass positive Auswirkungen auf die Lebenszufriedenheit bereits vor dem Eintritt des Er-
eignisses auftreten könnten, weil die Eltern Vorfreude haben.32  

Kurzfristig gehen Trennungen und Scheidungen für beide Geschlechter mit einem 
Verlust an Zufriedenheit einher, wobei Männer größere Zufriedenheitseinbußen zu erleiden 
scheinen. Obgleich Frauen nach einer Scheidung durchschnittlich größere finanzielle Einbu-
ßen zu verkraften haben, sind die subjektiven Folgen für Männer gravierender. Die psychi-
schen Kosten von Trennungen und Scheidungen scheinen nicht systematisch höher zu sein, 
wenn diese Ereignisse mit einem Eintritt in die Armutsrisikozone einhergehen – neben den 
Geschlechterunterschieden ist dies ein zweites Indiz dafür, dass die Folgen für die Lebenszu-
friedenheit nicht von den Auswirkungen dieser Ereignisse auf die finanzielle Lage der Betrof-
fenen getrieben werden. Männer wie Frauen scheinen sich aber vergleichsweise schnell von 
den psychischen Folgen einer Trennung zu erholen: Drei Jahre nach der Trennung sind für 
Männer keine negativen Auswirkungen der Trennung mehr nachweisbar. Für Frauen ist sogar 
eine statistisch signifikante Erhöhung der Lebenszufriedenheit gegenüber dem Wert bei der 
vorletzten Messung vor der Trennung feststellbar. Die Geburt eines Kindes hat kurzfristig 
zumindest für Frauen einen positiven Effekt auf die Lebenszufriedenheit. 

 
 

                                                 
32 Um Verzerrungen aufgrund von Veränderungen im Partnerschaftsstatus auszuschließen, berücksichtigen wir 
bei der Schätzung der Trennungseffekte nur Partnerschaften, die zu den beiden letzten Erhebungszeitpunkten vor 
der Trennung bestanden haben. Bei der Schätzung der Trennungseffekte berücksichtigen wir nur Personen, die 
entweder zu beiden Zeitpunkten ohne oder zu beiden Zeitpunkt mit einem Partner im Haushalt gelebt haben. Die 
Ergebnisse fallen sehr ähnlich aus, wenn wir diese Beschränkungen fallen lassen. 
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Abbildung 62: Lebenszufriedenheit nach kritischen Ereignissen 
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Für die Gruppe der über 50-Jährigen offenbart sich in Abbildung 63 ein ähnliches Bild, wobei 
wir aufgrund der geringen Fallzahlen keine gesonderte Betrachtung von Ereignissen, die mit 
Armutseintritten einhergehen, vornehmen. In der kurzen Frist haben Verwitwungen ebenso 
wie Trennungen und Scheidungen erhebliche Zufriedenheitseinbußen zur Folge. Anders als in 
der jüngeren Altersgruppe scheinen Männer hier allerdings eher geringere Einbußen zu haben 
als Frauen. Beide Geschlechter erholen sich aber vergleichsweise schnell von diesen starken 
negativen Effekten und weisen ca. drei Jahre nach dem Ereignis ähnlich hohe Zufriedenheits-
werte auf wie im Jahr vor dem Ereignis. 
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Abbildung 63: Lebenszufriedenheit nach Trennung/Scheidung und Verwitwung 
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In Abbildung 64 betrachten wir die Auswirkungen des Arbeitsplatzverlusts auf die Lebenszu-
friedenheit. Da das Problem eines Zufriedenheitsrückgangs bereits vor dem Ereignis in die-
sem Fall geringer sein dürfte, vergleichen wir die Zufriedenheitswerte nach dem Arbeitsplatz-
verlust mit der letzten Messung davor. Der Verlust des Arbeitsplatzes durch Betriebsstille-
gung, Kündigung oder Auslaufen einer befristeten Stelle führt kurzfristig für beide Ge-
schlechter zu einem erheblichen Rückgang der Lebenszufriedenheit. In Übereinstimmung mit 
den Befunden anderer Studien (Knabe und Rätzel 2008; Kassenböhmer und Haisken-DeNew 
2009) scheinen die Einbußen für Männer tendenziell größer zu sein, ohne dass die Geschlech-
terunterschiede allerdings statistische Signifikanz erreichten. Längerfristig lassen sich negati-
ve Auswirkungen des Arbeitsplatzverlusts auf die Lebenszufriedenheit in erster Linie für 
Männer nachweisen. Anders als bei Trennung und Scheidung fallen die Zufriedenheitseinbu-
ßen nach einem Arbeitsplatzverlust zudem stärker aus, wenn dieser mit einem Eintritt in den 
Armutsrisikobereich einhergeht. Dies verdeutlicht, dass die materielle Lage nach einem Ar-
beitsplatzverlust die Zufriedenheitseinbußen entscheidend beeinflusst, auch wenn die geringe-
re Lebenszufriedenheit Arbeitsloser keinesfalls allein auf deren niedrigeres Einkommen zu-
rückgeführt werden kann (Winkelmann und Winkelmann 1998; Böhnke und Kohler 2009). 
Neuere Forschung zeigt darüber hinaus, dass sich die Zufriedenheitseinbußen bei wiederhol-
tem Auftreten von Arbeitslosigkeit sogar noch vergrößern (Luhmann und Eid 2009). 
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Abbildung 64: Lebenszufriedenheit nach dem Arbeitsplatzverlust 

 Arbeitsplatzverlust −> 3 J. Armutsrisikozone

 Arbeitsplatzverlust −> Armutsrisikozone
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Lebenszufriedenheit t+3

−1.4 −1.2 −1 −.8 −.6 −.4 −.2 0 .2 .4

Männer Frauen 90%−Konfidenzintervall

Altersgruppe 30−64

 
In Abbildung 65 untersuchen wir schließlich, inwieweit freiwillige und unfreiwillige Er-
werbsaustritte zu einem Rückgang der Lebenszufriedenheit finden, wobei wir aus Platzgrün-
den nur die zweite, auf dem Vorhandensein einer Arbeitsabsicht basierende Definition von 
Unfreiwilligkeit verwenden, für die sich oben auch die wirtschaftlichen Effekte ergaben.33 
Während freiwillige Erwerbsaustritte im Mittel keine nennenswerte Änderung der Lebenszu-
friedenheit zu bewirken scheinen, kommt es nach unfreiwilligen Erwerbsaustritten für beide 
Geschlechter zu einem deutlichen Rückgang der Lebenszufriedenheit. Auch drei Jahre nach 
dem Austritt scheinen die Zufriedenheitseinbußen mehr oder weniger unvermindert fortzubes-
tehen. Bei den Männern gibt es auch fünf Jahre nach dem Erwerbsaustritt keine Anzeichen für 
eine Erholung (Ergebnisse nicht berichtet). Für die Frauen deuten sich leichte Verbesserun-
gen, der Effekt bleibt aber auch in dieser Gruppe negativ und trotz geringer Fallzahlen annä-
hernd statistisch signifikant.34 Ähnlich wie andere Autoren (Lachance und Seligman 2010; 
Bonsang und Klein 2011) finden wir also Hinweise darauf, dass unfreiwillige Erwerbsaustrit-
te mit erheblichen und dauerhaften Zufriedenheitseinbußen verbunden sind.  
 

                                                 
33 Aufgrund geringer Fallzahlen sind die Ergebnisse für Renteneintritte, die mit Abstiegen einhergehen, nicht 
ausgewiesen. Erwartungsgemäß scheinen die Zufriedenheitseinbußen aber größer auszufallen, wenn Erwerbsaus-
tritte mit Abstiegen in die Armutsrisikozone verbunden sind. 
34 Weitere Analysen, die hier nicht dargestellt sind, deuten darauf hin, dass der negative Effekt unfreiwilliger 
Erwerbsaustritte vor allem für Männer zu einem gewissen Teil auf Verschlechterungen des Gesundheitszustands 
zurückzuführen ist. Die Zufriedenheitseinbußen bleiben aber auch unter Kontrolle (der Veränderung) des Ge-
sundeheitszustandes erheblich.  
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Abbildung 65: Lebenszufriedenheit nach dem Erwerbsaustritt 

 Unfreiwilliger Erwerbsaustritt

 Freiwilliger Erwerbsaustritt

 Unfreiwilliger Erwerbsaustritt

 Freiwilliger Erwerbsaustritt
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Schutzfaktoren 
Mit Ausnahme der Geburt haben alle in diesem Abschnitt betrachteten Lebensereignisse zu-
mindest vorübergehend negative Auswirkungen auf die Lebenszufriedenheit der Betroffenen. 
Dies wirft wiederum die Frage nach möglichen Schutzfaktoren auf, die die psychischen Kos-
ten dieser Ereignisse verringern könnten. Da die Effekte kaum (Trennung/Scheidung) oder 
nur teilweise (Arbeitslosigkeit) auf den finanziellen Konsequenzen dieser Ereignisse zu beru-
hen scheinen, drängen sich an dieser Stelle andere als die in Abschnitt 3.2. betrachteten 
Schutzfaktoren auf, welche in erster Linie aufgrund ihres vermeintlichen Zusammenhangs mit 
den Erwerbs- bzw. Wiederbeschäftigungschancen der Betroffenen ausgewählt wurden.  

Ein möglicher wichtiger Schutzfaktor könnte die soziale Integration der Betroffenen 
sein. So könnten zum Beispiel die höheren Zufriedenheitseinbußen, die Männer nach einer 
Trennung erleiden, darauf zurückzuführen sein, dass Männer in geringerem Maße als Frauen 
über soziale Kontakte außerhalb des Partnerschaftskontextes verfügen (Alber 2005). Informa-
tionen zur formellen Mitgliedschaft in Vereinen, Umweltschutzverbänden, Gewerkschaften 
oder anderen Vereinigungen sind ebenso wie Angaben zur Anzahl enger Freunde im SOEP 
nur für wenige Jahre in unserem Untersuchungszeitraum verfügbar und können für unsere 
Zwecke daher nicht herangezogen werden. Eine andere Möglichkeit basiert auf häufiger abge-
fragten, leicht wechselnden Fragebatterien zur Freizeitverwendung. Auf Grundlage dieser 
Fragebatterien wurden drei potenziell relevante Typen der Freizeitverwendung gebildet: 1. 
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Kontakt zu Freunden, Verwandten oder Nachbarn; 2. Freiwilliges (ehrenamtliches oder politi-
sches) Engagement; 3. Aktiver Sport.35 

Bemerkenswerterweise lässt sich ein „Schutzeffekt“ nur für regelmäßige sportliche 
Aktivität nachweisen, und auch dies nur für Männer. Besonders deutlich fallen die Ergebnisse 
für die kurz- wie längerfristigen Folgen der Trennung aus - aber auch für die Effekte des Ar-
beitsplatzverlusts ist ein gewisser Schutzeffekt erkennbar (Abbildung  66), was dafür spricht, 
dass es sich nicht um einen Zufallsbefund handelt. Regelmäßige Kontakte zu Freunden 
und/oder Verwandten scheinen die Zufriedenheitseinbußen nach Trennung und Arbeitsplatz-
verlust für Männer ebenso wenig abmildern zu können wie regelmäßige Freiwilligenarbeit, 
wobei wir diese Ergebnisse hier aus Platzgründen nicht berichten. Bei den Frauen ergibt sich 
für keine der drei Aktivitäten ein nennenswerter Zusammenhang zu den Auswirkungen von 
Arbeitsplatzverlust oder Trennung/Scheidung auf die Lebenszufriedenheit (Abbildung 67 
zeigt die Ergebnisse für regelmäßige sportliche Aktivität). 

 
Abbildung 66: Regelmäßige sportliche Aktivität und Auswirkungen von Trennung und 

Arbeitsplatzverlust auf die Lebenszufriedenheit - Männer 
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35 In allen drei Fällen vergleichen wir Personen, die die entsprechende Aktivität mindestens einmal im Monat 
ausüben, mit Personen, die dies seltener oder nie tun. Alternative Abgrenzungen (z.B. mindestens einmal pro 
Woche) führen zu sehr ähnlichen Ergebnissen. Alle zugrundeliegenden Fragen wurden im Untersuchungszeit-
raum mindestens alle zwei Jahre gestellt. Der genaue Wortlaut der Fragen zu Kontakten mit Freunden, Verwand-
ten und Bekannten ist nicht ganz einheitlich. Offenbar führt dies aber nicht zu systematischen Verzerrungen 
(beispielsweise wurde in einigen Jahren nach der „Geselligkeit“ mit Freunden und Verwandten und in anderen 
nach gegenseitigen Besuchen gefragt; der Anteil von Personen, die angeben, dies mindestens einmal pro Monat  
zu tun, ist aber für beide Fragen sehr ähnlich). Wenn eine Frage in einem bestimmten Jahr nicht gestellt wurde, 
weisen wir den  Befragten den Wert aus dem vorherigen Jahr zu.  
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Wie lässt sich der stabilisierende Effekt regelmäßiger sportlicher Betätigung erklären? Erstens 
könnten sportliche Aktivitäten mit stabilisierenden sozialen Kontakten verbunden sein. Dies 
wirft allerdings die Frage auf, weshalb sich keine Effekte regelmäßiger Freiwilligenarbeit 
nachweisen lassen, die ebenfalls mit sozialen Kontakten einhergehen dürfte. Auch der direkte 
Indikator sozialer Interaktionen (Regelmäßige Geselligkeit mit Freunden, Verwandten oder 
Bekannten) steht wie gesagt in keinem klaren Zusammenhang zu den psychischen Folgen der 
betrachteten Ereignisse. Eine zweite Möglichkeit ist, dass Unterschiede in der sportlichen 
Aktivität auf unbeobachteten Unterschieden zum Beispiel in der Persönlichkeitsstruktur (z.B. 
Selbstwirksamkeit) beruhen, die selbst wiederum die Folgen der betrachteten Ereignisse für 
die Lebenszufriedenheit beeinflussen. Drittens könnten die beobachteten Schutzeffekte ur-
sächlich auf die sportliche Aktivität zurückzuführen sein. Beispielsweise wäre denkbar, dass 
sportliche Aktivität die Attraktivität erhöht und so die Suche nach einem neuen Partner er-
leichtert – allerdings gibt es in unseren Daten keinen Hinweis darauf, dass sportlich Aktive 
nach einer Trennung schneller einen neuen Partner finden.36 Sie finden nach einem Arbeits-
platzverlust interessanterweise aber schneller eine neue Beschäftigung. Es ist auch vorstellbar, 
dass sportliche Aktivität zu Veränderungen auf psychischer und/oder hormoneller Ebene 
führt, die Personen widerstandsfähiger gegenüber negativen Erfahrungen und Stress machen. 
In der Tat existieren zahlreiche medizinische und psychologische Studien, die für einen sol-
chen Wirkmechanismus sprechen (Fox 1999; Landers und Arent 2007).  
 
 

                                                 
36 Einschränkend ist hier anzumerken, dass das SOEP Partnerinnen und Partner nur dann erfasst, wenn diese im 
selben Haushalt wie der/die Befragte leben. 
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Abbildung 67: Regelmäßige sportliche Aktivität und Auswirkungen von Trennung und 

Arbeitsplatzverlust auf die Lebenszufriedenheit - Frauen 

N<=30 
 Arbeitsplatzverlust −> Armutsrisikozone

 Arbeitsplatzverlust

 Trennung/Scheidung
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Nie/selten sportlich aktiv Mind. 1 x im Monat sportlich aktiv
90%−Konfidenzintervall

Altersgruppe 30−64, Frauen

 
Soziale Integration 
Nicht nur die Zufriedenheit mit der persönlichen Situation, sondern auch die soziale Integrati-
on kann durch Abstiege beeinflusst werden. Wie Böhnke (2009) herausstellte, sorgen Abstie-
ge in die Armutsrisikozone zu einer Verringerung der kulturellen Teilhabe (Theaterbesuche 
etc.) und des ehrenamtlichen Engagements. Einen Effekt auf das politische Interesse konnte in 
dieser Arbeit jedoch nicht nachgewiesen werden. Wir argumentieren hier, dass es beim politi-
schen Interesse darauf ankommt, warum Abstiege geschehen. Wenn durch ein Ereignis ein 
Abstieg hervorgerufen wird, der als nicht gerechtfertigt wahrgenommen wird, kann dies zu 
einer Abkehr von der Gesellschaft führen. Dies sollte weniger bei Trennungen und Scheidun-
gen der Fall sein, wo die Gründe eher im Privaten gesucht werden. Arbeitsplatzverluste dage-
gen sollten das Interesse an der Politik vermindern, da diese häufig in einem gesellschaftli-
chen Kontext wahrgenommen werden. Außerdem kann über die soziale Integration am Ar-
beitsplatz politisches Interesse geweckt werden, zum Beispiel durch Gewerkschaften. Im 
SOEP wird das politische Interesse mit der Frage „Einmal ganz allgemein gesprochen: Wie 
stark interessieren Sie sich für Politik?“ erfasst. Als Antwortkategorien stehen „Sehr stark“, 
„Stark“, „Nicht so stark“ und „Überhaupt nicht“ zur Verfügung.  
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Abbildung 68: Politisches Interesse nach dem Arbeitsplatzverlust 

 Arbeitsplatzverlust −> Armutsrisikozone
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Abbildung 68 zeigt die Veränderung des politischen Interesses durch den Arbeitsplatzverlust 
und eventuell darauffolgende Abstiege in die Armutsrisikozone. Bei den kurzfristigen Folgen 
in der oberen Hälfte der Abbildung zeigt sich, dass Arbeitsplatzverluste für Männer das politi-
sche Interesse signifikant verringern. Männer verlieren also nach Arbeitsplatzverlusten häufig 
die Bindung zur Politik. Bei Frauen hingegen ist keine Veränderung feststellbar. Dies liegt 
wahrscheinlich wiederum am der geringeren Abstiegsgefahr, die Frauen nach Arbeitsplatzver-
lusten haben. Abstiege in die Armutsrisikozone nach Arbeitsplatzverlusten verstärken den 
Rückgang des politischen Interesses bei Männern weiter. Bei Frauen rufen auch mit Abstie-
gen verbundene Arbeitsplatzverluste kurzfristig keinen Rückgang des politischen Interesses 
hervor.  

Längerfristig hat ein Arbeitsplatzverlust keinen signifikant negativen Effekt auf das 
politische Interesse. Eine überraschende Ausnahme ist, dass Frauen in der langen Sicht durch 
Arbeitsplatzverluste, die in dauerhafte Abstiege münden, sehr stark an politischem Interesse 
verlieren. Bei Frauen, die durch Arbeitsplatzverluste in eine Phase unterhalb der Armutsge-
fährdungsschwelle eintreten, kommt es also zu einem deutlichen Rückzug von der Politik. 
Auch hier können wir nur über die Gründe mutmaßen, besonders weil die Fallzahl im SOEP 
für diese Gruppe sehr klein ist. Eventuell gibt es bei Frauen eher multiple Problemlagen, die 
langfristig zu einem Rückzug ins Private führen. So gibt es in dieser Gruppe beispielsweise 
auch einige alleinerziehende Frauen.  
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Schutzfaktoren 
Ein abstiegsbedingter Verlust an politischem Interesse – und sei er auch nur vorübergehend – 
stellt ein ernstzunehmendes Problem dar. Die Demokratie lebt von der Beteiligung – daher 
sind die Folgen, wenn Teile der Gesellschaft das Interesse verlieren, schwer. Was aber könnte 
den Verlust an politischem Interesse ausgleichen? Aus der Forschung ist bekannt, dass bür-
gerschaftliches Engagement und Freiwilligenarbeit wichtige Stützpfeiler der gesellschaftli-
chen Integration sind weil sie kooperative Werte vermitteln (Ayala 2000; Putnam 2000). Be-
reits bei Jugendlichen zeigt sich ein positiver Zusammenhang zwischen freiwilligem Enga-
gement und politischem Interesse (Reinders 2006). Auch im Erwachsenenalter zeigen Perso-
nen, die in der Jugend Erfahrungen mit Freiwilligenarbeit hatten, überdurchschnittliches poli-
tisches Engagement (Prein et al. 2009). In diesem Abschnitt untersuchen wir daher, ob beste-
hende soziale Integration den Verlust an politischem Interesse ausgleichen kann. Wir vermu-
ten im Anschluss an die berichteten Ergebnisse, dass Bürger, die sich ehrenamtlich engagie-
ren, besser in die Gesellschaft integriert sind und daher weniger häufig das Interesse an Politik 
verlieren. Ehrenamtliches Engagement erfassen wir wiederum über die Fragen nach der Frei-
zeitgestaltung im SOEP. Die Fragen nach politischer Arbeit und ehrenamtlichen Engagement 
wurden zur Kategorie „Freiwilligenarbeit“ zusammengefasst. 
 
Abbildung 69: Regelmäßige Freiwilligenarbeit und politisches Interesse nach dem Ar-

beitsplatzverlust - Männer 
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Abbildung  69 zeigt, wie sich regelmäßiges Engagement auf die Veränderungen im politi-
schen Interesse bei Männern auswirkt. Bei Arbeitsplatzverlusten zeigt sich, dass Männer, die 
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sich nicht engagieren, signifikant an politischem Interesse verlieren. Ehrenamtlich Tätige auf 
der anderen Seite weisen keine signifikanten Verluste des Interesses auf. Hier zeigt die soziale 
Integration also Wirkung: Tendenziell bleiben gut integrierte Männer eher politisch interes-
siert. Bei den Arbeitsplatzverlusten mit darauffolgenden Abstiegen in die Armutsrisikozone 
dagegen dreht sich das Bild. Hier scheinen es die gut Integrierten zu sein, die stärker an Inte-
resse verlieren. Dafür könnte es zwei Gründe geben: Erstens haben Engagierte vor dem Ab-
stieg ein höheres Interesse, sie können also mehr verlieren. Zweitens kann ein Abstieg in die 
Armutsrisikozone gerade bei Engagierten starke Enttäuschungen hervorrufen. Bürgerinnen 
und Bürger, die sich vorher stark gesellschaftlich eingesetzt haben, bekommen eventuell das 
Gefühl, alleingelassen zu werden, obwohl sie in ihren Augen viel für die Gemeinschaft getan 
haben. 
 
Abbildung 70: Regelmäßige Freiwilligenarbeit und politisches Interesse nach dem Ar-

beitsplatzverlust – Frauen 

N<=30 
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Bei Frauen zeigt sich in Abbildung 70 wieder das bekannte Muster: Bei Frauen nimmt das 
politische Interesse nach Arbeitsplatzverlusten eher in der langen Frist ab. Bei den kurzfristi-
gen Folgen zeigt sich allerdings wie bei den Männern, dass engagierte Frauen bei Abstiegen 
in die Armutsrisikozone stark an Interesse verlieren. Dies bestätigt, trotz der kleinen Fallzahl 
für Frauen, dass hier eine Problemgruppe existiert. Der Unterschied zwischen Frauen, die 
Freiwilligenarbeit leisten, und jenen, die es nicht tun, ist in der langen Frist bei Arbeitsplatz-
verlusten relativ groß. Engagierte Frauen sind vor längerfristigem Verlust des Interesses an 
der Politik geschützt. Bei Arbeitsplatzverlusten mit einem Eintritt in die Armutsrisikozone 
hingegen scheint sich keine Schutzwirkung des Engagements zu entfalten.  
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5.4.  Zusammenfassung und Ableitung politischer Handlungsempfehlun-
gen 

In diesem Abschnitt wurden verschiedene Aspekte von sozialen Abstiegen zwischen dem 31. 
und dem 80. Lebensjahr betrachtet, wobei soziale Abstiege als ein Absinken des bedarfsge-
wichteten Haushaltseinkommens unter die Armutsrisikoschwelle operationalisiert wurden. 
Neben einer allgemeinen Quantifizierung des Ausmaßes derartiger Abstiege wurden vor al-
lem drei Fragen untersucht: 1. Inwiefern erhöhen kritische Lebensereignisse wie der Arbeits-
platzverlust oder der Übergang in Alleinerziehung das Abstiegsrisiko? 2. Welche Gruppen 
sind besonders hohen Abstiegsrisiken ausgesetzt (Risikofaktoren) und unter welchen Bedin-
gungen gelingt es ihnen dennoch, Abstiege zu vermeiden (Schutzfaktoren)? 3. Welche Aus-
wirkungen haben die betrachteten kritischen Lebensereignisse und eventuell mit diesen ein-
hergehende soziale Abstiege auf weitere Indikatoren der Lebensqualität und der sozialen In-
tegration? 

Zunächst wurde das Auftreten von Abstiegen in die Armutsrisikozone betrachtet. Wir 
konnten unter anderem herausstellen, dass diese Abstiege vor allem Niedrigqualifizierte tref-
fen. Außerdem konnte über die Zeit ein leichter Anstieg von Eintritten in die Armutsrisikozo-
ne für Männer in den neuen Bundesländern nachgewiesen werden. Bei Frauen steigen vor 
allem die dauerhaften Abstiege leicht über die Zeit. Trotzdem ist weiterhin nur ein kleiner 
Teil der Bevölkerung je unter der Armutsgefährdungsgrenze, Abstiege und ein Leben mit 
prekärer Einkommenssituation betreffen also nur bestimmte Bevölkerungsgruppen.  

Bei den Ereignissen, die in der Altersgruppe der 30 bis 79-Jährigen Abstiege auslösen, 
zeigt sich das aus der Literatur bekannte Bild: Der Verlust eines Arbeitsplatzes sowie Verän-
derungen im Haushalt führen häufig zu Abstiegen unter die Armutsrisikoschwelle. Dies gilt 
vor allem für Arbeitsplatzverluste von Männern, da diese häufig die Hauptverdiener in Haus-
halten sind. Auch wirken Arbeitsplatzverluste nicht in allen Altersgruppen gleich. Die Älteren 
ab etwa 50 haben deutlich höhere Schwierigkeiten, in den Arbeitsmarkt zurückzukehren, als 
die Jüngeren. Unfreiwillige Erwerbsaustritte erhöhen das Armutsrisiko daher erheblich. Bei 
den Familienrisiken sticht die Trennung oder Scheidung bei Frauen als besonders risikoreich 
hervor. Geburten und Verwitwungen hingegen erhöhen das Abstiegsrisiko kaum. 

Die Ereignisse haben natürlich nicht die gleichen Folgen für alle Personen. Unsere 
Analysen zeigen, dass Unterschiede, die bereits vor dem Eintritt des Ereignisses bestanden, 
deutlichen Einfluss auf die Auswirkungen haben. Gruppen mit schlechteren Wiederbeschäfti-
gungschancen weisen erhöhte Abstiegsraten auf. Hier sind vor allem der Bildungsabschluss 
sowie der Migrationshintergrund zu nennen. Niedrigqualifizierte und Personen mit Migrati-
onshintergrund steigen durch Arbeitsplatzverluste deutlich häufiger in die Armutsrisikozone 
ab. Diese Gruppe überschneidet sich natürlich, da Männer und Frauen mit Migrationshin-
tergrund häufig nur geringe Bildung aufweisen. Auch der Haushaltskontext erweist sich als 
bedeutend. Das Zusammenleben in Paarhaushalten schützt vor Abstiegen nach Arbeitsplatz-
verlusten, weil ein zweiter (potentieller) Verdiener vorhanden ist. Der Haushaltskontext ist 
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auch bei Trennungen und Scheidungen entscheidend, allerdings sind hier Kinder von größerer 
Wichtigkeit. Frauen, die nach der Trennung oder Scheidung alleinerziehend werden, sind 
stark abstiegsgefährdet. 

Der Haushaltskontext spielt auch aufgrund der gestiegenen Bildungshomogamie in 
Partnerschaften eine große Rolle. Bildungshomogamie bedeutet, dass die Bildungsabschlüsse 
und davon abgeleitet die Arbeitsmarktchancen von Personen innerhalb von Paarhaushalten 
gleich sind. In den letzten Jahren gibt es immer mehr Haushalte, in denen sich die Bildung 
beider Partner stark ähnelt (Blossfeld und Timm 1997). Dies stellt ein großes Problem dar, da 
sich so immer mehr Haushalte finden, in denen sich Abstiegsrisiken aufgrund von geringer 
Bildung kumulieren. 

Um zu Handlungsempfehlungen abzuleiten, wechselten wir nach diesen Analysen die 
Perspektive und suchten nach Faktoren, die Abstiegsrisiken verringern. Schulbildung und 
Berufsausbildung – das zeigen alle Resultate in diesem Abschnitt – sind wichtig für die Ver-
meidung von Abstiegen. Bildung erleichtert die Integration in den Arbeitsmarkt und sorgt für 
angemessene Löhne. Daher muss die Bekämpfung von Abstiegen im Erwachsenenalter schon 
in der Kindheit und Jugend beginnen. Das Bildungssystem sollte gewährleisten, dass alle ei-
nen Schulabschluss sowie eine Berufsausbildung erreichen. 

Natürlich kann ein fehlender Bildungsabschluss im Erwachsenenalter oftmals nur 
schwer nachgeholt werden. Zumindest mittelfristig ist der Bildungsabschluss also ein festste-
hendes Merkmal. Erst recht gilt dies für den Migrationshintergrund. Daher haben wir auch 
mögliche Schutzfaktoren untersucht, die vergleichsweise kurzfristig politisch steuerbar sind. 
Der erste dieser Schutzfaktoren ist berufliche Weiterbildung. Wir untersuchten, ob Männer 
und Frauen, die an Weiterbildungen teilgenommen haben, weniger häufig Absteigen. In der 
Tendenz konnte dies bestätigt werden. Wir fanden einen positiven Effekt auf die Wahrschein-
lichkeit, nach Arbeitslosigkeit nicht abzusteigen. Außerdem kommen ältere Arbeitslose etwas 
häufiger wieder in Arbeit, wenn sie vorher an einer Weiterbildung teilgenommen haben. Al-
lerdings zeigten die Analysen auch, dass der Schutz durch Weiterbildung nicht sehr stark ist. 
Außerdem besteht ein starker Zusammenhang zwischen Ausbildungsabschluss und Weiterbil-
dungsteilnahme. Niedrigqualifizierte nehmen nur sehr selten an Weiterbildungen teil. Daher 
werden durch Weiterbildungen Unterschiede in der Bildung nicht ausgeglichen, sondern sogar 
noch verstärkt. Deshalb sollte die berufliche Weiterbildung politisch besser gesteuert werden. 
Firmen bilden vor allen Dingen die Höherqualifizierten weiter, weil sie sich davon den meis-
ten Nutzen erwarten. Hier sollte die Politik für ein Umdenken sorgen.  

Ein weiterer Schutzfaktor vor Abstiegen ist die körperliche Gesundheit. Wir konnten 
zeigen, dass Personen, die ihre Gesundheit als gut bezeichnen, nach Arbeitsplatzverlusten 
seltener absteigen. Daher ist eine weitere Politikimplikation dieser Studie, die gesundheitliche 
Prävention auszuweiten. Auch angesichts der negativen Folgen vorzeitiger unfreiwilliger Er-
werbsaustritte erscheint dies geboten. Um die Nachteile, die aus einem Migrationshintergrund 
erwachsen, auszugleichen, erwiesen sich darüber hinaus Sprachkenntnisse als wichtig. Besse-
re Kenntnisse der deutschen Sprache erleichtern den Wiedereinstieg von Männern und Frauen 
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mit Migrationshintergrund nach einem Arbeitsplatzverlust. Hier könnte eine Ausweitung von 
Sprachkursangeboten helfen. Besonders sollte darauf geachtet werden, dass solche Kurse pa-
rallel zur Arbeit absolviert werden können, um die Sprachfertigkeiten schon vor dem Arbeits-
platzverlust zu verbessern. 

Frauen, die alleinerziehend werden, steigen häufig in die Armutsrisikozone ab. Einer 
der Gründe dafür ist, dass sich Arbeit und Kinderbetreuung häufig nicht vereinbaren lassen. 
Unsere Analyse hat gezeigt, dass Frauen, deren Kinder extern in Kindertagesstätten oder ähn-
lichen Einrichtungen betreut werden, seltener absteigen. Nach der Trennung ist also für viele 
Frauen die Kinderbetreuung ein Schutzfaktor. Allerdings liegt die Ganztagsbetreuungsquote 
für 3 bis 6-Jährige Kinder bei 24,3%, für 0 bis 3-Jährige sogar nur bei 7,3% (Destatis et al. 
2008). Um mehr Alleinerziehende vor einem Leben unterhalb der Armutsrisikoschwelle zu 
schützen, sollte daher Kinderbetreuung ausgebaut werden. 

Bei der Planung von Maßnahmen sollten also stets nicht nur individuelle Charakteris-
tika wie Migrationshintergrund und Bildung, sondern der gesamte Haushaltskontext berück-
sichtigt werden. Die betrifft nicht nur Kinder im Haushalt, wie beschrieben, sondern auch die 
Situation der Partner. Speziell wären Maßnahmen denkbar, die bei einer starken Kumulation 
von Risiken in einem Haushalt greifen. Beispielsweise bei der wachsenden Zahl von Haushal-
ten in denen beide Partner geringe Bildung und damit geringe Chancen auf dem Arbeitsmarkt 
aufweisen. 

Die Analyse der nicht-monetären Folgen von Ereignissen und Abstiegen zeigte, dass 
auch Gruppen, die finanziell gesichert bleiben, unter kritischen Lebensereignissen leiden. 
Trennungen und Scheidungen haben zwar kaum Auswirkungen auf das Einkommen von 
Männern, ihre Lebenszufriedenheit jedoch nimmt durch diese Ereignisse deutlich ab. Auch 
Arbeitsplatzverluste, unfreiwillige Verrentungen sowie Verwitwungen machen unglücklich. 
Diese aus der Literatur bekannten Ergebnisse ergänzten wir um eine Analyse von Faktoren, 
die Zufriedenheitsverluste verhindern können. Es stellte sich heraus, dass Männer und Frauen, 
die regelmäßig Sport treiben, durch kritische Lebensereignisse weniger häufig unglücklich 
werden. Andere Indikatoren der sozialen Integration wie beispielsweise ehrenamtliches Enga-
gement hingegen haben hier keinen Einfluss. Dieses Ergebnis legt zusammen mit den Ergeb-
nissen zum Einfluss der körperlichen Gesundheit nahe, den Breitensport zu fördern und An-
reize zu schaffen, sich körperlich zu betätigen. 

Schließlich untersuchten wir noch die Auswirkungen von Abstiegen aufgrund von Ar-
beitsplatzverlusten auf das Interesse an der Politik. Interessanterweise zeigte sich, dass Män-
ner durch Arbeitsplatzverluste kurzfristig das Interesse an Politik verlieren, langfristig aber 
ändert sich nichts. Frauen dagegen verlieren das Interesse an Politik erst einige Zeit nach dem 
Arbeitsplatzverlust. Wir konnten darüber hinaus zeigen, dass ehrenamtliches Engagement vor 
dem Verlust des Interesses an Politik schützt. Allerdings nicht für Männer und Frauen, die 
länger absteigen und vorher engagiert waren. Diese verlieren sehr stark das Interesse an Poli-
tik. Aus diesen Analysen folgt, dass ehrenamtliches Engagement zum gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt beitragen kann. Die Förderung von Strukturen, die diese Tätigkeiten möglich 
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machen, kann daher positiv wirken. Allerdings bleibt anzumerken, dass die Verhinderung von 
Abstiegen selbst das wirksamere Mittel ist, um gesellschaftliche Integration zu erhalten.  
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6.  Soziale Aufstiege im mittleren und späten Lebensalter 

6.1. Einleitung 

Zur Bestimmung von sozialen Aufstiegen stehen neben dem auf Einkommen basierenden 
Ressourcenansatz weitere Konzepte zur Verfügung. In diesem Kapitel werden die sozialen 
Aufstiege im mittleren und höheren Lebensalter anhand des institutionellen Ansatzes, der den 
Grundsicherungsbezug als Kriterium für bekämpfte Armut heranzieht, sowie des Lebensstan-
dardansatzes, der das Fehlen von Gütern und Aktivitäten eines Haushaltes berücksichtigt, 
identifiziert. Im Mittelpunkt der Analysen stehen das Ausmaß, die Ursachen und die Folgen 
sozialer Aufstiege. Dabei wird der Einfluss von Schutzmechanismen und Risikofaktoren so-
wie kritischer Ereignisse im Lebensverlauf untersucht. Zudem wird versucht, Gelingensbe-
dingungen zu bestimmen, die bei Personen mit Risikofaktoren zu Aufstiegen beitragen. Ab-
schließend werden die Auswirkungen sozialer Aufstiege auf das Teilhabeempfinden und die 
Lebenszufriedenheit untersucht. Neben diesen eigenen Auswertungen erfolgt zusätzlich an 
passenden Stellen eine kurze Zusammenfassung des aktuellen Forschungsstands zu sozialen 
Aufstiegen nach dem auf Einkommen basierenden Ressourcenansatz. 

Für die Darstellung der empirischen Ergebnisse wird in vielen Fällen auf die Verwen-
dung einer Austrittsrate zurückgegriffen. Diese gibt an, wie hoch der Anteil der innerhalb 
eines Jahres aufgestiegenen Fälle an der Gesamtzahl der Fälle in einer ungünstigen sozialen 
Lage (SGB II Leistungsbezug bzw. geringer Lebensstandard) ist. Bei einer geringen Fallzahl 
von weniger als 30 Personen werden die Ergebnisse nicht mehr ausgegeben. Die durchschnitt-
liche Austrittsrate wird jeweils als Referenzlinie angezeigt. Alle Ergebnisse werden getrennt 
nach Geschlechtern dargestellt.  

Für die folgenden Untersuchungen wird das Panels "Arbeitsmarkt und Soziale Siche-
rung" (PASS), ein vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) im Rahmen der 
SGB-II-Forschung erhobenes Haushaltspanel, verwendet. Der inhaltliche Aufbau der Befra-
gung eignet sich besonders für Analysen zu Determinanten des Zugangs bzw. Abgangs aus 
dem Leistungsbezug und erlaubt detaillierte Beschreibungen und Analysen der Lebenslagen 
von Leistungsempfängern und Personen in einkommensschwachen Haushalten. Die Studie 
umfasst zwei Teilstichproben. Für die erste Teilstichprobe wurden Bedarfsgemeinschaften aus 
Prozessdaten der BA gezogen. Bei der zweiten Teilstichprobe handelt es sich um eine Bevöl-
kerungsstichprobe mit überproportionaler Berücksichtigung einkommensschwächerer Haus-
halte. Die folgenden Analysen werden mit den ersten drei Wellen des PASS durchgeführt, die 
einen Zeitraum von 2007 bis 2009 abdecken. Einen kurzen Überblick über die Erhebung ge-
ben Bethmann und Gebhardt (2011).  

Im PASS stehen Informationen zum Grundsicherungsbezug sowie ein ausführlicher, 
26 Items umfassender Index zum Lebensstandard in allen Wellen zur Verfügung. Für Analy-
sen zu Abgängen aus dem Bezug von Arbeitslosengeld II bzw. einem niedrigen Lebensstan-
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dard können Personen aus beiden Stichproben verwendet werden. Dabei werden Übergänge 
von Welle 1 auf Welle 2 sowie Übergänge von Welle 2 auf Welle 3 betrachtet. Da im Folgen-
den Aufstiege zwischen zwei aufeinander folgenden Befragungswellen untersucht werden, 
gehen in die Analyse nur Personen ein, für die in der ersten bzw. zweiten Welle in der Befra-
gung ein Grundsicherungsbezug berichtet wurde und für die eine gültige Angabe über einen 
Grundsicherungsbezug zum darauffolgenden Befragungszeitpunkt vorliegt. Berücksichtigt 
werden Personen im Alter von mindestens 30 Jahren, die sich nicht mehr in Ausbildung be-
finden. Alle deskriptiven Darstellungen erfolgen gewichtet. 

 

6.2. Aufstiege nach dem institutionellen Ansatz 

Der institutionelle Ansatz zieht den Bezug staatlicher Transferleistungen als Identifikations-
merkmal zur Bestimmung der bekämpften Armut heran. Hierbei werden Personengruppen 
betrachtet, die staatliche Unterstützung in Form von Sozialhilfe bzw. Arbeitslosengeld II er-
halten. In unseren Analysen wird die Armutsschwelle für „bekämpfte Armut“ nach dem insti-
tutionellen Ansatz anhand des Arbeitslosengeld-II-Bezugs im Haushalt definiert37.  

Beim institutionellen Ansatz unterscheiden wir nicht zwischen dem mittleren und älte-
ren Lebensalter, da der Leistungsbezug nach dem SGB II nur für Personen unter 65 Jahren 
möglich ist. Danach folgt entweder der Renteneintritt oder die Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung. Personen, die in die Grundsicherung im Alter wechseln, werden nicht 
als Aufstiege betrachtet. Zunächst erfolgt eine Darstellung der zeitlichen Entwicklung und der 
Sozialstruktur des Grundsicherungsbezugs im Zeitraum von 2007 bis 2009. Danach werden 
neben dem Ausmaß der Aufwärtsmobilität auch Risikofaktoren und Schutzmechanismen be-
stimmt, die Aufstiege aus ALG II hemmen bzw. begünstigen können. Zusätzlich werden rele-
vante individuelle und haushaltsbezogene Ereignisse betrachtet. Anschließend wird ein Blick 
auf mögliche Gelingensbedingungen geworfen, die bei Personen mit Risikofaktoren trotzdem 
zu Aufstiegen führen können. Da die eigene Aufnahme einer Erwerbstätigkeit zwar den häu-
figsten Grund für das Verlassen des Leistungsbezugs darstellt (Achatz und Trappmann 2009), 
der Grundsicherungsbezug jedoch auch auf anderem Wege verlassen werden kann, werden 
die Aufstiege aus dem Leistungsbezug im multivariaten Modell zweistufig dargestellt. Dafür 
wird als erstes die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit im Leistungsbezug beschrieben. Danach 
werden die Aufstiege aus dem Leistungsbezug dargestellt. Abschließend wird die Auswirkung 
von Aufstiegen aus dem Leistungsbezug auf das individuelle Teilhabeempfinden und die Le-
benszufriedenheit untersucht. 

                                                 
37 Die Höhe der Regelsätze und deren Veränderung unterliegen politischen Entscheidungen, wodurch Verände-
rung in der Armutspopulationsgröße herbeigeführt werden können. Im untersuchten Zeitraum ist der Regelsatz 
im Januar 2007 in Ostdeutschland von 331 Euro auf 345 Euro angehoben worden. Im Juli 2007 erfolgte eine 
bundesweite Anhebung auf 347 Euro. Im Juli 2008 wurde der Regelsatz erneut auf 351 Euro und im Juli 2009 
auf 359 Euro angehoben. 
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Für die Analyse der Aufstiege aus dem ALG-II-Bezug stehen insgesamt 4939 Fälle zur Ver-
fügung, für die entweder ein Verlassen des Grundsicherungsbezugs oder ein Verbleiben im 
Bezug beobachtet werden kann. 

 

6.2.1.  Zeitliche Entwicklung und Sozialstruktur des Grundsicherungsbezugs  

Für das Verständnis sozialer Aufstiege sind Kenntnisse über die Größe der betroffenen Popu-
lation und deren Zusammensetzung notwendig. Daher wird zunächst ein kurzer Blick auf die 
absoluten Zahlen der Leistungsempfänger und die Sozialstruktur des ALG-II-Bezugs gewor-
fen. Tabelle 11 gibt einen Überblick über die Bedarfsgemeinschaften und Personen im ALG-
II-Bezug in den Jahren 2007 bis 2009. Es ist zu berücksichtigen, dass die Zahlen der BA-
Statistik auf Personenebene erwerbsfähige Hilfebedürftige erfassen, d.h. Personen im Hilfe-
bezug, die zwischen 15 und 64 Jahre alt sind und mindestens drei Stunden täglich erwerbstä-
tig sein können. Die anschließenden Analysen mit PASS beziehen sich dagegen auf alle Per-
sonen im Alter von 30 bis 64 Jahren, die in einer Bedarfsgemeinschaft leben, auch wenn diese 
nicht zu den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen zählen. 
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Tabelle 12: Anzahl an Bedarfsgemeinschaften und Personen im ALG-II-Bezug (Jahre 2007-2009)  
 

Ost West Gesamt Ost West Gesamt Ost West Gesamt

Anzahl von Bedarfsgemeinschaften 1.349.023 2.424.055 3.773.078 1.295.429 2.330.568 3.625.997 1.250.060 2.316.416 3.566.476

Gesamt 1.103.522 2.034.620 3.138.142 1.029.974 1.900.646 2.930.620 966.749 1.841.634 2.808.383
Männer 564.099 976.097 1.540.196 519.560 887.695 1.407.255 490.691 867.538 1.358.229
Frauen 539.422 1.058.509 1.597.931 510.414 1.012.949 1.523.363 476.058 974.096 1.450.154

Gesamt 430.742 731.324 1.162.066 436.634 751.013 1.187.647 434.750 761.293 1.196.043
Männer 230.924 387.404 618.328 231.827 392.008 623.835 230.592 395.347 625.939
Frauen 199.818 343.915 543.733 204.807 359.005 563.812 204.158 365.946 570.104

Quelle: Statistik der BA 2007, 2008, 2009

Erwerbsfähige Hilfebedürftige im Alter 
von 25 bis 49 Jahren
in Bedarfsgemeinschaften

Erwerbsfähige Hilfebedürftige im Alter 
von 50 bis 64 Jahren
in Bedarfsgemeinschaften

2007 2008 2009
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Die Anzahl an Bedarfsgemeinschaften ging von 2007 bis 2009 kontinuierlich sowohl in Ost- 
als auch in Westdeutschland zurück. Dieser Rückgang ist auch bei den erwerbsfähigen Hilfe-
bedürftigen in Bedarfsgemeinschaften zu erkennen und findet bei Männern und Frauen glei-
chermaßen statt. Betrachtet man die erwerbsfähigen Hilfebedürftigen in Bedarfsgemeinschaf-
ten getrennt nach Alterskategorien, so fällt allerdings auf, dass dieser Rückgang nicht in der 
Alterskategorie der 50- bis 64-Jährigen zu erkennen ist. Teilweise ist in dieser Kategorie so-
gar ein Anstieg zu verzeichnen. 

Bei der Betrachtung der Armut im Rahmen des Ressourcenansatzes lässt sich seit An-
fang der 2000er Jahre ein deutlichen Anstieg des Armutsrisikos erkennen, welcher im Jahr 
2006 mit 14,5% den vorläufigen Höhepunkt erreicht hat (Grabka und Frick 2010). Dieser 
Trend ergibt sich für Westdeutschland wie für Ostdeutschland, wenn auch in den neuen Bun-
desländern auf einem höheren Niveau. Die Armutsrisikoquote von 14% im Jahr 2008 ent-
spricht einer absoluten Anzahl von 11,5 Millionen Menschen in Deutschland. Dabei weisen 
Personen im Alter von 36 bis 55 Jahren die geringsten Armutsquoten auf, was vor allem auf 
die starke Erwerbsbeteiligung zurückzuführen ist (Grabka und Frick 2008). Personen im hö-
heren Lebensalter haben in den 2000er Jahren ein konstant durchschnittliches Armutsrisiko. 
Alleinstehende Ältere weisen allerdings ein überdurchschnittliches Armutsrisiko auf (Goebel 
und Grabka 2011). 

Neben der zeitlichen Entwicklung der Anzahl der Betroffenen ist besonders die sozio-
demographische Zusammensetzung der ALG-II-Population relevant. Eine vergleichbare Grö-
ße zur Einkommensarmutsrisikoquote stellt die SGB-II-Quote dar. Diese gibt den Anteil der 
hilfebedürftigen Leistungsempfänger im SGB II an allen Personen unter 65 Jahren in 
Deutschland an. In Abbildung 71 ist die SGB-II-Quote unter Berücksichtigung der Merkmale 
Alter, Bildung, Migrationshintergrund, Gesundheitszustand, Erwerbsstatus, Wohnregion und 
Haushaltstyp angegeben38. 

 

                                                 
38 Abweichungen zu SGB-II-Quoten nach der BA-Statistik können durch die Verwendung gepoolter Daten, die 
unterschiedliche Definition der Personen in Bedarfsgemeinschaften und die Art der Datenerhebung möglich sein. 
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Abbildung 71: SGB-II-Quoten nach soziodemographischen Merkmalen  
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Die durchschnittliche SGB-II-Quote von Männern und Frauen liegt bei jeweils 8%. Mit stei-
gendem Bildungsniveau lässt sich eine sinkende SGB-II-Quote erkennen (kein Abschluss 
23% bzw. 40%39, (Fach-) Hochschulabschluss jeweils 3%). Migranten erster Generation sind 
überdurchschnittlich häufig auf Leistungen im Rahmen der Grundsicherung angewiesen (17% 
bzw. 16%), während sich bei Migranten der 2. und 3. Generation hingegen keine überdurch-
schnittlichen Bezugsquoten mehr finden lassen. Zudem haben Personen mit schlechter Ge-
sundheit ein überdurchschnittliches Bezugsrisiko (jeweils 13%). Schließlich beziehen – wenig 
überraschend – Arbeitslose überdurchschnittlich oft ALG II (54% bzw. 65%), während 
Nichterwerbspersonen und insbesondere Erwerbstätige ein unterdurchschnittliches Risiko 
haben, ALG II zu beziehen. Die Wahrscheinlichkeit des ALG-II-Bezugs ist in Ostdeutschland 
(jeweils 13%) höher als in Westdeutschland. Auch nach den Haushaltstypen lassen sich Un-
terschiede in der SGB-II-Quote feststellen. Während Paare ohne Kinder und mit Kindern un-
terdurchschnittlich oft ALG II beziehen, haben Alleinstehende und Alleinerziehende, vor al-
lem Frauen mit kleinen Kindern (87%), ein deutlich höheres Risiko. Es ist zu berücksichtigen, 
dass über 90% der Alleinerziehenden weiblich sind, und dass Alleinerziehende das mit Ab-
stand größte ALG-II-Risiko besitzen.  

Die Personengruppen mit einem hohen ALG-II-Bezugsrisiko decken sich mit den 
Gruppen, die nach dem Ressourcenansatz ein hohes Armutsrisiko aufweisen. Auch hier wer-
den Personen mit geringer Bildung, schlechtem Gesundheitszustand, Arbeitslose und Perso-
nen in kinderreichen Haushalten sowie insbesondere Alleinerziehende genannt (vgl. Becker 
2008, Grabka und Frick 2010). 

 

6.2.2. Soziale Aufstiege aus dem Grundsicherungsbezug 

Nachdem die Struktur des Grundsicherungsbezugs dargestellt wurde, widmen wir uns nun der 
Frage, welche Einflussfaktoren Aufstiege begünstigen bzw. erschweren. Verschiedene struk-
turelle und institutionelle Faktoren bedingen die Aufwärtsmobilitätsprozesse, wobei die De-
terminanten für Aufstiege entweder den Bedarf oder die Ressourcen von Haushalten betref-
fen. Der Bedarf eines Haushalts wird über dessen Größe und Zusammensetzung bestimmt. 
Als Ressourcen des Haushalts werden hingegen die Faktoren bezeichnet, die auf dem Ar-
beitsmarkt zur Erzielung eines Einkommens eingesetzt werden können. 

In der Armutsforschung kann zwischen einer lebensverlaufstheoretischen Analyse, 
welche individuelle Ereignisse in den Vordergrund stellt, und einer Analyse zeitlich (relativ) 
unveränderlicher Merkmale, bei der eine Kumulierung von Negativfaktoren im Mittelpunkt 
steht, unterschieden werden (vgl. Berger 1994, Leisering und Leibfried 1999, Layte und Whe-
lan 2002). Auf diesen Überlegungen aufbauend unterscheiden wir bei der Analyse sozialer 
Aufstiege nach zwei Typen von Einflussfaktoren. Zum einen nach Risikofaktoren und 
Schutzmechanismen, bei deren Trägern unterschiedliche Austrittsraten auftreten. Hierzu zäh-

                                                 
39 Der jeweils erste angegebene Wert gilt für Frauen, der zweite für Männer. 
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len Bildung, Migrationshintergrund, Gesundheit, Langzeitbezug von ALG II und Haushalts-
typ. Zum anderen stellen vor allem Ereignisse im Lebensverlauf, die Einfluss auf das zur Ver-
fügung stehende Einkommen oder den im Haushalt anfallenden Bedarf nehmen, aufstiegs-
steuernde Faktoren dar. Hauptursachen von Dynamik im Bezug sind Änderungen der Er-
werbskarrieren einzelner Haushaltsmitglieder und Änderungen des haushaltsspezifischen Be-
darfs infolge demographischer oder sozialer Prozesse. Aufstiegsbeeinflussende Ereignissen 
können z.B. die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit, das Zuziehen eines neuen Partners, der 
Verlust des Partners (durch Trennung oder Tod), die Geburt eines Kindes, der Auszug eines 
Kindes und, für Personen im höheren Lebensalter, der Erhalt von Rentenzahlungen sein. Im 
Folgenden werden wir beiden Sichtweisen einen Abschnitt widmen. Die Ereignisse im Le-
bensverlauf können in ihrer Wirkung nach bestimmten Faktoren variieren (vgl. Vandecasteele 
2011). Um dies zu überprüfen, wird anschließend die Wirkung einer Erwerbsaufnahme für die 
verschiedenen Risikofaktoren und Schutzmechanismen untersucht. Zunächst folgt eine Be-
schreibung der Aufstiege aus dem Leistungsbezug. Ein Aufstieg ist dann gegeben, falls sich 
eine Personen zum Zeitpunkt t im SGB II-Leistungsbezug  befindet und zum Zeitpunkt t+1 
(dies entspricht in der Regel ca. einem Jahr40) keine SGB II-Leistungen mehr bezieht. Im Fol-
genden wir auch häufig von Austrittsraten bzw. Übergangsraten gesprochen. Diese geben den 
Anteil der Personen an, die den Aufstieg aus dem Leistungsbezug zum Zeitpunkt t+1 ge-
schafft haben, im Verhältnis zu allen Personen, die zum Zeitpunkt t im Leistungsbezug waren. 

In den Graphiken sind die Austrittsraten für bestimmte Merkmalsträger angegeben. 
Hierzu werden die Daten der Welle 1 bis 3 – und damit Übergänge vom Welle 1 auf und von 
Welle 2 auf 3 gepoolt verwendet. In Abbildung 72 sind die Austrittsraten insgesamt und ge-
trennt nach Altersgruppen sowie nach Wohnregion ausgegeben. 

 

                                                 
40 Da sich die Erhebungsphase über mehrere Monate erstreckt, kann der Zeitraum zwischen zwei Befragungen 
unterschiedlich groß sein. Der längste Zeitraum liegt bei 19 Monaten, der kürzeste bei 6 Monaten. Das arithmeti-
sche Mittel liegt bei 12 Monaten. Bei 90% der Interviews beträgt der Zeitraum zwischen 9 und 15 Monaten. 
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Abbildung 72: Aufstiege nach Alter und Wohnregion für ALG-II-Population 
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Die durchschnittliche Austrittsrate liegt bei 17% und unterscheidet sich nicht zwischen den 
Geschlechtern. Personen im mittleren Lebensalter weisen gegenüber Personen ab 50 Jahren 
höhere Austrittsraten auf. Dieser Unterschied ist für Männer deutlicher als für Frauen. Wäh-
rend Männer zwischen 30 und 49 Jahren eine Austrittsrate von 20% aufweisen, liegt die Aus-
trittsrate von Männern ab 50 Jahren bei 10% Hierbei ist der Einfluss des Alters auf die (Wie-
der-) Einstiegschancen in den Arbeitsmarkt zu berücksichtigen. So stellt ein höheres Alter 
nach einem Arbeitsplatzverlust eine Barriere für den Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt dar. 
Dies zeigt sich an den längeren Dauern bei der Arbeitssuche und den geringeren Einstellungs-
chancen gegenüber Jüngeren (Brussig 2009). Bezogen auf die Wohnregion liegt die Austritts-
rate in den neuen Bundesländern (20% bzw. 19%) höher als in den alten Bundesländern (je-
weils 15%). Wie in der Sozialstruktur des ALG-II-Bezuges zu erkennen ist, liegt auch der 
Anteil der Personen im Leistungsbezug in den neuen Bundesländern höher. Dies lässt die 
Vermutung zu, dass in Ostdeutschland ein größerer Personenkreis von immer wieder eintre-
tenden ALG-II-Leistungsbezugsphasen betroffen ist. 

Eine Darstellung der Entwicklung der Austrittsraten ist mit den vorliegenden Daten 
nur für zwei Zeitpunkte möglich. Daher wird davon abgesehen. Um Aussagen über einen län-
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geren Zeitraum machen zu können, bietet sich der Blick in vorliegende Forschungsergebnisse 
an. Seit der Zusammenlegung von Sozialhilfe und Arbeitslosenhilfe zu Arbeitslosengeld II im 
Jahre 2005 wird die Dynamik im Leistungsbezug am Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung (IAB) in Nürnberg erforscht. Graf und Rudolph (2009) zeigen in ihren Untersuchun-
gen zur Dauer des Leistungsbezugs und zum Turnover aller Bedarfsgemeinschaften im SGB 
II für das Jahr 2007 einen immer früheren Aufstieg der Kurzzeitbezieher aus dem Leistungs-
bezug. Es gibt jedoch auch eine Gruppe von Personen, die den Aufstieg aus dem SGB II nicht 
schaffen. Fast die Hälfte der Bedarfsgemeinschaften, die 2005 im Bezug sind, ist auch drei 
Jahre später noch hilfebedürftig. 

Bei den Aufstiegen aus dem Einkommensarmutsrisikobereich ist eine Erhöhung des 
lange Zeit konstanten Anteils dauerhaft Betroffener, insbesondere ab 2002, feststellbar 
(Goebel et al. 2006). Dementsprechend haben sich die Übergänge aus einer prekären Ein-
kommenssituation in höhere Einkommenslagen verringert. Auch Goebel et al. (2007) weisen 
auf eine nachlassende Dynamik in der unteren Einkommensschicht seit Anfang der 2000er 
Jahre hin. Von einer Verfestigung der Armut in den letzten 10 Jahren spricht ebenfalls Groh-
Samberg (2010), der bei seinen Analysen einen kombinierten Einkommensindikator verwen-
det41. 

 

6.2.3  Risikofaktoren und Schutzmechanismen 
Nachdem nun eine allgemeine Betrachtung der Austrittsraten erfolgt ist, wird in diesem Ab-
schnitt auf die Risikofaktoren und Schutzmechanismen für Aufstiege aus dem Leistungsbezug 
eingegangen. Diese individuellen und haushaltsbezogenen Faktoren wirken auf die Auf-
wärtsmobilitätsprozesse im Armutsbereich, indem sie Aufstiege entweder begünstigen oder 
verhindern. Die Risikofaktoren und Schutzmechanismen beziehen sich entweder auf den Be-
darf oder die Ressourcen von Haushalten. Der Bedarf eines Haushalts wird über dessen Größe 
und Zusammensetzung bestimmt, während die Ressourcen auf dem Arbeitsmarkt zur Erzie-
lung eines Einkommens eingesetzt werden können. In Abbildung 73 sind die Austrittsraten 
für die Ausprägungen der Merkmale Bildung, Migrationshintergrund, Gesundheitszustand, 
Erwerbsstatus, Langzeitbezug und Haushaltstyp dargestellt. 

                                                 
41 Dieser berücksichtigt neben den zur Verfügung stehenden Ressourcen auch die Wohnsituation und die Teilha-
be am Arbeitsmarkt. 
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Abbildung 73: Risikofaktoren und Schutzmechanismen für Aufstiege aus ALG-II- Be-
zug   
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Die Wirkungen der individuellen Eigenschaften auf die Aufstiegsdynamik entfalten sich vor 
allem vermittelt über die (Wieder-) Einstiegchancen in Erwerbstätigkeit, das erzielte Er-
werbseinkommen sowie die Haushaltskonstellation. Die individuelle Bildung gilt als zentrale 
Ressource für die soziale Platzierung (Geißler 2011: 280ff.). Mit steigendem Bildungsniveau 
ist für beide Geschlechter ein insgesamt deutlicher Anstieg der Austrittsrate erkennbar. Be-
sonders schlechte Aufstiegschancen haben Frauen und – noch deutlicher – Männer, die keinen 
allgemeinbildenden (8% bzw. 3%) oder keinen beruflichen Abschluss (17% bzw. 10%) er-
worben haben. Hohe Austrittsraten weisen Männer mit berufsbildendem Abschluss (22%) 
oder Frauen mit (Fach-) Hochschulabschluss auf (27%). Auch dem Zuwanderungsstatus 
kommt eine Bedeutung zu. Für Personen mit direktem Migrationshintergrund (15% bzw. 
13%) und Frauen mit indirektem Migrationshintergrund (12%) lässt sich eine leicht geringere 
Austrittsrate feststellen. Die vergleichsweise geringeren Aufstiegschancen ergeben sich durch 
kumulierte Risikofaktoren. Zu diesen Faktoren zählen die niedrigen Schul- und Berufsab-
schlüsse, kinderreiche Haushalte und geringere Chancen auf dem deutschen Arbeitsmarkt 
(Geißler 2011: 245ff.). Für die Aufwärtsmobilität ist zudem der individuelle Gesundheitszu-
stand von besonderer Bedeutung. Der Zusammenhang zwischen schlechter Gesundheit und 
geringer Austrittsrate ist deutlich zu erkennen (11% bzw. 8%). Dieser lässt sich aus den 
schlechteren Einstiegschancen in Erwerbstätigkeit für Personen mit gesundheitlichen Ein-
schränkungen ableiten (Gangl 1998). Für Personen mit ALG-II-Langzeitbezug ist eine deut-
lich geringere Austrittsrate (13% bzw. 12%) als für kurzzeitige Bezieher zu erkennen. Und 
auch zwischen den Haushalttypen unterscheiden sich die Abgangsraten. Gegenüber Paarhaus-
halten weisen Alleinstehende (13% bzw. 14%) und alleinerziehende Frauen (12%) eine gerin-
gere Aufwärtsmobilität auf. Diese Unterschiede lassen sich vor allem durch die Erwerbsmög-
lichkeiten erklären. Die Erwerbsmöglichkeit von Personen hängen sehr wesentlich davon ab, 
ob ein Partner im Haushalt lebt, ob Kinder zu versorgen sind und wie Erwerbs- und Familien-
arbeit auf die im Haushalt lebenden Erwerbsfähigen verteilt wird. Der Einfluss der Haushalts-
konstellation auf Arbeitsmarktübergänge wird in zahlreichen Studien kontrolliert (z.B. 
Gebauer und Vobruba 2003, Wilde 2003). Die Besonderheit von Haushalten mit nur einem 
erwachsenen Mitglied ist, dass in diesen Haushalten nur ein Erwerbseinkommen erzielt wer-
den kann. Dies stellt eine besonders problematische Situation für Alleinerziehende dar, weil 
die Aufgaben der Erziehung, Betreuung und Versorgung der Kinder durch nur eine Person 
geleistet werden müssen. Es stellt sich hier also das Problem eines vergrößerten Einkom-
mensbedarfs bei gleichzeitiger Restriktion beim Arbeitsangebot aufgrund der Notwendigkeit 
der Kinderbetreuung. Alleinerziehenden-Haushalte stellen daher eine besondere Risikogruppe 
dar, bei der die geringe Einkommensmobilität das Risiko langdauernder Armutsphasen stei-
gert. Bei den Alleinerziehenden lohnt sich ein Blick auf Unterschiede nach Wohnregionen 
(Ergebnisse nicht dargestellt). Während in Westdeutschland die Austrittsrate der alleinerzie-
henden Frauen bei 10% liegt, beträgt sie bei den alleinerziehenden Frauen in Ostdeutschland 
16%. In Paarhaushalten leben meist mindestens zwei erwerbsfähige Personen. Dieser Haus-
haltstyp weist aufgrund der weiteren potentiellen Erwerbseinkommen eine hohe Einkom-
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mensmobilität und entsprechend gute Aufstiegschancen auf. Für Paare lässt sich kein negati-
ver Effekt von Kindern im Haushalt feststellen. Dabei sind wieder die Eintrittschancen in den 
Arbeitsmarkt zu berücksichtigen. So liegt der Altersdurchschnitt der Erwerbspersonen in 
Paarhaushalten ohne Kinder über dem der Erwerbspersonen mit Kindern. Betrachtet man nur 
Paarhaushalte, deren Erwerbspersonen zwischen 30 und 49 Jahre alt sind, so liegt die Aus-
trittsrate der Paare ohne Kinder mit 25% über der der Paare mit Kindern mit 21%. Betrachtet 
man hier Haushalte mit Kindern getrennt nach Wohnregionen, zeigt sich ebenfalls eine höhere 
Austrittsrate in den neuen Bundesländern (24%) im Vergleich zu den alten Bundesländern 
(19%). 

Insgesamt zeigt sich damit für all diese Merkmale, dass diejenigen Gruppen, die im 
Querschnitt ein höheres Risiko aufweisen, auf Leistungen der Grundsicherung angewiesen zu 
sein (geringe Qualifizierte, Migranten der ersten Generation, Alleinerziehende, Singles, Per-
sonen mit schlechtem Gesundheitszustand), auch eine geringere Aufwärtsmobilität aufwei-
sen42.  

Diese Ergebnisse decken sich mit den Erkenntnissen des aktuellen Forschungstandes. 
Ein erhöhtes Risiko der Verfestigung des Grundsicherungsbezugs haben Personen mit fehlen-
den schulischen und beruflichen Qualifikationen (Schels 2009, Achatz und Trappmann 2011). 
Nichtdeutsche verbleiben insgesamt geringfügig länger im Grundsicherungsbezug (Buhr et al. 
2010). Dietz, Müller und Trappmann (2009) weisen auf gesundheitliche Probleme als Hin-
dernisse der Aufnahme einer Erwerbstätigkeit, welche einen Aufstieg aus dem Leistungsbe-
zug ermöglichen könnte, hin. Diese wirken, besonders in Kombination mit einem hohen Le-
bensalter, negativ auf die Aufstiegschancen (Achatz und Trappmann 2011). Es stellt vor allem 
für Alleinerziehende eine große Herausforderung dar, einer erwerbsdeckenden Erwerbstätig-
keit nachzugehen (BA 2010). Dies ist auch an der hohen ALG-II-Quote von Alleinerziehen-
den-Haushalten erkennbar. Dabei handelt es sich größtenteils um Frauen ohne Partner, bei 
denen die Kindern ein Hindernis bei der Erwerbsaufnahme darstellen können. So zeigt auch 
Lietzmann (2009), dass Alleinerziehende im Durchschnitt doppelt so lange auf Leistungen der 
Mindestsicherung angewiesen sind als Paare mit Kindern. Gelingt es in einer frühen Phase 
des Leistungsbezugs nicht, die Kinderbetreuung sicherzustellen, verfestigt sich häufig der 
ALG-II-Bezug. Und auch bei der Verbesserung der Einkommenssituation werden für die 
Merkmale Alter, Bildung und Erwerbstätigkeit vergleichbare Ergebnisse festgestellt (vgl. 
Klein und Zimmermann 1991, Kortmann 2000, Biewen 2003). Zusätzlich wird hier die Be-
deutung sozialer Netzwerke für Einkommensaufstiege genannt (Andreß und Krüger 2006: 
111ff.).  

                                                 
42 Dies muss nicht zwangsläufig der Fall sein. Personengruppen können auch ein niedriges Grundsicherungsrisi-
ko haben und trotzdem eine niedrige Aufwärtsmobilität aufweisen. Und umgekehrt können Personengruppen ein 
hohes Grundsicherungsrisiko besitzen, aber auch über eine hohe Aufwärtsmobilität verfügen. Als Beispiel hier-
für können jüngere bzw. ältere Erwachsene dienen. Bei älteren Personen sollte ein Abstieg in den Leistungsbe-
zug seltener eintreten. Falls ein Abstieg jedoch eintritt, ist mit einer geringen Aufwärtsmobilität zu rechnen. Bei 
jüngeren Personen ist hingegen mit einem höheren Grundsicherungsrisiko zu rechnen. Allerdings weisen jüngere 
Personen auch eine hohe Aufwärtsmobilität auf. 
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Vergleicht man diese Ergebnisse mit den subjektiven Einschätzungen der erwarteten Auf-
stiegschancen aus dem Arbeitspaket 2, so zeigt sich, dass die Personen mit ihren Einschät-
zungen über die Einflussfaktoren teilweise richtig liegen. So bestätigt sich der erwartete Ein-
fluss von Bildung und Alter. Allerdings sind es in der ALG-II-Population besonders Erwerbs-
tätige die hohe Austrittsraten auf. Da innerhalb der ALG-II-Population nur eine geringe Vari-
anz des Einkommens vorliegt, kann hier nicht geklärt werden, in wie fern ein höheres Ein-
kommen die Aufstiegschancen mindert. 
 

6.2.4  Ereignisse 

Zusätzlich zur ressourcenbezogenen Sichtweise, welche die Aufstiegschancen nach bestimm-
ten individuellen und haushaltsbezogenen Merkmalen unterscheidet, erfolgt eine Betrachtung 
von Ereignissen im Lebensverlauf, die die Aufwärtsmobilität beeinflussen können. Hauptur-
sachen von Dynamik im Leistungsbezug sind Änderungen der Erwerbskarrieren einzelnen 
Haushaltsmitglieder und Änderungen des haushaltsspezifischen Bedarfs infolge demographi-
scher oder sozialer Prozesse. Die Determinanten können in drei Kategorien unterteilt werden. 
Erstens in die Aufnahme bzw. Verbesserung einer Erwerbstätigkeit, zweitens in Veränderun-
gen der Haushaltskonstellation durch Zu- und Auszüge und drittens in die Aufnahme weiterer 
Einkommensquellen. Zusätzlich werden Veränderungen in der regionalen Arbeitsmarktlage 
betrachtet. 
 
Erwerbstätigkeit 
Die Partizipation am Arbeitsmarkt stellt die zentrale Einflussmöglichkeit zur Erzielung mate-
rieller Wohlfahrt dar. Die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit bzw. eine verbesserte Entlohnung 
ist somit ein entscheidendes Ereignis beim Verlassen des Grundsicherungsbezuges. Hierzu 
zählen Neueinstige in Erwerbstätigkeit mit einem Bruttoerwerbseinkommen von mindestens 
800 Euro und Veränderungen des Bruttoerwerbseinkommens über 800 Euro mit einem An-
stieg von mehr als 10%. Diese Grenze kann durch unterschiedliche Verhältnisse von Umfang 
der Arbeitszeit und Entlohnung erreicht werden. Neben der eigenen Erwerbsaufnahme kann 
in Paarhaushalten auch die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit durch den Partner die Aufstiegs-
chancen verbessern. 

Betrachtet man zunächst für die ALG-Population getrennt nach dem Alter, wer in Er-
werbstätigkeit übergeht, stellt sich folgendes Bild dar (Ergebnis nicht dargestellt). In der Al-
tersgruppe der 30 bis 49-Jährigen berichten 12% (10% der Frauen und 15% der Männer) eine 
Erwerbsaufnahme (oder Erweiterung). Bei den 50 bis 64-Jährigen weisen nur 5% einen Er-
werbseintritt auf. Frauen haben in dieser Altersgruppe eine höhere Eintrittsrate in Erwerbstä-
tigkeit als Männer (6% bei Frauen und 4% bei Männern). Dabei handelt es sich vorrangig um 
Neuaufnahmen einer Erwerbstätigkeit (9% bei den 30 bis 49-Jährigen und 4% bei den 50 bis 
64-Jährigen). Nach Koller und Rudolph (2011) handelt es sich dabei allerdings häufig um 
instabile Beschäftigungsverhältnisse, die in knapp der Hälfte der Fälle nicht länger als ein 
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halbes Jahr dauern. Von den uns berichtetet Neubeschäftigungen ist knapp die Hälfte befriste-
tet. Auffällig hoch ist der Anteil bei den Frauen in der Altersgruppe der 50 bis 65 Jährigen 
(2%). Die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit durch einen Partner berichten in der Altersgruppe 
der 30 bis 49-Jährigen 3% (5% der Frauen bzw. 2% der Männer; 9% der Personen in Haus-
halten mit Partner: 15% bzw. 5%) und in der Altersgruppe der 50 bis 64-Jährigen 2% (1% der 
Frauen bzw. 2% der Männer; 4% der Personen in Haushalten mit Partner: 3% bzw. 5%). Zu-
nächst werden in Abbildung 74 die Erwerbseintritte getrennt nach Haushaltstypen betrachtet. 
Dafür wird nur die Altersgruppe der 30 bis 49-Jährigen herangezogen, da das durchschnittli-
che Alter in den verschiedenen Haushaltstypen von einander abweicht und Erwerbseintritte 
stark vom Alter abhängen. Die linke vertikale Referenzlinie stellt die durchschnittliche Ein-
trittsrate für Frauen dar (10%), die rechte die für Männer (15%). 
 

 
Abbildung 74: Anteil Erwerbseintritte nach Haushaltstypen im ALG-II-Bezug 
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Frauen haben die höchsten Übergangsraten, wenn sie sich in einer Partnerschaft befinden. 
Wenn zudem keine Kinder im Haushalt leben, liegen die Eintrittsraten in Erwerbstätigkeit bei 
14%. Männer weisen bei diesem Haushaltstyp einen Wert von 33% auf. Geringere Über-
gangsraten findet man bei Frauen in Haushalten mit kleinen Kindern. Bei Alleinerziehenden 
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mit Kindern unter 3 Jahren liegt die Eintrittsrate bei 5%. Die Raten unterscheiden sich jedoch 
sehr stark nach der Wohnregion (Ergebnisse nicht dargestellt). Während in den neuen Bun-
desländern 16% der Alleinerziehenden in eine Erwerbstätigkeit wechseln, sind es in den alten 
Bundesländern nur 6%. 

Selbst bei Frauen im mittleren Lebensalter kommt die Aufgabe einer Aufnahme von 
Erwerbstätigkeit stärker dem Partner zu (Ergebnisse nicht dargestellt). Erwerbsaufnahmen 
durch den Partner treten bei den 30 bis 49-Jährigen häufiger bei Frauen als bei Männern auf 
(15% zu 5%, wenn man die nur die Haushalte mit Partner berücksichtigt). Dabei kommt bei 
Frauen die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit durch den Partner auch in Haushalten ohne Kin-
der häufig vor. Es zeigen sich keine Unterschiede zwischen Frauen in Haushalten mit Kindern 
und in Haushalten ohne Kinder (jeweils 15%). 
Neben dem Anteil der Erwerbsaufnahmen interessieren vor allem die Aufstiege, die mit der 
Erwerbsaufnahme in Zusammenhang stehen. Abbildung 75 zeigt die Austrittsraten aus dem 
ALG-II-Bezug bei dauerhaft Erwerbstätigen, bei Personen mit Erwerbsaufnahme bzw. Ver-
besserung der Entlohnung, bei dauerhaft Arbeitslosen, bei Nichterwerbspersonen oder bei 
Personen, deren Partner in Beschäftigung gekommen ist. 
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Abbildung 75: Aufstiege aus ALG II durch Erwerbstätigkeit 
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Es wird deutlich, dass die Aufnahme (oder Erweiterung) einer Erwerbstätigkeit für den Aus-
tritt aus dem ALG-II-Bezug von hoher Bedeutung ist. Besonders positiv wirkt diese bei Män-
nern, die im Falle einer Erwerbsaufnahme eine Austrittsrate von 81% gegenüber Frauen mit 
58% aufweisen. Aber auch Personen, die dauerhaft in Erwerbstätigkeit sind (Aufstocker zum 
ersten Messzeitpunkt, die ihre Erwerbstätigkeit beibehalten), weisen mit 25% bei den Frauen 
und 29% bei den Männern überdurchschnittliche Austrittsraten auf. Der Verbleib in Arbeits-
losigkeit hingegen ist mit sehr geringen Austrittsraten von 4% bei Frauen und 5% bei Män-
nern verbunden. Bei den Nichterwerbspersonen weisen Frauen mit 33% überdurchschnittliche 
Austrittsraten auf, während Männer mit 10% unterhalb der durchschnittlichen Austrittsrate 
liegen. Die hohen Austrittsraten bei Frauen können auch durch die Erwerbsaufnahme des 
Partners erklärt werden. Von der Aufnahme einer Beschäftigung durch den Partner profitieren 
Frauen deutlich stärker als Männer: Hier zeigt sich ein spiegelbildliches Ergebnis im Ver-
gleich zur eigenen Erwerbsaufnahme. Frauen verlassen zu 79% den Bezug, wenn der Partner 
eine Erwerbstätigkeit aufnimmt, Männer nur zu 56%. Es stellt sich hier die Frage, wie nach-
haltig diese Aufstiege aus der Hilfebedürftigkeit sind. Nach Graf und Rudolph mussten 40% 
der Bedarfsgemeinschaften, die einen Aufstieg realisieren konnten, innerhalb eines Jahres 
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erneut Hilfe in Anspruch nehmen. Dies gilt hier besonders für instabile, kurzfristige Beschäf-
tigungen. Bruckmeier, Graf und Rudolph (2010) zeigen, dass die von Leistungsempfängern 
aufgenommen Beschäftigungen oft instabil sind. Bei Beendigung des Beschäftigungsverhält-
nisses ist in vielen Fällen eine erneute Hilfebedürftigkeit zu erwarten. 

Zu den wichtigsten Einflüssen, die Aufstiege aus dem Einkommensrisikobereich för-
dern, zählen die eigene Aufnahme oder Ausweitung einer Erwerbstätigkeit und die Aufnahme 
oder Ausweitung einer Erwerbstätigkeit durch weitere Haushaltsmitglieder (vgl. auch Hauser 
und Berntsen 1992, Andreß 1996, Kortmann 2000, Oxley et al. 2000, Andreß und Krüger 
2006, Valletta 2006). 

 
Haushaltskonstellation 
Auch Ereignisse im Haushalt können Einfluss auf Aufstiege aus dem ALG-II-Bezug nehmen. 
Hierbei können insbesondere Veränderungen in der Haushaltskonstellation durch demogra-
phische Ereignisse Aufstiege aus dem Leistungsbezug positiv oder negativ beeinflussen. So 
kann ein Partner den Haushalt aus verschiedenen Gründen verlassen (Trennung, Scheidung, 
Tod) oder ein neuer Partner zum Haushalt dazu kommen (Zusammenzug oder Heirat). Inner-
halb der ALG-II-Population berichten 2% (Männer und Frauen gleichermaßen) den Einzug 
eines neuen Partners, den Auszug eines Partners berichten hingegen 1% der Frauen und weni-
ger als 1% der Männer (Ergebnis nicht dargestellt) 43. Durch Geburten sowie durch den Aus-
zug von Kindern aus dem Haushalt können sich ebenfalls die Bedarfe des Haushalts, aber 
auch die Erwerbsmöglichkeiten, verändern. Die Geburt eines Kindes berichtet 5% bei der 
Gruppe der 30-49-Jährigen. Den Auszug eines Kindes berichten 3% der Frauen und 1% der 
Männer zwischen 30 und 64 Jahren im ALG-II-Bezug. Veränderungen durch Ereignisse auf 
Haushaltsebene besitzen verstärkt das Potenzial, die Hilfebedürftigkeit gravierend und dauer-
haft zu beeinflussen. Abbildung 76 zeigt den Zusammenhang zwischen diesen Ereignissen 
und den jeweiligen Austrittsraten. Der Auszug eines Partners wird aufgrund geringer Fallzah-
len nicht dargestellt. 

                                                 
43 Analysen von Gramlich et al. (2011) weisen darauf hin, dass ein leicht positiver Zusammenhang zwischen 
Haushaltsveränderungen und Austritten aus dem Panel besteht. Somit könnten diese Anteile unterschätzt sein.  
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Abbildung 76: Anteil Aufstiege aus ALG II durch Veränderungen der Haushaltskonstel-
lation 

 Auszug eines Kindes
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Hier wird der positive Effekt einer Partnerschaft für Aufstiege aus dem Leistungsbezug deut-
lich. Personen mit einem Partner weisen mit 22% bei den Frauen und 21% bei den Männern 
eine höhere Austrittsrate aus dem ALG-II-Bezug auf, als Personen ohne Partner (11% der 
Frauen und 14% der Männer). Diese positive Wirkung ist auf die Möglichkeit zurückzufüh-
ren, dass in den meisten Fällen mindestens zwei Personen ein Erwerbseinkommen am Ar-
beitsmarkt erzielen können. Beim Zuzug eines neuen Partners in den Haushalt lässt sich bei 
den Frauen eine Erhöhung der Austrittsrate feststellen. Diese beträgt hier 49%, während 
Männer mit einer neuen Partnerin einen unterdurchschnittlichen Wert von 14% aufweisen. 
Dies lässt die Vermutung zu, dass vor allem Männer Erwerbseinkommen in neue Partner-
schaften einbringen. Es ist die aufstiegshemmende Wirkung der Geburt eines Kindes erkenn-
bar. Junge Eltern weisen mit 4% (5% bei den Männern und 4% bei den Frauen) eine sehr ge-
ringe Austrittsrate auf. Diese resultiert zum einen durch einen Anstieg des Bedarfs im Haus-
halt und zum anderen durch die Einschränkungen in der Erwerbsmöglichkeit. Personen, die 
den Auszug eines Kindes berichten haben, weisen eine fast durchschnittliche Austrittsrate auf 
(15% bzw. 16%). 
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Diese Ergebnisse decken sich mit der Literatur zum Ressourcenansatz. Auch hier werden die 
höhere Aufwärtsmobilität von Paarhaushalten, der bei Frauen positive Effekt eines neuen 
Partners und die aufstiegshemmende Wirkung der Geburt eines Kindes beschrieben. Aller-
dings zeigt sich auch ein positiver Effekt bei Auszug eines Kindes aus dem Haushalt, bei 
Aufnahme einer Partnerschaft bei Frauen und bei Beendigung einer Partnerschaft bei Män-
nern (vgl. Klein und Zimmermann 1991, Andreß 1996, Oxley et al. 2000, Fourage und Layte 
2005, Valletta 2006). 

 
Zusätzliche Einnahmequellen 
Neben der Aufnahme einer Beschäftigung mit einem Erwerbseinkommen von mindestens 800 
Euro und den Veränderungen der Haushaltskonstellation können zusätzliche Einnahmequel-
len einen Einfluss auf die Austrittsrate haben. Besonders bei Personen im ALG II sind Be-
schäftigungen mit einer Entlohnung von unter 800 Euro häufig zu finden. Dabei kann es sich 
um die Aufnahme von Mini- oder Midi-Jobs handeln (bis 800 €) bzw. um die Erhöhung der 
Einkünfte aus solchen Beschäftigungsverhältnissen gegenüber dem Vorjahr44. Die Aufnahme 
einer solchen Beschäftigung kann zudem auch durch den Partner erfolgen. Die eigene Auf-
nahme einer Beschäftigung mit weniger als 800 Euro oder die Aufnahme durch einen Partner 
berichten 4% (4% in der Altersgruppe der 30 bis 49-Jährigen und 5% in der Altersgruppe der 
50 bis 64-Jährigen; Ergebnisse nicht dargestellt). Es zeigt sich, dass die Aufnahme dieser Tä-
tigkeiten nicht mit überdurchschnittlichen Austrittsraten in Zusammenhang steht. Die Auf-
nahme einer Beschäftigung mit einem Bruttoerwerbseinkommen unter 800 Euro durch eine 
Person im Haushalt weist keinen eindeutig positiven Effekt auf. 

Arbeitslosigkeit zählt zu den zentralen Merkmalen der Arbeitsmarktpartizipation in 
den Jahren vor dem Ruhestand (Böttcher 2005). Daher spielt auch die Aufnahme von Renten-
zahlungen vor allem für die Personen im höheren Lebensalter eine Rolle. 6% der Frauen bzw. 
7% der Männer ab 50 Jahren nehmen Rentenzahlungen auf (Ergebnis nicht dargestellt). Ab-
bildung 78 gibt die Austrittsraten aus dem ALG-II-Bezug bei Rentenaufnahme an. 
 

                                                 
44 Bei den Einkünften unter 800 Euro handelt es sich in den meisten Fällen um einen Betrag von mehr als 200 
Euro. Das Medianeinkommen dieser Tätigkeiten liegt bei 550 Euro. 
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Abbildung 78: Anteil Aufstiege aus ALG II durch zusätzliche Einnahmequellen 
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 keine Rentenzahlungen
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Es ist zu erkennen, dass die Aufnahme von Rentenzahlungen zu höheren Austrittsraten führt. 
Dies ist vor allem für Frauen (71%) zu erkennen. Dabei könnte es sich um Frauen handeln, 
deren Partner sich bereits im Rentenalter befindet und denen die zusätzliche Einnahmequelle 
nun einen Aufstieg ermöglicht. Männer weisen eine geringere, jedoch immer noch überdurch-
schnittliche Austrittsrate bei Aufnahme von Rentenzahlungen (34%) auf. Bei den Rentenzah-
lungen kann es sich um Altersrenten der gesetzlichen Rentenversicherung bzw. Beamtenpen-
sionen, Witwen- oder Erziehungsrenten, Erwerbsminderungsrenten oder um private Renten 
bzw. Betriebsrenten handeln. Bei den meisten Aufstiegen, bei denen Rentenzahlungen neu 
aufgenommen wurden, handelt es sich um Zahlungen der gesetzlichen Rentenversicherung 
bzw. Beamtenpensionen. Auch Erwerbsminderungsrenten treten relativ häufig auf.  

Einkommensveränderungen beim Übergang in den Ruhestand fallen unterschiedlich 
aus und hängen sehr stark von der Erwerbssituation der vorherige Jahre ab. So können Perso-
nen aus einem Normalarbeitsverhältnis eine weiterhin hohe Einkommensposition mit nur ge-
ringen Einbußen erzielen. Das Einkommen von Nichterwerbstätigen und Arbeitslose hinge-
gen verbleibt auf einem niedrigen Niveau und kann auch meist nicht durch den Haushaltskon-
text verbessert werden. Daher sind Aufstiege aus dem Einkommensrisikobereich durch Ren-
tenaufnahme nur selten zu erwarten (vgl. Zähle et al. 2009, Motel-Klingebiel und Engstler 
2008). Die steigende Bedeutung privater Rentenversicherungen wirkt sich nur mäßig auf die 
Aufstiege aus dem Niedrigeinkommensbereich aus, da diese in den letzten Jahren vorrangig 
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bei hohen Einkommenspositionen zugenommen habe. Bei Personen in niedrigen Einkom-
menspositionen spielen sie eine untergeordnete Rolle. Der Anteil gesetzlicher Rentenversi-
cherungen ist in dieser Einkommensgruppe relativ stabil geblieben (Goebel und Grabka 
2011). 

 
Regionale Arbeitsmarktlage 
Die Chance sozialer Aufstiege ist auch von Makrogrößen wie der regionalen Arbeitsmarktla-
ge abhängig. Diese hat einen Arbeitsmarkteffekt und betrifft alle Personen (Buhr 1995: 
149ff.). Für bestimmte Regionen Deutschlands zeigen sich überdurchschnittliche hohe Ar-
beitslosenquoten, wobei die regionale Arbeitsmarktlage für Aufstiege aus dem Leistungsbe-
zug von entscheidender Bedeutung ist. Hohe regionale Arbeitslosigkeit geht mit hohen Antei-
len von Langzeitbeziehern einher. Hiervon sind vor allem die neuen Bundesländer betroffen 
(Möller et al. 2009). Für die ereignisbezogene Perspektive werden Veränderungen in der regi-
onalen Arbeitslosenquote betrachtet. Wenn die regionale Arbeitslosenquote im Vergleich zur 
Gesamtentwicklung positiv ist, wird hier von einer Verringerung der regionalen Arbeitslosen-
quote gesprochen, wenn sie hingegen negativ ist, wird hier von einer Erhöhung gesprochen. 
 
Abbildung 79: Anteil Aufstiege aus ALG II durch Veränderung der regionalen Arbeits-
losenquote 

 Erhöhung der Arbeitslosenquote

 Verringerung der Arbeitslosenquote

 niedrige regionale Arbeitslosenquote

 hohe regionale Arbeitslosenquote
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Es ist eine leichte Tendenz zu erkennen, dass eine niedrige regionale Arbeitslosenquote und 
eine positive Entwicklung mit einer stärkeren Aufwärtsmobilität einhergehen, während eine 
hohe regionale Arbeitslosenquote und eine negative Entwicklung die Aufwärtsmobilität an-
scheinend hemmen. Diese Unterschiede sind jedoch statistisch nicht signifikant. 
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6.2.5. Anteil der Ereignisse an Aufstiegen 

Im letzten Abschnitt haben wir uns mit den Austrittsraten bei Eintritt bestimmter Ereignisse 
beschäftigt. Ob ein Ereignis jedoch für die Gesamtzahl der Aufstieg aus dem Leistungsbezug 
von Bedeutung ist, ist auch davon abhängig, wie oft ein solches Ereignis in der Leistungsemp-
fängerpopulation insgesamt auftritt. Daher ist in Abbildung 80 für die Altersgruppen 30 bis 49 
Jahre und 50 bis 64 Jahre getrennt dargestellt, wie hoch der Anteil der Aufstiege ist, die mit 
einem bestimmten Ereignis in Zusammenhang stehen. 

 
Abbildung 80: Anteil der Ereignisse an Aufstiegen aus dem ALG-II-Bezug 
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Hier wird die hohe Bedeutung der Erwerbstätigkeit für das Verlassen des ALG-II-Bezuges 
deutlich. Während Männer den Aufstieg stärker über die eigene Erwerbsaufnahme realisieren 
(34% bei den Frauen gegenüber 59% bei den Männern bei den 30 bis 49-Jährigen und 23% 
bei den Frauen gegenüber 30% bei den Männern bei den 50 bis 64-Jährigen), ist bei Frauen 
zwischen 30 und 49 Jahren auch die Erwerbsaufnahme des Partners ein relevanter Aufstiegs-
weg (25% bei den Frauen, 5% bei den Männern). Der Bezug neuer Rentenzahlungen spielt für 
die 50 bis 64-Jährigen ebenfalls eine bedeutsame Rolle (29% bei den Frauen, 23% bei den 
Männern). Bei allen vier Gruppen (Geschlecht und Alter) stehen über die Hälfte der Aufstiege 
mit mindestens einem der Ereignisse in Zusammenhang. 
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6.2.6. Risikofaktoren und Schutzmechanismen bei Aufnahme von Beschäftigung 
Wie zu sehen ist, stellt die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit den zentralen Schlüssel zum Ver-
lassen des ALG-II-Bezugs dar. Doch nicht allen Personen, die eine Erwerbstätigkeit aufneh-
men, gelingt damit der Sprung aus der Hilfebedürftigkeit. Ob die Aufnahme einer Erwerbstä-
tigkeit für das Verlassen des Grundsicherungsbezugs ausreicht, hängt wiederum von Merkma-
len der Personen, insbesondere von ihren Haushaltskontexten ab.  
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Abbildung 81: Risikofaktoren und Schutzmechanismen für Aufstiege aus ALG-II-Bezug 
bei Aufnahme einer Erwerbstätigkeit 
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Abbildung 81 zeigt dies für die Faktoren Bildungsniveau, Migrationshintergrund, Gesundheit, 
Langzeitbezug, Region und Haushaltstyp. Die linke vertikale Linie gibt die durchschnittliche 
Austrittsrate bei Erwerbsaufnahme für Frauen (58%) an, die rechte bei Männern (81%). Bei 
Erwerbsaufnahme haben vor allem Alleinstehenden-Haushalte aufgrund des geringeren Be-
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darfs höhere Austrittsraten (Frauen 90%, Männer 96%). Unterdurchschnittliche Austrittsraten 
bei Aufnahme einer Erwerbstätigkeit weisen Personen in Paarhaushalten mit Kindern (54%) 
auf. Dies kann auf den hohen Bedarf in diesem Haushaltstypen zurückgeführt werden. Insbe-
sondere bei Frauen, die eine Erwerbstätigkeit aufnehmen, spielen aber auch individuelle Res-
sourcen eine Rolle: Frauen ohne Berufsabschluss weisen selbst bei Aufnahme einer Erwerbs-
tätigkeit mit 29% eine geringe Austrittsrate auf. Aber auch bei Männern stellt dies ein 
Hemmnis für Aufstiege trotz Erwerbsaufnahme dar. Und auch Frauen mit Migrationshin-
tergrund liegen mit einem Wert von 43% unter dem Durchschnitt. Niedrige Austrittsraten 
trotz Erwerbsaufnahme sind ebenfalls für Frauen in Westdeutschland erkennbar (46%). Im 
Armutsrisikobereich nach dem Ressourcenansatz befinden sich trotz Erwerbstätigkeit vor 
allem niedrig Qualifizierte und Personen in kinderreichen Haushalten (Lohmann und Andreß 
2011). 

6.2.7. Gelingensbedingungen 

Bisher haben wir vor allem die Wirkung von persönlichen Ressourcen betrachtet, die allen-
falls langfristig erworben werden können. In diesem Abschnitt wird ein Blick auf die Perso-
nengruppen geworfen, die trotz vermeintlich schlechter Aufstiegschancen Aufstiege realisie-
ren konnten. Dazu zählen Alleinerziehende, Personen mit niedrigem Bildungsniveau, Perso-
nen mit direktem Migrationshintergrund, Personen mit schlechter Gesundheit oder Personen 
im ALG-II-Langzeitbezug. Ziel dieses Abschnitts ist es herauszufinden, ob die Vernetzung im 
sozialen Nahraum, Einstellungen oder Verhalten den Erfolg trotz schlechter Ausgangsposition 
erklären können. 

Die Vernetzung im sozialen Nahraum messen wir über die Größe von Freundschafts-
netzwerken und die Mitgliedschaft in Organisationen. Die Einstellungen, die wir berücksich-
tigen, sind die selbst berichtete intrinsische und extrinsische Arbeitsmotivation, das Ge-
schlechterrollenverständnis und die Selbstwirksamkeitserwartung, d.h. das Ausmaß, in dem 
eine Person glaubt, ihr Schicksal eher sich selbst als äußeren Umständen zuzuschreiben. Die 
Skalen, mit denen diese Einstellungen gemessen werden, finden sich im Anhang in der Vari-
ablenübersicht. 

Konkret untersuchen wir die Wirkung von sozialen Netzwerken, Mitgliedschaften in 
Organisationen, der selbst berichteten intrinsischen und extrinsischen Arbeitsmotivation und 
Geschlechterrollen (nur für Frauen) bei den oben genannten Risikogruppen. Abbildung 82 
zeigt dies für die Personengruppen mit Risikofaktoren und die gesamte ALG-II-Population.  
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Abbildung 82: Gelingensbedingungen bei ALG-II-Bezug 
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In der gesamten Population stehen hohe Austrittsraten vor allem mit einer Mitgliedschaft in 
Organisationen, einer hohen Selbstwirksamkeit, einem modernen Rollenbild und einer hohen 
Bildung in Zusammenhang. Viele Freunde sind bei Personen mit schlechtem Gesundheitszu-
stand und niedriger Bildung für eine Steigerung der Aufwärtsmobilität tendenziell eher för-
derlich. Die Ergebnisse sind jedoch statistisch nicht signifikant. Mitgliedschaften in Organisa-
tionen sind für Personen mit schlechtem Gesundheitszustand, Langezeitbezieher und Perso-
nen mit niedriger Bildung aufstiegsbegünstigend. Hohe Austrittsraten bei Personen mit hoher 
Selbstwirksamkeit finden wir bei Alleinerziehenden, Personen mit schlechter Gesundheit und 
Personen mit niedriger Bildung. Ein modernes Rollenbild geht bei Alleinerziehenden und 
Personen mit direktem Migrationshintergrund mit deutlich erhöhten Austrittsraten einher. 
Angesichts geringer Fallzahlen sind jedoch auch diese Befunde statistisch nicht signifikant. 
Für die Arbeitsmotivation lassen sich keine positiven Zusammenhänge finden. Eine hohe Bil-
dung wirkt sich bei allen Risikogruppen tendenziell positiv auf die Aufwärtsmobilität aus. 

6.2.8. Die Effekte von Interventionen und Instrumenten der aktiven Arbeitsmarktpoli-
tik 

Die Wirkung von Interventionen und Instrumenten der aktiven Arbeitsmarktpolitik kann mit 
den vorliegenden Daten leider nicht vorgenommen werden. Diese Fragestellung wird jedoch  
insbesondere am IAB umfassend erforscht. Daher erfolgt an dieser Stelle ein kleiner Über-
blick über bisherige Forschungsergebnisse. 

Für Personen im ALG-II-Leistungsbezug ist vor allem der Einfluss von Arbeitsmarkt-
instrumenten, die in eine Erwerbstätigkeit am ersten Arbeitsmarkt führen sollen, auf Abgänge 
aus dem Leistungsbezug gut untersucht. Die Teilnahme an arbeitsmarktpolitischen Maßnah-
men im SGB II wirkt sich überwiegend positiv auf die individuellen Arbeitsmarktchancen der 
Geförderten aus. Ein guter Überblick zu diesem Thema findet sich beispielsweise bei Koch et 
al. (2011). Zu den Instrumenten, die zu einer Verbesserung der individuellen Eingliederungs-
chancen beitragen sollen, gehören vermittlungsunterstützende Dienstleistungen durch Dritte, 
kurze Maßnahmen zur Eignungsfeststellung oder Qualifizierung wie auch längere Maßnah-
men der Fort- und Weiterbildung. Arbeitsmarktnahe Instrumente wie Eingliederungszuschüs-
se, betriebliche Trainingsmaßnahmen und die Gründungsförderung haben besonders positive 
Effekte auf die Beschäftigungschancen der Geförderten. Berufliche Weiterbildung und die 
nicht-betrieblichen Trainingsmaßnahmen erhöhen, wenn auch häufig erst mit Zeitverzöge-
rung, ebenfalls die Chancen auf eine reguläre Beschäftigung. Bei arbeitsmarktfernen Gruppen 
verbessern Beschäftigungsmaßnahmen die Eingliederungschancen. Für Personen, die dem 
Arbeitsmarkt näher stehen, können sie jedoch schädlich sein. 

6.2.9. Multivariate Modelle für Aufstiege aus dem ALG-II-Bezug 

Bis hierher wurden ausschließlich bivariate Zusammenhänge dargestellt, d.h. der Zusammen-
hang zwischen Aufstiegen und einzelnen Merkmalen oder Ereignissen wurde separat betrach-
tet. Durch diese Vorgehensweise erhält man zwar Aufschluss über benachteiligte Gruppen, 
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nicht jedoch über die Gründe für die Benachteiligung: So wäre es etwa denkbar, dass die 
schlechteren Aufstiegschancen von Migranten der ersten Generation auf deren durchschnitt-
lich geringere Bildung und Sprachdefizite zurückzuführen sind und sich dieser Effekt „unter 
Kontrolle“ dieser Merkmale abschwächt oder gar ganz verschwindet.  

Um detaillierte Aussagen über Mechanismen, die zu Aufstiegen aus dem ALG-II-
Bezug führen, machen zu können, werden getrennt nach Geschlecht jeweils drei multivariate 
Modelle gerechnet. Im ersten Modell wird die Aufnahme einer Beschäftigung untersucht. 
Dieses Ereignis führt am häufigsten zum Aufstieg aus dem ALG-II-Bezug. Die interessieren-
de Frage lautet hier, welche ALG-II-Bezieher den Übergang in Beschäftigung schaffen. Im 
zweiten Modell werden die Aufstiege aus dem ALG-II-Bezug untersucht. Zur Erklärung die-
nen Eigenschaften der Personen und ihrer Umgebung. In einem dritten Modell werden zusätz-
lich Ereignisse wie z.B. die Erwerbsaufnahme berücksichtigt. 

 
Aufnahme von Erwerbstätigkeit 
In dieser Analyse stellt die Aufnahme einer Tätigkeit mit einem Einkommen von mehr als 
800 Euro, oder die Steigerung eines Erwerbseinkommens von über 800 Euro um mehr als 
10% die dichotome abhängige Variable dar. In die Analyse gehen alle ALG-II-Empfänger 
zwischen 30 und 64 Jahren ein. Die Modelle werden getrennt für Männer und Frauen angege-
ben.  

In der Altersgruppe ab 50 Jahren weisen Frauen und Männer geringere Chancen für 
eine Erwerbsaufnahme auf. Im Vergleich zu den 30- bis 49-Jährigen haben Personen ab 50 
Jahren eine deutlich geringere Eintrittswahrscheinlichkeit (-5 bzw. -8 Prozentpunkte45). Für 
Personen mit Migrationshintergrund lassen sich im Vergleich zur autochthonen Bevölkerung 
keine schlechteren Zugangschancen zum Arbeitsmarkt erkennen. Bildung verbessert die Ein-
trittschancen in den Arbeitsmarkt erwartungsgemäß. Gegenüber Personen ohne Berufsab-
schluss weisen Frauen mit (Fach-)Hochschulabschluss unter sonst gleichen Bedingungen eine 
um 9 und Männer eine um 5 Prozentpunkte höhere Eintrittswahrscheinlichkeit auf. Ein 
schlechter Gesundheitszustand stellt einen Wettbewerbsnachteil auf dem Arbeitsmarkt dar 
und verringert die Wahrscheinlichkeit einer Erwerbsaufnahme um 3 bzw. 4 Prozentpunkte. 

                                                 
45 Der jeweils erste angegebene Wert gilt für Frauen, der zweite für Männer. 
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Tabelle 13: Multivariates Modell für Eintritte in Erwerbstätigkeit bei Personen im 
ALG-II-Bezug 

Koef. Koef.

Alter
30 bis unter 50 Jahre Ref. Ref.

50 bis unter 65 Jahre -0,046 *** -0,07 -0,02 -0,079 *** -0,1 -0,06

Migrationshintergrund
Kein M igratio nshintergrund Ref. Ref.

Selbst zugezo gen -0,033 -0,07 0 -0,01 -0,05 0,03

M ind. 1 Eltern- o der Gro ßelternteil zugezo gen -0,006 -0,04 0,03 0,001 -0,05 0,05

erste  Sprache
deutsch Ref. Ref.

nicht deutsch 0,001 -0,04 0,04 -0,028 -0,07 0,02

Höchster Bildungsabschluss
hö chstens allgemeinbildender A bschluss Ref. Ref.

berufsbildender A bschluss 0,012 -0,01 0,03 0,035 * 0,01 0,06

(Fach-) Ho chschulabschluss 0,09 *** 0,05 0,13 0,05 * 0,01 0,09

Gesundheitszustand
zufriedenstellend bis sehr gut Ref. Ref.

schlecht bis sehr schlecht -0,034 ** -0,05 -0,02 -0,04 *** -0,06 -0,02

ALG-II-Langze itbezug
nein Ref. Ref.

ja -0,04 *** -0,06 -0,02 -0,027 * -0,05 -0,01

Sozialhilfebezug vor 2005
nein Ref. Ref.

ja -0,008 -0,03 0,01 0,009 -0,01 0,03

Erw erbsstatus
Erwerbstätig Ref. Ref.

arbeits lo s/ A B M / Ein-Euro jo b -0,143 *** -0,18 -0,1 -0,138 *** -0,2 -0,08

Rentner/ Hausfrau/ Hausmann/ Elternzeit -0,165 *** -0,21 -0,12 -0,183 *** -0,24 -0,12

Haushaltstyp
A lleinstehend Ref. Ref.

A lleinerziehend mit jüngstem Kind unter 3 Jahren -0,017 -0,08 0,05

A lleinerziehend mit jüngstem Kind ab 3 Jahren 0,002 -0,03 0,03 -0,01 -0,08 0,07

M it P artner und o hne Kind -0,001 -0,03 0,03 0,037 * 0,01 0,06

M it P artner und  jüngstem Kind unter 3 Jahren -0,043 -0,11 0,03 0,121 * 0,03 0,21

M it P artner und  jüngstem Kind ab 3 Jahren 0 -0,04 0,04 0,048 + 0,01 0,09

Erw erbstätiger Partner im  HH
nein Ref. Ref.

ja 0,041 -0,01 0,09 0,022 -0,04 0,08

Anzahl enger Freunde
keine Freunde Ref. Ref.

1 bis 8 Freunde 0,014 -0,01 0,04 0,029 + 0 0,06

9 und mehr Freunde 0,031 + 0 0,06 0,029 0 0,06

Selbstw irksam keit
niedrig Ref. Ref.

mittel 0,004 -0,02 0,02 0,02 0 0,04

ho ch 0,004 -0,02 0,03 0,019 -0,01 0,04

Rollenbild
mo dern Ref.

ko nservativ -0,02 + -0,04 0

Wohnregion
alte B undesländer Ref. Ref.

neue B undesländer -0,018 -0,04 0 -0,013 -0,04 0,01

Veränderung in der regionalen Arbe its losenquote 0 0 0 0,001 0 0

Dauer zw ischen den Interview s 0 0 0 0 0 0

Konstante 0,253 *** 0,19 0,31 0,209 *** 0,14 0,28

Stichprobengröße 2796 2137

Korrigiertes  R-Quadrat 0,055 0,065

Frauen M änner
90%-KI 90%-KI
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Für Personen, die ihren Lebensunterhalt seit Januar 2005 durchgehend mit Arbeitslosengeld II 
bestreiten, stellen sich besondere Hemmnisse beim Einstieg in den Arbeitsmarkt dar. Hat sich 
der Leistungsbezug in der beschriebenen Weise verstetigt, verringert sich die Übergangs-
wahrscheinlichkeit unter sonst gleichen Bedingungen um 4  bzw. 3 Prozentpunkte. Neben 
dem Einstieg in Erwerbstätigkeit kann auch die Verbesserung der Entlohnung zu Aufstiegen 
aus dem ALG-II führen. Arbeitsmarktnahe Personen, die bereits berufstätig sind, haben im 
Vergleich zur Referenzgruppe deutlich höhere Chancen ihre Erwerbssituation zu verbessern. 
Arbeitslose weisen eine um 14 Prozentpunkte geringere Wahrscheinlichkeit auf einen Er-
werbseintritt auf. Bei den Nichterwerbspersonen ist der Unterschied zu den Personen in Er-
werbstätigkeit mit -17 bzw. -18 Prozentpunkten noch größer.  

Der mögliche Einfluss einer sinkenden regionalen Arbeitslosenquote bestätigt sich 
nicht und hat auch keinen signifikanten Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit einer Rückkehr in 
den Arbeitsmarkt. Auch für die Wohnregion (Ost/West) ergeben sich keine signifikanten Ef-
fekte für den Arbeitsmarkteinstieg. 

Für die Frauen ergeben sich in diesem Modell keine signifikanten Ergebnisse bei den 
Haushaltstypen. Allerdings gibt die aktuelle Literatur Hinweise darauf, dass vor allem Allein-
erziehende mit kleinen Kindern die geringste Dynamik in Erwerbstätigkeit aufweisen (vgl. 
Achatz und Trappmann 2011). In unserer Analyse ergibt sich aufgrund der Einschränkung auf 
Personen über 30 eine spezielle Subgruppe, für die uns nur sehr wenige Fälle zu Verfügung 
stehen. Beim Übergang des Kindesalters von 2 auf 3 Jahre konnten relativ viele Arbeitsauf-
nahmen festgestellt werden, was einen Zusammenhang mit der Betreuungssituation nahe-
legt46. Bei Männern zeigt sich gegenüber Alleinstehenden eine Erhöhung der Eintrittswahr-
scheinlichkeit um 4 Prozentpunkte, falls ein Partner im Haushalt lebt und um 12 Prozentpunk-
te, falls zudem ein Kind unter 3 Jahren im Haushalt lebt.  

Berücksichtigt man individuelle Einstellungen, dann zeigt sich, dass Frauen mit einem 
konservativen Geschlechterrollenverständnis eine um 2 Prozentpunkte geringere Wahrschein-
lichkeit für eine Erwerbsaufnahme aufweisen. Es ist auch ein Zusammenhang mit der Anzahl 
von Freunden festzustellen. Im Vergleich zu Personen ohne enge Freunde haben Männer mit 
einem kleinen Freundeskreis und Frauen mit einem großen Freundeskreis eine um 3 Prozent-
punkte höhere Eintrittswahrscheinlichkeit. Daher kann vermutet werden, dass soziale Netz-
werke einen Einstieg in Erwerbstätigkeit erleichtern. Andreß und Krüger (2006: 73) beschrei-
ben den Anteil der Einstiege in den Arbeitsmarkt, die über den Freundes- oder Bekannten-
kreis geführt haben mit knapp einem Viertel als relativ hoch. Bei Brandt (2006) liegt der An-
teil der Übergang in Erwerbstätigkeit, die durch soziale Kontakte erfolgt sind, mit einem Drit-
tel sogar noch höher. 

                                                 
46 Zudem können sich für Leistungsbezieher Ausnahmen einer ansonsten umfassenden Erwerbspflicht ergeben 
(SGB II, §10, Abs.1). So wird in Bedarfsgemeinschaften mit Kindern bis zum dritten Lebensjahr in der Praxis in 
der Regel unterstellt, dass eine Arbeitsaufnahme unzumutbar ist. Für die Betreuungsperson besteht keine Ver-
pflichtung, eine Erwerbsarbeit aufzunehmen. Ab dem 4. Lebensjahr ist eine Arbeitsaufnahme zumutbar, wenn 
eine dem Alter gemäße Betreuung durch Dritte gewährleistet ist. 
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Neben den Punktschätzern sind auch die 90%-Konfidenzintervalle angegeben. Diese geben 
den Bereich an, in dem der tatsächliche Wert in der Grundgesamtheit mit einer Irrtumswahr-
scheinlichkeit von 10 % liegt. Die Konstante gibt die Wahrscheinlichkeit eines Aufstiegs an, 
wenn alle unabhängigen Variablen im Modell den Wert Null annehmen und kann daher in-
haltlich nicht interpretiert werden. Das R-Quadrat gibt den Anteil der erklärten Varianz an der 
Gesamtvarianz der abhängigen Variablen durch das Modell an, wobei das korrigierte R-
Quadrat zusätzlich für die Anzahl der aufgenommenen unabhängigen Variablen im Modell 
kontrolliert.In den bivariaten Analysen wurde bereits der hohe Zusammenhang zwischen Er-
werbsaufnahme und Aufstiegen aus dem ALG-II-Leistungsbezug dargestellt. Bei Aufstiegen 
aus dem Leistungsbezug durch Erwerbstätigkeit zeigen Achatz und Trappmann (2011), dass 
in Partner-Bedarfsgemeinschaften Kinder die Erwerbsaufnahme bei Frauen stärker erschwe-
ren als bei Männern. Sie weisen zudem auf die Bedeutung von mehrfachen Arbeitsmarkt-
hemmnissen, und hierbei vor allem gesundheitlichen Einschränkungen, einen hohen Lebens-
alter und dem Langzeitbezug, hin.   

 
Allgemeine Aufstiege  
In einem zweiten Schritt werden die Einflussfaktoren auf einen Aufstieg aus dem ALG-II-
Bezug untersucht. Die abhängige Variable stellt hier also der Aufstieg aus dem Leistungsbe-
zug dar. In die Analyse gehen alle ALG-II-Leistungsempfänger im Alter von 30 bis 64 Jahren 
ein. Für diese Analyse werden für Männer und Frauen jeweils 2 Modelle gerechnet. Diese 
sind in Tabelle 14 dargestellt. Im Modell 1 werden Merkmale der Befragten und ihrer Umge-
bung, nicht aber Ereignisse als erklärende Variablen betrachtet, im Modell 2 werden dann die 
Ereignisse zusätzlich mit aufgenommen. Die dargestellten Ergebnisse beziehen sich jeweils 
auf Modell 1. Bei den Ereignissen und bei auffälligen Veränderungen werden die Ergebnisse 
des zweiten Modells genannt. 

Bei den Männern bestätigt sich der Unterschied der Aufstiegswahrscheinlichkeiten 
zwischen den Altersgruppen. So haben Männer im Alter ab 50 Jahren eine um 7 Prozentpunk-
te geringere Aufstiegswahrscheinlichkeit als Männer zwischen 30 und 49 Jahren. Bei Kontrol-
le von Bildung und Sprache im Haushalt zeigt sich im multivariaten Modell weder für Frauen, 
noch für Männer ein eigenständiger Effekt des Migrationshintergrunds. Der zuvor gefundene, 
negative Effekt eines Migrationshintergrundes der ersten Generation ist demnach überwie-
gend durch eine geringere Bildung und Sprachschwierigkeiten von Migranten erklärbar. Der 
Effekt der Bildung zeigt sich insbesondere bei den höheren Abschlüssen. Im Vergleich zu 
Personen mit einem niedrigen Bildungsniveau (kein Berufsabschluss) haben Personen mit 
einem hohen Bildungsniveau ((Fach-) Hochschulabschluss) eine um 10 bzw. 7 Prozentpunkte 
höhere Aufstiegswahrscheinlichkeit. Auch der Effekt des Gesundheitszustands wird im Mo-
dell erhärtet. Im Gegensatz zu Personen mit gutem Gesundheitszustand weisen Personen mit 
einem schlechten Gesundheitszustand eine um 4 bzw. 6 Prozentpunkte geringere Wahrschein-
lichkeit eines Aufstieges aus dem Leistungsbezug auf. Neben einen negativen Effekt des 
Langzeitbezuges von ALG II (jeweils -3 Prozentpunkte), steht auch der vorherige Sozialhilfe-
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bezug (vor der Einführung des ALG II im Jahr 2005) bei Männern und Frauen mit geringen 
Aufstiegswahrscheinlichkeiten in Zusammenhang. Insgesamt haben Personen, die vor dem 
Jahr 2005 schon einmal Sozialhilfe bezogen haben, eine um 5 bzw. 3 Prozentpunkte geringere 
Aufstiegswahrscheinlichkeit. Dies kann als Hinweis für eine schwierige Berufsbiographie 
verstanden werden.  
 
Tabelle 14: Multivariates Modell für Aufstiege aus dem ALG-II-Bezug 
 

Koef. Koef. Koef. Koef.

Alter
30 bis unter 50 Jahre Ref. Ref. Ref. Ref.

50 bis unter 65 Jahre -0,003 -0,03 0,03 0,012 -0,01 0,04 -0,066 *** -0,09 -0,04 -0,031 * -0,05 -0,01

Migrationshintergrund
Kein M igrationshintergrund Ref. Ref. Ref. Ref.

Selbst zugezogen 0,002 -0,04 0,05 0,013 -0,02 0,05 -0,037 -0,09 0,01 -0,034 -0,07 0,01

Eltern- o . Großelternteil zugez. -0,003 -0,05 0,04 0,004 -0,04 0,04 0,014 -0,04 0,07 0,007 -0,04 0,05

erste Sprache
deutsch Ref. Ref. Ref. Ref.

nicht deutsch -0,063 * -0,11 -0,01 -0,057 * -0,1 -0,02 -0,017 -0,07 0,04 0,003 -0,04 0,05

Höchster Bildungsabs.
allgemeinbildender Abschluss Ref. Ref. Ref. Ref.

berufsbildender Abschluss 0,03 + 0 0,06 0,024 + 0 0,05 0,048 ** 0,02 0,08 0,025 + 0 0,05

(Fach-) Hochschulabschluss 0,095 *** 0,05 0,14 0,057 * 0,02 0,09 0,074 ** 0,03 0,12 0,047 * 0,01 0,09

Gesundheitszustand
zufriedenstellend bis sehr gut Ref. Ref. Ref. Ref.

schlecht bis sehr schlecht -0,043 ** -0,07 -0,02 -0,035 ** -0,06 -0,01 -0,06 *** -0,09 -0,03 -0,04 ** -0,06 -0,02

ALG-II-Langzeitbezug
nein Ref. Ref. Ref. Ref.

ja -0,03 * -0,05 -0,01 -0,014 -0,03 0,01 -0,03 + -0,06 0 -0,012 -0,03 0,01

Sozialhilfebezug vor 2005
nein Ref. Ref. Ref. Ref.

ja -0,048 *** -0,07 -0,02 -0,042 *** -0,06 -0,02 -0,032 + -0,06 0 -0,031 * -0,05 -0,01

Erwerbsstatus
Erwerbstätig Ref. Ref. Ref. Ref.

arbeitslos/ ABM / Ein-Euro job -0,105 *** -0,15 -0,06 -0,035 -0,08 0,01 -0,162 *** -0,22 -0,1 -0,087 * -0,15 -0,03

Rentner/ Hausfrau/ Hausmann -0,085 ** -0,14 -0,03 -0,008 -0,06 0,04 -0,191 *** -0,27 -0,11 -0,085 + -0,16 -0,01

Haushaltstyp
Alleinstehend -0,001 -0,04 0,04 0,004 -0,03 0,04 -0,052 * -0,09 -0,01 -0,022 -0,06 0,01

Alleinerzieh. m. jüngst. K. u. 3 J. -0,082 + -0,16 -0,01 -0,052 -0,11 0

Alleinerzieh. m. jüngst. K. ab 3 J. -0,027 -0,07 0,02 -0,008 -0,05 0,03 -0,128 ** -0,21 -0,05 -0,082 -0,17 0

M it Partner und ohne Kind Ref. Ref. Ref. Ref.

M it Partner und  jüngst. K. u. 3 J. 0,073 -0,04 0,19 0,083 -0,01 0,18 -0,005 -0,1 0,09 -0,035 -0,12 0,05

M it Partner und  jüngst. K. ab 3 J. 0,03 -0,02 0,08 0,016 -0,04 0,07 -0,011 -0,07 0,04 -0,02 -0,07 0,03

Erwerbstätiger Part. im HH
nein Ref. Ref. Ref. Ref.

ja 0,149 *** 0,08 0,22 0,079 + 0,01 0,15 0,131 ** 0,06 0,21 0,085 + 0,01 0,16

Modell 1
90%-KI 90%-KI

Frauen
Modell 2

Männer
Modell 1 Modell 2

90%-KI 90%-KI
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Koef. Koef. Koef. Koef.

Anzahl enger Freunde
keine Freunde Ref. Ref. Ref. Ref.

1 bis 8 Freunde -0,002 -0,04 0,04 -0,007 -0,04 0,03 0,051 * 0,02 0,08 0,027 0 0,06

9 und mehr Freunde 0,01 -0,03 0,05 0,001 -0,04 0,04 0,036 0 0,07 0,02 -0,01 0,05

Selbstwirksamkeit
niedrig Ref. Ref. Ref. Ref.

mittel 0,014 -0,01 0,04 0,006 -0,02 0,03 0 -0,03 0,03 -0,01 -0,04 0,02

hoch 0,027 0 0,06 0,019 -0,01 0,04 0,027 -0,01 0,06 0,013 -0,01 0,04

Rollenbild
modern Ref. Ref. Ref.

konservativ -0,034 * -0,06 -0,01 -0,021 -0,04 0

Wohnregion
alte Bundesländer

neue Bundesländer -0,044 ** -0,07 -0,02 -0,027 + -0,05 0 -0,032 + -0,06 0 -0,027 + -0,05 0

Veränd. in der reg. ALQ 0 0 0 0 0 0 0,001 0 0 0 0 0

Dauer zw. den Interv. 0,001 0 0 0,001 0 0 0,001 0 0 0,001 0 0

Geburt eines Kindes
nein Ref. Ref.

ja -0,055 -0,14 0,03 -0,175 ** -0,27 -0,08

Auszug eines Kindes
nein Ref. Ref.

ja -0,01 -0,06 0,04 -0,057 -0,14 0,03

Neuer Partner eingez.
nein Ref. Ref.

ja 0,284 *** 0,18 0,39 0,068 -0,01 0,15

Partner ausgezogen
nein Ref. Ref.

ja 0,073 -0,1 0,24 0,031 -0,12 0,19

Erwerbsaufnahme
nein Ref. Ref.

ja 0,477 *** 0,42 0,53 0,619 *** 0,57 0,67

Erwerbsaufnahme d. Part.
nein Ref. Ref.

ja 0,409 *** 0,31 0,51 0,181 ** 0,08 0,29

Aufnahme v. Rentenzahl.
nein Ref. Ref.

ja 0,404 *** 0,3 0,51 0,377 *** 0,28 0,47

Konstante 0,282 *** 0,21 0,36 0,141 *** 0,07 0,21 0,34 *** 0,26 0,42 0,186 *** 0,11 0,26

Stichprobengröße 2796 2792 2137 2132

Korrigiertes R-Quadrat 0,046 0,240 0,057 0,327

90%-KI 90%-KI 90%-KI 90%-KI

Frauen Männer
Modell 1 Modell 2 Modell 1 Modell 2

 
Der zentrale Stellenwert der Erwerbstätigkeit zeigt sich auch in der multivariaten Betrach-
tung. Personen, die einer Erwerbstätigkeit nachgehen, haben gegenüber Arbeitslosen (-11 
bzw. -16 Prozentpunkte) und Nichterwerbspersonen (-9 bzw. -19 Prozentpunkte) höhere Aus-
trittswahrscheinlichkeiten. Auch ein bereits erwerbstätiger Partner erhöht die Wahrscheinlich-
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keit, den ALG-II-Bezug zu verlassen. Hier ist ein Anstieg der Austrittswahrscheinlichkeit von 
15 bzw. 13 Prozentpunkten feststellbar. 

Bei der Zusammensetzung des Haushaltes zeigt sich bei alleinerziehenden Müttern mit 
einem Kind unter 3 Jahren ein negativer Effekt auf die Aufstiegsmobilität (-8 Prozentpunkte). 
Männer in Paarhaushalten ohne Kinder weisen im Vergleich zu Männern ohne Partnerin eine 
signifikant höhere Aufwärtsmobilität auf. Die Wahrscheinlichkeit eines Aufstiegs ist 5 Pro-
zentpunkte höher gegenüber Alleinstehenden Männern und 13 Prozentpunkte höher gegen-
über alleinerziehenden Männern.  

Während bei Frauen ein modernes Rollenverständnis der Geschlechter zu höheren 
Aufstiegswahrscheinlichkeiten (3 Prozentpunkte) führen, weisen Männern mit kleinen Freun-
deskreis bessere Aufstiegschancen auf als Männern ohne Freunde (5 Prozentpunkte). Die hö-
heren Austrittsraten bei Personen in den neuen Bundesländern zeigen sich im multivariaten 
Modell nicht. Hier dreht sich der Effekt sogar um, sodass Frauen in den alten Bundesländern 
um 4 und Männer um 3 Prozentpunkte wahrscheinlicher aufsteigen. Die Veränderungen in 
der regionalen Arbeitslosenquote weist keinen signifikanten Effekt auf47.  

Neben der Aufnahme einer Erwerbstätigkeit werden im zweiten Modell auch weitere 
Ereignisse im Lebensverlauf berücksichtig. Bei den Ereignissen lässt sich ein negativer Effekt 
der Geburt eines Kindes für Männer (-17 Prozentpunkte) und ein positiver Effekt eines neuen 
Partners für Frauen (28 Prozentpunkte) feststellen. Die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit (48 
bzw. 62 Prozentpunkte), die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit durch den Partner (41 bzw. 18 
Prozentpunkte) und die Aufnahme von Rentenzahlungen (40 bzw. 38 Prozentpunkte) erhöhen 
die Aufstiegswahrscheinlichkeit bei beiden Geschlechtern deutlich. 

Diese Ereignisse im Lebensverlauf haben eine hohe Bedeutung für die Aufstiege, was 
sich im erhöhten R-Quadrat im zweiten Modell im Vergleich zum ersten Modell widerspie-
gelt. Die Varianz der abhängigen Variable kann durch das erste Modell ohne die Ereignisse 
als unabhängige Variablen erheblich schlechter erklärt werden als durch das zweite Modell 
mit den Ereignissen.  

 

6.2.10. Teilhabeempfinden und Lebenszufriedenheit 

In einem abschließenden Abschnitt werden die Zusammenhänge zwischen Aufstiegen und 
dem persönlichen Teilhabeempfinden sowie der Lebenszufriedenheit der Betroffenen unter-
sucht. Dabei wird zwischen Personen unterschieden, die einen Aufstieg realisieren konnten 
und Personen, denen dies nicht gelang. Tabelle 15 gibt zunächst einen Überblick über die 
Mittelwerte des subjektiven Teilhabeempfindens und der Lebenszufriedenheit für die ALG-II-
Leistungsempfänger-Population und die gesamte Wohnbevölkerung. 
                                                 
47 In den Modellen wird nur die Veränderung der regionalen Arbeitslosenquote berücksichtigt. Wie die bivaria-
ten Analysen in Kapitel 6.2.4 (Regionale Arbeitsmarktlage) zeigen, ergeben sich nur geringe Unterschiede zwi-
schen den Zusammenhängen von Aufstiegsraten und regionaler Arbeitsmarktlage bzw. Aufstiegsraten und Ver-
änderung der regionalen Arbeitsmarktlage. Daher wird in den Modellen auf die Aufnahme der regionalen Ar-
beitsmarktlage verzichtet. 
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Tabelle 15: Mittleres Teilhabeempfinden und Lebenszufriedenheit in der ALG-II-
Population 
 

arithm. Mittel arithm. Mittel

Teilhabe
Gesamt 7,7 7,6 - 7,8 7,6 7,5 - 7,7
ALG-II-Population 5,5 5,3 - 5,7 5,4 5,2 - 5,6

Lebenszufriedenheit
Gesamt 7,2 7,1 - 7,3 7,3 7,2 - 7,4
ALG-II-Population 5 4,8 - 5,2 5,3 5,1 - 5,5

90%- KI
FrauenMänner

90%- KI

 
 
Hier ist zu erkennen, dass die Personen im ALG-II-Bezug im Durchschnitt ein geringeres 
Teilhabeempfinden und eine geringere Lebenszufriedenheit berichten als die Gesamtpopulati-
on.  

In Abbildung 83 wird dargestellt, ob es bei Personen, die den ALG-II-Bezug verlassen 
konnten, und Personen, die weiterhin im Bezug verweilen, zu einer positiven oder negativen 
Veränderung des Teilhabeempfindens und der Lebenszufriedenheit gekommen ist bzw. ob 
das jeweilige Niveau gehalten wurde. 

Bei den Aufsteigern aus dem ALG-II-Bezug sind häufiger positive und seltener nega-
tive Entwicklungen der Lebenszufriedenheit und des Teilhabeempfinden zu beobachten, als 
bei Verbleibern im ALG-II-Bezug. Dies kann als Hinweis auf einen positiven Effekt des Auf-
stiegs aus dem ALG-II-Bezug auf das Teilhabeempfinden und die Lebenszufriedenheit ver-
standen werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 185

Abbildung 83: Teilhabeempfinden und Lebenszufriedenheit nach Aufstieg aus ALG-II-
Bezug 
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Zusätzlich werden nun noch die Veränderungen des Teilhabeempfindens und der Lebenszu-
friedenheit bei Erwerbsaufnahme in Abbildung 84 betrachtet. 
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Abbildung 84: Veränderung des Teilhabeempfindens und der Lebenszufriedenheit nach 
Aufstiegen aus dem ALG-II-Bezug durch eine Erwerbsaufnahme 
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Wir sehen einen großen Unterschied in Teilhabeempfinden zwischen Frauen, die bei Er-
werbsaufnahme den Leistungsbezug verlassen und solchen, die trotzdem weiter auf ALG II 
angewiesen sind. So weisen Frauen, die aufgrund einer Erwerbsaufnahme aufsteigen, häufiger 
eine Erhöhung des Teilhabeempfindens auf. Bei der Lebenszufriedenheit ist dies nicht so 
deutlich zu finden. 

Zusammenfassend lässt sich für die Aufstiege aus dem Leistungsbezug festhalten, dass 
hohe Bildung und ein guter Gesundheitszustand die Chancen erhöhen, nicht auf einen ALG-
II-Leitungsbezug angewiesen zu sein. Aber auch wenn ein Leistungsbezug vorliegt, steigern 
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diese Merkmale die Chancen auf einen Aufstieg. Der negative Zusammenhang zwischen 
niedrigen Austrittsraten und Migrationshintergrund, der sich in den deskriptiven Analysen  
zeigt, verschwindet in den multivariaten Analysen unter Kontrolle von Bildung, Sprache und 
Langzeitbezug. Besondere Bedeutung kommt bestimmten Ereignissen im Lebensverlauf zu. 
Als zentraler Schlüssel aus dem Leistungsbezug kann die Erwerbsbeteiligung verstanden 
werden. Personen, die trotz Erwerbstätigkeit hilfebedürftig sind, haben bessere Aufstiegs-
chancen. Aber vor allem die Aufnahme einer neuen Beschäftigung oder eine verbesserte Ent-
lohnung führen aus dem Bezug. Für Frauen ist auch die Erwerbsaufnahme durch den Partner 
ein wichtiger Aufstiegsweg. Bei der Personengruppe ab 50 Jahren kann zudem die Aufnahme 
von Rentenzahlungen den Aufstieg aus dem ALG-II-Bezug fördern. Auch individuelle Ein-
stellungen nehmen auf die Austrittschancen Einfluss. So erhöht bei Frauen ein modernes Rol-
lenbild die Übergangswahrscheinlichkeit in Erwerbstätigkeit. Und gegenüber Personen ohne 
Freunde weisen Personen mit Freundeskreis stärker Erwerbseintritte auf. 

6.3. Transmission: Umwandlung von Ressourcen in Lebensstandard 

Sowohl der Ressourcenansatz als auch der institutionelle Ansatz beruhen auf der Annahme, 
dass die zur Verfügung stehenden Ressourcen in Lebensstandard umgewandelt werden. Die 
Transmission kann jedoch unvollständig sein. So erzielt nicht jede Person mit gleichen Res-
sourcen einen vergleichbaren Lebensstandard. Ein Grund für diese Störungen kann Verschul-
dung sein. Die zur Verfügung stehenden Ressourcen fließen direkt in die Schuldentilgung und 
können nicht für die Generierung eines höheren Lebensstandard verwendet werden. Auch 
irrationale Präferenzen, z.B. in Folge von Sucht, können dazu führen, dass die verfügbaren 
Mittel nicht in den Lebensstandard investiert werden. Unterstützungsnetzwerke hingegen 
können bewirken, dass trotz geringer Ressourcen ein bestimmter Lebensstandard realisiert 
werden kann. Ein zentraler Stellenwert bei der Umwandlung von Ressourcen in Lebensstan-
dard kommt auch der Bildung einer Person zu. So ist zu vermuten, dass Personen mit einer 
höheren Bildung die Transmission besser gelingt. Um Unterschiede in den Lebenshaltungs-
kosten zu kontrollieren, stehen uns die Indikatoren Stadt-Land und Ost-West zur Verfügung. 

Eigene empirische Analysen mit der 3. Welle des PASS geben Aufschluss über Me-
chanismen, die zu einer Störung dieser Transmission führen. Dazu wird mit Hilfe eines multi-
variaten Modells untersucht, welche persönlichen Merkmale erklären, warum eine Person 
einen geringen Lebensstandard (untere 20%) hat, obwohl sie über ein gesichertes Einkommen 
verfügt (obere 60% des Äquivalenzeinkommens). Die Ergebnisse werden kurz schriftlich 
dargestellt.  

Den größten Einfluss auf eine gestörte Transmission haben Schulden. Personen mit 
Schulden haben ein mehr als 5-fach erhöhtes Risiko, trotz eines gesicherten Einkommens 
über einen geringen Lebensstandard zu verfügen. Mit steigendem Alter verringert sich das 
Risiko einer gestörten Transmission. Personen im Alter von 15 bis 29 Jahren haben ein 3mal 
höheres Risiko einen geringen Lebensstandard trotz ausreichender Ressourcen aufzuweisen 
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als Personen von 65 Jahren und älter. Betrachtet man den Haushaltskontext, weisen Alleinste-
hende das höchste Risiko einer gestörten Transmission auf. Im Gegensatz zu Paaren liegt das 
Risiko mehr als doppelt so hoch. Ebenfalls deutlich erhöhte Risiken haben Personen ohne 
Freunde und Personen, deren persönliche Netzwerke nur wenig Unterstützung leisten (jeweils 
mehr als doppelt so hoch), Personen ohne Wohneigentum (um 45% erhöht) und Raucher (um 
40% erhöht). Frauen weisen ein um fast 60% erhöhtes Risiko auf, trotz ausreichender Res-
sourcen einen geringen Lebensstandard zu haben. Im Bereich gesicherter Einkommen gilt 
zudem, dass je höher das Einkommen innerhalb der gesicherten Zone ist, desto geringer ist 
das Risiko auf einen geringen Lebensstandard. Wirft man einen Blick auf die Vorgeschichte, 
so zeigt sich ein deutlicher Schatten der Vergangenheit: Personen, die im Vorjahr arm waren 
(untere 20%), haben eine um fast 50% erhöhtes Risiko, einen geringen Lebensstandard zu 
haben, auch wenn sie inzwischen über ein gesichertes Einkommen verfügen. Dagegen haben 
unterschiedliche Lebenshaltungskosten zwischen Stadt und Land sowie neuen und alten Bun-
desländern, das Bildungsniveau, täglicher Alkoholkonsum und selbstständige Erwerbstätig-
keit keinen statistisch nachweisbaren Einfluss.  

Umgekehrt kann man sich die Frage stellen, welche Schutzfaktoren dazu führen, dass 
Personen trotz aktuell geringer Einkommen (untere 20%) keinen geringen Lebensstandard 
haben (obere 60%). Es zeigen sich einige spiegelbildliche Effekte48: So haben Ersparnisse den 
mit Abstand stärksten Effekt. Personen mit Ersparnissen haben eine mehr als vierfach erhöhte 
Chance trotz geringen Einkommens einen gesicherten Lebensstandard aufzuweisen. Auch das 
Vorhandensein von Wohneigentum (2-fache) erhöht die Chance deutlich, auch bei geringem 
Einkommen, einen gesicherten Lebensstandard halten zu können. Im Vergleich zu Personen 
zwischen 46 und 64 Jahren haben Personen zwischen 15 und 29 Jahren eine fast 2mal höhere 
Chance auf eine effektive Umwandlung der Ressourcen. Und auch Personen mit selbstständi-
ger Erwerbstätigkeit weisen eine doppelt so hohe Chance auf, trotz geringer Ressourcen einen 
ausreichenden Lebensstandard zu generieren. Negativ wirkt sich hingegen ein Wohnort in den 
neuen Bundesländern aus, der die Chance auf eine effiziente Umwandlung halbiert. Männer 
weisen eine um 50% höhere Chance auf, geringe Ressource in Lebensstandard umwandeln zu 
können als Frauen. Zudem ist Nichtrauchen ein wesentlicher Schutzfaktor, der ebenfalls die 
Chancen um 50% erhöht. Dagegen hat die exakte Höhe des Einkommens innerhalb der unte-
ren 20 Prozent keinen Einfluss. Hier ist die tatsächliche Streuung jedoch auch durch das staat-
lich gesicherte Existenzminimum eher gering. Der Schatten der Vergangenheit zeigt sich hier 
noch deutlicher: Wer in der Vergangenheit über ein gesichertes Einkommen (obere 60%) ver-
fügt hat, hat eine fast vierfach erhöhte Chance bei aktuell geringem Einkommen, keinen ge-
ringen Lebensstandard aufzuweisen. Ebenfalls keinen statistisch nachweisbaren Einfluss ha-
ben unterschiedliche Lebenshaltungskosten zwischen Stadt und Land, das Bildungsniveau, 

                                                 
48 Risikofaktoren und Schutzfaktoren müssen in diesen Analysen nicht zwangsläufig kohärent sein. Auch wenn 
sich viele spiegelbildliche Effekte zeigen, können die Mechanismen unabhängig voneinander funktionieren, da 
es sich um zwei verschiedene Personengruppen handelt. 
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täglicher Alkoholkonsum, der Haushaltstyp, die Zahl der Freunde oder die starke Unterstüt-
zung durch persönliche Netzwerke. 

 

6.4. Soziale Aufstiege nach dem Lebensstandardansatz 

Da in der Armutsforschung Konsens besteht, dass eine eindimensionale Messung im Sinne 
einer Konzentration auf Ressourcen zu einseitig ist (Buhr und Leibfried 2009: 105), wird im 
Rahmen dieses Forschungsberichts auch der Lebensstandardansatz zur Bestimmung von sozi-
alen Aufstiegen im mittleren und höheren Lebensalter gewählt. Um den Lebensstandard ab-
zubilden stehen Erhebungsinstrumente zur Verfügung, die den Versorgungsgrad von Haushal-
ten mit Ausstattungsgegenständen und Möglichkeiten für Aktivitäten erfassen, die zum einen 
als notwendig erachtet werden, und zum anderen aus finanziellen Gründen oder aufgrund von 
Präferenzen der Lebensführung nicht vorliegen. Mittels zusammenfassender Indizes kann 
damit der Grad des Ausschlusses von einem allgemein akzeptierten Lebensstandard abgebil-
det werden. Der Lebensstandardansatz ist mehrfach für Analysen von Armut in Deutschland 
verwendet worden (z.B. Andreß 2007, Andreß, Christoph und Lietzmann 2010, Andreß, 
Lipsmeier, Lohmann 2001, Böhnke 2002, Böhnke und Delhey 2001). Grundlage zur Bestim-
mung von sozialen Aufstiegen nach dem Lebensstandardansatz ist der 26 Items umfassende 
Deprivationsindex, der in PASS erhoben wird. Es wird dabei die Anzahl der aus finanziellen 
Gründen fehlenden Items aufsummiert. Die Items werden auf Basis der Notwendigkeitsbe-
wertungen der Güter bzw. Aktivitäten in der Bevölkerung gewichtet49. Um die Population mit 
einem niedrigen Lebensstandard zu identifizieren, werden in der Forschung verschiedene Me-
thoden zur Bestimmung eines Schwellenwertes verwendet. Da für uns nicht das Ausmaß der 
Population, sondern deren Aufwärtsmobilität im Mittelpunkt steht, wird ein gleichbleibend 
großer Anteil der Bevölkerung als betroffen festgelegt. Zur Gruppe der Personen mit einem 
niedrigen Lebensstandard gehört in unseren Analysen, wer einen geringeren Lebensstandard 
als 80% der Gesamtbevölkerung aufweist50. Es ist zu berücksichtigen, dass das Ausmaß der 
Personengruppe mit einem niedrigen Lebensstandard und deren Aufwärtsmobilität stark von 
den verwendeten Schwellenwerten abhängen. 

In diesem Abschnitt werden Personen zwischen 30 und 79 Jahren betrachtet. Ähnlich 
wie beim verfügbaren Einkommen ergeben sich für ältere Personen nach dem Rentenüber-
gang kaum noch Veränderungen, die positive auf das verfügbare Einkommen bzw. den Le-
bensstandard wirken (Goebel und Grabka 2011, Wagner und Motel 1998). Für die Analyse 
ergeben sich 6048 Fälle mit einem geringen Lebensstandard, für die ein Wechsel in ein höhe-
res Quintil bzw. ein Verbleiben beobachtet werden kann. Neben den Aufstiegen insgesamt 

                                                 
49 Der gewichtete Index hat einen Wertebereich von 0 bis 12. 
50 Durch die Verwendung anderer Schwellenwerte oder eines Deprivationsindizes mit anderen Items oder einer 
abweichenden Anzahl von Items kann es zu einem anderen Niveau in der Aufwärtsmobilität kommen. Die Zu-
sammenhänge mit Schutzmechanismen und Risikofaktoren sowie mit Ereignissen im Lebensverlauf dürften 
hingegen vergleichbar bleiben. 
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werden „große Aufstiege“ in das 3. Quintil oder höher gesondert untersucht. Im Untersu-
chungszeitraum ist die durchschnittliche Anzahl der aus finanziellen Gründen nicht vorhan-
denen Items beim 5. Quintil leicht rückläufig51. 

6.4.1. Zeitliche Entwicklung und Sozialstruktur der Population mit niedrigem Lebens-
standard 

 
Tabelle 16 gibt einen Überblick über die Anzahl und Verteilung der Haushalte und Personen 
mit einem niedrigen Lebensstandard. Da der Zustand eines niedrigen Lebensstandards über 
das 5. Quintil gebildet wird, sind Schwankungen in der Gesamtzahl darauf zurückzuführen, 
dass jeweils mehr oder weniger Personen den jeweiligen Schwellenwert aufweisen. 

Während die Anzahl der Personen mit niedrigem Lebensstandard bei der Gruppe der 
30 bis 49-Jährigen über die drei Jahre schwankt, ist bei den Personen ab 50 Jahren ein Anstieg 
erkennbar, der stärker ist als der Anstieg über den Untersuchungszeitraum insgesamt. Dies 
gilt für Männer und Frauen sowie für Ost- und Westdeutschland. Dabei sind Frauen in Haus-
halten mit niedrigem Lebensstandard stärker vertreten als Männer. 

In Abbildung 85 sind die Anteile mit niedrigem Lebensstandard in den Personengrup-
pen der einzelnen Ausprägungen der Merkmale Bildung, Migrationshintergrund, Gesund-
heitszustand, Erwerbsstatus, Region und Haushaltstyp dargestellt. 

 

                                                 
51 2007 liegt die Grenze des 5. Quintils bei 1,2, 2008 bei 0,9 und 2009 bei 0,7. 
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Tabelle 16: Anzahl an Haushalten und Personen mit niedrigem Lebensstandard (5. Quintil; Jahre 2007-2009) 
 

Ost West Gesamt Ost West Gesamt Ost West Gesamt

Anzahl von Haushalten mit niedr. LS 2.407.815 6.220.584 8.628.399 2.543.646 6.463.053 9.008.041 2.603.106 6.807.815 9.410.922

Gesamt 1.330.179 3.951.560 5.281.739 1.437.426 4.147.835 5.585.261 1.313.032 4.070.731 5.383.763
Männer 683.926 1.836.745 2.520.672 714.664 1.988.401 2.703.066 617.931 1.974.906 2.592.837
Frauen 646.252 2.114.814 2.761.067 722.761 2.159.433 2.882.194 715.044 2.095.824 2.790.925

Gesamt 1.163.110 3.617.763 4.780.873 1.201.821 4.071.872 5.273.693 1.516.840 4.271.425 5.788.265
Männer 503.768 1.381.087 1.884.855 486.776 1.600.809 2.087.585 598.815 1.529.564 2.128.379
Frauen 659.342 2.236.675 2.896.018 715.044 2.471.063 3.186.108 918.025 2.741.860 3.659.885

Personen im Alter von 30 bis 49 
Jahren in Haushalten mit niedr. LS

Personen im Alter von 50 bis 79 
Jahren in Haushalten mit niedr. LS

2007 2008 2009
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Abbildung 85: Anteil der Personen mit niedrigem Lebensstandard nach soziodemogra-
phischen Merkmalen 
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Im Vergleich zu den vorhergehenden Analysen zum Arbeitslosengeld II - Bezug können die 
Wirkungen von Bildung, Migrationshintergrund, Gesundheit und Haushaltstyp bestätigt wer-
den (vgl. Abbildung 85). Der Zusammenhang mit dem Erwerbsstatus ist hier immer noch 
vorhanden, wenn auch nicht so stark wie beim ALG-II-Bezug. Ein wenig geringer als bei den 
Leistungsbeziehern fällt auch der Zusammenhang zwischen einem niedrigen Lebensstandard 
und der Wohnregion aus.  

6.4.2. Soziale Aufstiege aus einem niedrigen Lebensstandard 
Im Folgenden werden die Aufstiege aus einem niedrigen Lebensstandard untersucht. Die Dar-
stellung der Ergebnisse beschränkt sich dabei größtenteils auf die Unterschiede und Gemein-
samkeiten zu den Aufstiegen aus dem ALG-II-Bezug. 

Die Aufstiege werden nach Aufstiegen in mindestens das 4. Quintil und sogenannte 
„große Aufstiege“ in mindestens das 3. Quintil unterschieden. In Abbildung  86 werden die 
Aufstiege insgesamt und nach Altersgruppen und Wohnregion im Rahmen des Lebensstan-
dardansatzes dargestellt.  

 
Abbildung 86: Anteil Aufstiege nach Alter und Region für Personen mit einem niedrigen 
Lebensstandard 
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Die durchschnittliche Aufstiegsrate aus einem niedrigen Lebensstandard liegt bei 26%. Insge-
samt weisen Männer im Vergleich zu Frauen eine leicht höhere Austrittsrate aus einem nied-
rigen Lebensstandard auf (25% zu 27%). Dieser Unterschied ist allerdings nicht signifikant. 
Zwischen den Altersgruppen ist bei Frauen ein Unterschied in den Austrittsraten erkennbar. 
Während Frauen im Alter von 30 bis 49 Jahren eine leicht höhere Austrittsrate haben als 
Männer der gleichen Altersgruppe (26% zu 28%), liegt die Austrittsrate bei den Frauen im 
Alter von über 50 Jahren unter derjenigen der Männer (22% zu 28%). Aufstiege in das 3. oder 
ein höheres Quintil kommen nur selten vor. Die durchschnittliche Austrittsrate liegt hier bei 
7%. Es sind nur geringfügig höhere Austrittsraten bei Männern als bei Frauen erkennbar (5% 
zu 8%), welche vorrangig im höheren Lebensalter auftreten (4% zu 10%). 

Bei den Aufstiegen aus einem niedrigen Lebensstandard lohnt sich der Blick auf die 
Veränderung bei den einzelnen Gütern und Aktivitäten. Personen mit einem niedrigen Le-
bensstandard berichten vor allem beim Restaurantbesuch einmal im Monat, beim Sparen eines 
festen Betrages pro Monat, beim Ersetzen abgenutzter Möbel und bei der einwöchigen Ur-
laubsreise pro Jahr ein „nicht Tun“ aus finanziellen Gründen (alle um die 80%). Selten Fehlen 
hingegen eine Wohnung mit Innentoilette (1%), eine Wohnung mit Bad (1%), ein Fernseher 
(2%) und ein Gefrierschrank (3%). Betrachtet man die Aufsteiger aus einem niedrigen Le-
bensstandard, so zeigt sich bei vielen Gütern und Aktivitäten eine starke Zunahme. So berich-
ten über 90% der Aufsteiger eine positive Veränderung z.B. bei der Ausstattung der Wohnung 
mit einem Bad innerhalb der Wohnung oder einer Innentoilette, bei Konsumgütern wie einem 
Fernseher oder einer Waschmaschine sowie bei finanziellen Ausgaben wie dem selbst zahlen 
unerwarteter Ausgaben oder dem pünktlich zahlen der Gas-, Wasser und Stromrechnung (alle 
über 90%). Hingegen weist nur knapp die Hälfte der Aufsteiger eine Veränderung beim Re-
staurantbesuch einmal im Monat, bei der einwöchigen Urlaubsreise pro Jahr und dem Vor-
handensein eines  Autos auf. 

6.4.3.  Risikofaktoren und Schutzmechanismen 

Auch bei Personen mit einem niedrigen Lebensstandard wirken sich bestimmte Risikofakto-
ren und Schutzmechanismen hemmend bzw. begünstigend auf Aufstiege aus. In der Abbil-
dung sind die Austrittsraten für die Ausprägungen der Merkmale Bildung, Migrationshin-
tergrund, Gesundheit, Erwerbsstatus und Haushaltstyp dargestellt. 
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Abbildung 87: Risikofaktoren und Schutzmechanismen bei Aufstiegen aus einem nied-
rigen Lebensstandard 
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Es zeigt sich ebenfalls eine zunehmende Austrittsrate bei steigendem Bildungsniveau. Beson-
ders bei den Männern steht ein (Fach-) Hochschulabschluss mit hohen Austrittsraten in Zu-
sammenhang (47%). Bei den Frauen ist der Effekt einer hohen Bildung hingegen schwächer 
(31%). Zudem bestätigt sich die negative Wirkung eines direkten Migrationshintergrunds 
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(21% bzw. 23%) und eines schlechten Gesundheitszustandes (20% bei Frauen). Hohe Aus-
trittsraten haben vor allem Paarhaushalte ohne Kinder (34%), während Alleinstehende 19% 
bzw. 20%), und in noch stärkeren Maße Alleinerziehende (15% bzw. 6%), niedrige Austritts-
raten aufweisen. Bei den großen Aufstiegen zeigen sich vergleichbare Tendenzen. 

6.4.4. Ereignisse 

Bei den Aufstiegen aus einem niedrigen Lebensstandard werden die gleichen Ereignisse un-
tersucht, wie bei den Analysen zu Aufstiegen aus dem Leistungsbezug. Neben der Aufnahme 
einer Erwerbstätigkeit, werden an dieser Stelle Veränderungen in der Haushaltskonstellation, 
die Aufnahme zusätzlicher Einkommensquellen sowie Veränderungen in der regionalen Ar-
beitslosenquote untersucht. 

 
Erwerbstätigkeit 
Wie bereits bei den Aufstiegen aus dem Leistungsbezug kommt dem Erwerbsverhalten auch 
für die Aufstiege aus einem niedrigen Lebensstandard eine große Bedeutung zu. 15% der 
Frauen und 19% der Männer zwischen 30 und 64 Jahren berichten eine Erwerbsaufnahme 
(oder Ausweiterung) und jeweils 7% geben einen Wechsel des Partners in Erwerbstätigkeit an 
(Ergebnisse nicht dargestellt). Abbildung 88 zeigt die verschiedenen Austrittsraten nach dem 
Erwerbsstatus. 
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Abbildung 88: Anteil Aufstiege aus einem niedrigen Lebensstandard durch Erwerbstä-
tigkeit 

 Neue Beschäftigung des Partners
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Die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit führt auch bei den Personen mit niedrigem Lebensstan-
dard zu einer Erhöhung der Austrittsrate, wenn auch nicht mit gleicher Stärke. Auch der Un-
terschied zwischen den Geschlechtern fällt nicht so deutlich aus, wie bei der ALG-II-
Population (37% zu 42%). Anders als bei den Leistungsempfängern liegen die Austrittsraten 
bei männlichen Nichterwerbspersonen (35%) und bei Männern, deren Partnerin eine Erwerbs-
tätigkeit aufnimmt (45%), höher als bei den Frauen. Dieser Unterschied zwischen den Ge-
schlechtern ist jedoch nicht signifikant. Für die großen Aufstiege spielt die Erwerbstätigkeit 
ebenfalls eine Rolle. Hier weisen vor allem Frauen mit Erwerbsaufnahme (14%) und Männer, 
deren Partnerin eine Erwerbstätigkeit aufnimmt (25%), eine hohe Austrittsrate auf. 

 
Haushaltskonstellation 
Auch für die Aufstiege aus einem niedrigen Lebensstandard werden die Veränderungen in der 
Haushaltskonstellation betrachtet. Den Einzug eines neuen Partners berichtet jeweils 2%, den 
Auszug eines Partners hingegen jeweils 1% (Ergebnisse nicht dargestellt). Den Auszug eines 
Kindes 4% der Frauen und 3% der Männer zwischen 30 und 79 Jahren mit einem niedrigen 
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Lebensstandard an. Die Geburt eines Kindes geben bei den 30 bis 49-Jährigen jeweils 3% an. 
Abbildung 89 zeigt die verschiedenen Austrittsraten nach den Veränderungen. 

 
Abbildung 89: Anteil Aufstiege aus einem niedrigen Lebensstandard durch Verände-
rungen der Haushaltskonstellation   
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Neben Personen mit einem dauerhaften Partner (31%) weisen vor allem Frauen mit einem 
neuen Partner eine hohe Aufwärtsmobilität aus einem niedrigen Lebensstandard auf (47%). 
Dies kann damit erklärt werden, dass der neue Partner direkt Güter oder Aktivitäten in den 
Haushalt einbringt oder zusätzliche Ressourcen zur Verfügung stellt, die dann in Lebensstan-
dard umgesetzt werden. Aber auch ein Auszug des Partners wirkt sich positiv auf die Aus-
trittsrate der Frauen aus (50%). Die Geburt eines Kindes führt insbesondere bei Frauen zu 
einer Verschlechterung der Austrittsraten (9%). Der Auszug eines Kindes hingegen beein-
flusst die Austrittsrate der Männer negativ (14%). 

 
Zusätzliche Einnahmequellen 
Für die Aufstiege aus einem niedrigen Lebensstandard werden ebenfalls die zusätzlichen Ein-
nahmequellen betrachtet. Die eigene Aufnahme einer Beschäftigung mit weniger als 800 Euro 
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oder die Aufnahme durch den Partner berichten 4% der Frauen und 3% der Männer (Ergeb-
nisse nicht dargestellt). In Abbildung 90 sind die Austrittsraten graphisch dargestellt. Die 
Aufnahme einer Beschäftigung mit einem Bruttoerwerbseinkommen unter 800 Euro von einer 
Person im Haushalt erhöht die Austrittsraten nicht. Während die Austrittsrate der Männer bei 
17% liegt, weisen Frauen eine Austrittsrate von 22% auf. 

Die Austrittsraten bei der Aufnahme von Rentenzahlungen sind in Fehler! Verweis-
quelle konnte nicht gefunden werden.91 dargestellt. Bei den Frauen zwischen 50 und 64 
Jahren berichten 6% die Aufnahme von Rentenzahlungen, bei den Männern 9% (Ergebnisse 
nicht dargestellt).  

 
Abbildung 91: Anteil Aufstiege aus einem niedrigen Lebensstandard durch Aufnahme 
von Rentenzahlungen 
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Anders als bei den Aufstiegen aus dem ALG-II-Bezug, zeigt die Aufnahme von Rentenzah-
lungen keine eindeutige Wirkung. Bei den großen Aufstiegen weisen Frauen sehr geringe 
Austrittsraten auf (2%). Das heißt, dass die Aufnahme von Rentenzahlungen für Frauen zu 
keiner großen Veränderung des Lebensstandards führt. Bei Männern ist erkennbar, dass die 
Aufnahme von Rentenzahlungen in vielen Fällen auch zu großen Aufstiegen führt. Dieser 
Wert ist jedoch mit großen Unsicherheiten behaftet. Bei den meisten Aufstiegen, bei denen 
Rentenzahlungen neu aufgenommen wurden, handelt es sich um Zahlungen der gesetzlichen 
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Rentenversicherung bzw. Beamtenpensionen. Auch Erwerbsminderungsrenten sind treten 
häufig auf.  

 
Regionale Arbeitsmarktlage 
Wie bereits bei den Analysen zu Aufstiegen aus dem ALG-II-Bezug, wird nun in Abbildung 
92 auch bei den Aufstiegen aus einem niedrigen Lebensstandard nach dem Einfluss der regio-
nalen Arbeitsmarktlage geschaut. 
 
Abbildung 92: Anteil Aufstiege aus einem niedrigen Lebensstandard durch Verände-
rung der regionalen Arbeitslosenquote  
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Die Veränderung in der regionalen Arbeitslosenquote zeigt keinen eindeutigen Zusammen-
hang mit den Austrittsraten. Das diese Veränderungen keinen zeitnahen Einfluss auf den Le-
bensstandard haben, ist darüber zu erklären, dass die Verbesserung der regionalen Arbeits-
marktlage zunächst in eine Beschäftigungsaufnahme und daraufhin in Lebensstandard umge-
setzt werden muss. Allerdings sind für Regionen mit niedriger Arbeitslosenquote (32% bzw. 
37%)  höhere Austrittsraten feststellbar als für Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit (21% 
bzw. 22%). 

6.4.5. Anteil der Ereignisse an Aufstiegen 

Um die Frage zu beantworten, welche Ereignisse besonders stark für Aufstiege aus einem 
niedrigen Lebensstandard verantwortlich sind, werden nun in Abbildung 93 die Anteile be-
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stimmter relevanter Ereignisse an allen Aufstiegen aus einem niedrigen Lebensstandard dar-
gestellt.  

 
 
Abbildung 93: Anteil der Ereignisse an Aufstiegen aus einem niedrigen Lebensstandard 
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Bei den Aufstiegen aus einem niedrigen Lebensstandard ergibt sich ein ähnliches Bild wie bei 
den ALG-II-Aufstiegen, auch wenn die betrachteten Ereignisse einen geringeren Anteil an 
allen Aufstiegen ausmachen. In diesem Zusammenhang spielt für Männer zwischen 30 und 49 
Jahren die Erwerbsaufnahme der Partnerin eine größere Rolle als bei den Aufstiegen aus dem 
Leistungsbezug  (17%). Insgesamt ist bei den Männern zwischen 30 und 49 Jahren fast jeder 
zweite Aufstieg mit einem der Ereignisse verbunden (46%). Und auch bei den Frauen in die-
ser Altersgruppe liegt der Anteil bei 35%. Bei der Altersgruppe der 50 bis 64-Jährigen liegt 
der Anteil bei den Männern mit 24% deutlich höher als bei den Frauen mit 11%. 

6.4.6.  Risikofaktoren und Schutzmechanismen bei Aufnahme von Beschäftigung 

Wie bereits bei den ALG-II-Aufstiegen zu erkennen ist, unterscheiden sich die Austrittsraten 
bei Erwerbsaufnahme nach den Risikofaktoren und Schutzmechanismen. Daher wird in Ab-
bildung 94 betrachtet, wie diese bei der Aufnahme einer Erwerbstätigkeit auf Aufstieg aus 



 202

einem niedrigen Lebensstandard wirken. Bei Erwerbsaufnahme haben Frauen eine Austritts-
rate von 41% und Männer eine Austrittsrate von 36%. Die Austrittsrate in das 3. Quintil und 
höher liegt bei den Frauen bei 12% und bei Männern bei 9%. Die entsprechenden Referenzli-
nien sind in den Abbildungen eingebaut. 

 
Abbildung 94: Risikofaktoren und Schutzmechanismen für Aufstiege aus einem niedri-
gem Lebensstandard bei Aufnahme einer Erwerbstätigkeit 
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Bei den Frauen mit niedrigem Bildungsniveau können leicht, jedoch nicht signifikant, unter-
durchschnittliche Austrittsraten aus einem niedrigen Lebensstandard festgestellt werden 
(33%). Beim Migrationshintergrund lassen sich keine Unterschied ausmachen. Bei Er-
werbsaufnahme haben alleinstehende Frauen (11%) eine sehr viel geringere Austrittsrate als 
alleinstehende Männer (53%). Paare ohne Kinder weisen hingegen hohe Austrittsraten auf 
(48%). Auffällig ist zudem die niedrige Austrittsrate bei Frauen im Alter von 50 bis 64 Jahren 
(17%). 

6.4.7. Gelingensbedingungen 

Wie sich gezeigt hat, wirken bestimmte Risikofaktoren und Schutzmechanismen hemmend 
bzw. begünstigend auf die Aufstiege aus einem niedrigen Lebensstandard. Trotzdem schaffen 
auch Personengruppen mit Risikofaktoren den Aufstieg aus einem niedrigen Lebensstandard. 
Es wird daher versucht, Gelingensbedingungen ausfindig zu machen. Darunter sind zumindest 
mittelfristig veränderbare, teilweise gestaltbare Merkmale der Befragten zu verstehen, die 
einen Aufstieg aus Armut trotz schlechter Voraussetzungen fördern. Zu den Gruppen mit 
schlechten Aufstiegschancen gehören Alleinerziehende, Personen mit niedrigem Bildungsni-
veau, Personen mit Migrationshintergrund, Arbeitslose und Personen mit schlechter Gesund-
heit. Abbildung  95 zeigt für diese Personengruppen die Aufstiegsraten nach den Merkmalen 
„viele Freunde“, „Mitgliedschaften“, „hohe Selbstwirksamkeit“, „modernes Rollenbild“, „ho-
he intrinsische bzw. extrinsische Arbeitsmotivation“ und „(Fach)Hochschulabschluss“. 
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Abbildung 95: Gelingensbedingungen bei niedrigem Lebensstandard 
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Betrachtet man die Aufstiege der gesamten Population mit einem niedrigen Lebensstandard, 
stehen vor allem eine hohe Bildung und Mitgliedschaften in Organisationen mit Aufstiegen in 
Zusammenhang. Bei den Alleinerziehenden wirkt sich ein modernes Rollenbild positiv auf 
die Aufwärtsdynamik auf. Eine hohe Selbstwirksamkeit, wie auch ein modernes Rollenbild ist 
besonders bei Personen mit niedriger Bildung aufstiegsfördernd. Eine hohe Bildung steht bei 
fast allen Gruppen mit hohen Austrittsraten in Zusammenhang. Allerdings ergeben sich auf-
grund der geringen Fallzahl kaum signifikante Unterschiede. 

6.4.8. Multivariate Modelle zu Aufstiegen aus einem niedrigen Lebensstandard 

Analog zum Vorgehen für die Aufstiege aus der Grundsicherung wird untersucht, welche 
Faktoren einen Aufstieg aus einem niedrigen Lebensstandard begünstigen bzw. hemmen. Die 
Analysen zu Einstiegen in Erwerbstätigkeit werden für die Population mit niedrigem Lebens-
standard nicht berechnet. Der Einfluss persönlicher Ressourcen, der Haushaltsstruktur und des 
regionalen Kontexts auf den Aufstieg aus einem niedrigen Lebensstandard werden mit Hilfe 
multivariater Modelle untersucht. Um eine Vergleichbarkeit zu gewährleisten, werden diesel-
ben Faktoren wie bei den Analysen zu Aufstiegen aus der Grundsicherung untersucht. Auch 
für Aufstieg aus einem niedrigen Lebensstandard werden die Einflussmerkmale für Frauen 
und Männer getrennt bestimmt. Zusätzlich wird ein zweites Modell mit den Ereignissen be-
rechnet. 
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Tabelle 17: Multivariate Modelle für Aufstiege aus einem niedrigen Lebensstandard 
 

Koef. Koef. Koef. Koef.
Alter
30 bis unter 50 Jahre Ref. Ref. Ref. Ref.

50 bis unter 65 Jahre 0,008 -0,02 0,03 0,021 0 0,05 -0,021 -0,05 0,01 0 -0,03 0,03

Migrationshintergrund
Kein M igratio nshintergrund Ref. Ref. Ref. Ref.

Selbst zugezogen -0,01 -0,05 0,03 -0,005 -0,04 0,03 -0,054 * -0,1 -0,01 -0,059 * -0,1 -0,02

Eltern- o . Gro ßelternteil zugez. -0,052 * -0,09 -0,02 -0,053 * -0,09 -0,02 0,006 -0,05 0,06 0,007 -0,05 0,06

erste Sprache
deutsch Ref. Ref. Ref. Ref.

nicht deutsch 0,002 -0,04 0,04 0,005 -0,04 0,05 0 -0,05 0,05 0,016 -0,03 0,06

Höchster Bildungsabs.
allgemeinbildender A bschluss Ref. Ref. Ref. Ref.

berufsbildender A bschluss 0,044 ** 0,02 0,07 0,039 ** 0,02 0,06 0,022 -0,01 0,05 0,018 -0,01 0,05

(Fach-) Hochschulabschluss 0,089 *** 0,05 0,13 0,074 ** 0,03 0,11 0,122 *** 0,07 0,17 0,115 *** 0,07 0,16

Gesundheitszustand
zufriedenstellend bis sehr gut Ref. Ref. Ref. Ref.

schlecht bis sehr schlecht -0,071 *** -0,09 -0,05 -0,069 *** -0,09 -0,05 -0,042 ** -0,07 -0,02 -0,031 * -0,06 -0,01

Erw erbsstatus
Erwerbstätig Ref. Ref. Ref. Ref.

arbeitslo s/ A B M / Ein-Euro job -0,123 *** -0,15 -0,09 -0,09 *** -0,12 -0,06 -0,104 *** -0,14 -0,07 -0,076 *** -0,11 -0,04

Rentner/ Hausfrau/ Hausmann -0,055 * -0,09 -0,02 -0,017 -0,06 0,02 -0,064 + -0,12 -0,01 -0,023 -0,08 0,03

Haushaltstyp
A lleinstehend -0,062 ** -0,1 -0,03 -0,057 ** -0,09 -0,02 -0,057 * -0,1 -0,02 -0,042 + -0,08 0

A lleinerzieh. m. jüngst. K. u. 3 J. -0,011 -0,13 0,11 0,006 -0,1 0,12

A lleinerzieh. m. jüngst. K. ab 3 J. -0,078 ** -0,12 -0,04 -0,065 ** -0,11 -0,03 -0,076 -0,17 0,01 -0,056 -0,14 0,03

M it P artner und o hne Kind Ref. Ref. Ref. Ref.

M it P artner und  jüngst. K. u. 3 J. 0,01 -0,09 0,11 0,025 -0,08 0,13 -0,029 -0,12 0,06 -0,035 -0,12 0,06

M it P artner und  jüngst. K. ab 3 J. -0,005 -0,05 0,04 -0,002 -0,05 0,05 -0,065 * -0,12 -0,01 -0,066 * -0,12 -0,02

Erw erbstätiger Part. im  HH
nein Ref. Ref. Ref. Ref.

ja 0,078 ** 0,03 0,13 0,064 * 0,02 0,11 0,085 * 0,03 0,14 0,05 -0,01 0,11

Anzahl enger Freunde
keine Freunde Ref. Ref. Ref. Ref.

1 bis 8 Freunde 0,01 -0,02 0,04 0,01 -0,02 0,04 0,008 -0,03 0,04 -0,001 -0,04 0,03

9 und mehr Freunde 0,016 -0,02 0,05 0,01 -0,02 0,04 0,017 -0,02 0,06 0,009 -0,03 0,05

Selbstw irksam keit
niedrig Ref. Ref. Ref. Ref.

mittel 0,049 *** 0,03 0,07 0,044 ** 0,02 0,07 0,074 *** 0,04 0,1 0,071 *** 0,04 0,1

ho ch 0,062 *** 0,04 0,09 0,055 *** 0,03 0,08 0,119 *** 0,09 0,15 0,113 *** 0,08 0,14

Rollenbild
modern Ref. Ref.

ko nservativ -0,017 -0,04 0 -0,014 -0,04 0,01

Wohnregion
alte B undesländer

neue B undesländer -0,022 -0,05 0 -0,014 -0,04 0,01 -0,029 -0,06 0 -0,025 -0,05 0

Veränd. in der reg. ALQ -0,002 + 0 0 -0,002 + 0 0 -0,001 0 0 -0,001 0 0

Dauer zw . den Interv. 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

Modell 1 Modell 2 Modell 1 Modell 2
Frauen Männer

90%-KI 90%-KI 90%-KI 90%-KI
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Koef. Koef. Koef. Koef.
Geburt eines Kindes
nein Ref. Ref.

ja -0,054 -0,13 0,02 0,008 -0,13 0,14

Auszug eines Kindes
nein Ref. Ref.

ja -0,021 -0,07 0,02 -0,072 -0,15 0,01

Neuer Partner eingez.
nein Ref. Ref.

ja 0,193 *** 0,1 0,29 0,09 -0,02 0,2

Partner ausgezogen
nein Ref. Ref.

ja 0,166 + 0,01 0,32 0,206 * 0,05 0,37

Erwerbsaufnahme
nein Ref. Ref.

ja 0,169 *** 0,13 0,21 0,192 *** 0,14 0,24

Erwerbsaufnahme d. Part.
nein Ref. Ref.

ja 0,121 ** 0,05 0,2 0,18 *** 0,09 0,27

Aufnahme v. Rentenzahl.
nein Ref. Ref.

ja 0,106 * 0,03 0,18 0,019 -0,05 0,08

Konstante 0,235 *** 0,18 0,3 0,179 *** 0,12 0,24 0,237 *** 0,17 0,3 0,176 *** 0,11 0,24

Stichprobengröße 3520 3516 2520 2518

Korrigiertes R-Quadrat 0,071 0,099 0,059 0,090

90%-KI 90%-KI 90%-KI 90%-KI

Frauen Männer
Modell 1 Modell 2 Modell 1 Modell 2

 
Nach dem Lebensstandardkonzept zeigt sich ein negativer Effekt auf die Aufstiegsmobilität 
von Frauen mit einem indirekten und Männern mit direktem Migrationshintergrund (jeweils -
5 Prozentpunkte). Wie bei den Aufstiegen aus dem ALG-II-Leistungsbezug, lässt sich ein 
positiver Effekt höherer Bildung und eines guten Gesundheitszustandes erkennen. Betrachtet 
man den Haushaltskontext, haben Frauen ohne Partner (alleinstehende Frauen -6 Prozent-
punkte und Alleinerziehende mit Kindern im Alter von 3 Jahren und älter -8 Prozentpunkte) 
im Vergleich zu Frauen in Partnerschaften ohne Kinder geringere Aufstiegswahrscheinlich-
keiten. Bei den Männern weisen vor allem Alleinstehende (-6 Prozentpunkte) und Männer in 
Partnerschaften mit Kindern ab 3 Jahren (-7 Prozentpunkte) niedrige Austrittswahrscheinlich-
keiten auf.  Bei der Erwerbstätigkeit zeigt sich das gewohnte Bild. Personen mit Arbeits-
marktnähe haben eine höhere Aufstiegswahrscheinlichkeit als Arbeitslose oder Nichterwerbs-
personen. Und auch ein erwerbstätiger Partner im Haushalt erhöht die Wahrscheinlichkeit 
eines Aufstieges aus einem niedrigen Lebensstandard (5 bzw. 9 Prozentpunkte). 

Bei den individuellen Einstellungen hat die Selbstwirksamkeit einen ganz deutlichen 
Effekt auf die Aufwärtsmobilität. Bei Männern und Frauen kommt es mit steigender Selbst-
wirksamkeit zu höheren Austrittswahrscheinlichkeiten. Im Vergleich zu einer geringen 
Selbstwirksamkeit steigert eine mittlere Selbstwirksamkeit die Wahrscheinlichkeit eines Auf-
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stieges um 5  bzw.7 Prozentpunkte, eine hohe Selbstwirksamkeit sogar um 6  bzw. 12 Pro-
zentpunkte.  

Auch hier haben die Ereignisse im Lebensverlauf eine Wirkung. Es ist wieder der bei 
Frauen positive Effekt eines neuen Partners zu erkennen (19 Prozentpunkte). Und vor allem 
die eigene Erwerbsaufnahme (17 bzw. 20 Prozentpunkte) oder die des Partners (12 bzw. 18 
Prozentpunkte) haben eine aufstiegssteigernde Wirkung. Die Aufnahme von Rentenzahlungen 
zeigt bei den Frauen einen positiven Effekt (11 Prozentpunkte). 

Bei Personen mit einem niedrigen Lebensstandard konnten viele vergleichbare Ein-
flussfaktoren auf die Aufwärtsmobilität festgestellt werden wie bei Personen im Leistungsbe-
zug. Auch hier spielen die Bildung und der Gesundheitszustand eine entscheidende Rolle so-
wohl für das Risiko, einen niedrigen Lebensstandard aufzuweisen als auch für die Wahr-
scheinlichkeit eines Aufstiegs daraus. Auch in Bezug auf den Lebensstandard ist die Aufnah-
me einer Erwerbstätigkeit das effektivste Mittel, um die Aufwärtsmobilität zu erhöhen. Eine 
Besonderheit bei Aufstiegen aus einem niedrigen Lebensstandard stellt der Einfluss der 
Selbstwirksamkeit einer Person dar. Personen mit höherer Selbstwirksamkeit weisen deutlich 
bessere Chancen für eine Steigerung des Lebensstandards auf. Bei den Aufstiegen aus einem 
niedrigen Lebensstandard zeigt sich durch die Aufnahme der Ereignisse im Lebensverlauf 
(zweites Modell), anders als bei den Aufstiegen aus dem Leistungsbezug, ein nur geringer 
Zugewinn an Varianzaufklärung der abhängigen Variablen. Dies ist dadurch zu erklären, dass 
sich der Lebensstandard langsamer an Veränderungen anpasst als die zur Verfügung stehen-
den Ressourcen. 

6.4.9. Teilhabeempfinden und Lebenszufriedenheit 

Abschließend wird der Zusammenhang mit dem Teilhabeempfinden auch für die Armutsana-
lysen nach dem Lebensstandardkonzept untersucht. Zunächst wird in Tabelle 18 ein Blick auf  
die Mittelwerte in den beiden Variablen Teilhabeempfinden und Lebenszufriedenheit gewor-
fen. 

 
Tabelle 18: Mittleres Teilhabeempfinden und Lebenszufriedenheit in der Population mit 
niedrigem Lebensstandard  

arithm. Mittel arithm. Mittel

Teilhabe
Gesamt 7,7 7,6 - 7,8 7,6 7,5 - 7,7
Niedr. LS-Population 6,4 6,3 - 6,5 6,2 6,1 - 6,3

Lebenszufriedenheit
Gesamt 7,2 7,1 - 7,3 7,3 7,2 - 7,4
Niedr. LS-Population 5,7 5,6 - 5,8 6,0 5,9 - 6,1

Männer Frauen
90%- KI 90%- KI
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Personen mit niedrigem Lebensstandard weisen ein Teilhabeempfinden und eine Lebenszu-
friedenheit auf, die unter dem Durchschnitt der Gesamtbevölkerung liegen. In Abbildung 96 
wird die Veränderung im Teilhabeempfinden und in der Lebenszufriedenheit für Personen, 
die einen niedrigen Lebensstandard verlassen konnten, und Personen, die weiterhin einen 
niedrigen Lebensstandard aufweisen, dargestellt. 

 
 

Abbildung 96: Teilhabeempfinden und Lebenszufriedenheit nach Aufstieg aus einem 
niedrigen Lebensstandard 
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Bei den Aufsteigern aus einem niedrigen Lebensstandard ist, im Vergleich zu Verbleibern in 
einem niedrigen Lebensstandard, häufiger eine positive und seltener eine negative Entwick-
lung der Lebenszufriedenheit und des Teilhabeempfinden zu beobachten. Dies trifft auch auf 
große Aufstiege zu. 

Die Veränderungen im Teilhabeempfinden und der Lebenszufriedenheit bei Aufnahme 
einer Erwerbstätigkeit zeigt Abbildung 97. 

 
 

Abbildung 97: Veränderung des Teilhabeempfindens und der Lebenszufriedenheit nach 
Aufstieg aus einem niedrigen Lebensstandard durch Erwerbsaufnahme 
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Für die Aufsteiger bei Erwerbsaufnahme sind ein höherer Anteil von positiven Veränderun-
gen beim Teilhabeempfinden und ein geringerer Anteil an negativen Veränderungen beim 
Teilhabeempfinden und bei der Lebenszufriedenheit zu erkennen. Dies zeigt, dass nicht nur 
die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit selbst, sondern auch positive Veränderungen im Lebens-
standard Einfluss auch das Teilhabeempfinden und die Lebenszufriedenheit nimmt. Die Er-
gebnisse sind allerdings mit großen Unsicherheiten behaftet. 

6.5. Zusammenfassung und Empfehlungen 

In diesem Abschnitt wurde untersucht, unter welchen Umständen Personen im mittleren und 
höheren Erwerbsalter, die sich in einer niedrigen sozialen Position befinden, der Aufstieg ge-
lingt. Dabei wurden drei Konzepte zur Messung der sozialen Position diskutiert: Ein geringes 
Einkommen, der Bezug von Transfereinkommen und ein geringer Lebensstandard. Für jedes 
der Konzepte können die sozialen Aufstiege dabei unter zwei Gesichtspunkten betrachtet 
werden. 

Aus einer ressourcenbezogenen Perspektive betrachtet man die persönlichen Ressour-
cen, das Humankapital der Personen, in ungünstigen sozialen Positionen. In diesem Zusam-
menhang zeigt sich, dass insbesondere eine hohe Bildung und eine gute Gesundheit Schlüssel 
für soziale Aufstiege sind. Ein Migrationshintergrund hat nur dann einen negativen Effekt auf 
die Aufstiegschancen, wenn Sprachdefizite – hier gemessen durch die Sprache im Haushalt – 
bestehen. Zudem haben Personen, die bereits eine lange Vorgeschichte im Bezug von Sozial-
leistungen aufweisen, besonders schlechte Aufstiegschancen. 

Aus einer ereignisbezogenen Perspektive stehen diejenigen Ereignisse im Vorder-
grund, die Aufstiege aus Armut begünstigen. Wir konnten zeigen, dass die Aufnahme einer 
Erwerbstätigkeit der häufigste Aufstiegsgrund ist. Im Falle von Geringqualifizierten reicht 
jedoch selbst eine Erwerbsaufnahme nicht immer aus, um einen sozialen Aufstieg zu errei-
chen. Insbesondere für Frauen sind daneben auch die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit durch 
den Partner und der Einzug eines neuen Partners wesentliche Schlüssel zu Aufstiegen aus 
Armut. Im höheren Erwerbsalter, in dem Erwerbsaufnahmen seltener werden, kann schließ-
lich auch das Einsetzen von Rentenzahlungen Aufstiege verursachen. 

Der Haushaltskontext spielt eine bedeutende Rolle: Die Existenz eines Partners erhöht 
insgesamt die Aufstiegschancen, da sie einen zusätzlichen Aufstiegsweg (über die Er-
werbsaufnahme des Partners) eröffnet. Andererseits steigen durch das Vorhandensein eines 
Partners auch die Bedarfe, so dass häufiger, trotz der Aufnahme einer Erwerbstätigkeit, kein 
sozialer Aufstieg gelingt. 

Ein starkes Hindernis für soziale Aufstiege sind Kinder, da sie zusätzliche Bedarfe ge-
nerieren ohne in gleichem Maße zum Haushaltseinkommen beizutragen, und da sie zusätzlich 
Ressourcen im Haushalten binden, die dann nicht auf dem Arbeitsmarkt zur Verfügung ge-
stellt werden können. Insbesondere bei Alleinerziehenden, bei denen es sich fast ausschließ-
lich um Frauen handelt, führt das dazu, dass soziale Aufstiege extrem selten sind: Kein ande-
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res untersuchtes Risiko hemmt Aufstiege so sehr wie die Tatsache, alleinerziehend zu sein. 
Alleinerziehende zeigen die geringste Aufwärtsmobilität. 

Die Befunde zur Aufwärtsmobilität unterscheiden sich nur graduell zwischen den drei 
untersuchten Konzepten. Der Lebensstandard scheint insgesamt am wenigsten stark durch 
kurzfristige Ereignisse beeinflusst zu sein. Er zeigt häufig trotz veränderter Einkommenssitua-
tion eine Persistenz. Insbesondere wenn Schulden vorliegen führt eine verbesserte Einkom-
mensposition häufig nicht zu einer Erhöhung des Lebensstandards, während umgekehrt Er-
sparnisse zu einer Persistenz des gesicherten Lebensstandards trotz geringen Einkommens 
führen.  

Für Einstellungen, Netzwerke und Aktivitäten im sozialen Nahraum können dagegen 
keine starken Effekte nachgewiesen werden. Eine Ausnahme ist, in Bezug auf den Lebens-
standard, die Selbstwirksamkeit: Personen, die in hohem Maße überzeugt sind, selbst für ihr 
Schicksal verantwortlich zu sein, gelingt es eher einen geringen Lebensstandard zu überwin-
den. 

Die hier verwendeten Daten sind nicht geeignet, die Wirkung von räumlich oder zeit-
lich begrenzten Interventionen, wie beispielsweise Maßnahmen der Bundesagentur für Arbeit, 
zu messen. Hierfür haben wir die Befunde aus der Literatur zusammen getragen, die zeigen, 
dass sich die Teilnahme an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen im SGB II sich überwiegend 
positiv auf die individuellen Arbeitsmarktchancen der Geförderten auswirkt und so auch die 
Chancen, den Bezug zu verlassen, erhöht. 

 
Empfehlungen für die Politik 
Will man verhindern, dass sich armutsnahe Lagen verfestigen, so gilt es die aufgezeigten 
Hemmnisse zu beseitigen oder in ihrer Wirkungsweise zu beeinflussen.  

Eine wesentliche Ressource ist Bildung. Mit geringer Bildung erhöht sich zunächst das 
Risiko, überhaupt in Armut zu geraten (vgl. Kapitel 5). Zudem verringert eine geringe Quali-
fikation die Chance, aus Armut heraus eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen. Schließlich führt 
eine geringe Qualifikation in vielen Fällen dazu, dass selbst dann, wenn eine Erwerbstätigkeit 
aufgenommen wird, kein sozialer Aufstieg gelingt. Als besonders fatal erweist es sich, wenn 
Personen über keinen allgemeinbildenden oder berufsbildenden Abschluss verfügen. Politi-
sches Ziel muss es sein, dass möglichst wenige Personen in eine solche Lage geraten. Kapitel 
3 gibt Hinweise, wie dieses Ziel erreicht werden kann. Eine detaillierte Evaluation darüber, 
welche Maßnahmen dazu geeignet sind, den Anteil Jugendlicher, die das Bildungssystem oh-
ne Abschluss verlassen, zu reduzieren, übersteigt die Möglichkeiten dieses Gutachtens. Wir 
empfehlen verstärkte Forschungsbemühungen zur Beurteilung der Auswirkungen von ver-
schiedenen Aspekten des Bildungssystems (z.B. frühkindliche Förderung, Ganztagsschulen, 
Gesamtschulen, Alter des Übergangs in weiterführende Schulen) auf den Anteil derjenigen, 
die weder einen allgemeinbildenden oder berufsbildenden Abschluss erwerben. Dabei sind 
Kinder aus benachteiligten Verhältnissen, (z.B. Kinder aus Familien Grundsicherungsbezug, 
Kinder aus bildungsfernen Schichten, Kinder mit Migrationshintergrund), die derzeit ein be-
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sonders hohes Risiko aufweisen, keinen Abschluss zu erwerben (Kapitel 3), besonders zu 
berücksichtigen. Mit dem nationalen Bildungspanel (http://www.uni-bamberg.de/neps/) wird 
derzeit eine umfangreiche Datenbasis zur Beantwortung dieser Fragen aufgebaut. 

Auch eine eingeschränkte Gesundheit verhindert in vielen Fällen soziale Aufstiege. 
Diesem Einflussfaktor wird mit der schrittweisen Anhebung des Rentenalters, mit der Ab-
schaffung von Frühverrentungsmöglichkeiten und dem Eintritt von Kohorten mit perforierten 
Erwerbsverläufen ins höhere Erwerbsalter sogar eine wachsende Bedeutung zukommen: Im-
mer mehr Personen werden ihr Einkommen und ihren Lebensstandard nur dann halten kön-
nen, wenn sie bis ins hohe Erwerbsalter gesund und leistungsfähig bleiben. Dringend benötigt 
werden Forschungsergebnisse, die aufzeigen, wie sich die Arbeitswelt verändern muss, um 
eine gute Gesundheit bis ins hohe Erwerbsalter zu erhalten. Hierzu sind nach Erhebung der 
zweiten Welle erste Ergebnisse aus der lidA-Studie (http://www.gesundheitsforschung-
bmbf.de/de/2101.php#lidA, http://www.arbeit.uni-wuppertal.de/) zu erwarten.  

Zudem bedarf es aller Bemühungen, um die Aufstiegsmöglichkeiten von Haushalten 
mit Kindern, und insbesondere von Alleinerziehenden zu erhöhen. Auf der Kostenseite wurde 
hier bereits in der Vergangenheit viel getan: Das Kindergeld wurde erhöht, der Kinderzu-
schlag sichert Personen, deren Haushalte nur aufgrund der Bedarfe ihrer Kinder bedürftig 
sind, einen Weg aus dem Grundsicherungsbezug. Welchen zusätzlichen Beitrag kostenlose 
Leistungen, wie sie im Bildungs- und Teilhabepaket angeboten werden, leisten, ist derzeit 
noch nicht bekannt. Kostenseitige Maßnahmen allein sind dabei jedoch höchstens in der Lage, 
arme Haushalte mit Kindern marginal über die Armutsgrenze zu heben. Weite und dauerhafte 
Aufstiege erfordern in der Regel eine Verbesserung der Erwerbssituation. Besonders brem-
send auf soziale Aufstiege wirken sich Kinder auf erwerbsbedingte Aufstiege insbesondere 
von Frauen, und im stärksten Maße von Alleinerziehenden aus. Die höheren Übergangsraten 
in Erwerbstätigkeit bei Frauen mit Kindern in den neuen Bundesländern können als Hinweis 
interpretiert werden, dass insbesondere eine Ausweitung von Kinderbetreuungsmöglichkeiten 
geeignet sein dürfte, Eltern eine verbesserte Erwerbsintegration und damit den Sprung aus 
Armut oder Transferleistungsbezug zu ermöglichen. 

In Paarhaushalten zeigt es sich, dass Frauen immer noch stärker als Männer auf die 
Aufnahme einer Erwerbstätigkeit durch den Partner als Weg aus Armut vertrauen. Da Frauen 
auch in Paarhaushalten in niedriger sozialer Position formal nicht geringer qualifiziert sind als 
ihre männlichen Partner, lässt der Befund insbesondere in Haushalten mit Transferleistungs-
bezug ein noch nicht genutztes Aktivierungspotential vermuten. Grundsätzlich sind in Be-
darfsgemeinschaften nach dem SGB II alle erwerbsfähigen Mitglieder verpflichtet, eine Er-
werbstätigkeit aufzunehmen, wenn nicht Gründe nach §10 SGB II entgegenstehen, die eine 
Erwerbsaufnahme unzumutbar machen. Dennoch finden wir auch in jungen Paarhaushalten 
ohne Kinder eine Präferenz für die Erwerbsaufnahme durch den Mann. 
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6.6.  Anhang: Variablenbeschreibung 

 

Beim Alter wird in die beiden Gruppen 30 bis 49 Jahre und 50 bis 64 beim institutionellen 

Ansatz bzw. 50 bis 79 Jahre beim Lebensstandardansatz unterteilt. Der Unterschied in der 

älteren Gruppe ergibt sich daraus, dass Personen nur bis zum 65. Lebensjahr berechtigt sind, 

ALG II zu beziehen. 

 

Bei der Bildung wird zwischen Personen unterschieden, die keinen Abschluss, einen allge-

meinbildenden Schulabschluss, eine berufliche Ausbildung oder einen (Fach-) Hochschulab-

schluss besitzen. Bei manchen Analysen werden die unteren beiden Kategorie aus Fallzahl-

gründen zusammengefasst. 

 

Beim Migrationshintergrund wird zwischen Personen unterschieden, die keinen Migrations-

hintergrund aufweisen, die nach Deutschland zugewandert sind oder deren Eltern oder Groß-

eltern zugewandert sind. Personen, die selbst oder deren Eltern oder Großeltern aus einen 

westeuropäischen Land zugewandert sind, werden nicht wie Personen mit Migrationshin-

tergrund behandelt. 

 

Beim Haushaltstyp wird in Haushalte mit Kindern zunächst nach dem Alter des jüngsten 

Kindes unterschieden. Diese Unterscheidung wird in den manchen Analysen aufgrund der 

Fallzahl nicht mehr vorgenommen. 

 

Beim Gesundheitsstatus wird die subjektive Einschätzung des Gesundheitszustandes in den 

letzten vier Wochen die in den fünf Kategorien „sehr schlecht“, „schlecht“, „zufriedenstel-

lend“, „gut“ und „sehr gut“ zu den beiden Kategorien „zufriedenstellend bis sehr gut“ und 

„schlecht bis sehr schlecht“ zusammengefasst. 

 

Der aktuelle Erwerbsstatus unterteilt die Personen in die drei Kategorien „Erwerbstätig“, 

„Arbeitslos“ und „Nichterwerbsperson“. Nichterwerbspersonen sind hier Personen, die im 

Erwerbsstatus Rentner, Pensionär, im Vorruhestand oder Hausfrau/mann angegeben haben. 

 

Die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit beinhalten Neueinstige in Erwerbstätigkeit mit einem 

Bruttoerwerbseinkommen von mindestens 800 Euro und Veränderungen des Bruttoer-
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werbseinkommens über 800 Euro mit einem Anstieg von mehr als 10% gegenüber dem Vor-

jahreswert. 

 

Die Informationen zum Partner im Haushalt sind in die Kategorien „Partner im Haushalt in 

zwei aufeinanderfolgenden Wellen vorhanden“, „Partner im Haushalt in keiner von zwei auf-

einander folgenden Wellen vorhanden“, „Partner ausgezogen“ und “Partner zugezogen“ zu-

sammengefasst. Partnerwechsel zwischen den Wellen wurden nicht berücksichtigt. 

 

Bei der Rente wird die Aufnahme von Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung (Al-

ters-, Witwen- oder Erwerbsunfähigkeitsrente oder eine entsprechende staatliche Pension) 

sowie von Leistungen der privaten oder betrieblichen Rentenversicherungen berücksichtigt. 

 

Bei den Netzwerken werden Personen mit 1 bis 8 Freunden der Kategorie „wenige Freunde“ 

und Personen mit neun und mehr Freunden der Kategorie „viele Freunde“ zugeordnet. Perso-

nen die keine Freunde angegeben haben werden der Kategorie „keine Freunde“ zugeordnet. 

 

Bei der Selbstwirksamkeit wird ein Index aus 5 Fragen gebildet. Dieser Index wird in drei 

gleichgroße Gruppen unterteilt. Die fünf Fragen zur Selbstwirksamkeit lauten: Wenn einmal 

unerwartet Schwierigkeiten oder Probleme auftauchen, kann man ja sehr unterschiedlich da-

mit umgehen. Wir haben hier ein paar Meinungen zu diesem Thema zusammengestellt. Sagen 

Sie mir bitte, ob diese für Sie „Voll und ganz zutreffen“, „Eher zutreffen“, „Eher nicht zutref-

fen“ oder „Überhaupt nicht zutreffen“. 1. Für jedes Problem habe ich eine Lösung. 2. Auch 

bei überraschenden Ereignissen glaube ich, dass ich gut damit zurecht kommen werde. 3. Es 

bereitet mir keine Schwierigkeiten, meine Ziele zu verwirklichen. 4. In unerwarteten Situatio-

nen weiß ich immer, wie ich mich verhalten soll. 5. Die Lösung schwieriger Probleme gelingt 

mir immer, wenn ich mich darum bemühe. 

 

Die Mitgliedschaft in einer Organisation gibt an, ob eine Person einer Gewerkschaft, einer 

Partei, einer Kirchengemeinde, einem Sportverein oder einer sonstigen Organisation angehört. 

Falls einer dieser Punkte zutrifft, wird die Person als aktiv eingestuft. 

 

Die Arbeitsmotivation wird in intrinsische und extrinsische unterschieden und anhand von 

vier Fragen generiert. Der daraus gebildete Index wird in jeweils zwei gleichgroße Gruppen 

unterteilt. Die Fragen zur Arbeitsmotivation sind nur in Welle 1 und 3 enthalten. Die Fragen 
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zur Arbeitsmotivation lauten: Inwieweit stimmen Sie folgenden Meinungen über Arbeit zu? 

Denken Sie dabei bitte ganz allgemein an berufliche Arbeit. Sagen Sie mir bitte, ob Sie diesen 

Meinungen „Voll und ganz zustimmen“, „Eher zustimmen“, „Eher nicht zustimmen’ oder 

„Überhaupt nicht zustimmen“. 1. Arbeit ist nur ein Mittel, um Geld zu verdienen. 2. Arbeit zu 

haben ist das Wichtigste im Leben. 3. Arbeit ist wichtig, weil sie einem das Gefühl gibt, da-

zuzugehören. 4. Ich würde auch dann gerne arbeiten, wenn ich das Geld nicht brauchen wür-

de. 

 

Das Rollenbild der Geschlechter wird anhand von vier Fragen generiert.  Der daraus gebilde-

te Index wird in jeweils zwei gleichgroße Gruppen unterteilt. Die Fragen zum Rollenbild lau-

ten: Ich lese Ihnen jetzt einige Meinungen zum Verhältnis von Familie und Beruf vor. Sagen 

Sie mir bitte, ob Sie diesen Meinungen „Voll und ganz zustimmen“, „Eher zustimmen“, „Eher 

nicht zustimmen’ oder „Überhaupt nicht zustimmen“. 1. Eine Frau sollte dazu bereit sein, ihre 

Arbeitszeit zu verringern, um mehr Zeit für ihre Familie zu haben. 2. Einen Beruf zu haben, 

ist ja ganz schön, aber das, was die meisten Frauen wirklich wollen, sind ein Heim und Kin-

der. 3. Eine berufstätige Mutter kann ein genauso herzliches Verhältnis zu ihren Kindern fin-

den, wie eine Mutter, die nicht erwerbstätig ist. 4. Die Aufgabe des Ehemannes ist es, Geld zu 

verdienen, die der Ehefrau, sich um den Haushalt und die Familie zu kümmern. 

 

Die Wohnregion unterscheidet zwischen den neuen Bundesländern und den alten Bundeslän-

dern. 

 

Die Veränderung in der regionalen Arbeitslosenquote gibt Auskunft über eine Verbesserung 

oder eine Verschlechterung zum Vorjahreswert und berücksichtigt dabei die generelle Ten-

denz. 

 

Bei den multivariaten Modellen wird zusätzlich die Dauer zwischen den beiden Interviews 

berücksichtigt, da mit größer werdendem Zeitraum die Übergangswahrscheinlichkeit wächst. 

 

 



 217

7. Einordnung in intergenerationale Perspektive  

7.1.  Einleitung 

Die vorangegangen Analysen haben Lebensphasen-spezifische Übergänge und die 
damit verbundenen Armutsrisiken in dynamischer Perspektive betrachtet. Je nach Lebenspha-
se standen unterschiedliche Ausprägungen von Armut bzw. Armutsgefährdung im Mittel-
punkt, etwa Bildungsbeteiligung, soziale Teilhabe, finanzielle Armut oder materielle Depriva-
tion. Wie die Ergebnisse für spätere Lebensphasen zeigen konnten, haben erfolgreiche oder 
verpasste Übergänge in jüngeren Jahren auch einen Einfluss auf die Armutsdynamiken im 
späteren Lebensalter, d.h. die Ergebnisse aus den einzelnen Lebensabschnitten geben einen 
starken Hinweis darauf, dass sich die Armutsrisiken über den Lebensverlauf hinweg kumulie-
ren. Diese einzelnen Effekte früherer Armutsgefährdungen konnten in den jeweiligen Kapi-
teln zum Übergang in den Arbeitsmarkt sowie in den Analysen für das mittlere und spätere 
Lebensalter gezeigt werden. In dem folgenden Kapitel soll es darum gehen, eine Gesamtsicht 
auf Armutsdynamiken im Generationenvergleich zu erstellen. Welche Chancen haben Kinder 
aus armutsgefährdeten Haushalten, später in ihrem eigenen Lebensverlauf dem Armutsrisiko 
zu entkommen? Wie groß ist das Risiko, dass sich Armut über die Generationen hinweg ver-
festigt? Wie gefährdet sind Kinder aus nicht-armutsgefährdeten Familien, selbst in armutsge-
fährdete Situationen zu geraten? Und wie haben sich diese Chancen und Risiken in Deutsch-
land über die letzten Jahrzehnte hinweg entwickelt, welche Trends sind für die kommenden 
Jahre zu erwarten?  

Um diese Fragen möglichst zuverlässig beantworten zu können, sind möglichst viele 
umfangreiche und über die Zeit vergleichbare Datensätze notwendig. Der folgende Abschnitt 
stellt die methodische Herangehensweise an die Fragestellungen dar und beschreibt, warum 
insbesondere ungelernte Arbeiter ein erhöhtes Armutsrisiko haben. Entsprechend werden im 
ersten inhaltlichen Unterkapitel wird untersucht, aus welchen Familien Personen kommen, die 
heute ungelernte Arbeiter sind, und was aus den Personen wird, die in ungelernte Arbeiter-
haushalte hineingeboren wurden. Die Trends für diese Personengruppen werden mit den all-
gemeinen Trends in der Bevölkerung verglichen. Das zweite inhaltliche Unterkapitel geht 
über die Beschreibung von tatsächlich stattgefundenen Auf- oder Abstiegen zwischen den 
Generationen hinaus, indem sie die unterschiedlichen Rahmenbedingungen in den jeweiligen 
Generationen berücksichtigt. Dadurch ist es möglich, die jeweiligen Chancen und Risiken von 
ungelernten Arbeitern relativ zu den nicht-armutsgefährdeten Mitgliedern in der Gesellschaft 
zu analysieren. Auch hier erfolgt eine Einordnung dieser Befunde in die allgemeinen Befunde 
für Auf- und Abstiege in der Gesellschaft. Denkbar ist, dass sich die Chancen und Risiken für 
Auf- und Abstiege in der Gesellschaft insgesamt erhöhen, der untere Rand jedoch zunehmend 
mit sich verfestigenden Strukturen zu kämpfen hat. Im letzten Unterkapitel werden die Be-
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funde in die nationale und internationale Literatur eingeordnet und noch einmal auf mögliche 
Ursachen verwiesen.  

 

7.2.  Methodisches Vorgehen, Einteilung in soziale Klassen 

Für die vorliegenden Fragestellungen zur intergenerationalen Weitergabe von Armutsrisiken 
wäre es wünschenswert, über große Datensätze zu verfügen, in denen die materielle Situation 
(d.h. in erster Linie die Einkommenssituation) von zwei Generationen zu einem vergleichba-
ren Zeitpunkt enthalten ist, also beispielsweise die Einkommenssituation des Haushalts einer 
Person im mittleren Erwachsenenalter und gleichzeitig die Einkommenssituation des Haus-
halts der Eltern dieser Person zu einem Zeitpunkt, als die Eltern im mittleren Erwachsenenal-
ter waren. Solche Daten existieren für Deutschland nur mit sehr geringen Fallzahlen (max. 
1000 Befragte, vgl. Schnitzlein 2008, Blanden 2005), und diese Daten (etwa das SOEP) er-
lauben momentan noch keine Aussagen über zeitliche Einwicklungen. Daher werden für die 
folgenden Analysen statt Einkommensangaben berufliche Informationen über die beiden Ge-
nerationen verwendet. Solche Daten liegen mit ausreichend großer Fallzahl vor, sie sind hin-
sichtlich der Zuverlässigkeit der Angaben den Einkommensangaben überlegen, und berufliche 
Informationen erweisen sich aufgrund von Einkommensschwankungen mitunter als besserer 
Indikator für „permanentes Einkommen“ als die Verwendung von tatsächlichen Einkom-
mensangaben für nur einige wenige Jahre. 

Die beruflichen Informationen werden in eine international weit verbreitete Klassifika-
tion überführt (soziale Klassen nach Erikson/Goldthorpe 1992), mit der es möglich ist, sowohl 
Entwicklungen über die Zeit als auch Unterschiede zu anderen Ländern zu identifizieren.52 In 
der häufig verwendeten 7-Klassen-Version des Klassenschemas werden folgende Klassenpo-
sitionen unterschieden (vgl. Pollak 2010): Die erste Klassenposition bilden leitende Angestell-
te, höhere Beamte/innen und Selbstständige in freien Berufen (z.B. Rechtsanwälte/innen, Ärz-
te/innen) und Unternehmer mit mehr als 50 Beschäftigten ein. Es folgen (hoch) qualifizierte 
Angestellte (z.B. Verwaltungsbedienstete, Grundschullehrer/innen) und gehobene Beam-
te/innen als zweite Gruppe sowie mittlere Angestellte (z.B. Sekretäre/innen, einfache Verwal-
tungsbedienstete) als dritte Gruppe. Selbstständige in Handel, Gewerbe, Industrie und Dienst-
leistungen mit bis zu 49 Mitarbeiter/innen bilden die vierte Gruppe. Die heute nur noch kleine 
Gruppe von Landwirten/innen wird in der fünften Gruppe zusammengefasst. Facharbei-
ter/innen und Meister/innen im Arbeiter- und Angestelltenverhältnis sind in der sechsten 
Gruppe aufgeführt. Die letzte Gruppe besteht aus un- und angelernte Arbeiter/innen einerseits 
und aus Angestellten mit einfachen Routinetätigkeiten andererseits. Tabelle 19 zeigt die sie-
ben Gruppen noch einmal im Überblick. Für eine einfachere sprachliche Darstellung werden 

                                                 
52 Zur Bestimmung der Klassenposition wurden die selbst eingeordnete berufliche Stellung sowie der Beruf 
selbst verwendet. Ist jemand aktuell nicht erwerbstätig, so wird die zuletzt ausgeübte berufliche Tätigkeit ver-
wendet, soweit diese in den Daten vorliegt. Personen, die nie erwerbstätig waren, werden in dieser Analyse nicht 
berücksichtigt. 
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im Folgenden die fett gedruckten Namen als Synonyme für die jeweilige Klassenposition 
verwendet. Die sieben Gruppen sind nur bedingt hierarchisch angeordnet. Die Gruppe der 
leitenden Angestellten haben die höchste Position, es folgt die Gruppe der (hoch) qualifizier-
ten Angestellten. Die Gruppe der ungelernten Arbeiter bildet die unterste Hierarchiestufe. 
Zwischen den verbleibenden Gruppen (mittlere Angestellte, Selbstständige, Landwirte und 
Facharbeiter) ist es mitunter schwierig, eine eindeutige Hierarchie festzulegen. Sie werden 
daher auf einer gemeinsamen Hierarchiestufe angesiedelt. Die sieben Gruppen sind folglich in 
vier Hierarchiestufen aufgeteilt, die durch die dünnen Linien in der Tabelle noch einmal 
kenntlich gemacht werden.  

Die Einteilungen in sieben Gruppen dienen als Maß für die Position der jeweiligen 
Generation. Leider liegen für die Bestimmung der Position des Elternhauses in den meisten 
verwendeten Datensätzen nur Informationen zum Vater vor, die Angaben zur Mutter wurden 
insbesondere in den älteren Datensätzen nicht erhoben. Um die Angaben über die Zeit mög-
lichst vergleichbar zu halten, wird daher für die folgenden Analysen stets die Position des 
Vaters als Maß für die elterliche Position verwendet.53 

 
Tabelle 19: Einteilung der Gesellschaft in sieben Klassenpositionen (in Anlehnung an 

Erikson/Goldthorpe 1992)  

Leitende Angestellte, höhere Beamte/innen, freie Berufe (z.B. Rechtsanwälte/innen, Ärz-
te/innen), Selbstständige in Handel, Gewerbe, Industrie und Dienstleistung mit 50 und mehr 
Mitarbeitern/innen 

(Hoch-)qualifizierte Angestellte und gehobene Beamte/innen (z.B. höhere Verwaltungsbe-
dienstete, Grundschullehrer/innen) 

Mittlere Angestellte (z.B. Sekretäre/innen, einfache Verwaltungsbedienstete); Beamte/inne im 
mittleren Dienst 

Selbstständige in Handel, Gewerbe, Industrie und Dienstleistung mit bis zu 49 Mitarbeitern 

Landwirte/Landwirtinnen 

Facharbeiter/innen und Meister/innen im Arbeiter- oder Angestelltenverhältnis 

Ungelernte Arbeiter/innen, angelernte Arbeiter/innen und Angestellte mit einfachen Routinetä-
tigkeiten 

 

                                                 
53 Die Analysen beschränken sich auf Personen, die zwischen 30 und 64 Jahre alt sind. Aus Vergleichbarkeits-
gründen der Daten können für die Analysen zur sozialen Mobilität nur Personen mit deutscher Staatsangehörig-
keit untersucht werden. Da für die neuen Bundesländer erst ab 1990 Daten aus Bevölkerungsumfragen vorliegen, 
können für den ältesten Geburtsjahrgang 1920-1929 für Ostdeutsche keine verlässlichen Aussagen getroffen 
werden. 
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Die Daten für die folgenden Analysen wurden in umfangreichen Vorarbeiten aus einer 
Reihe unterschiedlicher sozialwissenschaftlicher Studien zusammengestellt, die zwischen 
1976 und 2010 in der Bundesrepublik Deutschland erhoben wurden (vgl. Pollak 2001, Mül-
ler/Pollak 2004).54 Mit diesen Daten kann man bei dem bestehenden Fokus auf das mittlere 
Erwachsenenalter (30-64 Jahre) für Westdeutschland Geburtsjahrgänge zwischen 1920 und 
1980 beobachten, für Ostdeutschland die Geburtsjahrgänge 1930-1980. 

Die folgenden Abbildungen 97a und 97b zeigen an, wie sich die Zusammensetzung 
der Klassen über die Zeit hinweg verändert hat. Dabei gilt zu berücksichtigen, dass die beo-
bachteten Geburtsjahrgänge alle im Zeitraum zwischen 1976-2010 befragt wurden. 

 
Abbildung 97a: Verteilung der Klassenpositionen nach Geburtsjahrgängen  
(für alle Befragten, 1976-2010) 
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Verteilung der Klassenpositionen

 
 
Die Gesamtbetrachtung zeigt, dass sich im Verlauf der Geburtsjahrgänge die Klassen-

zusammensetzung nur allmählich wandelt. In den ältesten Geburtsjahrgängen hatten gut 30% 
eine (hoch) qualifizierte oder leitende Position, in den jüngsten Jahrgängen sind es knapp 
40%. Dagegen nimmt der Anteil der Arbeiter und Bauern über die Zeit hinweg ab, von knapp 
50% in den ältesten Jahrgängen zu gut 40% in den jüngsten Jahrgängen. 

                                                 
54 Die Daten stammen aus den ALLBUS-Wellen 1980-2010, aus dem sozio-ökonomischen Panel (Stichproben 
A-F und H), aus der ZUMA-Standarddemographie 1976-1982, aus den deutschen Lebensverlaufstudien sowie 
aus dem International Social Justice Project und wurden in sehr aufwändigen Rekodierungen vergleichbar ge-
macht (Müller/Pollak 2004). Durch die Kombination der unterschiedlichen vergleichbaren Datenquellen ist es 
möglich, eine sehr große Fallzahl zu erreichen (ca. 17.000 Männer und 10.000 Frauen für Westdeutschland, 
jeweils ca. 5000 Männer und Frauen für Ostdeutschland). Der kompilierte Datensatz bildet die mit Abstand 
größte verfügbare Datensammlung zu sozialer Mobilität in Deutschland. 
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Abbildung 97b: Verteilung von Klassenpositionen nach Geburtsjahrgängen (getrennt 
nach Männer und Frauen sowie Ost und West, 1976-2010 bzw. 1990-2010) 
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Frauen West: Verteilung der Klassenpositionen
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Männer Ost: Verteilung der Klassenpositionen
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Frauen Ost: Verteilung der Klassenpositionen

 
 
Bei dem Vergleich zwischen Männern und Frauen sowie zwischen Ost und West fal-

len die vielfach bekannten Muster auf. Frauen haben häufiger Positionen auf mittlerer Ange-
stelltenebene und als ungelernte Arbeiterinnen, dafür findet man sie seltener in Facharbeiter-
positionen und auch seltener in leitenden Angestelltenpositionen, wobei die Frauen bei letzte-
ren den Nachteil über den Jahrgangsverlauf hinweg aufholen. Zwischen Ost und West besteht 
der große Unterschied insbesondere in den Anteilen für Facharbeiter, hier haben Ostdeutsche 
einen sehr viel höheren Anteil als Westdeutsche. 

  
Fraglich ist nun, welchen Zusammenhang es zwischen dieser Klasseneinteilung und 

einer Armutsgefährdung gibt. Auf Basis von SOEP-Vergleichsdaten für das Jahr 2009 ist es 
möglich, für die jeweiligen Klassenpositionen die dazugehörigen Anteile an Personen zu er-
rechnen, die unterhalb der Armutsgefährdungsschwelle sind (siehe Tabelle 19a). Es zeigt sich, 
dass leitende Angestellte, (hoch) qualifizierte Angestellte, mittlere Angestellte weit unter-
durchschnittlich sowie Facharbeiter und Meister unterdurchschnittlich häufig armutsgefährdet 
sind. Dagegen zeigen ungelernte Arbeiter eine weit überdurchschnittliche Armutsgefährdung 
auf, ca. 23% aller Personen in dieser Gruppe lebt unterhalb der Armutsgefährdungsschwelle. 
Die Armutsgefährdung ist bei Landwirten mit knapp 29% sogar noch etwas stärker. Betrach-
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tet man den Anteil der Klassen bei armutsgefährdeten bzw. nicht armutsgefährdeten Haushal-
ten, wird deutlich, dass die Gruppe der ungelernten Arbeiter mehr als die Hälfte der Personen 
stellt, die in armutsgefährdeten Haushalten lebt. Daher werden im Folgenden die Aufstiegs-
chancen von Personen aus solchen Familien bzw. die Abstiegsrisiken in ungelernte Arbeiter-
positionen bzw. einfachen Angestelltenpositionen genauer beleuchtet. Merkmale dieser Grup-
pe sind ein vergleichsweise geringes Bildungs- und Ausbildungsniveau, eine geringere soziale 
Teilhabe, eine sehr begrenzte Autonomie bei der Arbeit, ein geringes Berufsprestige, ein er-
höhtes statistisches Armutsrisiko, eine hohe subjektive Armut sowie ein erhöhtes Risiko für 
Arbeitslosigkeit. Es gilt in den folgenden Analysen allerdings zu berücksichtigen, dass nicht 
alle Personen in dieser Klasse unterhalb der Armutsgefährdungsschwelle leben, sondern die 
dargestellten 23%. So gesehen ist die Situation für die Gruppe insgesamt vermutlich deutlich 
besser als die Situation für diejenigen ungelernten Arbeiter und Angestellten, die unterhalb 
der Armutsgefährdungsschwelle leben.55 Da die Landwirte mittlerweile eine verschwindend 
kleine Gruppe bilden, werden diese nicht gesondert berücksichtigt. 

 
Tabelle 19a: Armutsgefährdungsquote sowie Verteilung der Klassen über nicht armuts-
gefährdete und armutsgefährdete Haushalte (Vergleichsbasis SOEP 2009), jeweils in 
Prozent, für Personen zwischen 30-64 Jahren 
 

Klasse 
Armuts-

gefährdungs-
quote56 

Anteil bei nicht 
armutsgefähr-

deten Haushalten 

Anteil bei 
armutsgefähr-

deten Haushalten

Leitende Angestellte 2.0 17.5 3.6 

(Hoch) qualifizierte Angestellte 1.8 14.1 2.5 

Mittlere Angestellte 4.8 23.3 11.8 

Selbstständige 12.4 6.4 9.0 

Landwirte 28.9 0.3 1.4 

Facharbeiter 8.5 20.4 19.0 

Ungelernte Arbeiter 22.7 18.0 52.6 

Gesamt 9.1 100.0 100.0 

 
 

                                                 
55 Ein Nachteil der Verwendung von beruflichen Positionen ist der Umgang mit nicht erwerbstätigen Personen. 
Für diese Personen werden die Informationen zur letzten beruflichen Tätigkeit herangezogen. Es kann jedoch 
sein, dass eine Person noch nie berufstätig war, entsprechend kann keine Klassenposition zugewiesen werden. 
56 Die Daten beziehen sich auf die Altersgruppe der 30-64 Jährigen und sind damit nicht mit ohne Weiteres ver-
gleichbar mit anderen Armutsgefährdungsquoten. 
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7.3.  Abstiege in und Aufstiege aus ungelernten Arbeiterpositionen 

Abstiege in ungelernte Arbeiterpositionen 
Aus welchen Familien kommen Personen, die im Untersuchungszeitraum ungelernte Arbei-
terposition innehaben und damit verstärkt einem Armutsrisiko ausgesetzt sind? Die Abbil-
dung 98 zeigt, wie sich diese Personengruppe zusammensetzt: Ein Drittel der Personen, die 
heute eine ungelernte Arbeiterposition bekleiden, kommen bereits aus ungelernten Arbeiter-
familien. Weitere 41% erleben einen Abstieg im Vergleich zu ihren Eltern von einem Fachar-
beiterhaushalt in eine ungelernte Arbeiterposition. Zusammen kommen also knapp drei Vier-
tel der heute ungelernten Arbeiter aus Arbeiterfamilien. Zusätzliche 10% kommen aus Bau-
ernfamilien. Die übrigen Klassen sind entsprechend gering vertreten. Es zeigt sich somit der 
erwartbare Befund, dass insbesondere diejenigen ungelernte Arbeiter werden, deren Eltern 
bereits ungelernte Arbeiter waren oder eine benachbarte Klassenposition innehatten.  
 
Abbildung 98: Soziale Herkunft von ungelernten Arbeiter/innen (Ost- und Westdeutsch-
land, Männer und Frauen, 1976-2010) 
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Dieses allgemeine Ergebnis zeigt sich für Männer und Frauen, und es zeigt sich für Ost- und 
Westdeutschland. Jeweils ca. 85% der heute ungelernten Arbeiter/innen kommen entweder 
selbst aus ungelernten Arbeiterhaushalten oder sie kommen aus Facharbeiter- bzw. Bauern-
familien. Zwischen Männern und Frauen und Ost und West gibt es jedoch leichte Unterschie-
de in Bezug auf diese drei Herkunftsklassen (vgl. Abbildung 99). Für westdeutsche Männer 
zeigt sich eine besonders hohe Selbstrekrutierungsrate: ca. zwei Fünftel der heute ungelernten 
Arbeiter stammen bereits aus einem ungelernten Arbeiterhaushalt. Dieser Wert ist für Frauen 
in West und Ost jeweils geringer (ca. 30%), und auch für ostdeutsche Männer liegt diese Rate 
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etwas niedriger bei 33%. Im Osten hingegen kommen knapp die Hälfte (47 bzw. 50%) der 
ungelernten Arbeiter/innen aus Facharbeiterfamilien, d.h. sie haben einen Abstieg im Ver-
gleich zu ihren Eltern hinnehmen müssen. In Westdeutschland ist dieser Wert insbesondere 
für Männer sehr viel niedriger (32%), auch ungelernte westdeutsche Arbeiterinnen haben et-
was seltener einen familiären Facharbeiterhintergrund. Schließlich rekrutieren sich ungelernte 
Arbeiter/innen in Westdeutschland deutlich häufiger aus Bauernfamilien (13 bzw. 11%) als in 
Ostdeutschland (4 bzw. 5%). Dies liegt in erster Linie daran, dass es in Ostdeutschland sehr 
viel weniger selbstständige Landwirte gab.  
 
Abbildung 99: Soziale Herkunft von ungelernten Arbeitern/innen, getrennt nach Ge-
schlecht und Region 
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Ist es ein neues Phänomen, dass ungelernte Arbeiter zu einem hohen Maße selbst aus unge-
lernten Arbeiterfamilien kommen bzw. aus einem Facharbeiterhaushalt absteigen? Oder gibt 
es diesen Befund schon seit langem? Die Abbildungen 100 und 100a zeigen die zeitliche 
Entwicklung der herkunftsspezifischen Zusammensetzung von ungelernten Arbeitern. Nimmt 
man die drei größten Herkunftsgruppen (ungelernte Arbeiter, Facharbeiter, Landwirte) zu-
sammen, so zeigt sich, dass sich über die Geburtsjahrgänge hinweg wenig ändert an der auf-
addierten Zusammensetzung der jetzigen ungelernten Arbeiter, es kommt lediglich zu 
Schwankungen über die Geburtsjahrgänge. Jedoch gibt es deutliche Verschiebungen inner-
halb dieser drei Gruppen. Die Anteile an Bauernkindern nehmen deutlich ab. Im Gegenzug 
sind es die Kinder aus Facharbeiterhaushalten, die zunehmend die heutige Klasse der unge-
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lernten Arbeiter bilden. Ihr Anteil stieg von 31% für die Geburtsjahrgänge 1920-1929 auf 
51% in den jüngsten Jahrgängen 1970-1980. Die Veränderungen sind zu einem Teil auf die 
Größe der Klassen selbst zurückzuführen. Wenn die Klasse der Landwirte schrumpft, nimmt 
auch tendenziell der Anteil an Bauernkindern in anderen Klassen ab. Kinder aus ungelernten 
Arbeiterhaushalten beobachtet man eine Zunahme über die Jahrgänge hinweg – mit Ausnah-
me des jüngsten Jahrgangs. Inwieweit dieses Ergebnis bereits robust ist, wird sich bald in den 
Folgewellen der Daten zeigen. Die differenzierte Analyse nach Ost und West bzw. nach Män-
nern und Frauen zeigt, dass bei den ostdeutschen Frauen in der jüngsten Jahrgangsgruppe 
besonders viele ungelernte Arbeiterinnen die Töchter von Facharbeitern sind. Darüber hinaus 
weist die differenzierte Analyse ähnliche Befunde auf wie das Gesamtbild. Neben dem insge-
samt steigenden Anteil an ungelernten Arbeitern, die eine solche soziale Situation bereits seit 
ihrer Kindheit kennen, rekrutieren sich ungelernte Arbeiter auch zunehmend aus Facharbei-
terhaushalten. Der Anteil steigt für alle beobachteten Gruppen deutlich über die Geburtsjahr-
gänge hinweg an. Für Westdeutschland ist dies im Wesentlichen auf die größer werdende 
Gruppe der Facharbeiter zurückzuführen, in Ostdeutschland hingegen erfahren Facharbeiter-
kinder zusätzlich im Zeitverlauf ein erhöhtes Abstiegsrisiko (Pollak 2010).  
 
Abbildung 100: Herkunftsspezifische Zusammensetzung der Gruppe von ungelernten 
Arbeitern nach Geburtsjahrgängen, Ost und West und Männer und Frauen zusammen. 
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Abbildung 100a: Herkunftsspezifische Zusammensetzung der Gruppe von ungelernten 
Arbeitern nach Geburtsjahrgängen, getrennt für Ost und West und Männer und Frau-
en. 
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Aufstiege aus ungelernten Arbeiterpositionen 
Die bisherigen Ergebnisse haben aufgezeigt, wie sich die Gruppe der zusammensetzt. Im Fol-
genden gilt es zu untersuchen, in welchem Ausmaß es Kindern aus ungelernten Arbeiterhaus-
halten gelingt, diese Klassenposition hinter sich zu lassen und in eine andere Klassenposition 
aufzusteigen. Abbildung 101 zeigt den prozentualen Anteil der Klassen, in die Kinder aus 
ungelernten Arbeiterhaushalten gelangen. Ein knappes Drittel (31%) der untersuchten Bevöl-
kerung verharrt in einer ungelernten Arbeiterposition. Ihnen gelingt kein sozialer Aufstieg, sie 
leben weiterhin in der vergleichsweise stark armutsgefährdeten Klasse der ungelernten Arbei-
ter. Ein weiteres knappes Drittel (32%) schafft den Aufstieg in die Facharbeiterklasse und 
vermindert damit deutlich eine eigene Armutsgefährdung. Ein letztes Drittel verteilt sich auf 
die übrigen Klassenpositionen, wobei hier insbesondere mittlere Angestellten- und (hoch) 
qualifizierte Angestelltenpositionen erreicht werden, ein Aufstieg in die höchste Klasse der 
leitenden Angestellten ist vergleichsweise selten.57 Insgesamt erreichen zwei Drittel der 
Nachkommen aus einem ungelernten Arbeiterhaushalt Positionen, die eine Armutsgefährdung 

                                                 
57 Der Anteil an Landwirten ist unter 1% und daher in dieser und den folgenden Abbildungen nicht ausgewiesen. 
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stark verringern. So gesehen sind soziale Aufstiege aus tendenziell armutsgefährdeten Lagen 
eher die Regel als die Ausnahme. Jedoch gilt zu berücksichtigen, dass ein Drittel den Aufstieg 
in die Facharbeiterklasse erreicht. Hierdurch vermindern sie ihre Armutsgefährdung. Die vo-
rangegangenen Analysen haben allerdings gezeigt, dass aus der Gruppe der Facharbeiter ein 
Großteil der in der nächsten Generation ungelernten Arbeiter entstammt. Somit deuten die 
Befunde eher auf eine gewisse Volatilität und weniger auf einen dauerhaften generationen-
übergreifenden sozialen Aufstieg aus armutsgefährdeten Positionen hin.  
 
Abbildung 101: Klassenpositionen für Nachkommen aus ungelernten Arbeiterhaushal-
ten, Ost und West und Männern und Frauen zusammen 
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Wie entwickeln sich über die Zeit hinweg die Anteile derer, die generationenübergrei-

fend in armutsgefährdeten ungelernten Arbeiterpositionen verharren, und wie entwickeln sich 
die Aufstiegsraten aus ungelernten Arbeiterpositionen in Geburtsjahrgänge hinweg? Die Ab-
bildungen 102 und 102a zeigen die zeitliche Entwicklung für die jeweiligen Geburtsjahrgän-
ge. Der allgemeine Trend zeigt eine Zweiteilung zwischen 1920-1939 und 1960-1980 Gebo-
renen einerseits und den 1940-1959 Geborenen andererseits. Für letztere Gruppe gab es eine 
geringere Vererbungsrate für Kinder aus ungelernten Arbeiterpositionen, einigen gelang der 
Aufstieg in die Gruppen der (hoch-) qualifizierten oder mittleren Angestellten. 

Bei westdeutschen Männern nimmt der Anteil derer, die wie ihre Eltern als ungelernte 
Arbeiter (und einfache Angestellte) beschäftigt sind, in den älteren Geburtsjahrgängen zu-
nächst leicht ab, dann steigt aber der Anteil derer, die in ungelernten Arbeiterpositionen 
verbleiben, über die Zeit hinweg an, von 21% bei den 1940er Geborenen zu 32 bzw. 29% in 
den jüngsten beiden Geburtsjahrgängen. Westdeutsche Frauen hingegen, die aus einem unge-
lernten Arbeiterhaushalt kommen, schaffen es zunehmend, eine solche Position zu vermeiden, 
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der Anteil sinkt von 60% für die in den 1920er Jahren Geborenen auf 35% für die 1970er Ge-
borenen. Der Wert ist damit immer noch über dem der westdeutschen Männer, d.h. Frauen 
haben größere Schwierigkeiten, die armutsgefährdete ungelernte Arbeiterposition der Eltern 
zu verlassen, doch der Trend deutet auf eine Angleichung zwischen den Geschlechtern hin. 
Männer und Frauen in Ostdeutschland dagegen zunehmend Schwierigkeiten, die ungelernten 
Arbeiterpositionen der Eltern zu überwinden. Der Trend für ostdeutsche Männer hält bereits 
lange an, die Anteile ähneln mittlerweile denen der westdeutschen Männer. Der Trend für 
ostdeutsche Frauen war zunächst bis zu den 1950er Jahren Geborenen vorteilhaft, jedoch ge-
lingt es jüngeren ostdeutschen Frauen aus ungelernten Arbeiterhaushalten zunehmend selte-
ner, sozial in eine andere Klasse aufzusteigen. Die Anteile derer, die in der ungelernten Arbei-
terklasse verbleiben, sind mittlerweile den westdeutschen Frauen ähnlich. Insgesamt gibt es 
für Personen, die in armutsgefährdete ungelernte Arbeiterfamilien hineingeboren wurden, 
über die Zeit hinweg zunehmend Schwierigkeiten, die armutsgefährdete ungelernte Arbeiter-
klasse der Eltern zu überwinden und sozial aufzusteigen. Dies gilt insbesondere für die jünge-
ren Geburtsjahrgänge. Eine Ausnahme sind lediglich die westdeutschen Frauen.  

 
Abbildung 102: Trends in Klassenpositionen für Nachkommen aus ungelernten Arbei-
terhaushalten, Ost und West und Männern und Frauen zusammen. 
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Abbildung 102a: Trends in Klassenpositionen für Nachkommen aus armutsgefährdeten 
ungelernten Arbeiterhaushalten, getrennt nach Ost und West und Männern und Frauen 
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Einordnung der Aufstiege aus ungelernten Arbeiterpositionen 
Betrachtet man die tatsächlich stattgefundenen generationenübergreifenden Aufstiege aus 
ungelernten Arbeiterpositionen bzw. das Verharren in diesen Positionen, stellt sich die Frage, 
inwieweit diese Entwicklungen typisch für die Häufigkeit von sozialen Auf- und Abstiegen in 
der Bevölkerung ist oder inwieweit die Befunde eine Besonderheit dieser speziellen Gruppe 
darstellt. Um eine solche Einordnung vornehmen zu können, werden im Folgenden die Häu-
figkeit von sozialen Auf- und Abstiegen in der gesamten Bevölkerung dargestellt (vgl. Pollak 
2010).58 Die Abbildungen 103 und 103a zeigen die Häufigkeit von sozialen Aufstiegen und 
sozialen Abstiegen in Prozent. Beispielsweise haben gut 35% der westdeutschen Männer, die 
in den 1920er Jahren geboren sind, einen sozialen Aufstieg erlebt. In den weiteren Geburts-

                                                 
58 Wie oben erwähnt, folgen die Klassenpositionen implizit einer Hierarchie. Leitende Angestellte sind besser 
gestellt als (hoch) qualifizierte Angestellte, und Facharbeiter sind besser gestellt als ungelernte Arbeiter. Für die 
mittleren Klassenpositionen ist es schwierig, eine eindeutige Reihenfolge festzulegen, daher werden mittlere 
Angestellte, Selbstständige, Landwirte und Facharbeiter auf einer Hierarchiestufe angesiedelt (vgl. auch Erik-
son/Goldthorpe 1992, Breen 2004). Die gestrichelten Linien in Tabelle 19 zeigen somit insgesamt vier unter-
schiedliche Hierarchiestufen an. Die Anordnung der Hierarchiestufen erfolgt der international gängigen vierstu-
figen Einteilung und erleichtert damit den Vergleich zwischen den Ländern (siehe auch Pollak 2010). 
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jahrgängen steigt dieser Anteil auf über 40%, um dann in den jüngsten Jahrgängen wieder auf 
ca. 35% zurückzugehen. Unter denjenigen, die zwischen 1940 und 1959 geboren wurden, gab 
es folglich besonders häufig soziale Aufstiege im Vergleich zu ihren Eltern. Die Nachkriegs-
jahrgänge erfuhren merklich mehr Aufstiege als frühere und spätere Jahrgänge.  

Für die einzelnen Gruppen lassen sich einige generelle Trends erkennen. Westdeut-
sche Männer hatten eine besonders erfolgreiche Phase für die Geburtsjahrgänge 1940-1959, 
jedoch nimmt auch für diejenigen, die nach 1940 geboren sind, die Wahrscheinlichkeit für 
einen sozialen Abstieg zu. Vergleicht man die Rate der Aufstiege mit der Rate der Abstiege, 
dann wird deutlich, dass für westdeutsche Männer soziale Abstiege noch knapp doppelt so 
häufig vorkommen wie soziale Abstiege. Für westdeutsche Frauen sind die Trends noch vor-
teilhafter. Sie haben im Zeitverlauf deutlich weniger Abstiege und dafür deutlich mehr Auf-
stiege im Vergleich zur elterlichen Position zu verzeichnen. Diese Entwicklung scheint aller-
dings zu stagnieren für Personen, die nach 1950 geboren wurden. Dagegen ergibt sich für 
Ostdeutschland ein gänzlich anderes Bild. Sowohl Männer als auch Frauen aus den älteren 
Geburtsjahrgängen haben deutlich mehr Aufstiege erlebt als die westdeutschen Männer und  
 
Abbildung 103: Häufigkeit von sozialen Auf- und Abstiegen in der Gesamtbevölkerung, 
nach Geburtsjahrgängen für Ost und West und Männer und Frauen 
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Abbildung 103a: Häufigkeit von sozialen Auf- und Abstiegen in der Gesamtbevölke-
rung, nach Geburtsjahrgängen getrennt für Ost und West und Männer und Frauen 
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Frauen. Jedoch gehen die Häufigkeiten für soziale Aufstiege für ostdeutsche Männer und 
Frauen kontinuierlich zurück. Gleichzeitig kommt es über die Geburtsjahrgänge hinweg für 
Frauen und vor allem für Männer in Ostdeutschland zu immer mehr sozialen Abstiegen. Mitt-
lerweile gibt es mehr soziale Abstiege als soziale Aufstiege für ostdeutsche Männer. Für ost-
deutsche Frauen halten sich Auf- und Abstiege knapp die Waage.  

Erleben Personen, die aus ungelernten Arbeiterhaushalten stammen, häufiger oder we-
niger häufig soziale Aufstiege als der Rest der Bevölkerung? Haben Sie eine stärkere Verhar-
rungstendenz als Kinder aus anderen Herkunftsklassen? Zusätzliche Berechnungen zeigen 
getrennt für Männer und Frauen und für Ost und West, dass Männer aus ungelernten Arbei-
terpositionen mehr soziale Mobilität aufweisen als Männer aus anderen Herkunftsklassen. 
Frauen aus ungelernten Arbeiterhaushalten hingegen erfahren sowohl in Ost- als auch in 
Westdeutschland weniger Mobilität als Frauen aus anderen Herkunftsklassen. Im Generatio-
nenvergleich sind somit Frauen in Bezug auf ihre Aufstiegschancen deutlich stärker benach-
teiligt, wenn sie aus einem ungelernten Arbeiterhaushalt kommen, sie verbleiben viel häufiger 
in der armutsgefährdeten Klasse der ungelernten Arbeiter/innen. Dies gilt sowohl im Ver-
gleich zu den Männern aus ungelernten Arbeiterhaushalten als auch im Vergleich zu Frauen 
aus anderen Herkunftsklassen. Die Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland sind 
dabei nicht relevant. 
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7.4.  Relative Chancen und Risiken für Nachkommen aus armutsgefährde-
ten Haushalten 

Die bisherigen Analysen haben gezeigt, welche soziale Herkunft Personen haben, die heute 
ungelernte Arbeiterpositionen bekleiden, wie viele Personen aus ungelernten Arbeiterfamilien 
einen sozialen Aufstieg erreichen, wie viele Personen die Klassengrenze nicht überwinden 
können und wie mobil diese Personen im Vergleich zum Rest der Bevölkerung sind. Für das 
Ausmaß an sozialen Auf- und Abstiegen sind jedoch nicht nur die vorhandenen Ressourcen 
einer Person ausschlaggebend. Entscheidend sind auch die Angebotsstrukturen des Arbeits-
marktes. Am Beispiel der Kinder aus Bauernfamilien lässt sich gut zeigen, wie sehr der Struk-
turwandel soziale Mobilität beeinflussen kann. Da der technologische Fortschritt eine immer 
effizientere Landwirtschaft ermöglicht, gibt es immer weniger Stellen für Landwirte, die 
Klasse der Landwirte hat heute nur noch eine marginale Größe. Vor ein oder zwei Generatio-
nen war dies jedoch noch keineswegs der Fall. Entsprechend gibt es vergleichsweise viele 
Kinder aus Bauernfamilien, die dann aber eine neue Position außerhalb der Landwirtschaft 
suchen mussten. Hierdurch kommt es zu strukturell bedingten sozialen Auf- und Abstiegen. 
Weitere strukturelle Veränderungen sind der Rückgang des Industriesektors und die enorme 
Expansion des Dienstleistungssektors. Will man diese Veränderungen berücksichtigen, muss 
man Mobilitätsraten betrachten, die um diese strukturellen Einflüsse bereinigt sind. Eine 
Form, dies zu tun, ist die Betrachtung von relativen Mobilitätsraten, d.h. inwieweit sich die 
Chancen für Auf- und Abstiege von Personen aus ungelernten Arbeiterhaushalten im Ver-
gleich zu den Chancen für Auf- und Abstiege von Personen aus anderen Herkunftsklassen 
entwickeln.  
 
Relatives Risiko für den Verbleib in armutsgefährdeter ungelernter Arbeiterposition 
Für die Ermittlung des relativen Risikos für den Verbleib in einer ungelernten Arbeiterpositi-
on werden zwei Gruppen miteinander verglichen: Diejenigen, die in einer ungelernten Arbei-
terfamilie aufwachsen und diejenigen, die nicht in einer ungelernten Arbeiterfamilie aufwach-
sen. Für beide Gruppen wird ermittelt, die groß die Chancen bzw. Risiken sind, selbst unge-
lernte Arbeiter zu werden. Dann werden diese beiden Chancen bzw. Risiken miteinander ins 
Verhältnis gesetzt. Die Ergebnisse hierzu befinden sich in den Abbildung 104 und 104a. 
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Abbildung 104: Relatives Risiko für den Verbleib in ungelernten Arbeiterpositionen 
nach Geburtsjahrgängen, für Männer und Frauen und Ost und West 
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Abbildung 104: Relatives Risiko für den Verbleib in ungelernten Arbeiterpositionen 
nach Geburtsjahrgängen, getrennt für Männer und Frauen und Ost und West 
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Der Wert für die in den 1920er Jahren geborenen westdeutschen Männer zeigt an, dass dieje-
nigen, die in ungelernten Arbeiterhaushalten groß werden, ein 3mal größeres Risiko haben, 
selbst ungelernte Arbeiter zu werden, im Vergleich zu denjenigen, die ihre Kindheit nicht in 
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ungelernten Arbeiterhaushalten verbringen.59 Kommt man aus ungelernten Arbeiterhaushal-
ten, hat man somit ein erhöhtes Risiko, selbst in einer solchen Position zu landen. Dieser Be-
fund gilt für Männer und Frauen und für Ost- und Westdeutschland. Besonders bemerkens-
wert ist jedoch die zeitliche Entwicklung. Für westdeutsche Männer sowie für ostdeutsche 
Frauen und Männer steigt das Risiko einer Verharrung in ungelernten Arbeiterpositionen über 
die Geburtsjahrgänge hinweg an, bei ostdeutschen Männern ist diese Entwicklung sogar sehr 
ausgeprägt. Das bedeutet, dass es für diejenigen, die aus ungelernten Arbeiterpositionen 
kommen, im Laufe der Zeit zunehmend schwierig wird, relativ zu dem Rest der Bevölkerung 
einen Aufstieg zu erreichen. Vielmehr werden ungelernte Arbeiterpositionen für den Nach-
wuchs dieser Haushalte zu einer immer größer werdenden Bürde für den eigenen Lebensweg. 
Lediglich für Frauen in Westdeutschland kann ein solcher Trend nicht gefunden werden. Die 
Ergebnisse dieser Generationen übergreifende Analyse finden ihre Entsprechung in zuneh-
menden intragenerationalen Verharrungstendenzen in unteren Einkommensgruppen (Goebel 
et al. 2011). 
 
Einordnung des relatives Risikos für den Verbleib in armutsgefährdeten ungelernten Ar-
beiterpositionen 
Spiegeln die Entwicklungen am unteren Rand der Gesellschaft die Entwicklungen der gesam-
ten Bevölkerung hinsichtlich sozialer Auf- und Abstiege wider? Gibt es zunehmende Verhar-
rungstendenzen auch in anderen Bereichen der Gesellschaft, d.h. nimmt die soziale Mobilität 
insgesamt ab? Oder ist dies nur ein Phänomen am unteren Rand? Um diese Frage beantworten 
zu können, werden wiederum relative Chancen bzw. Risiken berechnet. Für ein differenzier-
tes Bild der Gesamtbevölkerung werden alle sieben Klassenpositionen voneinander unter-
schieden und für jeweils zwei Klassenpositionen die relativen Chancen bzw. Risiken errech-
net. Da es nun eine Vielzahl an Zweierkombinationen der sieben zugrunde liegenden Klassen 
gibt, ergibt sich am Ende ein Durchschnittswert aus all diesen Kombinationen. Um die Inter-
pretation einfach zu halten, wird für eine Gruppe (Jahrgang 1920 in Abb. 105 und westdeut-
sche Männer der Jahrgänge 1920-1929 in Abb. 105a) der Wert willkürlich auf null normiert. 
Alle anderen Werte sind als prozentuale Abweichungen zu diesem Ausgangswert zu interpre-
tieren. Die Werte sind in den Abbildungen 105 und 105a dargestellt.  
 

                                                 
59 Explizit ist es das Risiko für Nachkommen aus ungelernten Arbeiterhaushalten, selbst ungelernte Arbeiter 
versus etwas anderes zu werden, verglichen mit dem Risiko für Nachkommen, die nicht aus ungelernten Arbei-
terhaushalten kommen, selbst ungelernte Arbeiter versus etwas anderes zu werden. 
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Abbildung 105: Entwicklung der relativen Mobilitätsraten für die gesamte Bevölkerung 
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Abbildung 105a: Entwicklung der relativen Mobilitätsraten für die gesamte Bevölke-
rung, getrennt für Männer und Frauen und Ost und West 
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Die Kurve für westdeutsche Männer zeigt an, dass die Stärke des Zusammenhangs zwischen 
der Herkunftsklasse und der eigenen Klassenposition über die Geburtskohorten hinweg zu-
nächst leicht zugenommen hat, um dann im weiteren Verlauf für die ab 1930 Geborenen deut-
lich abnimmt. Wird der Zusammenhang schwächer, bedeutet dies, dass die Herkunft weniger 
Einfluss hat und somit weniger Verharrungstendenzen bestehen. Lediglich in den letzten Ge-
burtsjahrgängen scheint es wieder eine leichte Zunahme zu geben. Ein ganz ähnliches Muster 
findet man für westdeutsche Frauen, auch hier kommt es zu einer merklichen Abnahme bis zu 
den Geburtsjahrgängen der 1960er Jahre, danach scheint es wieder etwas mehr Verharrungs-
tendenzen zu geben. Die Befunde für den jüngsten Geburtsjahrgang sollten jedoch aufgrund 
der noch unsicheren Datenlage für diese Gruppe nicht überinterpretiert werden, sie sind auch 
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statistisch nicht signifikant. In Ostdeutschland hingegen zeigt sich ein vollkommen anderes 
Bild. Sowohl für Frauen als auch für Männer hat der Einfluss des Elternhauses deutlich zuge-
nommen, vor allem für die nach 1950 Geborenen. Die Verharrungstendenzen haben in diesem 
Teil Deutschlands deutlich zugenommen (für eine ausführlichere Besprechung siehe Pollak 
2010). 

Vergleicht man die Entwicklungen in der Gesamtbevölkerung mit den Entwicklungen 
der Personen, die aus ungelernten Arbeiterhaushalten kommen, so zeigen sich zum Teil unter-
schiedliche Entwicklungen. Für Ostdeutschland ist festzuhalten, dass sowohl für Personen aus 
ungelernten Arbeiterhaushalten als auch für die Bevölkerung insgesamt die Verharrungsten-
denzen zunehmen. Es wird zunehmend schwierig, einen sozialen Aufstieg relativ zu anderen 
Bevölkerungsgruppen zu erreichen. Für Westdeutschland hingegen fällt der Befund komple-
xer aus. Für die gesamte westdeutsche Bevölkerung kommt es über den Zeitverlauf hinweg zu 
einer Zunahme an sozialer Mobilität, der Einfluss des Elternhauses wird etwas zurückge-
drängt, es gibt mit Aufstiegschancen und Abstiegsrisiken und somit mehr soziale Mobilität für 
Männer und Frauen. Betrachtet man hingegen nur die Personen aus ungelernten Arbeiterfami-
lien, so zeigt sich für Frauen, dass der öffnende Trend in der Gesamtbevölkerung keine Ent-
sprechung am unteren Ende der Gesellschaft findet. Westdeutsche Frauen aus ungelernten 
Arbeiterhaushalten verbessern ihre relativen Aufstiegschancen nicht. Für westdeutsche Män-
ner ist der Trend sogar in die entgegengesetzte Richtung. Während sich in der Gesamtbevöl-
kerung eine vorteilhafte Entwicklung hin zu mehr Offenheit vollzieht, nehmen die Risiken 
einer Verharrung am unteren Ende der Klassenhierarchie für Nachkommen aus ungelernten 
Arbeiterhaushalten zu. Diese Personen werden in zunehmendem Maße von der positiven Ent-
wicklung in der Gesamtbevölkerung abgekoppelt. 
 
 

7.5.  Internationale Perspektive und Hinweise auf mögliche Ursachen 

Wie stark wirkt der Einfluss des Elternhauses auf den Werdegang der nachkommenden Gene-
ration? Wie sehr werden die Chancen auf soziale Auf- und Abstiege durch die Situation in der 
Herkunftsfamilie geprägt? In vielen international vergleichenden soziologischen Untersu-
chungen wurde gezeigt, dass in Deutschland das Ausmaß an sozialer Mobilität sehr gering 
ausgeprägt ist (Erikson/Goldthorpe 1992, Breen/Luijkx 2004, Jonsson et al. 2009), d.h. es gibt 
einen starken Zusammenhang zwischen der Klassenposition des Elternhauses und der eigenen 
Klassenposition – das Elternhaus bestimmt zu einem vergleichweise großen Maße über den 
Lebensweg der Kindergeneration. Die dabei verwendeten Klasseneinteilungen unterscheiden 
sich von Studie zu Studie, jedoch zeigen die Ergebnisse dieser auf Berufen basierten Untersu-
chungen allesamt in die gleiche Richtung und identifizieren Deutschland als das Land, in dem 
die Herkunftseffekte am stärksten ausgeprägt sind. Zu ähnlichen Befunden für den Bildungs-
bereich kommt u.a. auch die PISA-Studie und weitere Untersuchungen (PISA 2010). 
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Verwendet man als Informationen zur sozialen Herkunft jedoch nicht die Berufe der 
Eltern, sondern direkt das berichtete Einkommen, so ergeben sich etwas andere Ergebnisse. 
Die Studie von Blanden (2005) und Schnitzlein (2008) verwenden Daten des Sozio-
ökonomischen Panels (SOEP) und finden heraus, dass der Zusammenhang zwischen dem 
Einkommen der Elterngeneration und der Kindergeneration im internationalen Vergleich le-
diglich mittelmäßig stark ausfällt. Vor allem die Studie von Blanden wird häufig rezipiert, u.a. 
auch in der bekannten und umstrittenen Studie „The Spirit Level“ von Wilkinson und Pickett 
(2010). Es gibt jedoch eine Reihe von Problemen mit dem Vergleich von Einkommensdaten 
zwischen den Generationen. Die Messung des Einkommens findet aufgrund des noch recht 
jungen Panels für die Eltern- und für die Kindergeneration zu unterschiedlichen Zeitpunkten 
der Karriere statt. Entsprechend sind die Einkommensangaben zwischen den Generationen 
nur bedingt vergleichbar. Die Fallzahlen sind sehr klein, unter 300 Befragte bei Blanden und 
jeweils ca. 500 Männer und Frauen bei Schnitzlein. Im Vergleich hierzu verwenden die vor-
liegenden Analysen berufliche Informationen von 5000 bis 15000 Befragten. (Zufällige) 
Messfehler bei der Erhebung des Einkommens beeinflussen darüber hinaus je nach zugrunde 
liegender Einkommensverteilung die Ergebnisse und damit die internationale Einordnung 
unterschiedlich stark. Diese Hinweise können als Erklärung für den Unterschied zwischen 
Einkommens- und beruflicher Mobilität herangezogen werden. Darüber hinaus ist es aber 
auch inhaltlich denkbar, dass berufliche Positionen in Deutschland im Vergleich zum Ein-
kommen eine bedeutendere Rolle spielen als dies in anderen Ländern der Fall ist. Letztlich 
entscheidend ist, dass es in Deutschland je nach Sichtweise einen mittleren oder sehr starken 
Einfluss des Elternhauses auf den Werdegang der Folgegeneration gibt, und es stellt sich die 
Frage, welche Ursachen es hierfür gibt und was getan werden kann, um diesen Einfluss zu 
verringern. 

Die international vergleichende soziologische Forschung hebt insbesondere zwei Zu-
sammenhänge hervor: 1.) Je geringer das Ausmaß an Einkommensungleichheit, desto höher 
ist die soziale Mobilität (Erikson/Goldthorpe 1992), oder anders formuliert: je geringer die 
Verteilungsungleichheiten, desto geringer die Chancenungleichheiten. 2.) Je stärker der her-
kunftsspezifische Bildungserfolg, desto weniger offen ist die Gesellschaft, d.h. umso unglei-
cher sind die Chancen auf soziale Auf- und Abstiege verteilt (Pollak 2009). Diese Punkte füh-
ren letztendlich an den Anfang der vorliegenden Studie. Um mehr soziale Aufstiege zu er-
möglichen, müssen alle relevanten Übergänge im Lebensverlauf betrachtet werden und bereits 
mit begleitenden Maßnahmen im Kleinkindalter begonnen werden (vgl. Baumert et al. 2011). 
Der Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtungen für Kinder unter 3 Jahren, die Qualitätssiche-
rung von Kindergärten und die bedarfsorientierte Unterstützung von benachteiligten Kindern 
vor Schulbeginn sind einige der wichtigen Punkte, die unter anderem der Expertenrat „Her-
kunft und Bildungserfolg“ (Baumert et al. 2011) in seiner Studie für das Land Baden-
Württemberg hervorgehoben hat und dessen Empfehlungen generell auf die Reduktion von 
Herkunftseffekten und damit auf die Erhöhung der Chancengleichheiten abzielen. Weitere 
Maßnahmen betreffen den Jugendbereich, den Übergang in die Berufsausbildung und in den 
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Arbeitsmarkt sowie die Teilhabe am Arbeitsmarkt und der Gesellschaft als Ganzes. Einzelne 
Punkte hierzu wurden in den entsprechenden Kapiteln dieser Studie aufgeführt. 

Fraglich ist, ob allein eine Angleichung der Startchancen ohne eine Anpassung der 
Lebensverhältnisse möglich ist. Aus theoretischer Sicht ist dies zu bezweifeln. Falls es große 
Verteilungsunterschiede gibt, gibt es immer auch starke Anreize, die vorteilhaften Positionen 
zu halten und weiterzuvererben. Insofern ist eine sehr ungleiche, aber sehr mobile Gesell-
schaft sehr unwahrscheinlich. Wie es zu einer Anpassung der Lebensverhältnisse kommt, 
kann allerdings Ergebnis von Anstrengungen sein, die die Startchancen der Kinder gerechter 
machen möchten. Denkbar sind aber auch Einigungen der Tarifpartner bzgl. der Lohngefälle, 
die Förderung von Arbeitsmarktteilnahmen, insbesondere von Frauen, und natürlich auch 
Sach- und Geldleistungen des Staates für Kinder und Jugendliche aus weniger vorteilhaften 
Verhältnissen. 
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8.  In welcher Gesellschaft leben wir? Soziale Ungleichheit in 
den Augen der Bevölkerung 
 
„If men define situations as real, they are real in their consequences“ 

 
Im Thomas-Theorem wird es auf den Punkt gebracht: Wenn Menschen Situationen als real 
definieren, dann haben diese Situationen auch reale Konsequenzen und zwar nicht nur für die 
Lebensgestaltung des Einzelnen, sondern auch für die Gesellschaft als Ganzes. In diesem Sin-
ne sind Vorstellungen über die Verteilung von Armut und Reichtum in der Gesellschaft nicht 
nur Ausdruck der jeweils vorhandenen Vorstellung von der Sozialstruktur, von der Struktur 
sozialer Ungleichheit in Deutschland. Diese Einschätzungen sind auch verbunden mit Emp-
findungen von Macht oder Ohnmacht und der  Einschätzung der eigenen Chance auf gesell-
schaftliche Teilhabe. Für den Einzelnen kann die Wahrnehmung einer geteilten Gesellschaft, 
in der die sozialen Strukturen eingefroren erscheinen zu Frustration und tiefer Resignation 
führen und mit Gefühlen von Ausgrenzung, Verunsicherung und Deklassierung einhergehen 
(Damitz/Eierdanz 2008; Schultheis/Schulz 2005). Solche Verunsicherungen können zu Soli-
darisierung aber auch Entsolidarisierungen zwischen gesellschaftlichen Gruppen führen. So 
ist einerseits die Wahrnehmung einer gespaltenen Gesellschaft und der gesellschaftlichen 
Entwicklung als einer „Entgrenzung“ von Risiken („es kann jeden treffen“) gesellschaftspoli-
tisch als Solidarisierung gegen eine neoliberale und als unsozial empfundene Wirtschaftspoli-
tik nutzbar60 (Groh-Samberg/Hertel 2010). Anderseits können solche Ungleichheitsvorstel-
lungen aber  zu Entsolidarisierungen führen, z.B. zu „Wohlfahrtschauvinismus“ und Frem-
denfeindlichkeit (Kitschelt 1997), aber auch nach dem Motto „Arbeit muss sich wieder loh-
nen“ als Abgrenzung nach unten dienen, als ideologische Exklusion der angeblich Leistungs-
unwilligen, die mit überzogenen Ansprüchen sozialer Sicherung den Staat und damit die Ge-
samtgesellschaft belasten und die Grundlage des meritokratischen Leistungsprinzips („Leis-
tung gegen Teilhabe“) zerstören (Groh-Samberg/Hertel 2010; Zick/Klein 2010).  
Dabei ist zunächst einmal soziale Ungleichheit nicht per se problematisch, solange die unglei-
che Verteilung von als wertvoll angesehenen Gütern und Positionen den in einer Gesellschaft 
anerkannten Regeln folgt und deshalb als legitim betrachtet wird und die wahrgenommene 
Ungleichheit nicht zu groß ist (Sachweh 2010).   

Vor diesem Hintergrund ist die vorliegende Studie der Erforschung der Gesellschafts-
bilder der Menschen in der Bundesrepublik gewidmet. Dabei geht es uns nicht nur um die 
Erforschung der Wahrnehmung und Beurteilung von sozialer Ungleichheit, sondern vor allem 

                                                 
60 Im Anschluss an die Wirtschaftskrise zum Beispiel sind ökonomische, an wirtschaftlichen Kosten-Nutzen-
Kalkül ausgerichtete Einstellungen zurückgegangen. Während im Jahre 2007 noch 40 Prozent der Bevölkerung 
der Meinung waren die Gesellschaft nehme „zu viel Rücksicht auf Versager“, stimmen dieser Aussage im Jahre 
2009 nur noch 28 Prozent zu und auch die Abwertung von Langzeitarbeitslosen ist rückläufig (Heitmeyer 2009: 
33). 
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auch darum, ob und wie solche Einschätzungen auf die Beurteilung der eigenen Lebenssitua-
tion und die eigenen Handlungsperspektiven übertragen wird.    
Der erste Abschnitt dieser Studie widmet sich zunächst den Gesellschaftsbildern der Bevölke-
rung: der Wahrnehmung des Ausmaßes sozialer Ungleichheit, wie ungleich sind Armut und 
Reichtum nach Ansicht der Bevölkerung verteilt, und der Akzeptanz sozialer Ungleichheit, 
nach welchen Kriterien sollten gesellschaftliche Positionen verteilt werden. Schließlich wid-
men wir uns der Frage, ob diese Legitimation in der Bundesrepublik als gegeben angesehen 
wird. Darauf aufbauend fragen wir ob die von den Bürgerinnen und Bürgern diagnostizierten 
Ungerechtigkeiten auch auf die Beurteilung des eigenen Lebens übertragen werden. Wie 
schätzen sie ihre eigene Stellung in der Gesellschaft ein und wie hat sich dies im Laufe der 
Zeit verändert. Im Besonderen geht es uns dabei um die Wahrnehmung sozialer Mobilität. 
Sehen sich die Menschen handlungsmächtig ihren eigenen Lebensweg gestalten zu können 
oder fühlen sie sich tatsächlich ohnmächtig und gefangen in einer starren Sozialstruktur, die 
ihnen keinen Aufstiegsoptionen bietet? 
 

Datenbasis dieser Analysen sind zum einen die Allgemeine Bevölkerungsumfrage der 
Sozialwissenschaften (ALLBUS, 1980 bis 2010) und zum anderen die Daten des Forschungs-
projekts „Sozialstaatliche Transformation: Auswirkungen auf familiale Verpflichtungszu-
sammenhänge und die Wahrnehmung sozialer Ungleichheit“, die im Jahr 2008 erhoben wur-
den. Diese Studie wird im Folgenden kurz „Sozialstaatliche Transformation“ genannt. Ziel 
der Untersuchung war es, die Zusammenhänge zwischen dem beobachtbaren Wandel des So-
zialstaats einerseits und Beziehungskonzepten und der Geldverwaltung in Paarbeziehungen 
anderseits in einem breiten Spektrum sozialer Lage empirisch zu erschließen. Um dazu Perso-
nen in unterschiedlichen Arbeitsmarktrisikolagen zu erreichen, wurden Individuen gesucht, 
die in heterosexuellen Paarbeziehungen61 leben und die entweder sozialversicherungspflichtig 
beschäftigt sind oder in SGB-II- bzw. SGB-III-Bezug standen bzw. stehen62. Die Ziehung 
dieser drei Stichprobengruppen erfolgte auf Grundlage der Daten der Bundesagentur für Ar-
beit. Dabei wurden zunächst Individuen gezogen und in telefonischen Interviews zu ihrem 
Partnerschaftsstatus und der Interviewbereitschaft beider Partner befragt. In den darauf fol-
genden 1114 realisierten Paarinterviews wurden die Partner getrennt (N 2228 Partner) und 
zum Teil auch als Paar gemeinsam befragt. In diesem Zusammenhang wurden die Partner 
auch zur Wahrnehmung sozialer Ungleichheit und der Wahrnehmung ihrer eigenen Stellung 
in der Gesellschaft befragt. Durch die selektive Stichprobenziehung handelt es sich hier nicht 
um einen für die gesamte Bundesrepublik repräsentativen Datensatz. Alle folgenden Berech-
nungen wurden deshalb gewichtet vorgenommen. Das Kombinationsgewicht gleicht den Um-
fang der drei Teilgesamtheiten (sozialversicherungspflichtig Beschäftigte, Empfänger/-innen 
von ALG I und ALG II) und innerhalb der ersten Gruppe die Bildung aus. Die gewichteten 

                                                 
61 Dabei war die Selbstbeschreibung der Befragten ausschlaggebend. Unabhängig davon, ob die Befragten ver-
heiratet sind, zusammen leben oder nicht gelten sie als Paar, wenn sie sich als Paar bezeichnen. 
62 Es wurden Personen im Alter zwischen 25 und 65 Jahre gezogen. 
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Berechnungen sind „repräsentativ“ für Individuen im Alter zwischen 25 und 65 Jahren, die in 
einer Partnerschaft leben und einer der drei Teilgesamtheiten angehören und in den erfassten 
Kreisen leben63 (mehr zur Studie siehe Anhang).  

Die Allgemeine Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS) ist eine 
langfristig angelegte, multithematische Umfrageserie zu Einstellungen, Verhaltensweisen und 
Sozialstruktur der Bevölkerung in der Bundesrepublik Deutschland. Die Erhebungen werden 
seit 1980 in zweijährigem Abstand durchgeführt. In persönlichen Interviews wird jeweils ein 
repräsentativer Querschnitt der bundesdeutschen Bevölkerung befragt (mehr siehe Anhang). 

 

8.1  Gesellschaftsbilder 

8.1.1  Gesellschaftsbilder: Verteilung von Armut und Reichtum 

Es sind unterschiedliche Modelle der Sozialstruktur denkbar: Zum einen das Bild einer Mit-
telstandsgesellschaft in der sich der quantitativ größte Teil der Bevölkerung in der materiellen 
Mitte befindet und nur ein kleiner Teil je am unteren und oberen Rand. Dies entspricht der 
typischen Zwiebelform mit der Karl Martin Bolte 64die soziale Schichtung der Bundesrepu-
blik in den 60er Jahren beschrieben hat. Im Gegensatz dazu steht eine klare Ungleichvertei-
lung materiellen Wohlstands in Form einer Pyramide bzw. eines Dreiecks. Hier schaffen es 
nur sehr wenige an die Spitze und gleichzeitig halten sich die meisten am unteren Ende der 
Verteilung auf. Zwischen diesen Modellen steht das Bild einer zwar ungleichen Verteilung 
von Wohlstand, in der jedoch jede Position der Vertikalen mit gleich vielen Personen besetzt 
ist – ein Rechteck, in welchem sich ebenso viele Menschen an der Spitze befinden wie auch 
am Boden oder in der Mitte. In der Studie „Sozialstaatliche Transformation“ konnten sich die 
Befragten zwischen diesen drei Gesellschaftsbildern entscheiden: Welches Bild entspricht 
ihrer Vorstellung der Verteilung von Armut und Reichtum in der Gesellschaft? 
 
 
 
 
 
 

                                                 
63 Vor der Ziehung der Stichprobe erfolgte eine Auswahl von 16 Kreisen bzw. Städten in Ost- und Westdeutsch-
land. Über das Gewicht wird die unterschiedliche Größe der Kreise nicht ausgeglichen, deshalb ist die Repräsen-
tativität für die Kreise eingeschränkt. 
64 Anders als bei Bolte sind in diesem Fall obere Spitze und untere Spitze gleich groß.  
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Abbildung 106: Wahl der Gesellschaftsbilder (in %)  
 

76%

21%

3%

 
Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
 
In der vorliegenden Studie wählen drei Viertel der Befragten die größte Form der Ungleich-
heit und ca. ein Fünftel die klassische Zwiebel aus dem Sozialkundeunterricht, eine Mit-
telstandsgesellschaft mit wenigen Menschen am oberen und unteren Rand65. Nur eine ver-
schwindend geringe Minderheit (ca. 3 Prozent) sieht ebenso viele Menschen an der ökonomi-
schen Spitze wie auf den untersten Rängen der Gesellschaft. Dieser Gesamteindruck einer 
sehr ungleichen Verteilung von Armut und Reichtum unterscheidet sich kaum nach der tat-
sächlichen sozialen Position der Befragten, der Wohnregion oder dem Geschlecht. Männer 
wie Frauen, Ostdeutsche wie Westdeutsche, Junge wie Alte, Empfänger/-innen von Leistun-
gen aus SGB II ebenso wie Erwerbstätige – alle sehen in erster Linie im Dreieck die aktuelle 
Bundesrepublik repräsentiert. Die Gruppen unterscheiden sich lediglich darin wie groß der 
Anteil jener ist, die sich für das Dreieck entscheiden.  

Aus der Einstellungsforschung wissen wir, dass Bevölkerungsgruppen, die von der 
Verteilung von Privilegien und Ressourcen begünstigt sind, dazu tendieren soziale Ungleich-
heiten weniger kritisch zu beurteilen als benachteiligte Gruppen (Noll/Christoph 2004; Hoch-
schild 2000). Auch in den vorliegenden Daten wird diese Tendenz deutlich. So entscheiden 
sich nicht erwerbstätige Männer und Frauen sowie Empfänger von Arbeitslosengeld I oder II 
häufiger für das Dreieck, als Erwerbstätige. Dies gilt für Männer ebenso wie für Frauen. Auch 
Personen aus der unteren Einkommensgruppe66 sehen besonders häufig diese ungleiche Form 

                                                 
65 Dies entspricht auch der aktuellen ALLBUS-Erhebung aus dem Jahr 2010. Auch hier wurden verschiedene 
Verteilungsformen zur Wahl gestellt, allerdings insgesamt sechs Figuren. Dabei entscheiden sich 36 Prozent der 
Befragten für das Dreieck und weitere 42 Prozent für eine Dreiecksvariation,  so dass auch hier 78 Prozent eine 
solch  große Ungleichheit wahrnehmen. Im ALLBUS wählen weitere 18 Prozent  die Zwiebelform und 4 Prozent  
entscheiden sich für ein auf dem Kopf stehendes Dreieck. (ALLBUS 2010, eigene Berechnung) 
66 Die drei Einkommensgruppen (auch Einkommenssichten genannt) sind in Anlehnung an Goebel et al. (2010: 
3) wie folgt definiert: Oben - Personen deren Nettoäquivalenzeinkommen höher ist als 150 Prozent des mittleren 
(Median) Nettoäquivalenzeinkommens der Bevölkerung zum Befragungszeitpunkt; Mitte - 70 bis 150 Prozent 
und Unten weniger als 70 Prozent. (siehe auch Anhang) Diese Unterteilung dient der Unterscheidung von Ein-
kommensgruppen. Wir streben nicht danach auf diesem Wege „Schichten“ zu definieren, denn dazu wären ne-
ben dem Einkommen auch andere Merkmale notwendig. Für eine Einkommensgruppierung sind verschiedene 
Grenzsetzungen möglich. Die am weitesten verbreiteten Grenzziehungen bewegen sich im Rahmen der hier 
gewählten Version (siehe z.B. Grabka/Frick 2008). 
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der Verteilung von Armut und Reichtum: 90 Prozent der Männer und 83 Prozent der Frauen 
dieser Gruppe im Vergleich zu z.B. 54 Prozent der Männer und 75 Prozent der Frauen aus der 
oberen Einkommensgruppe. Ebenso verhält es sich bei Frauen, die über keinen Ausbildungs-
abschluss verfügen: 85 Prozent dieser Frauen nehmen einen solche Gesellschaft wahr. In der 
Gruppe der Männer sind 82 Prozent ohne Ausbildungsabschluss und 88 Prozent der Männer 
mit mittlerer Reife. Innerhalb der Frauen nimmt die Wahrnehmung dieser Ungleichheit des 
Weiteren mit dem Lebensalter zu und ist bei den 50- bis 64-Jährigen besonders ausgeprägt 
(82 Prozent der Frauen dieser Altersgruppe). Bei den Männern ist diese Differenz weniger 
eindeutig. Sowohl 80 Prozent der 18- bis 34-Jährigen als auch 78 Prozent der 50 bis 
64jährigen wählen das Dreieck. Generell entscheiden sich Frauen häufiger als Männer und 
Ostdeutsche häufiger als Westdeutsche für das Dreieck. 
 
Tabelle 20: Die Wahl der Gesellschaftsbilder, in Prozent, Männer 

 
 Dreieck Zwiebel Rechteck Total
Männer         
Total   72,6 24,6 2,9 100
West/Ostdeutschland     
West 68,2 28,5 3,3 100
Ost inkl. Berlin   81,6 16,4 1,9 100
Alter in 4 Gruppen     
18 bis 34 Jahre   80,8 18,9 0,3 100
35 bis 49 Jahre   65,3 32,8 1,8 100
50 bis 64 Jahre   78,2 16,8 5 100
65 Jahre und älter   72,4 27,4 0,1 100
Erwerbs-/Leistungsbezugsstatus    
Erwerbstätig   69,5 27,4 3,1 100
ALG II   87,9 7,4 4,7 100
ALG I   89,5 10,2 0,3 100
Rente   77,1 21,8 1,2 100
sonstige nicht Erwerbstätige   93,3 6,7 0 100
Einkommensgruppen     
Oben   54,4 40,6 5 100
Mitte 76,5 21,4 2,1 100
Unten 90,1 7 2,9 100
CASMIN     
noch in Ausbildung   74,2 25,8 0 100
kein Abschluss   82,2 12 5,8 100
Hauptschule mit Beruf   74,2 19,5 6,3 100
Realschule mit/ohne Beruf   88,3 11,1 0,6 100
(Fach)Hochschulreife, Meister  65,7 31,6 2,7 100

 

Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
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Tabelle 21: Die Wahl der Gesellschaftsbilder, in Prozent, Frauen 

 
 Dreieck Zwiebel Rechteck Total
Frauen     
Total   78,8 18,8 2,4 100
West/Ostdeutschland     
West 78,3 19 2,7 100
Ost inkl. Berlin   79,9 18,3 1,8 100
Alter in 4 Gruppen     
18 bis 34 Jahre   74,1 24,9 1 100
35 bis 49 Jahre   79,5 18,8 1,7 100
50 bis 64 Jahre   82,4 13,5 4 100
65 Jahre und älter   44,6 55,4 0 100
Erwerbs-/Leistungsbezugsstatus    
Erwerbstätig   79,8 17,8 2,5 100
ALG II   85,2 13,5 1,3 100
ALG I   92,9 5,4 1,7 100
Rente   62,8 32,1 5,1 100
sonstige nicht Erwerbstätige   64,1 35,1 0,8 100
Einkommensgruppen     
Oben   75,4 21,8 2,7 100
Mitte 78,2 19,4 2,4 100
Unten 83,2 14,4 2,4 100
CASMIN     
noch in Ausbildung   86,4 13,6 0 100
kein Abschluss   85 8,6 6,4 100
Hauptschule mit Beruf   81,6 14,2 4,2 100
Realschule mit/ohne Beruf   81,7 15,3 3 100
(Fach)Hochschulreife, Meister  75,5 23 1,5 100

 

Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
 

8.1.2 Legitimation und Beurteilung sozialer Ungleichheit 

Soziale Ungleichheiten müssen nicht zwangsläufig auch als ungerecht, als nicht gerechtfertigt 
angesehen werden. Wie verschiedene Studien immer wieder zeigen, steht die ungleiche Ver-
teilung von gesellschaftlichen Positionen und Gütern nicht grundsätzlich in der Kritik der 
Bevölkerung (Sachweh 2008, 2010; Klein/Zick 2010: 124). So befürworten z.B. nur 9 Prozent   
der Bundesdeutschen die Forderung „In Deutschland sollten alle Menschen gleich viel besit-
zen“ voll und ganz (Klein/Zick 2010: 124). Aus der Gerechtigkeitsforschung ist bekannt, dass 
Menschen „faire“ Einkommensunterschiede anstreben, nicht aber eine weitgehende oder voll-
ständige Angleichung (Sachweh 2008: 244). „Fair“ sind soziale und ökonomische Unter-
schiede vor allem dann, wenn die Prinzipien, die der ungleichen Verteilung von gesellschaft-
lichen Positionen und wertvollen Gütern zu Grunde liegen, den jeweiligen gesellschaftlichen 
Wertevorstellungen entsprechen. Dabei lassen sich verschiedene Verteilungsprinzipien unter-
scheiden: dem Anrechtsprinzip zur Folge werden Positionen über die familiäre Herkunft ver-
teilt, dies ist in Deutschland noch unbeliebter als die Vorstellung dass alle das Gleiche besit-
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zen sollen (Gleichheitsprinzip) (Klein/Zick 2010: 124). Die größte Zustimmung finden in 
Deutschland Verteilungsprinzipien, die an der Leistung des Einzelnen orientiert sind. Im Jahre 
2010 stimmen immerhin zwei Drittel der im GMF-Survey67 Befragten der Aussage zu „wer 
viel leistet, sollte dafür belohnt werden“ und fast alle Befragten (98 Prozent) stimmen „eher“ 
oder „voll und ganz“ der Aussage zu „Gerechtigkeit bedeutet, dass das Einkommen einer Per-
son allein von ihrer Leistung abhängt“ (Klein/Zick 2010: 124). Neben dem Leistungsprinzip 
erfährt das Bedarfsprinzip hohe Zustimmung. So ist etwa die Hälfte der Bevölkerung der An-
sicht, das individuelle Einkommen sei nicht nur nach Leistung, sondern auch nach dem Be-
darf der Familie zu bemessen (Noll/Christoph 2004: 112). Vor diesem Hintergrund gilt ein 
„gewisses“ Maß an sozialer Ungleichheit als legitim oder sogar erwünscht. Fraglich ist je-
doch, ob die in Deutschland vorhandene soziale Ungleichheit nach Ansicht der Bevölkerung 
auch diesen Verteilungsprinzipien entspricht, also gerecht ist. 

Der folgende Abschnitt ist nun der Legitimation und Beurteilung sozialer Ungleichheit 
gewidmet. Auf Grundlage der Daten der Allgemeinen Bevölkerungsumfrage (ALLBUS) 
schauen wir uns zunächst die Zustimmung zu den am weitesten verbreiteten Verteilungsprin-
zipien, dem Leistungsprinzip und dem Bedarfsprinzip in Ost- und Westdeutschland und im 
Zeitverlauf an. Wie hat sich die Zustimmung zu diesen Legitimationsprinzipien verändert? 
Welche Bevölkerungsgruppen stimmen eher dem Bedarfs- oder dem Leistungsprinzip zu? 
Wir gehen in diesem Zusammenhang auch der Frage nach, welche Eigenschaften und Res-
sourcen in Deutschland wichtig sind, um gesellschaftlich voranzukommen. Darauf aufbauend 
können wir mit Hilfe der ALLBUS-Daten dann schließlich die Frage beantworten, ob die 
vorhanden Ungleichheiten diesen Legitimationsprinzipien folgen und deshalb als gerecht 
wahrgenommen werden. 
 
Legitimation sozialer Ungleichheit und Aufstiegschancen 
Das Leistungs- und das Bedarfsprinzip lassen sich im ALLBUS über drei Aussagen abbilden. 
Die Aussage „das Einkommen der Menschen sollte sich nicht nur nach der individuellen Leis-
tung richten, sondern auch danach, was jeder und jede für sich selbst und die eigene Familie 
braucht“, entspricht dem Bedarfsprinzip. Zwei weitere Aussagen richten sich eher auf das 
Leistungsprinzip – in der ersten heißt es, die Rangunterschiede zwischen den Menschen seien 
akzeptabel, weil sie individuelle Leistungsunterschiede reflektieren, die zweite Aussage geht 
darüber noch hinaus und besagt, dass Einkommensunterschiede sogar notwendig sind, um 
einen Anreiz zur Leistungserbringung zu erzeugen. Die Befragten konnten diesen Aussagen 
auf einer Skala von 1 „stimme voll und ganz zu“ bis 4 „stimme gar nicht zu“ zustimmen oder 
sie ablehnen. 

                                                 
67 GMF: „Survey Gruppenbezogene Menschfeindlichkeit“ des Instituts für interdisziplinäre Konflikt- und Ge-
waltforschung (IKG). 
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Die folgenden drei Abbildungen zeigen den prozentualen Anteil der Zustimmung („stimme 
voll und ganz zu“ und „stimme zu“) im Verlauf der Erhebungsjahre für West- und Ost-
deutschland und für die gesamt Bundesrepublik68. 
 
Abbildung 107: Das Einkommen sollte sich nicht allein nach der Leistung des Einzelnen 
richten. Vielmehr sollte jeder das haben, was er mit seiner Familie für ein anständiges 
Leben braucht. (Prozent Zustimmung „stimme voll und ganz zu“ und „stimme zu“) 
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Daten: ALLBUS 1980 bis 2010 
 
 
Abbildung 108: Die Rangunterschiede zwischen den Menschen sind akzeptabel, weil sie 
im Wesentlichen ausdrücken, was man aus den Chancen, die man hatte, gemacht hat. 
(Prozent Zustimmung „stimme voll und ganz zu“ und „stimme zu“) 
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Daten: ALLBUS 1980 bis 2010 
 

                                                 
68 Um die Vergleichbarkeit zu wahren, wurden nur jene Erhebungsjahre aufgenommen in denen alle drei Items 
für Ostdeutschland verfügbar sind. 
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Abbildung 109: Nur wenn die Unterschiede im Einkommen und im sozialen Ansehen 
groß genug sind, gibt es auch einen Anreiz für persönliche Leistungen. (Prozent Zu-
stimmung „stimme voll und ganz zu“ und „stimme zu“) 
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Daten: ALLBUS 1980 bis 2010 
 
 
Bedarfs- und Leistungsprinzip schließen sich nicht aus 
Aus allen drei Abbildungen wird zunächst einmal deutlich, dass die Menschen in der Bundes-
republik Ungleichheit sowohl in Abhängigkeit von Leistungen als auch des individuellen Be-
darfs für gerechtfertig halten bzw. als legitim ansehen. Allen Aussagen stimmen je etwas 
mehr als die Hälfte der Bevölkerung zu (im Jahr 2010). Betrachten wir nur das Jahr 2010, so 
zeigt sich tatsächlich, dass 50 Prozent derjenigen, die meinen, jeder sollte Geld auch ohne 
Leistung erhalten, auch der Aussage zustimmen, soziale Rangunterschiede zwischen den 
Menschen sind akzeptabel, weil sie die Chancennutzung der Einzelnen spiegeln. 60 Prozent 
derjenigen die dem Bedarfsprinzip zustimmen, stimmen auch der Aussage zu, dass Einkom-
mensdifferenzen einen notwendigen Leistungsanreiz darstellen. Dem Grunde nach gilt das 
sowohl für West- als auch für Ostdeutschland (keine Abbildung). Die Zustimmung zum Be-
darfsprinzip und die Zustimmung zum Leistungsprinzip schließen sich also nicht aus.  
 
 
Zeitverlauf: Das Bedarfsprinzip wird attraktiver 
Während die Zustimmung zu den Aussagen des Leistungsprinzips im Lauf der Jahre recht 
stabil bleibt, schwankt die Zustimmung zum Bedarfsprinzip. Gerade im Nachgang der Wirt-
schaftskrise ist die Auffassung, Einzelne sollten nicht nur nach Leistung, sondern auch nach 
Bedarf entlohnt werden, am weitesten verbreitet und liegt 2010 bei 57 Prozent. Im Vergleich 
zum Jahr 1994 ist sie damit um 17 Prozent angestiegen. Eventuell ist dies als ein Hinweis 
darauf zu verstehen, dass im Nachgang der Krise solidarisierende Einstellungen zugenommen 
haben. Dafür spricht zumindest, dass auch andere Studien auf ähnliche Verläufe stoßen. 
Heitmeyer z.B. zeigt, dass ökonomische, an wirtschaftlichem Kosten-Nutzen-Kalkül ausge-
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richtete Einstellungen und die Abwertung von Langzeitarbeitslosen zurückgegangen sind 
(Heitmeyer 2009: 33). 
 
 
West- und Ostdeutschland nähern sich wieder an 
In allen Jahren finden wir mehr oder weniger große Unterschiede zwischen den Zustimmun-
gen in Ost- und in Westdeutschland. In dieser Hinsicht stechen die Befragungsjahre 2010 und 
1991 hervor, in welchen sich die größten Annäherungen zwischen beiden Bevölkerungsgrup-
pen finden. In allen anderen Jahren gilt das Muster: Ostdeutschland unterstützt das Leistungs-
prinzip weniger stark als Westdeutschland und stimmt dafür dem Bedarfsprinzip häufiger zu. 
Besonders groß sind die Unterschiede Mitte der 90er Jahre. Im ersten Schock der Nachwende-
jahre sind nur 35 Prozent der Ostdeutschen, aber 57 Prozent der Westdeutschen der Ansicht 
Rangunterschiede würden die individuelle Nutzung von Lebenschancen spiegeln und seien 
deshalb gerecht. Ebenso halten 1994 62 Prozent der Westdeutschen, aber nur 44 Prozent der 
Ostdeutschen Einkommensunterschiede für einen notwendigen Leistungsanreiz. 
 
Wer stimmt den Verteilungsprinzipien eher zu?  
Aus der Einstellungsforschung wissen wir, dass Bevölkerungsgruppen, die von der Verteilung 
von Privilegien und Ressourcen begünstigt sind, dazu tendieren, soziale Ungleichheiten und 
auch Möglichkeiten sozialer Mobilität weniger kritisch zu beurteilen als benachteiligte Grup-
pen (Noll/Christopher 2004; Hochschild 2000). Übertragen auf die Legitimationsprinzipien 
sozialer Ungleichheit könnten wir eine höhere Zustimmung zu Leistungskriterien bei den 
Leistungsträgern der Gesellschaft erwarten bzw. in jener Gruppe, die sich bisher im Gefüge 
sozialer Ungleichheit erfolgreich behaupten konnten. Dem Bedarfsprinzip hingegen sollten 
eher jene zustimmen, die von einer solchen Verteilung profitieren würden. Gleichzeitig ist das 
meritokratische Leistungsprinzip, der Tausch von Leistung gegen Teilhabe, gerade in der ge-
sellschaftlichen Mitte weit verbreitet. Oben haben wir bereits gesehen, dass sich Bedarfsprin-
zip und Leistungsprinzip nicht ausschließen. Vor diesem Hintergrund werden wir eine solch 
klare Trennung nicht finden. Im Folgenden wollen wir dennoch danach schauen, ob und wie 
unterschiedliche sozioökonomische Merkmale die Zustimmung zum Leistungs- und zum Be-
darfsprinzip beeinflussen. Wir bedienen uns dazu einer logistischen Regression69 und be-
schränken die Analyse auf die aktuelle Ergebung aus dem Jahr 2010. 

Neben dem Geschlecht, Alter und Wohnort der Befragten in Ost- oder Westdeutsch-
land beziehen wir das Äquivalenzeinkommen, das Ausbildungsniveau, die Klassenposition 
und den aktuellen Erwerbsstatus in die Analyse ein. Das Ausbildungsniveau erfassen wir über 
eine Zusammenfassung der CASMIN-Klassifikation (siehe Anhang). Der Erwerbsstatus un-
terscheidet fünf Gruppen: Befragte, die in Voll- oder Teilzeit erwerbstätig sind oder sich in 

                                                 
69 Die abhängige Variable ist jeweils die Zustimmung zu den Verteilungsprinzipien. Dabei werden, wie auch in 
den Abbildungen oben, die Antwortkategorien „stimme voll und ganz zu“ und „stimme eher zu“ zusammenge-
fasst. 
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Ausbildung befinden, Personen die nicht auf dem Arbeitsmarkt aktiv sind, weil sie bereits in 
Rente sind, Personen die zu Hause unbezahlte Arbeit leisten, Personen die arbeitslos sind und 
schließlich Personen, die aus sonstigen Gründen nicht erwerbstätig sind. Die hier definierten 
Klassenpositionen wurden in Anlehnung an die sieben Klassenpositionen von Erik-
son/Goldthorpe (1992) definiert. Wir fassen diese sieben in vier Klassenpositionen zusammen 
(siehe Anhang, in Anlehnung an Pollak 2010). 
 
Bedarfsprinzip 
Die vorliegenden Auswertungen legen eine Bestätigung der oben gemachten Vermutungen 
nahe. Dem Bedarfsprinzip stimmen vor allem jene Menschen zu, die von einer solchen Ver-
teilung profitieren könnten. Denn die Chancen einer Zustimmung steigen, je geringer Ein-
kommen und Ausbildungsniveau ausfallen, je älter die Menschen sind und je eher sie nicht 
erwerbstätig sind. Hinsichtlich der Ausbildung ergibt sich ein signifikanter Unterschied zwi-
schen jenen, die über die Fach- oder Hochschulreife verfügen bzw. einen Meisterabschluss 
haben, und jenen, die über einen Hauptschulabschluss ohne berufliche Ausbildung oder über 
keinen Ausbildungsabschluss verfügen. Die Chance, dass Menschen mit Hochschulreife zu-
stimmen, ist signifikant geringer als dass Menschen mit einem Hauptschulabschluss zustim-
men. Im Vergleich zu Personen, die erwerbstätig oder in Ausbildung sind, stimmen des Wei-
teren Hausfrauen und -männer eher der Aussage zu, dass das Einkommen der Einzelnen ne-
ben der Leistung auch am Bedarf der Familie bemessen sein sollte. Die Zugehörigkeit zu ver-
schiedenen Berufsklassen allerdings hat ebenso wenig einen signifikanten Einfluss auf die 
Zustimmung wie das Geschlecht der Befragten und der Wohnort in West- oder Ostdeutsch-
land. 
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Tabelle 22: Logistische Regression: Bedarfsprinzip 

 
Bedarfsprinzip Odds Ratio 
Geschlecht 
(Referenz: Frau)  
Mann --- 
Alter in Jahren 1,00813* 
Wohnort 
(Referenz: Ost) 
West 

---- 

Äquivalenzeinkommen 0,9996425** 
Klassenposition 
(Referenz: Mittlere Position) 
Leitende Angestellte 

--- 

Qualifizierte Angestellte --- 
Ungelernte Arbeiter --- 
Erwerbsstatus 
(Referenz: Erwerbstätig/Ausbildung)  
Hausfrau/-mann 1,875745** 
Rente --- 
Sonstige nicht Erwerbstätige --- 
Ausbildungsniveau 
(Referenz: Hauptschule mit Beruf)  
Kein Abschluss --- 
Realschule mit Beruf --- 
Fach- und Hochschule, Meister 0,68277** 
N 1911 

 
+ =p< .10  * =p< .05   ** =p< .01  
Daten: ALLBUS 2010 
 
Leistungsprinzip – Rangunterschiede sind gerecht 
Dass Unterschiede in der gesellschaftlichen Stellung die eigene Leistungsfähigkeit spiegeln 
und deshalb gerecht sind, meinen Männer eher als Frauen, ältere Befragte eher als jüngere 
und Westdeutsche eher als Ostdeutsche. Die Chance der Aussage zuzustimmen steigt des 
Weiteren mit dem Einkommen. Sie wird eher von „leitenden Angestellten“ befürwortet als 
von „mittleren Angestellten und Facharbeitern“. Auch mit dem Ausbildungsniveau steigt die 
Chance auf Zustimmung – Personen mit Hochschulreife und Personen mit Realschulabschluss 
und beruflicher Ausbildung stimmen signifikant eher zu als solche mit einem Hauptschulab-
schluss und beruflicher Ausbildung. Im Vergleich zu Erwerbstätigen ist auch die Chance, dass 
Rentnerinnen und Rentnern dieser Aussage zustimmen, höher. 
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Tabelle 23: Logistische Regression: Rangunterschiede 

 
Rangunterschiede Odds Ratio 
Geschlecht 
(Referenz: Frau)  
Mann 1,419011++ 
Alter in Jahren 1,011034** 
Wohnort 
(Referenz: Ost) 
West 1,412491** 
Äquivalenzeinkommen 1,000194** 
Klassenposition 
(Referenz: Mittlere Position) 
Leitende Angestellte 0,635224* 
Qualifizierte Angestellte --- 
Ungelernte Arbeiter --- 
Erwerbsstatus 
(Referenz: Erwerbstätig/Ausbildung)  
Hausfrau/-mann --- 
Rente 1,334416* 
Sonstige nicht Erwerbstätige --- 
Ausbildungsniveau 
(Referenz: Hauptschule mit Beruf)  
Kein Abschluss --- 
Realschule mit Beruf 0,7904645* 
Fach- und Hochschule, Meister 0,4759627** 
N 1900 

 
+ =p< .10  * =p< .05   ** =p< .01  
Daten: ALLBUS 2010 
 
Leistungsprinzip – Einkommensunterschiede als Leistungsanreiz 
Die Vorstellung, dass Einkommensunterschiede zwischen den Menschen als Leistungsanreiz 
notwendig sind, unterscheidet sich weder nach dem Alter noch nach dem Einkommen der 
Befragten. Auch nach Klassenposition, Erwerbsstatus und Geschlecht ergeben sich keine sig-
nifikanten Unterschiede. Entscheidend ist jedoch, ob die Befragten in Ost- oder Westdeutsch-
land leben: Die Chance, der Aussage zuzustimmen, ist für Westdeutsche signifikant höher als  
für Ostdeutsche. Daneben differenziert der Ausbildungsabschluss: Menschen mit mittlerem 
und hohem Ausbildungsniveau stimmen  im Vergleich zu solchen mit geringem Ausbil-
dungsniveau eher nicht zu. 
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Tabelle 24: Logistische Regression: Einkommensdifferenz ist Anreiz 

 
Einkommensdifferenz Anreiz Odds Ratio 
Geschlecht 
(Referenz: Frau)  
Mann --- 
Alter in Jahren --- 
Wohnort 
(Referenz: Ost) 
West 1,554331** 
Äquivalenzeinkommen --- 
Klassenposition 
(Referenz: Mittlere Position) 
Leitende Angestellte --- 
Qualifizierte Angestellte --- 
Ungelernte Arbeiter --- 
Erwerbstatus 
(Referenz: Erwerbstätig/Ausbildung) --- 
Hausfrau/-mann --- 
Rente --- 
Sonstige nicht Erwerbstätige --- 
Ausbildungsniveau 
(Referenz: Hauptschule mit Beruf)  
Kein Abschluss --- 
Realschule mit Beruf 0,6526478** 
Fach- und Hochschule, Meister 0,511332** 
N 1900 

 
+ =p< .10  * =p< .05   ** =p< .01  
Daten: ALLBUS 2010 
 
Was ist notwendig, um in der bundesdeutschen Gesellschaft aufzusteigen? 
Wie in den obigen Ausführungen deutlich wird, sind in Deutschland viele Menschen der An-
sicht soziale und ökonomische Unterschiede sollten an der Leistung des Einzelnen, aber auch 
am individuellen Bedarf ausgerichtet sein. Diesen Einstellungen entsprechend sollte die ge-
sellschaftliche Position des Einzelnen und dessen Werdegang durch Leistung und Bemühen 
bestimmt werden. In der Allgemeinen Bevölkerungsumfrage wurde nun auch danach gefragt, 
welche Kriterien als wichtig erachtet werden, um im Leben „vorwärts zu kommen“. Auf einer 
Skala von 1 „entscheidend wichtig“ bis 5 „überhaupt nicht wichtig“ konnten die Befragten 
darüber entscheiden, wie sehr der eigene Lebensweg von Kriterien wie einer „guten Ausbil-
dung“ , „Ehrgeiz“, „harter Arbeit“ oder auch „gebildeten Eltern“ und „politischen Beziehun-
gen“ abhängt. 
 
Gesellschaftlicher Aufstieg: Wie man sich bettet, so liegt man 
Abbildung 110 zeigt den Anteil der Befragten in Ost- und Westdeutschland, die die jeweili-
gen Kriterien für „entscheidend“ oder „sehr wichtig“ halten. Die breite Zustimmung zum 
Leistungsprinzip spiegelt sich auch in den Auffassungen darüber, was notwendig ist, um ge-
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sellschaftlich voranzukommen. Wichtig sind vor allem eine gute Ausbildung, der Aufstiegs-
wille /Ehrgeiz und harte Arbeit. Daneben muss man auch „die richtigen Leute“ kennen. Insge-
samt hebt die Bevölkerung in erster Linie individuelle Merkmale hervor. Die Menschen sehen 
das eigene Leben also als gestaltbar an, als Konsequenz ihrer eigenen Handlungen und Ent-
scheidungen. Nicht individuell steuerbare Merkmale, wie  die Herkunft aus einem bestimmten 
Elternhaus, das Geschlecht oder die Nationalität spielen eine vergleichsweise untergeordnete 
Rolle. Dennoch ist man sich auch über die Grenzen der eigenen Handlungsmacht im Klaren: 
Immerhin erkennt die Hälfte der Bevölkerung den Fakt an, dass auch die Bildung des Eltern-
hauses wesentlichen Einfluss auf den Lebensweg der Kinder nimmt. 
 
Abbildung 110: Bitte geben Sie an, wie wichtig jeder der folgenden Punkte Ihrer Mei-
nung nach ist, um in Deutschland im Leben vorwärts zu kommen. („entscheidend“ und 
„sehr wichtig“ in  Prozent) 
 

Bestechung

bestimmte Konfession

Geschlecht

politische Beziehungen

Nationalitaet + Herkunft

Herkunft wohlabende Familie

Gebildete Eltern

die richtigen Leute kennen

Hart arbeiten

Ehrgeiz

Gute Ausbildung

0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100
% wichtig (1+2) 

West

Ost

Total

 
Daten: ALLBUS 2010 
 
olche Kriterien wurden auch in anderen Erhebungsjahren der Allgemeinen Bevölkerungsum-
frage erfasst. Schauen wir uns die Entwicklung über die Zeit hinweg an, so ergibt sich ein 
überaus konstantes Bild dieser Wahrnehmungen. In einem Zeitraum von über 20 Jahren hat 
sich an den Einschätzungen der Menschen in Deutschland sehr wenig verändert. Die Bildung 
hat noch etwas mehr Ansehen gewonnen, und auch die Beziehungen werden als etwas wichti-
ger eingestuft, aber insgesamt gibt es eine erstaunliche Konstanz in der Einschätzung der Be-
fragten (siehe Pollak 2010: 51). 
 
Beurteilung sozialer Ungleichheit 
Die meisten Menschen in Deutschland sehen Ungleichheiten als legitim an, wenn diese durch 
das eigene Handeln beeinflusst werden können und der Grundbedarf der Einzelnen sicherge-
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stellt ist. Wie beurteilen nun die Bundesbürger vor diesem Hintergrund die soziale Ungleich-
heit in Deutschland? 

Dazu schauen wir uns zwei weitere Fragen aus der Allgemeinen Bevölkerungsumfrage 
an. Zur allgemeinen Beurteilung der Ungleichheit konnten die Befragten die Aussage „Ich 
finde die sozialen Unterschiede in unserem Land im Großen und Ganzen gerecht“ auf einer 
Skala von 1 „stimme voll zu“ bis 4 „stimme gar nicht zu“ bestätigen oder ablehnen. Da die 
Ausbildung in den Augen der Bevölkerung entscheidende Bedeutung für die Gestaltung des 
eigenen Lebensweges hat, schauen wir uns des Weiteren an, ob die Bevölkerung auch der 
Ansicht ist, dass in Deutschland alle Menschen die gleichen Chancen auf eine solche Ausbil-
dung haben. Im ALLBUS wurde dazu gefragt: „Was meinen Sie: Hat bei uns heute jeder die 
Möglichkeit, sich ganz nach seiner Begabung und seinen Fähigkeiten auszubilden?“ Die Be-
fragten konnten der Aussage zustimmen oder diese ablehnen (Antwortmöglichkeiten: ja/nein). 
 
Im Großen und Ganzen ungerecht 
Nach Auffassung der Bevölkerung leben wir in einer sehr ungleichen und ungerechten Ge-
sellschaft. Diese Auffassung vertreten seit Mitte der 90er Jahre immer mehr Menschen und 
darin sind sich Ostdeutsche und Westdeutsche zunehmend einig. Dass die sozialen Unter-
schiede im „Großen und Ganzen gerecht“ sind, glauben im Jahr 2010 nur 18 Prozent der Ost-
deutschen und 28 Prozent der Westdeutschen („stimme voll und ganz zu“ und „stimme zu“). 
Im Vergleich zum Jahr 1994 hat die Zustimmung der Ostdeutschen zugenommen und der 
Westdeutschen abgenommen, so dass sich beide angenährt haben. Insgesamt ist nur ein Vier-
tel der Bevölkerung der Ansicht die sozialen Unterschiede seien gerecht. 
 
Abbildung 111: Ich finde die sozialen Unterschiede in unserem Land im Großen und 
Ganzen gerecht. („stimme voll und ganz zu“ und „stimme eher zu“ in Prozent) 
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Keine Bildungsgerechtigkeit 
Gerade vor dem Hintergrund, dass die Ausbildung einen solch hohen Stellenwert als Auf-
stiegsmotor darstellt, ist es Besorgnis erregend, dass nur 37 Prozent der Bevölkerung meinen, 
in Deutschland könne jeder eine Ausbildung absolvieren, die den eigenen Begabungen ent-
spricht. Auch diese Auffassung wurde noch 1994 von wesentlich mehr Bundesbürgern und -
bürgerinnen vertreten. 
 
Abbildung 112: Was meinen Sie: Hat bei uns heute jeder die Möglichkeit, sich ganz 
nach seiner Begabung und seinen Fähigkeiten auszubilden? („ja“ in Prozent) 
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Daten: ALLBUS 1980 bis 2010 
 
Diese generell kritische Haltung kommt auch in anderen (älteren) Erhebungen zum Ausdruck. 
So ist im Jahr 1999 die überwältigende Mehrheit der Ansicht, die Einkommensunterschiede in 
Deutschland seien zu groß (76 Prozent der Westdeutschen und 94 Prozent der Ostdeutschen) 
und im Jahr 2000 meinen die meisten Bürgerinnen und Bürger sogar, vor Gericht würden 
nicht alle Menschen gleich behandelt. Das gilt für 79 Prozent  der Ostdeutschen und 68 Pro-
zent der Westdeutschen (Noll/Christopher 2004: 103ff.). Vor diesem Hintergrund überrascht 
es nicht, dass die Mehrheit der Bundesbürger auch der Aussage zustimmt, der Wohlstand wä-
re in der Gesellschaft nicht gerecht verteilt (West 76 Prozent Ost 85 Prozent) und die „soziale 
Gerechtigkeit“ hätte insgesamt abgenommen70 (80 Prozent) (Glatzer 2007: 194ff.). Die Er-
gebnisse des Instituts für interdisziplinäre Konflikt- und Gewaltforschung (IKG) verweisen 
außerdem auf die zunehmende Wahrnehmung einer gespaltenen Gesellschaft (IKG 2011; 
Mansel/Heitmeyer 2005). Die Zustimmung zur Aussage „In Deutschland werden die Reichen 
immer reicher und die Armen immer ärmer" ist in den letzten Jahren deutlich angestiegen von 
etwa 86 Prozent im Jahr 2002 auf ca. 92 Prozent im Jahr 2010 (IKG 2011).  

                                                 
70 Der Anteil derjenigen, die meinen die soziale Gerechtigkeit hätte abgenommen, ist seit 1987 stetig angestie-
gen (Glatzer 2007: 194 ff.). Die Überzeugung, der Wohlstand wäre ungleich verteilt, hat im Vergleich zum Jahr 
1998 in Ostdeutschland abgenommen und in Westdeutschland etwas zugenommen. 
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Grundsätzlich glaubt die Bevölkerung zwar an die eigene Handlungsmacht, daran  
dass gesellschaftlicher Aufstieg durch individuelles Bemühen möglich ist. Dennoch haben in 
den Augen der Bevölkerung nicht alle Menschen dieselben Chancen darauf, dass sich dieses 
Bemühen tatsächlich auszahlt. So gilt eine gute Ausbildung als der zentrale Aufstiegsfaktor. 
Die Chance auf eine Ausbildung, die den eigenen Fähigkeiten entspricht, ist jedoch nach An-
sicht der Bevölkerung nicht für alle gegeben. 

 

8.2 Die Wahrnehmung der eigenen Stellung in der Gesellschaft 

 
Wie wir in den vorhergehenden Abschnitten gesehen haben, wird die deutsche Gesellschaft 
als sehr ungleich und ungerecht wahrgenommen. In den folgenden Abschnitten wollen wir 
nun danach schauen, ob und in welchem Ausmaß diese Sichtweise auch auf das eigene Leben 
übertragen wird.  

Fühlen sich die Befragten von Ungleichheit und Ungerechtigkeit betroffen? Wo sehen 
sie ihre eigene Stellung im Ungleichheitsgefüge der Gesellschaft und wie unterscheidet sich 
diese Wahrnehmung danach, welche sozioökonomische Position die Individuen einnehmen? 
Welche Auf- oder Abstiegsperspektive sehen sie in ihrem eigenen Leben? 

Solchen Fragen sind die folgenden Abschnitte gewidmet. Wir betrachten dabei drei 
Dimensionen der subjektiven Wahrnehmung der eigenen Stellung in der Gesellschaft. Zum 
Ersten wollen wir wissen, wo sich die Menschen innerhalb des Gefüges sozialer Ungleichheit 
verorten. Wo sehen sie ihre eigene Stellung in einer vertikalen Verteilung von Armut und 
Reichtum? Wie haben sich diese Positionierungen im Laufe der Zeit verändert? Speziell inte-
ressiert uns zum Zweiten, wer die eigene Position in der Gesellschaft als Armut bezeichnet. 
Schließlich betrachten wir auch die subjektive Wahrnehmung sozialer Mobilität. 

Diese Fragen werden wir hauptsächlich mit Hilfe der Daten der Studie „Sozialstaatli-
che Transformation“ vornehmen. Wie in Abschnitt 8.1.1 bereits beschrieben, wurden den Be-
fragten in dieser Studie drei Bilder vorgelegt, die mögliche Verteilungen von „Armut und 
Reichtum“ darstellen: das Dreieck, die Zwiebel und ein Rechteck.  Die Befragten wurden 
dazu aufgefordert eine Abbildung auszuwählen, die ihren Vorstellungen von der aktuellen 
Gesellschaft am meisten entspricht und darum gebeten, ihre eigene Position im Gefüge von 
Armut und Reichtum zu bestimmen und zwar die aktuelle Position, die Position ihrer Eltern 
als die Befragten selbst 15 Jahre alt waren und die Position, die sie glauben, in 10 Jahren ein-
zunehmen. Dazu wurden verschiedenfarbige Klebepunkte verteilt, die dann alle in eines der 
gewählten Gesellschaftsbilder geklebt wurden. Des Weiteren wurden die Befragten gebeten, 
eine Linie in das ausgewählte Bild zu zeichnen, von der sie annehmen, dass darunter die „ar-
me“ Bevölkerung zu identifizieren ist.  

Auf Grundlage dieser Daten können wir also nicht nur Aussagen darüber machen, wo 
sich die Befragten heute in der Gesellschaft positionieren, sondern auch darüber, welche sozi-
ale Mobilität sie wahrnehmen: Haben sie ihre Position im Vergleich zu den eigenen Eltern 
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verbessern können? Nehmen sie ihren bisherigen Lebensweg als Aufstieg oder als Abstieg 
wahr? Ebenso kennen wir ihre Zukunftserwartungen: Sehen sie sich in den nächsten 10 Jahren 
aufsteigen oder erwarten sie einen Abstieg? Aus der Position dieser subjektiven Armutslinie 
im Vergleich zur eigenen Position können wir daraus schlussfolgern, wer die eigene Lebens-
lage als Armut bezeichnet und wer nicht. 

Neben diese Daten nutzen wir die Daten der Allgemeinen Bevölkerungsumfrage der 
Sozialwissenschaften aus den Jahren 1980 bis 2010, um die subjektive Stellung in der Gesell-
schaft im Lauf der Zeit betrachten zu können. 

8.2.1 Die Wahrnehmung der eigenen Stellung in der Gesellschaft 

Wo verorten sich die Menschen in der Gesellschaft? Wir beziehen uns im Folgenden auf die 
Daten des Forschungsprojektes „Sozialstaatliche Transformation“. 

Zur Veranschaulichung unseres Vorgehens und der Übersicht über die Verteilung, 
zeigt Abbildung 113 die Verteilung der „Klebepunkte“ der Befragten in den Figuren. In der 
Interpretation dieser Stellungspunkte ist zu berücksichtigen, dass die Figuren, in welche die 
Punkte geklebt wurden, unterschiedlich geformt sind. Mit der Form der Figuren gehen unter-
schiedliche Relationen der eigenen Position zur Restbevölkerung einher. So sind zum Beispiel 
die unteren Positionen im Dreieck anders als in der Zwiebel keine Minderheitenpositionen, da 
im Dreieck die breite Bevölkerung am unteren Ende der Verteilung von Reichtum und Armut 
zu finden ist. Ebenso sehen Befragte, die sich mittig im Dreieck verorten, einen größeren Teil 
der Bevölkerung unter sich als solche, die sich in der Zwiebel mittig verorten. Vor diesem 
Hintergrund werden die Positionsangaben in Flächen umgerechnet. Die Variablenwerte vari-
ieren dann zwischen 0 und 100 und geben den Anteil der Fläche an, die unterhalb der Positi-
onspunkte der Befragten liegen. Positionen auf dem unteren Rand der Figur erhalten nun den 
Wert 0 und Positionen ganz an der Spitze den Wert 100. Die Abbildung 114 zeigt die Vertei-
lung dieser Prozentwerte für Männer und Frauen. Um die Darstellung übersichtlich zu gestal-
ten wurden die Werte in 10 Gruppen unterteilt. 
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Abbildung 113:  Die Verteilung der Stellungen in den Figuren, N 2228 

  

 

 

Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
 
 
Abbildung 114: Die aktuelle Stellung im Gefüge von Armut und Reichtum als Prozent 
der Fläche, die unter den Stellungspunkt liegt in 10 Gruppen zusammengefasst 
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Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
 
Obwohl die meisten das Dreieck wählen und damit die größte Form der Ungleichheit verwirk-
licht sehen, sehen sie sich selbst davon weniger betroffen. Wie in der Abbildung 114 deutlich 
wird, ergibt die Verteilung der subjektiven Stellungen eher eine Zwiebelform als ein Dreieck.   
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Im Durchschnitt positionieren sich die Befragten in der Mitte des gesellschaftlichen 
Rankings. Frauen positionieren sich im Durchschnitt so, dass sich 53 Prozent der Bevölke-
rung unterhalb ihrer eigenen Stellung befinden und Männer sehen 54 Prozent der Bevölke-
rung unter sich. Ostdeutsche Frauen und Männer verorten sich durchschnittlich weiter unten 
als westdeutsche Frauen und Männer. Allerdings befinden sich alle Gruppen noch immer in 
der gesellschaftlichen Mitte. Im Westen Deutschlands sehen Männer und Frauen 56 Prozent 
der Bevölkerung unter sich und im Osten 47 Prozent (Männer) bzw. 45 Prozent (Frauen).  
 
 Auf den ersten Blich ist die Wahrnehmung der Befragten also eher mittelschichtorien-
tiert. Dies ist ein in der Sozialforschung bekanntes Phänomen. Die Sozialpsychologie verweist 
in diesem Zusammenhang auf die Neigung der Menschen zur Aufrechterhaltung einer positi-
ven Identität (z.B. Tajfel/Turner in Schiffmann/ Wicklund 1988). Dies geschieht zum Beispiel 
durch einen Vergleich „nach unten“, der dazu führt, dass sich auch solche Menschen in der 
Mitte der Gesellschaft sehen, deren sozioökonomische Ausstattung sie eigentlich auf die unte-
ren Plätze der Verteilung verweist: „ … the proverbial way making oneself conscious of one’s 
advantages ist to contrast one’s situation with that of others worse off than oneself“ (Runicam 
1966:9 in Sachweh 2010:43). Eine ähnliche Argumentation wird in der Referenzgruppentheo-
rie vorgebracht. Der zur Folge beurteilen die Menschen ihre eigene Lebenssituation immer im 
Vergleich zu anderen. Als Referenzgruppe dient dabei eher das eigene Milieu als die gesamte 
Gesellschaft und da sich die meisten Individuen in sozial homogenen Gruppen bewegen, emp-
finden sie ihre eigene Lage im Vergleich zu ihren Freunden und Verwandten als mittelmäßig 
(Evans/Kelley 2004). Wie Evans/Kelley (2004) in einem internationalen Vergleich herausar-
beiten, bleibt die Selbsteinschätzungen von Individuen dennoch nicht vollkommen unabhän-
gig von soziökonomischen Faktoren, sondern unterscheidet sich in Abhängigkeit von Bildung 
oder Einkommen (Evans/Kelley 2004). Allerdings sind diese Unterschiede graduell und nicht 
grundsätzlich, das heißt Personen mit z.B. geringem Ausbildungsniveau positionieren sich 
tiefer als andere, aber noch immer sind sie näher an der Mitte als am Rande der Gesellschaft. 

Betrachten wir nun in den vorliegenden Studien die Selbsteinschätzung in Abhängig-
keit von solchen sozioökonomischen Merkmalen, so sehen auch wir deutliche Unterschiede 
zwischen den Befragten. Die durchschnittliche Positionierung der Individuen unterscheidet 
sich nicht nur danach, welcher Einkommensgruppe sie angehören, sondern auch danach, über 
welches Ausbildungsniveau sie verfügen (siehe Tabelle 25). So positionieren sich Befragte 
der oberen und mittleren Einkommensschicht auch tatsächlich etwas oberhalb der Mitte bzw. 
in der Mitte, während die untere Einkommensschicht ganz realistisch im unteren Drittel der 
Verteilung bleibt. Im Einzelnen zeigen sich Unterschiede vor allem darin, ob die Befragten zu 
den Erwerbstätigen zählen und nicht im Leistungsbezug stehen oder ob sie Leistungen aus 
ALG I und im Besonderen ALG II beziehen. Im Vergleich zu allen anderen dargestellten 
Gruppen schätzen Männer und Frauen, die Arbeitslosengeld II erhalten, ihre Position in der 
Gesellschaft am tiefsten ein. 
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Tabelle 25: Durchschnittliche Positionierung  

 
  Männer Frauen
Ausbildung (CASMIN)   
noch in Ausbildung 43,7 53,7
kein Abschluss 35,7 34,2
Hauptschule mit Beruf 45,3 51,0
Realschule mit/ohne Beruf 47,1 47,6
(Fach)Hochschulreife 58,8 56,9
Erwerbsstatus/Leitungsbezug  
Erwerbstätig 55,6 54,9
ALG II 28,0 30,0
ALG I 56,2 40,9
Rente 52,9 53,0
sonstige nicht erwerbstätig 58,3 54,7
Einkommensschicht   
Oben 64,3 64,0
Mitte 52,6 50,7
Unten 35,3 35,5
Altersgruppen   
18 bis 34 Jahre 51,5 46,0
35 bis 49 Jahre 54,8 55,0
50 bis 64 Jahre 52,5 52,4
65 Jahre und älter 54,9 59,0
Wohnort   
West 56,2 56,2
Ost inkl. Berlin 47,7 45,2
Total 53,5 52,6

 
Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
 

Wie sehr sich die Selbsteinschätzung von Männern und Frauen, die Arbeitslosengeld II erhal-
ten, im Besonderen von den Erwerbstätigen71 unterscheidet, wird noch einmal in Abbildung 
115 deutlich. Die Leistungsbezieher bilden keine Mittelstandsgesellschaft mehr ab - sie sehen 
sich in der Mehrheit auf den unteren Positionen. Ihre Positionsverteilung erinnert eher an ein 
Teelicht, als an eine Zwiebel, der Zwiebelbauch rutscht nach unten. 
 
 
 
 
 

                                                 
71 Erwerbstätige Personen, die Arbeitslosengeld II erhalten,  wurden als ALG II Empfänger/-innen klassifiziert 
(zur Konstruktion der Variable „Erwerbs-/Leistungsbezugsstatus“ siehe auch Anhang). 
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Abbildung 115: Die subjektive Stellung, ALG II Bezug und Erwerbstätig 
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Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
 
 
Trotz ‚Zweckoptimismus’ und dem Drang nach einer positiven Selbsteinschätzung, sind die 
Menschen also nicht realitätsfern. Sie wissen, wo sie stehen in Relation zu anderen. 
 

8.2.2 Die Wahrnehmung der eigenen Stellung in der Gesellschaft im Zeitverlauf  

Mit den Daten der Allgemeinen Bevölkerungsumfrage (ALLBUS)  können wir die Wahr-
nehmung der eigenen Stellung auch im Zeitverlauf betrachten. Im Folgenden verschaffen wir 
uns einen Überblick über die Variation dieser subjektiven Positionen im Zeitverlauf für Ost- 
und Westdeutschland und differenzieren nach Geschlecht, Alter und Einkommensgruppen. In 
diesem Zusammenhang interessiert uns zum einen, ob sich die dominante Wahrnehmung 
mittlerer Positionen auch im Zeitverlauf bestätigen lässt. Zum anderen wollen wir wissen wie 
und ob sich Wahrnehmungsunterschiede zwischen verschiedenen Gruppen über die Zeit ver-
ändert haben. 

Im ALLBUS wurden die Befragten gebeten ihre Stellung in der Gesellschaft auf einer 
Skala von 1 „unten“ bis 10 „oben“ einzuschätzen. In Abbildung 116 ist die prozentuale Ver-
teilung der Befragten auf diese zehn Stufen dargestellt. Hier wird noch einmal das Auseinan-
derfallen der subjektiven Wahrnehmung der Gesellschaft als Ganzes und der Wahrnehmung 
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der je eigenen Position deutlich. Obwohl die Bevölkerung die Gesamtgesellschaft eher als 
Pyramide geformt sieht, in der die meisten Menschen die unteren sozioökonomischen Positi-
onen besetzen, ergibt sich aus der Verteilung der je subjektiv wahrgenommenen Stellungen 
eine Zwiebelform, also eine Mittelstandsgesellschaft. Die Darstellung erfasst nur das Befra-
gungsjahr 2010, aber auch im Zeitverlauf ergeben sich wenige Variationen. So bleibt zum 
Beispiel der Anteil derjenigen, die sich auf den mittleren Positionen (5 und 6) verorten, im 
gesamten Erhebungszeitraum von 30 Jahren (1980-2010) erstaunlich stabil (keine Abbil-
dung). In Westdeutschland sieht sich in den letzten 30 Jahren je etwa die Hälfte der Bevölke-
rung in der gesellschaftlichen Mitte.  Dies gilt auch für Ostdeutschland (Erhebungszeitraum 
zwischen 1991 und 2010).  

 
Abbildung 116: Wahrgenommene Stellung in der Gesellschaft im Jahr 2010, in Prozent  
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Daten: ALLBUS 2010 
 
Abbildung 117 zeigt nun die durchschnittliche Verortung der Befragten in Ost- und West-
deutschland für die verschiedenen Erhebungszeitpunkte. Hier wird deutlich, dass die durch-
schnittliche subjektive Verortung der Bevölkerung seit Beginn der gesamtdeutschen Betrach-
tung im Jahr 1991 angestiegen ist. Dies ist auch darauf zurückzuführen, dass die ostdeutsche 
Bevölkerung die eigene Lage im Lauf der Zeit immer positiver einschätzt. Ostdeutsche veror-
ten sich im Durchschnitt tiefer als Westdeutsche, allerdings nimmt der Abstand zwischen bei-
den im Zeitverlauf deutlich ab. Lag die Differenz zwischen West und Ost im Jahr 1991 noch 
bei einem Stellungspunkt (West 5,8 und Ost 4,8) so beträgt sie im Jahr 2010 nur noch 0,4 
Punkte.  
 
 
 
 



 263

 
Abbildung 117: Wahrgenommene Stellung in der Gesellschaft, Mittelwert 
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Daten: ALLBUS 1980 bis 2010 
 
Die Differenzen zwischen den Einschätzungen von Männern und Frauen sind in Ost- und 
Westdeutschland in allen Erhebungsjahren marginal. Im Jahr 2010 z.B. beträgt die Differenz 
zwischen westdeutschen Männern und Frauen 0,2 Stellungspunkte (Männer 5,9; Frauen 5,7) 
und in Ostdeutschland 0,1 Stellungspunkte (Männer 5,3 und Frauen 5,4). 
Im Vergleich der Altersgruppen72 fallen nur die ab 65-jährigen auf – sie verorten sich zu allen 
Zeitpunkten tiefer als die beiden anderen Altersgruppen (18-34 Jahre und 35 bis 64 Jahre). 
Am Verhältnis der Altersgruppen zueinander ändert sich jedoch im Lauf der Jahre wenig. Die 
Altersgruppen nähren sich in ihrer Wahrnehmung etwas an. Im Jahr 2010 zum Beispiel be-
trägt die durchschnittliche Differenz zwischen den Befragten im Alter ab 65 Jahren und den 
jungen Befragten zwischen 18 und 34 Jahren nur 0,2 Stellungspunkte in Ostdeutschland und 
0,1 Stellungspunkt in Westdeutschland. 

Aus diesem Überblick geht zunächst einmal hervor, dass die Diskussionen um eine 
„Entleerung“ der Mittelschicht, wie sie in den letzten Jahren in den Sozialwissenschaft und 
den Medien geführt wird (Grabka/Fraick 2008; Goebel et al. 2010), nicht der (so gemessenen) 
Wahrnehmung der Bevölkerung entsprechen. Für einen Vergleich von subjektiven und objek-
tiven Positionen wollen wir im Folgenden eine nach Einkommensgruppen73 differenzierte 
Betrachtung vornehmen. Wir unterscheiden dabei drei Einkommensgruppen. In Anlehnung an 
Goebel et al. (2010) zählen wir zur oberen Einkommensschicht alle Personen, deren Netto-
äquivalenzeinkommen höher ist als 150 Prozent des mittleren (Median) Nettoäquivalenzein-
kommens der Bevölkerung zum Befragungszeitpunkt, die mittlere Einkommensschicht ver-
fügt über 70 bis 150 Prozent des mittleren Äquivalenzeinkommens der Gesamtbevölkerung 
und die untere Einkommensgruppe über weniger als 70 Prozent des mittleren Äquivalenzein-

                                                 
72 Wir unterscheiden hier junge Erwachsene von 18 bis 34 Jahren; 35 bis 64 Jahre und Personen im Rentenalter 
ab 65 Jahren. 
73 Die Begriffe „Einkommensgruppe“ und Einkommensschicht“ werden synonym verwandt. 
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kommens. Für eine nach Ost- und Westdeutschland differenzierte Betrachtung sind die Fall-
zahlen zu klein74, deshalb fassen wir hier die beiden Teile Deutschlands zusammen. 

Abbildung 118 zeigt die durchschnittlichen Stellungen der Einkommensgruppen für 
Ost- und Westdeutschland gemeinsam. Der tatsächlichen Einkommensrelation entsprechend 
verortet sich die untere Einkommensgruppe tiefer als die mittlere und diese wiederum tiefer 
als die obere Einkommensgruppe. In Anbetracht der Tatsache jedoch, dass die untere Ein-
kommensgruppe per Definition nur über weniger als 70 Prozent des mittleren Einkommens 
der Bevölkerung verfügt, verorten sich diese Befragten immer noch recht hoch. Im Jahr 2010 
zum Beispiel verfügt die untere Einkommensschicht über ein durchschnittliches Äquivalenz-
einkommen von 659 Euro monatlich, im Vergleich zu 1418 Euro in der Mittelschicht und 
2885 Euro in der Oberschicht. Dennoch sehen sie sich nicht am Rande der Gesellschaft, son-
dern nur etwas unterhalb der Mitte: Im Jahr 2010 erreichen sie einen durchschnittlichen Posi-
tionswert von 4,69.  

Im Lauf der Jahre ist ein gewisser „Fahrstuhleffekt“ zu beobachten. Alle Einkom-
mensgruppen bewegen sich subjektiv nach oben, wenn auch nicht geradlinig (siehe das Jahr 
2006). Die Abstände zwischen den Einkommensgruppen haben geringfügig zugenommen. 
Dies gilt in erster Line für den subjektiven Abstand zwischen der unteren Einkommenssicht 
und den anderen beiden Einkommensgruppen. Da die untere Einkommensschicht in ihrer 
Wahrnehmung nicht so stark angestiegen ist, wie Ober- und Mittelschicht hat sich dieser Ab-
stand leicht vergrößert. Im Jahr 1991 z.B. betrug die Differenz zwischen oberer Einkommens-
gruppe und unterer 1,74 Stellungspunkte und im Jahr 2010 2,05 Punkte.  
 
Abbildung 118: Wahrgenommene Stellung in der Gesellschaft, Mittelwert nach Ein-
kommensschicht 
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Daten: ALLBUS 1980 bis 2010 
 
 

                                                 
74 Das betrifft im Besonderen die ostdeutsche Einkommensoberschicht, die z.B. im Jahr 2010 nur 25 Personen 
umfasst (die auch auf die Frage nach der subjektiven Einstufung geantwortet haben). 
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8.2.3 Subjektive Armut 

In der Verortung auf einer vertikalen Achse sozialer Ungleichheit positionieren sich die meis-
ten Befragten in der Mitte. Dennoch haben wir Unterschiede in Abhängigkeit der sozioöko-
nomischen Ausstattung ausmachen können. Im Besonderen Männer und Frauen, die Arbeits-
losengeld II erhalten, positionieren tiefer als alle anderen. Im Folgenden wollen wir diese Be-
trachtung weiter spezifizieren und danach schauen, welche Befragten ihre eigenen Lebenssi-
tuation als Armut bezeichnen. Wie in Abschnitt 8.2 bereits angekündigt, beziehen wir uns 
dazu auf die Daten des Projektes „Sozialstaatliche Transformation“. Die Befragten konnten 
hier zwischen drei verschiedenen Gesellschaftsbildern jenes auswählen, das ihrer Vorstellung 
der Verteilung von Armut und Reichtum am meisten entspricht. Innerhalb des Bildes haben 
sie dann einen Punkt für die Einschätzung der eigenen aktuellen Gesellschaftsposition verortet 
und eine Linie gezeichnet, unterhalb derer ihrer Meinung nach die „arme“ Bevölkerung zu 
finden ist. Diese subjektive Armutslinie können wir ins Verhältnis zur eigenen Stellung der 
Befragten setzen und so eine Aussage darüber treffen, wer sich selbst als arm bezeichnet. Als 
subjektiv arm gelten alle Befragten, die die Armutslinie oberhalb oder durch den eigenen Stel-
lungspunkt zeichnen. 

Uns interessiert nun zum einen, welche Befragtengruppen sich als arm bezeichnen und 
zum anderen, ob diese Selbstbeschreibung zur formalen Definition der Einkommensarmut 
passt, ob also subjektiv arme Befragte auch tatsächlich über weniger als 60 Prozent des mittle-
ren Nettoäquivalenzeinkommens verfügen und auch umgekehrt, ob einkommensarme Perso-
nen ihre eigenen Position so beschreiben. 

Von allen befragten Männern und Frauen bezeichnen sich 21 Prozent als arm – einen 
Unterschied nach Geschlecht gibt es nicht75. Wer bezeichnet sich nun als arm? 

Mit Hilfe einer logistischen Regression haben wir verschiedene sozioökonomische 
Merkmale darauf hin überprüft ob, sie einen signifikanten Einfluss darauf haben, dass Men-
schen ihre eigene Lebenssituation als Armut deklarieren. Neben dem Ausbildungsniveau, dem 
Äquivalenzeinkommen und Lebensalter, ist in die Analyse auch eingegangen ob die Befrag-
ten über Ersparnisse oder Schulden verfügen und welchen Status sie auf dem Arbeitsmarkt 
haben.  

Wie aus Tabelle 26 zunächst einmal hervorgeht, haben bis auf das Lebensalter alle 
diese Merkmale einen signifikanten Einfluss darauf, ob man die eigene Lebenslage als Armut  
bezeichnet. Die Chance, sich selbst als arm zu beschreiben, verringert sich mit steigendem 
Einkommen. sie ist auch geringer, wenn Befragte über Ersparnisse oder Haus- bzw. Grundbe-
sitz verfügen. Im Vergleich zu Empfängern von Arbeitslosengeld II ist die Chance aller ande-
ren Statusgruppen geringer, die eigene Lage als Armut zu beschreiben. Schuldner haben eine 
höhere Chance, subjektiv arm zu sein als Personen ohne Schulden und schließlich ist auch der 
Ausbildungsabschluss relevant. Im Vergleich zu Befragten, die über einen Hochschul- oder 
                                                 
75 An dieser Stelle ist noch einmal hervorzuheben, dass es sich nicht um einen für die gesamte Bevölkerung 
repräsentativen Datensatz handelt. Der Berechnungen wurden gewichtet, um die Verteilung der Stichproben-
gruppen (Erwerbstätige, Empfänger/-innen Arbeitslosengeld II und I) in den erhobenen Kreisen auszugleichen. 
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Meisterabschluss verfügen, haben solche mit einem Hauptschulabschluss und beruflicher 
Ausbildung sowie Befragte mit einem Realschulabschluss eine höhere Chance auf subjektive 
Armut.  
 
Tabelle 26: Logistische Regression: Subjektive Armut 

 
Merkmale Odds Ratio 

  
Geschlecht 
(Referenz: Frau) 
Mann --- 
Alter in Jahren --- 
Äquivalenzeinkommen ,9986771** 
Grundbesitz 
(Referenz: kein Hausgrundbesitz) 
Haus- oder Grundbesitz ,3748135** 
Ersparnisse 
(Referenz: keine Ersparnisse) 
Ersparnisse ,5884877** 
Schulden 
(Referenz: keine Schulden) 
Schulden 1,326324* 
CASMIN 
 (Refrenz: (Fach)Hochschule, Meister) 
Noch in Ausbildung --- 
kein Abschluss --- 
Hauptschule mit Berufsabschluss 2,88548** 
Realschule mit/ohne Berufsabschluss 1,464579** 
Erwerbs-/Leistungsbezugsstatus 
(Referenz: ALG II)  
Erwerbstätige ,4664441** 
ALG I ,5388084* 
Rentner ,5150913* 
Sonstige nicht Erwerbstätige ,5837818* 
N 1925 

 
(Kontrolle für: Wohnort West/Ost; Kinder im Haushalt; Partner im Haushalt) 
+ =p< .10  * =p< .05   ** =p< .01  
Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
 
Insgesamt verweisen diese Ergebnisse darauf, dass sich in erster Linie solche Personen als 
„arm“ bezeichnen, die tatsächlich über wenige sozioökonomische Ressourcen verfügen. Ne-
ben dem Einkommen ist dabei auch das Ausbildungsniveau entscheidend. Wie wir bereits in 
Abschnitt 8.1.2 gesehen haben, gilt die Ausbildung als ein zentraler Aufstiegsfaktor und auch 
in diesen Ergebnissen deutet sich an: Die Ausbildung bietet den Menschen auch in ihrer eige-
nen Wahrnehmung eine Perspektive.  
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Subjektive und objektive Armut 
Es ist nicht überraschend, dass sich vor allem solche Menschen als arm bezeichnen, die über 
wenige sozioökonomische Ressourcen verfügen, aber in welchem Verhältnis stehen „objekti-
ve“ Einkommensarmut und subjektive Armut. Als einkommensarm gilt, wer über weniger als 
60 Prozent des mittleren Nettoäquivalenzeinkommens der Bevölkerung zum Befragungszeit-
punkt verfügt. Die Tabellen 27 und 28 zeigen einkommensarme und nicht arme Männer und 
Frauen aufgeschlüsselt danach, ob sie ihre aktuelle Lebenslage als Armut bezeichnen oder 
nicht. In unserer Studie verfügen 9 Prozent der Befragten über weniger als 60 Prozent des 
mittleren Nettoäquivalenzeinkommens76 der Bevölkerung. Von diesen einkommensarmen 
Männern und Frauen schätzen sich ca. 41 Prozent nicht als arm ein. Etwa 18 Prozent der 
Männer und Frauen die nicht einkommensarm sind, bezeichnen sich selbst als arm. 
 
Tabelle 27: Einkommensarmut  und subjektive Armut, Männer 

 
Männer arm nicht arm Total
nicht arm 
 18,41 81,59 100%
einkommensarm 
 58,33 41,67 100%
Total N 1023
 21,65 78,35 100%

 
Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
 
Tabelle 28: Einkommensarmut  und subjektive Armut, Frauen 

 
Frauen arm nicht arm Total
nicht arm 
 17,31 82,69 100%
einkommensarm 
 57,3 42,7 100%
Total N 1032
 20,76 79,24 100%

 

Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
 
Für eine ausführlichere Betrachtung jener Gruppen, deren Wahrnehmung nicht zur jeweils  
„objektiven“ Lebenslage passt, fassen wir Männer und Frauen zusammen, da ansonsten die 
Fallzahlen zu klein sind. Wir vergleichen im Folgenden zum einen Individuen, die zwar ob-

                                                 
76 Damit ist die Armutsquote etwas geringer als bundesdeutsche Durchschnitt (im Erhebungsjahr 2008: 14,4 
Prozent, Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2010). Da in dieser Studie aber nur Paare befragt wurden 
und von diesen 90 Prozent gemeinsam in einem Haushalt leben, ist diese Differenz plausibel. Zum Vergleich 
siehe auch: http://www.amtliche-sozialberichterstattung.de/Tabellen/tabelleA1X19de_bund.html [Zugriff: 
20.07.2011] 
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jektiv gesehen arm sind, weil ihr gewichtetes Pro-Kopf-Einkommen weniger als  60 Prozent 
des mittleren Äquivalenzeinkommens der Bevölkerung beträgt, die sich aber dennoch nicht 
zur Gruppe der Armen zählen. Zum anderen schauen wir auf Individuen, die zwar keine Ein-
kommensarmut aufweisen, sich aber dennoch als arm bezeichnen. Vergleichgruppe sind je-
weils jene, die ihre eigene Lage den Umständen entsprechend beurteilen. 
 
Gruppe 1: Armutsempfinden von Personen in Einkommensarmut 
Grundlage der Tabelle 29 sind alle Personen, die gemessen an ihren Nettoäquivalenzeinkom-
men in Armut leben. Diese werden ausdifferenziert nach verschiedenen sozioökonomischen 
Merkmalen und danach, ob sie sich arm fühlen oder nicht. Die Ergebnisse verweisen auf eine 
gewisse „Mikrohierarchie“ innerhalb der Gruppe der Armen. Der Anteil jener, die sich als 
arm bezeichnen ist dort größer, wo es nicht nur an Einkommen fehlt, sondern auch sonst we-
niger Ressourcen vorhanden sind bzw. weniger Teilhabe erzielt wird. So bezeichnen sich ca. 
79 Prozent der Einkommensarmen ohne einen Ausbildungsabschluss als arm. Dies gilt aber 
nur für 46 Prozent der Einkommensarmen mit Fach-/Hochschulreife oder einem Meisterab-
schluss. Ebenso sehen sich 75 Prozent der einkommensarmen Arbeitslosengeld II Empfän-
ger/-innen als arm im Vergleich zu 37 Prozent der einkommensarmen Erwerbstätigen. Wer 
über Ersparnisse oder Grundbesitz verfügt, sieht sich trotz Einkommensarmut weniger häufig 
als arm. Schulden gehen dagegen mit einem größeren Anteil subjektiver Armut einher. Nicht 
zuletzt unterscheidet sich das Äquivalenzeinkommen beider Gruppen – wer sich arm fühlt, hat 
- auch innerhalb der Gruppe der Einkommensarmen - weniger Einkommen als wer sich nicht 
arm fühlt. Neben der finanziellen Ausstattung ist auch die finanzielle Sicherheit ein entschei-
dender Faktor – wer zwar erwerbstätig ist, aber über einen befristeten Arbeitsvertrag verfügt, 
sieht die eigene Situation kritischer als jene in unbefristeten Verhältnissen. 
 Alles in allem fühlt sich also arm, wer arm ist. Auch innerhalb der Armutsgruppe ent-
scheidet die Ressourcenausstattung darüber, wer die eigene Lage als Armut bezeichnet. Eine 
gute Ausbildung und die Einbindung in den Arbeitsmarkt ist dabei auch bei einem geringen 
Einkommen von Vorteil. 
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Tabelle 29: Personen in Einkommensarmut  - subjektives Armutsempfinden, Prozent 

 
 arm nicht arm Total 
Total   57,8 42,2 100
CASMIN zusammengefasst    
noch in Ausbildung   33,2 66,8 100
kein Abschluss   78,6 21,4 100
Hauptschule mit Beruf   64,4 35,6 100
Realschule mit/ohne Beruf   55,1 44,9 100
(Fach)Hochschulreife, Meister  45,8 54,2 100
Erwerbs/Leistungsbezugsstatus   
Erwerbstätig   37 63 100
ALG II   74,6 25,4 100
ALG I   48,7 51,3 100
Rente   52,5 47,5 100
Sonstige nicht Erwerbstätige   61,2 38,8 100
Haus-/Grundbesitz    
nein 67,6 32,4 100
ja 32,1 67,9 100
Ersparnisse    
ja   32,4 67,6 100
nein   68,6 31,4 100
Schulden    
ja   61,4 38,6 100
nein   53,7 46,3 100
Äquivalenzeinkommen (Medi-
an) 650 733
Arbeitsvertrag befristet 
Befristet 80,6 19,4 100
Unbefristet  42,0 58,0 100
Altersgruppen    
18 bis 34 Jahre   49,9 50,1 100
35 bis 49 Jahre   64,8 35,2 100
50 bis 64 Jahre   55,3 44,7 100
65 Jahre und älter   71,9 28,1 100
Wohnort    
West   52,7 47,3 100
Ost inkl. Berlin   63,7 36,3 100
Geschlecht    
Mann 58,3 41,7 100,0
Frau 57,3 42,7 100,0

 
Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
 
 
 



 270

Gruppe 2: Armutsempfinden von Personen, die nicht einkommensarm sind 
Umgekehrt zum obigen Fall bezeichnen 18 Prozent aller Befragten, die gemessen an ihrem 
Anteil am Äquivalenzeinkommen nicht arm sind, ihre eigene Lebenssituation als Armut. Im 
mittel verfügen diese Personen über ein monatliches Äquivalenzeinkommen von 1250 Euro – 
(Median) das ist wesentlich weniger als jene, die sich nicht in Armut sehen (1666 Euro), aber 
dennoch deutlich von der formalen Armutsschwelle77 entfernt, die im Befragungsjahr bei 789 
Euro lag. Dass sich diese Gruppe dennoch als arm bezeichnet, mag an der vergleichweise 
geringen Ressourcenausstattung außerhalb des Einkommens liegen. Denn auch hier empfin-
den sich häufiger jene als arm, die über keinen Ausbildungsabschluss verfügen (63 Prozent im 
Vergleich z.B. zu 10 Prozent jener mit Hochschul- oder Meisterabschluss) oder Arbeitslosen-
geld II erhalten (62 Prozent). Ebenso verorten sich mehr Befragte ohne Ersparnisse unterhalb 
der Armutsgrenzen als solche mit einer finanziellen Rücklage (33 Prozent und 12 Prozent). 
Der Unterschied zwischen Befragten mit und ohne Schulden ist hingegen marginal. Dies mag 
auch daran liegen, dass Befragte mit Schulden häufig über Grund-/und Hausbesitz verfügen 
und damit letztlich doch eine finanzielle Rücklage haben. Entsprechend sehen sich jene mit 
Haus- oder Grundbesitz auch wesentlich weniger häufig unterhalb der Armutslinie (9 Prozent 
im Vergleich zu 29 Prozent der Personen ohne Haus- oder Grundbesitz). Neben der Ausstat-
tung mit finanziellen Ressourcen ist auch die Sicherheit der eigenen Lebenssituation von Be-
deutung – wer in einem befristeten Beschäftigungsverhältnis steht, verortet sich häufiger un-
terhalb der Armutsgrenze (31 Prozent im Vergleich zu 14 Prozent).  

Dieser Vergleich zwischen subjektiver und objektiver Armut zeigt insgesamt, dass 
sich zwar in erster Linie solche Befragten als arm bezeichnen, die auch einkommensarm sind 
oder zumindest ärmer als andere. Dennoch entscheidet nicht das Geld allein – die Selbstein-
schätzung der Befragten erfolgt auch in Bezug auf das Ausbildungsniveau und die Erwerbsin-
tegration. In diesem Sinne verfolgen die Befragten ein mehrdimensionales Konzept von Ar-
mut.  
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
77 60 Prozent des mittlere Äquivalenzeinkommens der Bevölkerung. 
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Tabelle 30: Personen nicht in Einkommensarmut  - subjektives Armutsempfinden, Pro-

zent 

 
 arm nicht arm Total
Total   17,9 82,1 100
CASMIN zusammengefasst    
noch in Ausbildung   3,5 96,5 100
kein Abschluss   63,1 36,9 100
Hauptschule mit Beruf   34,6 65,4 100
Realschule mit/ohne Beruf   26,5 73,5 100
(Fach)Hochschulreife, Meister   9,8 90,2 100
Erwerbs/Leistungsbezugsstatus    
Erwerbstätig   14,9 85,1 100
ALG II   62,1 37,9 100
ALG I   45,8 54,2 100
Rente   22,9 77,1 100
Sonstige nicht Erwerbstätige   13,7 86,3 100
Haus-/Grundbesitz    
nein 28,8 71,2 100
ja 8,8 91,2 100
Ersparnisse    
ja   12 88 100
nein   32,9 67,1 100
Schulden    
ja   17,9 82,1 100
nein   16,5 83,5 100
Äquivalenzeinkommen (Median) 1250 1666
Arbeitsvertrag befristet 
Befristet 30,7 69,3 100,0
Unbefristet  13,9 86,1 100,0
Altersgruppen    
18 bis 34 Jahre   22,6 77,4 100
35 bis 49 Jahre   13,5 86,5 100
50 bis 64 Jahre   21,5 78,5 100
65 Jahre und älter   14,6 85,4 100
Wohnort    
West   14,3 85,7 100
Ost inkl. Berlin   25,3 74,7 100
Geschlecht       
Mann   18,4 81,6 100
Frau   17,3 82,7 100

 
Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
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8.3 Soziale Mobilität 

Soziale Mobilität bedeutet die Bewegung einer Person von einer „Position“ in der gesell-
schaftlichen Ordnung auf eine andere. Soziale Mobilität ist damit Ausdruck der Offenheit 
einer Gesellschaft, der Durchlässigkeit einer Sozialstruktur. Dabei kann soziale Mobilität so-
ziale Aufstiege oder soziale Abstiege meinen, es sind aber auch horizontale Bewegungen 
denkbar, die an der hierarchischen Verortung eines Individuums in der Gesellschaft nichts 
ändern. Je nachdem, welche Start- und Zielzeitpunkte für diese Bewegungen festgelegt wer-
den, lässt sich zwischen intergenerationaler sozialer Mobilität und intragenerationaler sozialer 
Mobilität unterscheiden. Intergenerationale soziale Mobilität vergleicht die Positionen des 
Elternhauses mit der Position, die ein Individuum selbst erreicht hat. Intragenerationale Mobi-
lität (auch Karrieremobilität genannt) vergleicht die Positionen einer Person über deren Le-
bensverlauf hinweg (Pollak 2010). Solche Auf- und Abstiege werden in der Sozialforschung 
meist über Klassen oder über berufliche Positionen erfasst (Pollak u. a. 2009a). 

Die intergenerationale Mobilität bildet als Bewegung zwischen zwei Generationen die 
(Un-)Gleichheit der Chancen auf soziale Auf- und Abstiege am besten ab und steht deshalb 
im Mittelpunkt der sozialwissenschaftlichen und öffentlichen Diskussion. In diesem Zusam-
menhang wird immer wieder auf die geringe Durchlässigkeit der Sozialstruktur Deutschlands 
verwiesen (Pollak 2010). Der Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und der eigenen 
aktuellen Position, ist in der Bundesrepublik vergleichsweise stark und hat für Frauen in Ost- 
und Westdeutschland seit Beginn des 21. Jahrhunderts sogar zugenommen (Pollak 2009: 
186). Die Situation stellt sich für Frauen und Männer in Ost- und Westdeutschland sehr unter-
schiedlich dar. In der Gesamtschau von Auf- und Abstiegen überwiegen dabei in beiden Tei-
len der Bundesrepublik zwar noch immer die sozialen Aufstiege (Pollak 2010: 19). Mit Aus-
nahme der westdeutschen Frauen jedoch ist in Gesamtdeutschland ein Trend zu mehr Abstei-
gen zu beobachten (Pollak 2009: 187; Pollak 2010: 15-19). So erleben nur 28 Prozent der 
ostdeutschen Frauen und 18 Prozent der ostdeutschen Männer der Geburtsjahrgänge 1970-
1978 einen Aufstieg im Vergleich zu der beruflichen Position des Vaters (Pollak 2010: 19). In 
den Jahrgängen von 1930-39 hingegen gilt dies noch für 45 Prozent der ostdeutschen Männer 
(Pollak 2010: 19). Davon abgesehen ist die Spannweite sozialer Mobilität sehr gering. Das 
heißt, nur sehr selten schaffen es Menschen von „ganz unten“ nach „ganz oben“. Es überwie-
gen kurze Auf- und Abstiege bei denen Personen nur in die nächst höhere oder niedrigere 
Hierarchiestufe78 wechseln (Pollak 2010: 20).  

Im Gegensatz zu den leistungsorientierten Vorstellungen der Bundesbürger- und Bür-
gerinnen, die sich gern als des eigenen Glückes Schmieds sehen und soziale Aufstiege durch 
Bildung und harte Arbeit verwirklicht sehen wollen (siehe Abschnitt 8.1.2), scheint die Sozi-
alstruktur der Bundesrepublik also sehr starr und undurchlässig. Vor diesem Hintergrund ist 

                                                 
78 Dies ist der Fall, wenn zum Beispiel die Tochter eines (hoch) qualifizierten Angestellten selbst leitende Ange-
stellte wird. 
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es interessant, danach zu fragen, ob und wie viel Mobilität im eigenen  Leben wahrgenommen 
wird. Dazu bedienen wir uns wiederum der Daten des Projektes „Sozialstaatliche Transforma-
tion“. In dieser Studie haben die Befragten Angaben dazu gemacht, wie sie ihre eigene Stel-
lung in der Gesellschaft heute einschätzen, welche Position sie in 10 Jahren einnehmen wer-
den, und wo sich ihre Eltern verorten lassen als die Befragten selbst 15 Jahre alt waren. Aus 
der Differenz der Stellungsangaben können Informationen sowohl über die Wahrnehmung 
intergenerationaler Mobilität ableiten als auch über die intragenerationale Mobilität79. In der 
Betrachtung beider Mobilitäten interessiert uns zum einen: Wie viele Befragte sehen inter- 
bzw. intragenerationale Auf- und Abstiege oder Immobilität? Stimmt diese Sichtweise mit der 
tatsächlichen (intergenerationalen) Mobilität überein? Durch welche Merkmale wird die 
Wahrnehmung von Aufstiegen beeinflusst? Und schließlich auch: Welche Strecke legen die 
Befragten subjektiv zurück? 

Wir widmen uns dazu zunächst der Wahrnehmung intergenerationaler Mobilität und 
dann der Mobilität im weiteren Lebensverlauf, also der intragenerationalen Mobilität. 

 

8.3.1 Intergenerationale Mobilität 

 
Betrachten wir zunächst einmal die wahrgenommene Gesamtmobilität der Befragten80: Im 
Gegensatz zu der eher undurchlässigen Sozialstruktur der Bundesrepublik sind die Menschen 
ihrer Ansicht nach sehr mobil. 80 Prozent der Befragten sehen in ihrem eigenen Leben entwe-
der inter- oder intragenerationale Positionsveränderungen. Davon haben ca. 53 Prozent ent-
weder in der Vergangenheit (im Vergleich zu ihren Eltern) einen Aufstieg erlebt oder erwar-
ten bzw. erhoffen diesen in der Zukunft (in den nächsten 10 Jahren). Dies gilt für Männer 
ebenso wie für Frauen. 

In der Wahrnehmung des eigenen Lebensweges im Vergleich zu den eigenen Eltern 
überwiegen die Aufstiege. So meinen 42 Prozent der Männer und 35 Prozent der Frauen einen 
Aufstieg erfahren zu haben und 23 Prozent der Männer sowie 27 Prozent der Frauen sehen 
ihre aktuelle Position in der Gesellschaft unterhalb der ihrer Eltern. Etwas mehr als ein Drittel 
der Männer und Frauen nehmen sich als immobil wahr (siehe Abbildung). Diese Einschät-
zung unterscheidet sich zwischen Ost- und Westdeutschland. Während sich die meisten ost-
deutschen Frauen und Männer als abgestiegen oder immobil bezeichnen und nur 26 Prozent 
der Männer und 22 Prozent der Frauen einen Aufstieg wahrnehmen, dominieren in West-
deutschland die Aufstiege. Fast die Hälfte der Männer (49 Prozent) und 42 Prozent der Frauen 
konnten ihrer Ansicht nach eine bessere Stellung erlangen als die eigenen Eltern. In West-
deutschland empfinden sich 17 Prozent der Männer und 23 Prozent der Frauen als Absteiger, 
in Ostdeutschland sind es 35 und 37 Prozent. Weniger groß sind die Unterschiede hinsichtlich 

                                                 
79 Weitere Informationen zur Konstruktion der Variablen sind im Anhang zu finden.  
80 Inter- und intragenerationale Mobilität ergeben sich aus der Differenz der jeweiligen Stellungspunkte zueinan-
der. Dabei gilt eine Abstand von 15 Prozentpunkten als relevanter Mobilitätsschritt. 
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der Immobilität: In Westdeutschland meinen dies 34 Prozent der Männer und 35 Prozent der 
Frauen und in Ostdeutschland 38 Prozent der Männer und 41 Prozent der Frauen (keine Ab-
bildung). 
 
Abbildung 119: Intergenerationale Mobilität, in Prozent 
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Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
 
Für einen Vergleich zwischen der wahrgenommenen und der erfahrenen Mobilität, stellen wir 
die Ausbildungsabschlüsse der Befragten, der Ausbildung der eigenen Eltern gegenüber. Im 
Vergleich dieser intergenerationalen Mobilität81 mit der Wahrnehmung der Befragten wird 
zunächst einmal deutlich, dass sowohl Männer als auch Frauen mehr Bewegung sehen als 
hinsichtlich des intergenerationalen Vergleichs der Ausbildungsabschlüsse stattgefunden hat. 
Gemessen an der intergenerationalen Ausbildungsmobilität bleiben etwa zwei Drittel der 
Frauen und Männer immobil (66 Prozent der Frauen und 60 Prozent der Männer). Nach An-
sicht der Befragten hingegen haben nur ca. ein Drittel der Frauen und Männer ihren Status im 
Vergleich zu den Eltern nicht verändert (Abbildung 119). Ein Drittel der Männer und ein 
Viertel der Frauen haben einen höheren Ausbildungsabschluss erreicht als der eigene Vater. 
Wie aus der Abbildung 119 hervorgeht, gibt es in der Wahrnehmung der Befragten etwas 
mehr Aufstiege (42 Prozent der Männer und 35 Prozent der Frauen). Eher weniger Befragte (7 
Prozent der Männer und 10 Prozent der Frauen) haben einen geringeren Ausbildungsab-
schluss als der Vater – in der Wahrnehmung jedoch ist der Anteil der Absteiger größer (23 
Prozent der Männer und 27 Prozent der Frauen). Das „mehr“ an Bewegung ist also scheinbar 
auf einen stärkere Wahrnehmung von Abstiegen zurückzuführen. Wie Befragte ihre eigene 
Ausbildungsmobilität beurteilen, wird jedoch erst in einem direkten Vergleich der wahrge-
nommenen Mobilität mit der Ausbildungsmobilität deutlich.  

                                                 
81 In der Sozialforschung werden dazu eigentlich die beruflichen Positionen herangezogen, aber diese Informati-
on liegt uns für die Eltern der Befragten nicht vor. Wie auch in der Mobilitätsforschung vergleichen wir hier die 
Männer und Frauen mit dem je eigenen Vater.  
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In den Tabellen 31 und 32 werden diese einander gegenüber gestellt. Auf eine ver-
stärkte negative Wahrnehmung des eigenen Lebenswegs ist daraus nicht zu schlussfolgern. So 
werden zwar die Aufstiege unterschätzt - von allen Befragten die ihren Vater hinsichtlich des 
Ausbildungsniveaus überholt haben, sehen sich etwa die Hälfte als Aufsteiger (57 Prozent der 
Männer und 41 Prozent der Frauen). Das heißt auch, für die andere Hälfte der Befragten hat 
sich der Bildungsaufstieg subjektiv nicht ausgezahlt, denn sie sehen zum größten Teil gar 
keine Veränderung oder gar einen Abstieg (15 Prozent der aufgestiegenen Männer und 16 
Prozent dieser Frauen geben an, abgestiegen zu sein). Diese Wahrnehmung ist aber auch nicht 
ganz unplausibel, denn ein gewisses Ausmaß an Bildungsmobilität ergibt sich letztlich aus 
einer Anpassung an die gesellschaftlichen Verhältnisse, z.B. die Anforderungen des Arbeits-
marktes. Ein Ausbildungsaufstieg im Generationenvergleich muss sich deshalb nicht automa-
tisch in Aufwärtsmobilität hinsichtlich der gesellschaftlichen Stellung übersetzten, sondern ist 
zum Teil schon notwendig, um die Herkunftsposition aufrechterhalten zu können. Davon ab-
gesehen werden auch die Abstiege unterschätzt: 43 Prozent der abgestiegenen  Männer und 45 
Prozent dieser Frauen nehmen einen Abstieg wahr. Die anderen Absteiger sehen sich meist 
als immobil (43 Prozent der Frauen und 36 Prozent der Männer) oder gar als Aufsteiger (12 
Prozent der Frauen und 21 Prozent der Männer).  
In diesem Sinne stoßen wir im Vergleich der Ausbildungsmobilität mit der wahrgenommen 
Mobilität zwar nicht auf numerisch exakte Übereinstimmungen. Nehmen wir allerdings an, 
dass die Befragten ihre Eltern im Kontext von deren Generation und sich selbst im Kontext 
der eigenen Generation betrachten. Dann sind Ergebnisse wie wir sie hier sehen, durchaus 
plausibel. 
 

 
 
Tabelle 31: Intergenerationale Mobilität, Wahrnehmung und Wirklichkeit, Männer 

 
 Wahrnehmung   
 Aufstieg Abstieg immobil Total 
Wirklichkeit     
Aufstieg 57,6 15 27,4 100
Abstieg 21 43 36 100
immobil 35,3 25,4 39,3 100
Total 42 23 35 100
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Tabelle 32: Intergenerationale Mobilität, Wahrnehmung und Wirklichkeit, Frauen 

 
 Wahrnehmung   
 Aufstieg Abstieg immobil Total 
Wirklichkeit     
Aufstieg 41,1 16,6 42,3 100
Abstieg 12 44,6 43,4 100
immobil 38,1 26,4 35,5 100
Total 36,2 25,9 37,9 100

 

Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
 
Wer ist intergenerational aufgestiegen? 
Wie wir oben gesehen haben, gaben insgesamt ca. 38 Prozent der Befragten an, im Vergleich 
zu den Eltern aufgestiegen zu sein. Im Folgenden wollen wir wissen, von welchen Faktoren 
diese Wahrnehmung beeinflusst wird und uns diese Aufsteiger genauer anschauen. Neben der 
erfahrenen Ausbildungsmobilität im Vergleich zum Vater, sollte dabei vor allem das Lebens-
alter der Individuen von Bedeutung sein, denn junge Menschen hatten noch wenig Gelegen-
heit die Eltern zu überholen. Deshalb ist zu erwarten, dass diese weniger Aufstiege wahrneh-
men. Daneben ist zu vermuten, dass sozioökonomische Merkmale, welche den Status der In-
dividuen in der Gesellschaft ausmachen auch die Wahrnehmung der eigenen Position im Ver-
gleich zu den Eltern beeinflussen82. Mit Hilfe einer logistischen Regression überprüfen wir 
den Einfluss dieser Merkmale. Welche Eigenschaften der Individuen erhöhen die statistische 
Chance, den bisherigen Lebensweg als intergenerationalen Aufstieg zu bezeichnen? 
Wie vermutet, steigt mit dem Lebensalter die Chance, einen intergenerationalen Aufstieg 
wahrzunehmen, signifikant. Dieser Zusammenhang gilt auch für das Äquivalenzeinkommen. 
Im Vergleich zu ALG II Empfängern und -Empfängerinnen, haben alle anderen Gruppen eine 
signifikant höhere Chance, einen intergenerationalen Aufstieg wahrzunehmen. Auch die er-
fahrene Ausbildungsmobilität hat einen Einfluss auf die Wahrnehmung der eigenen Stellung 
im Vergleich zu den Eltern. Jene Befragten mit einem höheren Bildungsniveau als der eigene 
Vater, haben eine größere Chance sich selbst als Aufsteiger zu sehen83. 

                                                 
82 Konstruktion der unabhängigen Variablen, siehe Anhang. 
83 Da Ausbildungsmobilität und die eigene Ausbildung interagieren, wurde dieses Merkmal ausgeschlossen. 
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Tabelle 33: Logistische Regression, Intergenerationaler Aufstieg 

 
Merkmale Odds Ratio 
Geschlecht 
(Referenz: Frau) 
Mann --- 
Alter in Jahren 1,0451** 
Äquivalenzeinkommen 1,000807** 
Ausbildungsmobilität 
(Referenz: kein Aufstieg) 
Aufstieg 1,892841** 
Erwerbs-/Leistungsbezugsstatus 
(Referenz: ALG II)  
Erwerbstätige 2,119704** 
ALG I 2,325256** 
Rentner 2,406042** 
Sonstige nicht Erwerbstätige 4,315661** 
N 1751 

 
(Kontrolle für: Wohnort West/Ost; Kinder im Haushalt; Partner im Haushalt) 
+ =p< .10  * =p< .05   ** =p< .01  
Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
 
 
 
Vom Tellerwäscher zum Millionär? 
Welche Strecke legen die intergenerationalen Auf- und Absteiger zurück? Der Vater Teller-
wäscher und die Tochter Millionärin – dieser Traum erfüllt sich in Deutschland nur für sehr 
wenige Menschen. Weniger als 1 Prozent der Kinder aus ungelernten Arbeiterpositionen 
schaffen es, selbst in eine leitende Angestelltenposition aufzusteigen (Pollak 2010: 20). Die 
intergenerationale Mobilität in Deutschland ist eher von kleinen Auf- und auch Absteigen 
geprägt, bei denen die Menschen nur in das nächst höhere oder niedrigere Hierarchielevel 
wechseln (Pollak 2010: 21). Ein solch typischer Aufstieg zum Beispiel für Frauen in Ost- und 
Westdeutschland, die zwischen 1970 und 1978 geboren wurden, ist der Weg aus einer Fach-
arbeiterfamilie auf die nächst höhere Hierarchiestufe der (hoch) qualifizierten Angestellten 
(Pollak 2010: 26). Wie wir bereits gesehen haben, nehmen die Befragten in der vorliegen Stu-
die mehr intergenerationale Mobilität wahr als, gemessen am Vergleich des Ausbildungsni-
veaus zwischen Vater und Kind, eigentlich existiert. Schauen wir nun, ob die Befragten dabei 
auch eher weite oder kurze Wege des Auf- und Abstiegs sehen. Dazu sind in Tabelle 34 die 
Mittelwerte der zu vergleichenden Positionen aufgeführt und Abbildung 120 veranschaulicht 
die durchschnittlich wahrgenommen Positionen von Eltern und Kind innerhalb der Dreiecks-
figur84. Zur Erinnerung: Diese Werte stellen den prozentualen Anteil der Fläche (der Bevölke-

                                                 
84 Zur Erinnerung: Die Befragten konnten aus drei Figuren jene auswählen, die ihrer Vorstellung von der Vertei-
lung von Armut und Reichtum in Deutschland entspricht und wurden dann gebeten in diesen Figuren Punkte 
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rung) dar, der sich unterhalb der jeweils beschriebenen Position befindet (und können zwi-
schen 0 „ganz unten“ und 100 „ganz oben“ variieren). Wir sehen hier: Frauen und Männer, 
die einen intergenerationalen Aufstieg wahrnehmen, positionieren ihre Eltern so dass etwa ein 
Drittel der Bevölkerung unter ihnen liegt. Heute sehen diese Aufsteiger fast zwei Drittel der 
Bevölkerung unter sich. Sie steigen damit von unten in die obere Mitte auf. Umgekehrt fallen 
die Absteiger von der gesellschaftlichen Mitte dorthin wo die Aufsteiger starten – in das unte-
re Drittel der Verteilung von Armut und Reichtum. Die Unterschiede zwischen Männern und 
Frauen in Ost- und Westdeutschland ergeben sind gering. Die Differenz der wahrgenommen 
Auf- und Abstiege unterscheidet sich kaum (Tabelle 35 und 36).  
 
Tabelle 34: Intergenerationale Mobilität, Mittelwerte der Stellungen 

 
  Aufstieg Abstieg immobil
Mann 
Eltern 30,58 69,85 54,57
aktuell 63,74 32,46 55,15
Frau     
Eltern 30,08 73,86 50,62
aktuell 63,73 39,92 51,48

 

Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
 
 
Abbildung 120: Intergenerationale Mobilität, der Weg der Aufsteiger 
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für "Aufsteiger" mean männer

 
 
Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
 
 
                                                                                                                                                         
anzugeben die ihrer aktuellen Stellung, der Stellung der Eltern und ihrer in 10 Jahren erwarteten Stellung be-
schreiben. 
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Tabelle 35: Intergenerationale Mobilität, Mittelwerte der Stellungen, Männer 

 
  Aufstieg Abstieg immobil
West 
Eltern 31,28 69,69 55,44
aktuell 63,97 33,96 56,53
Ost    
Eltern 27,86 70,01 52,97
aktuell 62,87 30,92 52,61

 
 
 
Tabelle 36: Intergenerationale Mobilität, Mittelwerte der Stellungen, Frauen 

 
  Aufstieg Abstieg immobil
West 
Eltern 29,58 75,08 55,18
aktuell 63,82 43,34 55,43
Ost     
Eltern 32,09 72,31 42,46
aktuell 63,37 35,54 44,41

 

Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 

 

8.3.2 Intragenerationale Mobilität 

Die intragenerationale Mobilität beschreibt den Blick in die Zukunft der Befragten. Diese 
wurden gebeten einzuschätzen, wo sie sich selbst in 10 Jahre sehen. Im Verhältnis zur subjek-
tiven Stellung heute können wir damit eine Aussage darüber machen, ob hier Auf- oder Ab-
stiege oder gar keinen Bewegungen gesehen werden.  

In den Zukunftserwartungen der Befragten überwiegt zunächst einmal die Immobilität 
– die meisten Männer und Frauen (53 Prozent der Männer und 56 Prozent der Frauen) sehen 
in den nächsten 10 Jahren keine Veränderung der eigenen Position. Daneben Erwartet etwa 
ein Viertel der Befragten einen Abstieg  (27 Prozent der Männer und 25 Prozent der Frauen). 
Die Personen, die einen Aufstieg erwarten, bilden die kleinste von allen Gruppen. Sie besteht 
aus 19 Prozent der Frauen und 20 Prozent der Männer.  
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Abbildung 121: Intragenerationale Mobilität, in Prozent 
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Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
 
Wie können wir nun diese Zukunftserwartungen deuten? Der große Anteil an wahrgenomme-
ner Immobilität, kann zum einen auf eine große Frustration der Befragten verweisen. Wie wir 
oben gesehen haben, beurteilen vielen Menschen die Bundesrepublik als eine sehr ungleiche 
und auch ungerechte Gesellschaft. Vor diesem Hintergrund ist es möglich, dass viele Men-
schen auch in ihrem eigenen Leben keine Chancen auf Verbesserung mehr sehen. Zum ande-
ren lässt sich auch das Gegenteil vermuten. Möglicherweise sind jene, die in den nächsten 10 
Jahren keine Veränderung erwarten, zufrieden mit dem, was sie erreicht haben und betrachten 
die Aufrechterhaltung der aktuellen Position als Erfolg. Um zwischen diesen Interpretations-
möglichkeiten entscheiden zu können, müssen wir zum einen danach schauen, durch welche 
Merkmale die Mobilitätswahrnehmung der Befragten beeinflusst wird. Eine solche Einschät-
zung sollte etwa mit dem Lebensalter und auch dem Status auf dem Arbeitsmarkt variieren. 
Für Menschen beispielsweise, die kurz vor der Rente stehen oder bereits in Rente sind, ist es 
nur realistisch anzunehmen, in den nächsten 10 Jahren nicht aufzusteigen. Junge Menschen 
hingegen und vor allem solche mit einer gute Ausbildung sollten schon eher einen Aufstieg 
erwarten. Zum anderen müssen wir die Start- und Zielpunkte der Befragten berücksichtigen. 
Verorten sich die Immobilen weit unten oder sind sie bereits in der gesellschaftlichen Mitte 
angekommen? 

Um diese Fragen beantworten zu können, bedienen wir uns zuerst einer logistischen 
Regression. Welche Merkmale erhöhen die Chance in den nächsten 10 Jahren einen Aufstieg 
zu erwarten? Neben dem Alter und Einkommen der Befragten schließen wir hier das Ausbil-
dungsniveau und den Erwerbsstatus ein. Wie aus Tabelle 37 hervorgeht, sinkt die Chance auf 
einen subjektiven Aufstieg (im Vergleich zu einem Abstieg oder Immobilität) mit dem Le-
bensalter und dem Einkommen. Im Vergleich zu Empfängern/-innen von Arbeitslosengeld II 
sinkt diese Chance auch für Erwerbstätige, ALG I Empfänger, Rentner und andere nicht er-
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werbstätig Personen. Das heißt, wer ALG II erhält, sieht sich in Zukunft eher aufsteigen. Un-
ter Kontrolle dieser Merkmale ist das Ausbildungsniveau nicht mehr relevant. Es hat also den 
Anschein als würden gerade solche Befragte einen Aufstieg erwarten, die diesen auch eher 
gebrauchen können: Junge Menschen mit weniger Einkommen oder solche die nicht Erwerbs-
tätig sind bzw. im Besonderen Arbeitslosengeld II erhalten.  
 
 
 
Tabelle 37: Logistische Regression, Intragenerationaler Aufstieg 

 
Merkmale Odds Ratio 
Geschlecht 
(Referenz: Frau) 
Mann --- 
Alter in Jahren ,9168992** 
Äquivalenzeinkommen ,9992527** 
CASMIN 
(Refrenz: (Fach)Hochschule, Meister) 
Noch in Ausbildung --- 
kein Abschluss --- 
Hauptschule mit Berufsabschluss --- 
Realschule mit/ohne Berufsabschluss --- 
Erwerbs-/Leistungsbezugsstatus 
(Referenz: ALG II)  
Erwerbstätige ,5752853** 
ALG I ,3989899** 
Rentner ,2565441** 
Sonstige nicht Erwerbstätige ,6074046+ 
N 2069 

 
(Kontrolle für: Wohnort West/Ost; Kinder im Haushalt; Partner im Haushalt) 
+ =p< .10  * =p< .05   ** =p< .01  
Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
 
Die hohe Wahrnehmung von Immobilität ist also nicht unbedingt als Ausdruck von Unzufrie-
denheit zu werten. Diese Vermutung bestätigt sich in Anbetracht der antizipierten Mobilitäts-
wege. So verorten sich die Immobilen in der gesellschaftlichen Mitte, die Aufsteiger sehen 
sich etwas darunter, erwarten aber in den nächsten 10 Jahren in die obere Mitte zu gelangen. 
Die Absteiger hingegen sehen sich bereits etwas oberhalb der Mitte und erwarten in das unte-
re Drittel zu fallen. Dies gilt für Männer ebenso wie für Frauen und dem Grunde nach für 
Westdeutschland ebenso wie für Ostdeutschland. 
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Tabelle 38: Intragenerationale Mobilität, Mittelwerte der Stellungen 

 
  Aufstieg Abstieg immobil 
Mann  
aktuell 41,68 58,25 55,41 
in 10 Jahren 73,78 30,63 54,63 
Frau     
aktuell 41,90 58,78 53,67 
in 10 Jahren 71,09 30,75 52,90 

 

Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
 
 
 
Tabelle 39: Intragenerationale Mobilität, Mittelwerte der Stellungen, Frauen 

 
Frauen Aufstieg Abstieg immobil 
West  
aktuell 45,68 59,94 57,79 
in 10 Jahren 74,39 31,43 56,87 
Ost     
aktuell 36,07 56,34 44,18 
in 10 Jahren 66,01 29,33 43,74 

 

Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
 
Tabelle 40: Intragenerationale Mobilität, Mittelwerte der Stellungen, Männer 

 
Männer Aufstieg Abstieg immobil 
West  
aktuell 44,33 58,57 59,33 
in 10 Jahren 75,86 30,45 58,99 
Ost     
aktuell 37,06 57,27 47,97 
in 10 Jahren 70,14 31,17 46,37 

 

Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
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Abbildung 122: Intragenerationale Mobilität, der Weg der Aufsteiger 
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Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
 
 
Wie wir oben sehen, steigen eher jene auf, die über weniger sozioökonomische Ressourcen 
verfügen. Dies betrifft auch die Empfänger/-innen von ALG II. Im Folgenden wollen wir uns 
diese noch einmal gesondert anschauen. In Tabelle 41 wird die intragenerationale Wahrneh-
mung von Personen verglichen, die ALG II erhalten mit solchen, die kein ALG II erhalten. 
Hier wird noch einmal deutlich, dass innerhalb der Gruppe der ALG II Empfänger/-innen die 
Hoffnung auf einen Aufstieg am größten ist – die Hälfte sieht sich in Zukunft aufsteigen. 
Aber wohin steigen sie? Dies ist in den Tabellen 43 bis 45  zu sehen.  
Personen die Arbeitslosengeld II erhalten, verorten ihre aktuelle Stellung recht niedrig. Die 
Aufsteiger unter ihnen wollen es in die gesellschaftliche Mitte schaffen und müssen dazu ei-
nen längeren Weg zurücklegen als die anderen Aufsteiger. Der Zielpunkt, den die Arbeitslo-
sengeld II Empfänger/-innen dabei anvisieren, liegt jedoch noch etwas unterhalb der Stellung 
die Personen ohne ALG II-Bezug erwarten. Eine starke Verunsicherung zeigt sich bei jenen, 
die Arbeitslosengeld II erhalten und einen Abstieg erwarten. Sie verorten sich noch heute in 
der Mitte der Gesellschaft, fürchten aber in den nächsten 10 Jahren ganz nach unten abzurut-
schen (z.B. sehen diese Frauen heute noch fast die Hälfte der Bevölkerung unter sich, aber in 
10 Jahren nur noch 10 Prozent). Auch jene die ALG II erhalten und immobil bleiben, sehen 
sich heute und in Zukunft eher am Rande der Gesellschaft – die Männer sehen 29 Prozent und 
die Frauen 22 Prozent unter sich. 

In diesen subjektiven Perspektiven werden zum einen Aufstiegswille und Hoffnung 
sichtbar. Zum anderen ist natürlich zu berücksichtigen, dass sich Personen die Arbeitslosen-
geld II erhalten, bereits heute so weit unten verorten, dass der Weg nach ganz unten recht kurz 
ist und es also kaum schlimmer werden kann. Davon abgesehen erwartet zwar die Hälfte der 
ALG II Empfänger/-innen einen Aufstieg, das heißt aber auch die andere Hälfte der Arbeits-
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losengeld II Empfänger/-innen erwartet in den nächsten 10 Jahren keine Verbesserung ihrer 
Situation.  
 
Tabelle 41: Intragenerationale Mobilität, Erwerbsstatus Männer 

 
Männer Aufstieg Abstieg immobil Total
Erwerbstätig   20,1 25,8 54,2 100
ALG II   52,7 13 34,3 100
ALG I   11,2 19,2 69,7 100
Rente   5,6 40,6 53,9 100
Sonstige nicht Erwerb.* 20,6 66,3 13,1 100
Total   20,3 26,9 52,7 100

 

Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
 
 
Tabelle 42: Intragenerationale Mobilität, Erwerbsstatus Frauen 

 
Frauen Aufstieg Abstieg immobil Total
Erwerbstätig   18,6 24,1 57,3 100
ALG II   49 11,6 39,4 100
ALG I   10,9 21,9 67,2 100
Rente   7,7 56,3 36 100
Sonstige nicht Erwerb. 13,3 13,5 73,2 100
Total   19,7 24,5 55,8 100

 
*sonstige nicht erwerbstätige: Hausfrauen und –männer; dauerhaft nicht erwerbsfähig 
Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
 
 
Tabelle 43: Intragenerationale Mobilität, Mittelwerte der Stellungen nach ALG II, 

Frauen 

 
Frauen Aufstieg Abstieg immobil
Kein ALG II 
aktuell 45,32 59,12 55,01
in 10 Jahren 73,08 31,44 54,11
ALG II     
aktuell 26,32 49,24 28,91
in 10 Jahren 62,01 11,33 30,48

 
Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
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Tabelle 44: Intragenerationale Mobilität, Mittelwerte der Stellungen nach ALG II, 

Männer 

 
Männer Aufstieg Abstieg immobil
Kein ALG II 
aktuell 44,68 58,72 56,95
in 10 Jahren 76,45 31,19 56,16
ALG II     
aktuell 27,70 44,48 22,28
in 10 Jahren 61,31 14,06 21,88

 

Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
 
Tabelle 45: Intragenerationale Mobilität, Mittelwerte der Stellungen nach ALG II 

 
  ALG II KEIN ALGII
Mann 
aktuell 55,34 28,02
in 10 Jahren 52,83 41,63
Frau    
aktuell 54,38 30,01
in 10 Jahren 51,63 43,70

 
Daten: Sozialstaatliche Transformation, 2008 
 
Diese Betrachtung können wir auch der der beruflichen Stellung der Befragten differenzieren.  
Zumindest für Männer zeigt sich die oben benannte Tendenz: Jene die bereits oben sind, er-
warten weniger häufig einen Aufstieg als jene die sich auf den unteren Rängen der Hierarchie 
befinden. So erwarten nur 11 Prozent der leitenden Angestellten und 14 Prozent der 
(hoch)qualifizierten Angestellten in den nächsten 10 Jahren noch weiter aufzusteigen. Dies 
gilt aber für 30 Prozent der ungelernten Arbeiter. Einen Abstieg befürchten ungelernte Arbei-
ter zwar häufiger als leitenden Angestellte, aber nicht häufiger als (hoch)qualifizierte Ange-
stellte oder Facharbeiter/Meister.  
Bei den Frauen gestaltet sich dieser Vergleich ein wenig anders: Die weiblichen Führungs-
kräfte (leitende Angestellte)  erwarten häufiger einen Aufstieg als ihre männlichen Kollegen – 
22 Prozent der leitenden Angestellten möchte in den nächste 10 Jahren weiter aufsteigen. 
Damit ähneln sie den ungelernten Arbeiterinnen von denen 26 Prozent einen Aufstieg erwar-
ten. Die ungelernten Arbeiterinnen fühlen sich jedoch weniger sicher als die leitenden Ange-
stellten: 20 Prozent der Arbeiterinnen und 10 Prozent der leitenden Angestellten fürchten ab-
zusteigen. Dennoch sind die Abstiegsbefürchtungen der ungelernten Arbeiterinnen nicht grö-
ßer als jene der (hoch)qualifizierten Angestellten oder auch mittleren Angestellten.   
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Die Tabellen 47a und 47b zeigen die subjektiv wahrgenommen Positionen der Berufsklassen 
heute und in 10 Jahren. Ein Vergleich zwischen den Polen der Hierarchie, zwischen den unge-
lernten Arbeiter/-innen einerseits und die leitenden und (hoch)qualifizierten Angestellten an-
dererseits verweist auf einige Ähnlichkeiten. Wenn die ungelernten Arbeiter/-innen einen 
Aufstieg erwarten, dann streben sie in das obere Drittel der Verteilung und finden sich zwar 
unterhalb aber noch in unmittelbarer Nachbarschaft zu den (hoch)qualifizierten und leitenden 
Angestellten. So sehen die aufsteigenden männlichen ungelernten Arbeiter in 10 Jahren 70 
Prozent der Bevölkerung unter sich und die (hoch)qualifizierten Angestellten 75  Prozent, die 
leitenden Angestellten 77 Prozent.  
Generell wird hier aber auch noch einmal deutlich: Unabhängig von der Berufsklassenpositi-
on sind jene Befragten, die meinen aufzusteigen auch jene die sich heute in weniger vorteil-
haften Positionen sehen.  
 
Tabelle 46a: Intragenerationale Mobilität: Mobilitätserwartungen Klassen (Klassen in 
Anlehnung an Pollak 2010), Männer 
Männer Aufstieg Abstieg immobil Total % 
Leitende Angestellte   10,5 15,3 74,2 100 
(hoch)qualifizierte Angestellte   13,8 33,5 52,7 100 
Mittlere Angestellte   27,2 22,3 50,5 100 
Freiberufler und Selbständige   22,4 27,8 49,8 100 
Landwirte   0 1,9 98,1 100 
Facharbeiter und Meister   27,1 23,4 49,5 100 
Ungelernte Arbeiter   29,7 24,3 46 100 
Mithelfende Familienangehörige   25,2 60,2 14,6 100 
Total   20,1 27,2 52,7 100 
Daten: Sozialstaatliche Transformation 2008 
 
Tabelle 46b: Intragenerationale Mobilität: Mobilitätserwartungen Klassen (Klassen in 
Anlehnung an Pollak 2010), Frauen 
Frauen Aufstieg Abstieg immobil Total % 
Leitende Angestellte   21,9 10 68,1 100 
(hoch)qualifizierte Angestellte   15,9 24,5 59,5 100 
Mittlere Angestellte   20,6 29,1 50,3 100 
Freiberufler und Selbständige   21,5 6,8 71,7 100 
Landwirte   0 4,2 95,8 100 
Facharbeiter und Meister   8,5 30,1 61,4 100 
Ungelernte Arbeiter   25,7 20,1 54,2 100 
Mithelfende Familienangehörige   61,3 3 35,7 100 
Total   19,8 24,9 55,4 100 
Daten: Sozialstaatliche Transformation 2008 
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Tabelle 47a: Intragenerationale Mobilität: subjektive Positionen aktuell und in 10 Jah-
ren, nach Klassen (Klassen in Anlehnung an Pollak 2010), Frauen 
Frauen Aufstieg Abstieg immobil
Leitende Angestellte   
aktuell 35,74 74,01 59,6
in 10 Jahren  93,65 44,49 59,33
(hoch)qualifizierte Angestellte     
aktuell 44,54 60,38 60,38
in 10 Jahren  68,96 33 59,23
Mittlere Angestellte     
aktuell 42,48 57,33 50
in 10 Jahren  70,29 30,21 49,79
Freiberufler und Selbständinge     
aktuell 43,07 71,04 53,91
in 10 Jahren  76,92 39,82 51,17
Landwirte     
aktuell k.A. 73,37 66,2
in 10 Jahren  k.A. 41,5 76,57
Facharbeiter und Meister     
aktuell 15,6 72,34 35,72
in 10 Jahren  45,12 31,63 35,39
Ungelernte Arbeiter     
aktuell 37,54 51,03 52,08
in 10 Jahren  70,96 18,45 49,97
Mithelfende Familienangehörige     
aktuell 51,45 78,84 39,18
in 10 Jahren  81,69 59,04 35,56
Daten: Sozialstaatliche Transformation 2008 
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Tabelle 47b: Intragenerationale Mobilität: subjektive Positionen aktuell und in 10 Jah-
ren, nach Klassen (Klassen in Anlehnung an Pollak 2010), Männer 
Männer Aufstieg Abstieg immobil
Leitende Angestellte 
aktuell 46,59 60,41 67,96
in 10 Jahren  77,02 39,3 68,36
(hoch)qualifizierte Angestellte     
aktuell 47,18 56,56 64,36
in 10 Jahren  75,61 29,82 63,56
Mittlere Angestellte     
aktuell 37,97 59,76 51,99
in 10 Jahren  77,42 33,2 51,03
Freiberufler und Selbständinge     
aktuell 24,64 72,9 49,69
in 10 Jahren  76,5 44,23 47,69
Landwirte     
aktuell k.A. 33,9 48,8
in 10 Jahren  k.A. 4,88 44,31
Facharbeiter und Meister     
aktuell 46,28 57,23 37,08
in 10 Jahren  68,33 26,71 35,69
Ungelernte Arbeiter     
aktuell 40,52 61,11 46,91
in 10 Jahren  70,35 29,46 47,73
Mithelfende Familienangehörige     
aktuell 40,85 46,78 30,49
in 10 Jahren  70,92 11,36 35,28
Daten: Sozialstaatliche Transformation 2008 
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8.4 Fazit – In welcher Gesellschaft leben wir? 

 
Nach Ansicht eines großen Teils der deutschen Bevölkerung leben wir in einer sehr unglei-
chen und auch ungerechten Gesellschaft. Die meisten Menschen meinen, Armut und Reich-
tum seien in Deutschland wie in einem Dreieck verteilt. Das heißt, die meisten Menschen 
sammeln sich am unteren Rand der Verteilung und nur wenige befinden sich an der Spitze. 
Nun muss soziale Ungleichheit an sich nicht problematisch sein. Im Gegenteil ist mehr als die 
Hälfte der Bevölkerung sogar der Ansicht, ein gewisses Maß an Ungleichheit sei ein notwen-
diger Leistungsanreiz. Dennoch wird die soziale Ungleichheit in Deutschland als sehr un-
gerecht wahrgenommen: Nur 18 Prozent der Ostdeutschen und 28 Prozent der Westdeutschen 
sind der Meinung die „sozialen Unterschiede“ in Deutschland seien „im großen und ganzen 
gerecht“ und obwohl eine gute Ausbildung als das zentrale Aufstiegsmerkmal gilt, glaubt nur 
ein Drittel der Bevölkerung, dass in Deutschland jeder und jede eine Ausbildung machen 
kann, die den eigenen Fähigkeiten und Begabungen entspricht. 

Diese kritische Sichtweise wird allerdings nicht zwangsläufig auf die Beurteilung der 
eigenen Lebensumstände übertragen. Fragt man die Menschen zum Beispiel danach, wo sie 
sich selbst im Ungleichheitsgefüge verorten, so wählen die meisten mittlere Positionen. Auf 
einer Skala von 1 „unten“ bis 10 „oben“ entscheiden sich in West- und Ostdeutschland je et-
wa die Hälfte der Bevölkerung für die mittleren Positionen (5 und 6) und nur wenige sehen 
sich selbst an der Spitze oder am unteren Rand. Obwohl also alle die Sozialstruktur Deutsch-
lands als Dreieck oder Pyramide sehen, ergibt sich aus der Verteilung der eigenen Stellungen 
eher eine Zwiebel, eine Mittelstandsgesellschaft. Dabei positionieren sich Menschen mit we-
nig Einkommen zwar tiefer als andere, dennoch verortet sich auch die untere Einkommens-
gruppe nahe der gesellschaftlichen Mitte (4,7) und sieht sich nicht abgeschlagen am gesell-
schaftlichen Rand. Ebenso blicken die meisten Menschen eher hoffnungsvoll in die Zukunft 
und so erwarten ca. 75 Prozent der Männer und Frauen in den nächsten 10 Jahren entweder 
aufzusteigen oder die aktuelle Position in der Gesellschaft aufrecht erhalten zu können. Zu 
jenen, die in Zukunft einen Aufstieg erwarten, gehören im Besonderen solche, die einen Auf-
stieg gebrauchen können, wie z.B. junge Menschen mit (noch) wenig Einkommen, aber auch 
gerade Empfänger/-innen von Arbeitslosengeld II gehören dazu.  

Dieses Phänomen der „Aufspaltung“ der wahrgenommenen Realität in eine gesell-
schaftliche und eine private Sphäre wurde in den Sozialwissenschaften schon oft beobachtet 
(Heitmeyer 2009: 22). Die gesellschaftliche Gesamtsituation wird meist wesentlich pessimis-
tischer beurteilt als das eigene Leben. Beispielsweise waren im Jahr 2009 ca.78 Prozent der 
Bevölkerung der Ansicht, ihr eigenes Leben verlaufe im Großen und Ganzen gerecht, aber nur 
9 Prozent sind der Meinung, dass es im Allgemeinen gerecht auf der Welt zugeht und nur 13 
Prozent stimmen der Aussage zu „die Leute bekommen das, was ihnen zusteht“ (Heitmeyer 
2009: 30). Ähnlich verhält es sich in der Beurteilung der eigenen finanziellen Situation. Im 
Unterschied zur Einschätzung der eigenen Lage ist die Einschätzung der gesamtwirtschaftli-
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chen Situation stark veränderlich (Heitmeyer 2009: 29) Wie Willhelm Heitmeyer zeigen 
kann, wird die Bewertung der eigenen wirtschaftlichen Lage zwar tendenziell durch die Be-
wertung der Gesamtsituation beeinflusst und der negativen Gesamteinschätzung folgt zeitver-
zögert auch eine schlechtere Einschätzung der eigenen Lage. jedoch ist dieser Effekt nicht 
sonderlich groß (Heitmeyer 2009: 29). Heitmeyer vermutet hinter dieser Aufspaltung den 
Versuch, die eigene Angst abzubauen, von der als negativ empfunden Gesamtentwicklung 
mitgerissen zu werden. Die Menschen schützen sich und streben danach, eine positive Identi-
tät aufrecht zu erhalten (Tajfel/Turner in Schiffmann/ Wicklund 1988). In diesem Zusammen-
hang hilft auch der Vergleich „nach unten“, der Vergleich mit Menschen, denen es noch 
schlechter geht (Sachweh 2010: 43). Ein anderer Mechanismus eines solchen Selbstschutzes 
besteht in einer internalen Kontrollüberzeugung, der Ansicht also, das eigene Leben unter 
Kontrolle zu haben, den eigenen Lebensweg durch bestimmte Verhaltensweisen aktiv gestal-
ten zu können (Heitmeyer 2009: 28). So ist in den Augen der meisten Menschen in Deutsch-
land neben einer „guten Ausbildung“ vor allem „harte Arbeit“ und „Ehrgeiz“ notwendig, um 
„im Leben vorwärts zu kommen“. Im Vergleich dazu gestehen nur wenige Menschen solchen 
Merkmalen eine wichtige Bedeutung zu, die durch den Einzelnen nicht beeinflusst werden 
können, wie der Nationalität/Herkunft oder dem Geschlecht einer Person. Vor diese Hinter-
grund verwundert es auch nicht, dass ein Großteil der Bevölkerung der Ansicht ist soziale 
Positionen sollten in erster Linie in Abhängigkeit von der Leistung des Einzelnen verteilt 
werden.  

Dennoch ist dies ein oberflächlicher Blick auf die Wahrnehmung der Menschen. Zwar 
befürworten die meisten Menschen den Tausch von individueller Leistung gegen gesellschaft-
liche Teilhabe (Leistungsgerechtigkeit), jedoch sind viele derselben Menschen auch der An-
sicht, dass das Einkommen nicht nur an der Leistung des Einzelnen, sondern auch an dessen 
Bedarf bemessen sein soll. Des Weiteren können wir auf Grundlage der standardisierten Ab-
frageinstrumente, wie sie etwa im ALLBUS vorliegen, nicht sagen, was genau die Befragten 
jeweils unter „Leistung“ verstehen. Neckel/Dröge/Somm (2005) zeigen anhand von Gruppen-
diskussionen, dass „Leistung“ und „Leistungsgerechtigkeit“ in verschiedenen sozialen Grup-
pen mit je anderen Vorstellungen verknüpft ist. Personen aus unteren sozialen Schichten ver-
binden Leistung in erster Line mit der disziplinierten Erledigung von Aufgaben und weniger 
mit Arbeitsergebnissen und deren Darstellung (Neckel/Dröge/Somm 2005 bei Sachweh 2010: 
70). In diesem Sinne hat es den Anschein, dass viele Menschen eine bedarfsorientierte Grund-
sicherung befürworten auf der aufbauend dann jeder und jede durch Bemühen und Leistung 
das eigene Leben gestalten kann. Dabei ist die Bevölkerung nicht blind für existierende Un-
gleichheiten und Barrieren. So erkennt z.B. die Hälfte der Bevölkerung den Fakt an, dass auch 
die nicht individuell steuerbare Merkmale wie die Herkunft aus einem gebildeten Elternhaus 
den eigenen Lebensweg entscheidend beeinflusst. Davon abgesehen zeigen sich zwar Verwei-
se auf eine unterschiedliche Wahrnehmung der privaten und der gesellschaftlichen Sphäre, 
jedoch werden in der Beurteilung der eigenen Lebenslage Ungleichheiten nicht vollkommen 
ignoriert. Eindrucksvoll zeigt sich dies im Vergleich der subjektiven Positionen von Erwerbs-
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tätigen und Arbeitslosengeld II-Empfängern. Letztere Gruppe bildet eben keine Mittelstands-
gesellschaft mehr ab – die Zwiebelbauch rutsch nach unten und die Verteilung der subjektiven 
Positionen ergibt eher ein Teelicht. Ähnlich sind es gerade die ALG II Empfänger/-innen, die 
in den nächsten 10 Jahren einen Aufstieg erwarten und sie legen dabei eine sehr weite Strecke 
zurück. Ihr Zielpunkt bleibt aber immer noch etwas hinter dem der anderen Befragten zurück. 
Es könnte sich dabei um „unemployment scars“ handeln (obwohl ja nicht alle ALG II Emp-
fänger/-innen erwerbslos sind). Da die Unterschiede zwischen beiden Gruppen nicht sehr groß 
sind (10 Prozent), ist es möglicherweise auch einfach eine realistische Einschätzung der Be-
fragten. Daneben finden wir zwar auch einkommensarme Menschen, die ihre eigene Situation 
nicht als Armut betrachten, jedoch sind dies nicht unbeirrbare Optimisten, sondern tatsächlich 
Menschen, die über (Aufstiegs-)Ressourcen verfügen (wie eine gute Ausbildung, Ersparnisse 
oder Grundbesitz oder einfach ein junges Lebensalter). 

Im Gegensatz zur gesamtgesellschaftlichen Entwicklung betrachten die Menschen ihre 
eigene Lebenssituation zwar wohlwollend, aber nicht unrealistisch. Sie wissen wo sie im Ver-
gleich zu anderen stehen, erwarten aber durch Einsatz und Leistungsbereitschaft ihr eigenes 
Leben in die Hand nehmen zu können. 
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Anhang 

 
Daten und Variablen: Beschreibung der verwendeten Datensätze und Variablen 
Grundlage der Berechnungen bilden zwei verschiedene Datensätze: Die Daten der Allgemei-
nen Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS) aus den Jahren 1980 bis 2010 
und die Daten des Forschungsprojektes „Sozialstaatliche Transformationen: Auswirkungen 
auf familiale Verpflichtungszusammenhänge und die Wahrnehmung sozialer Ungleichheit“, 
das von Jutta Allmendinger (WZB) und Wolfgang Ludwig-Mayerhofer (Universität Siegen) 
geleitet wurde. Die ursprüngliche Finanzierung der Datenerhebung dieses Projektes erfolgte 
durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft. 
 
Im Folgenden werden die Datensätze und die Konstruktion der zentralen Variablen beschrie-
ben. 
 
Allgemeine Bevölkerungsumfrage (ALLBUS) 
Die Allgemeine Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS) ist eine langfris-
tig angelegte, multithematische Umfrageserie zu Einstellungen, Verhaltensweisen und Sozial-
struktur der Bevölkerung in der Bundesrepublik Deutschland. Die Erhebungen werden seit 
1980 in zweijährigem Abstand durchgeführt. In persönlichen Interviews wird jeweils ein re-
präsentativer Querschnitt der bundesdeutschen Bevölkerung befragt. Die ALLBUS Daten 
werden für die sozialwissenschaftliche Forschung und Lehre unmittelbar nach der Aufberei-
tung und Dokumentation allen interessierten Personen für Analysen zur Verfügung gestellt. 
Die Grundgesamtheit der ALLBUS-Umfragen bestand bis einschließlich 1990 aus allen 
wahlberechtigten Personen in der (alten) Bundesrepublik und West-Berlin, die in Privathaus-
halten leben. Seit 1991 besteht die Grundgesamtheit aus der erwachsenen Wohnbevölkerung  
in West- und Ostdeutschland. Seit 1992 beträgt die angestrebte Nettofallzahl 2400 Interviews 
in den alten und 1100 Interviews in den neuen Bundesländern, d.h. Ostdeutsche sind in der 
ALLBUS-Stichprobe überrepräsentiert. In den Jahren 1994 und 1996 sowie in allen Erhebun-
gen seit dem Jahr 2000 wurde das methodisch anspruchsvolle Erhebungsverfahren einer 
Stichprobe aus Einwohnermelderegistern verwendet (mit den Auswahlstufen Gemeinden – 
Personen). Die vollstandardisierten ALLBUS-Interviews werden persönlich-mündlich durch-
geführt. Im Jahr 2000 erfolgte der - von einem Methodenexperiment begleitete – Umstieg von 
traditionellen Papierfragebögen (paper and pencil interviewing - PAPI) zur computerunter-
stützten Befragung mit Laptop (computer assisted interviewing – CAPI).  
(siehe Selbstbeschreibung ALLBUS: http://www.gesis.org/allbus/ und Koch/Wasmer 2004) 
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Zentrale Variablen: Datensatz ALLBUS 
 
Abhängige Merkmale: 
 

• Die eigene Position in der Gesellschaft 
• Aufstiegskriterien 
• Die Beurteilung und Legitimation sozialer Ungleichheit 

 
a) Die eigene Position in der Gesellschaft 
In der Allgemeinen Bevölkerungsumfrage konnte die Befragten ihre subjektive Position in der 
Gesellschaft anhand einer 10-stufigen Skala bestimmen. Dieses Merkmal wurde wiederholt 
erfasst, weshalb wir die Entwicklung der subjektiven Positionswahrnehmung vom Jahr 1990 
bis zur aktuellsten Erhebung 2010 verfolgen können.  
 
b) Aufstiegskriterien 
Die Frage lautet: „Wie kommt man in unserer Gesellschaft am ehesten nach oben? Beurteilen 
Sie bitte die Wichtigkeit der Eigenschaften und Umstände auf diesen Karten. Bitte sagen Sie 
mir zu jeder Aussage, wie wichtig dieses Ihrer Meinung nach für den Aufstieg in unserer Ge-
sellschaft gegenwärtig ist.“ Zur Auswahl stehen verschiedene strukturelle und individuelle 
Merkmale, wie Bildung, Initiative, Herkunft oder Glück. Auch hier kann eine Entwicklung 
über die Zeit abgebildet werden, da diese Fragen seit den 80er Jahren (für Westdeutschland) 
erhoben wurden. 
 

d) Die Beurteilung und Legitimation sozialer Ungleichheit 
Zur Beurteilung sozialer Ungleichheit liegen im ALLBUS unterschiedliche Items vor. Dabei 
handelt es sich zum einen um die Frage der Bildungsungleichheit und zum anderen um die  
Beurteilung der sozialen Unterschiede generell. Nicht alle Fragen wurden in allen Jahren er-
hoben, dennoch sich Betrachtungen in der Zeitreihe möglich. 
 
• Was meinen Sie: Hat bei uns heute jeder die Möglichkeit, sich ganz nach seiner Begabung und 

seinen Fähigkeiten auszubilden? (Jahre 1994, 2000, 2004, 2008. 2010) 
 
• Ich finde die sozialen Unterschiede in unserem Land im großen und ganzen gerecht. (Jahre 1991, 

1994, 1998, 2000, 2004, 2008, 2010) 
 
In der Legitimation von Ungleichheit sind vor allem das Bedarfsprinzip und das Leistungs-
prinzip zu unterscheiden. Dazu bietet der ALLBUS folgende Items: 
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- Das Einkommen sollte sich nicht allein nach der Leistung des Einzelnen richten. Vielmehr sollte 
jeder das haben, was er mit seiner Familie für ein anständiges Leben braucht. (Jahre 1984, 1991, 
1994, 2000, 2004, 2010) 

 
- Die Rangunterschiede zwischen den Menschen sind akzeptabel, weil sie im Wesentlichen ausdrü-

cken, was man aus den Chancen, die man hatte, gemacht hat. (Jahre 1991, 1994, 1998, 2000, 
2004, 2008, 2010) 

 
- Nur wenn die Unterschiede im Einkommen und im sozialen Ansehen groß genug sind, gibt es 

auch einen Anreiz für persönliche Leistungen. (Jahre 1991, 1994, 1998, 2000, 2004, 2008, 2010) 
 
 
Daten: Projekt Sozialstaatliche Transformationen 
Die Erhebung fand im Rahmen des DFG-geförderten Projektes „Gemeinsam leben – getrennt 
wirtschaften. Grenzen der Individualisierung in Paarbeziehungen“ (Teilprojekt B6 des Son-
derforschungsbereiches 536 „Reflexive Modernisierung“) statt. Die Weiterfinanzierung der 
Auswertung des Datensatzeswurde von der Hans-Böckler-Stiftung im Rahmen des Projektes 
„Sozialstaatliche Transformationen: Auswirkungen auf familiale Verpflichtungszusammen-
hänge und die Wahrnehmung sozialer Ungleichheit“ gefördert. 
Das Projektziel war Zusammenhänge zwischen dem beobachtbaren Wandel des Sozialstaats 
einerseits und Beziehungskonzepten und Geldarrangements anderseits in einem breiten Spekt-
rum sozialer Lage empirisch zu erschließen. Ein wesentliches in diesem Zusammenhang beo-
bachtetes Element sozialstaatlicher Transformation betrifft die Verlagerung in der Risikovor-
sorge und Risikobewältigung in die Eigenverantwortung der Individuen. Dies betrifft auch die 
reformierte Grundsicherung durch das SGB II, sodass die Frage nach den Wirkungen auf die 
erwerbstätigen Hilfsbedürftigen und die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden 
Personen im Raum steht.  

Um Zielpersonen in unterschiedlichen Arbeitsmarktrisikolagen zu erreichen, werden 
Individuen gesucht, die in Paarbeziehungen85 leben und die entweder sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigt sind oder in SGB II- bzw. SGB III-Bezug standen bzw. stehen86. Die 
Stichprobenziehung erfolgte auf Grundlage der Daten der Bundesagentur für Arbeit. Bei der 
der Stichprobe handelt es sich um eine stratifizierte Zufallsstichprobe gemäß dem Prinzip der 
optimalen Schichtung (Bildung, Alter, Geschlecht, Region) aus der am Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB) zur Verfügung stehenden Gesamtdatei Integrierte-
Erwerbs-Biographien (IEB 5.00). Aus der Einsatzstichprobe wurden im Zeitraum von Februar 
bis Mai 2008 8.910 CATI-Screening-Interviews zur Ermittlung des Partnerschaftsstatus sowie 
der face-to-face-Interviewbereitschaft realisiert. Von den knapp 65 Prozent der Befragten 
(5.782 Individuen), die in heterosexuellen Paarbeziehungen lebten, wurden schließlich 1.114 
Face-to-Face-Interviews realisiert, in denen abwechselnd beide Partner gemeinsam (CAPI) 
                                                 
85 Dabei war die Selbstbeschreibung der Befragten ausschlaggebend. Unabhängig davon, ob die Befragten ver-
heiratet sind, zusammen leben oder nicht gelten sie als Paar, wenn sie sich als Paar bezeichnen. 
86 Es wurden Personen im Alter zwischen 25 und 65 Jahre gezogen. 
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und einzeln (PAPI) befragt wurden. Die Befragung beinhaltet zum einen Standardfragen zu 
verschiedenen Aspekten der Paardemografie (z. B. Dauer der Paarbeziehung, Kinder) sowie 
der individuellen Demografie (z. B. Einkommen, Erwerbstatus, höchster Bildungsabschluss, 
Alter, Migrationshintergrund) beider Partner. Hinzu kommen innovative Erhebungsmethoden 
wie Stellungnahmen zu Filmen oder Entscheidungsspiele, die insbesondere auf die Erhebung 
der Wahrnehmung des sozialstaatlichen Wandels sowie die innerpartnerschaftlichen Ver-
pflichtungsstrukturen abzielen. Soziale Ungleichheit wird unter Einsatz vieler graphischer 
Elemente und der eigenen Positionierung innerhalb dieser Elemente erhoben. Mit diesem in-
novativen Datensatz ist eine direkte Analyse der subjektiven Mobilitätswahrnehmung mög-
lich.  

Durch diese selektive Stichprobenziehung handelt es sich hier nicht um einen für die 
Bundesrepublik repräsentativen Datensatz. Die Berechnungen wurden deshalb gewichtet vor-
genommen. Das Kombinationsgewicht gleicht die Verteilung der drei Stichprobengruppen 
und innerhalb der ersten Gruppe die Bildung aus. Die gewichteten Berechnungen sind „reprä-
sentativ“ für Individuen im Alter zwischen 25 und 65 Jahren, die in einer Partnerschaft leben 
und einer der drei Teilgesamtheiten angehören und in den erfassten Kreisen leben87. 

 
Zentrale Variablen: Datensatz Sozialstaatliche Transformationen 
 
Im Mittelpunkt der Auswertung stehen folgende Merkmale: 
 

• Gesellschaftsbilder – Wie sind Armut und Reichtum verteilt? 
• Subjektive Positionen in der Gesellschaft – Wo sehen sich die Befragten? 
• Armutslinie – Wo wird die subjektive Armutsgrenze gezogen?  

 
a) Gesellschaftsbilder – Die Verteilung von Armut und Reichtum 
In der Erhebung wurden den Befragten drei Bilder vorgelegt, die mögliche Verteilungen  von 
„Armut und Reichtum“ darstellen. Das Abbild einer Mittelstandsgesellschaft wird durch eine 
Zwiebelform repräsentiert.  Die größte Form der Ungleichheit zeigt sich in der Abbildung 
eines Dreiecks. Eine Gesellschaft in der es eben so viele Arme wie Reiche gibt wird als 
Rechteck dargestellt. Die Befragten wurden dazu aufgefordert, eine Abbildung auszuwählen, 
die ihren Vorstellungen von der aktuellen Gesellschaft am meisten entspricht. 
 
b) Subjektive Positionen in der Gesellschaft – Wo sehen sich die Befragten? 
Die Befragten wurden dann darum gebeten ihre eigene Position im Gefüge von Armut und 
Reichtum zu bestimmen und zwar die aktuelle Position, die Position ihrer Eltern als die Be-

                                                 
87 Vor der Ziehung der Stichprobe erfolgte eine Auswahl von 16 Kreisen bzw. Städten in Ost- und Westdeutsch-
land. Über das Gewicht wird die unterschiedliche Größe der Kreise nicht ausgeglichen, deshalb ist die Repräsen-
tativität für die Kreise eingeschränkt. 
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fragten selbst 15 Jahre alt waren und die Position, die sie schätzungsweise in 10 Jahren ein-
nehmen werden. Dazu wurden verschiedenfarbige Klebepunkte verteilt, die dann alle in eines 
der gewählten Gesellschaftsbilder geklebt wurden. Daraus ergeben sich drei Variablen, deren 
Werte die Abmessung der Positionspunkte auf der Mittelsenkrechten der jeweiligen Figur 
beinhalten.  
Im Dreieck kann das zum Beispiel so aussehen (die gestrichelte Linie ist die Armutslinie): 
 

 
 
Wir haben beschlossen diese Werte für weiterführende Berechnungen zu transformieren, um 
die Positionsangaben unterschiedlicher Figuren zusammenfassen zu können. Dazu ist eine 
Transformation notwendig, denn 1) sind die Figuren im Fragebogen unterschiedlich hoch, das 
heißt die Mittelsenkrechten sind unterschiedlich lang und 2)  sind die Figuren unterschiedlich 
geformt. Der unterschiedlichen Höhe wäre zwar mit einer Normierung der Positionsangaben 
beizukommen, dabei bliebe aber das Formproblem ungelöst. Mit der Form der Figuren gehen 
unterschiedliche Relationen der eigenen Position zur Restbevölkerung einher. So sind zum 
Beispiel die unteren Positionen im Dreieck anders als in der Zwiebel keinen Minderheitenpo-
sitionen, da im Dreieck die breite Bevölkerung am unteren Rand der Verteilung zu finden ist. 
Ebenso sehen Befragte, die sich mittig im Dreieck verorten einen größeren Teil der Bevölke-
rung unter sich als solche, die sich in der Zwiebel mittig verorten. 

Vor diesem Hintergrund werden die Positionsangaben in Flächen umgerechnet. Die 
Variablenwerte variieren dann zwischen 0 und 100 und geben den Anteil der Fläche an, die 
unterhalb der Positionspunkte der Befragten liegen. Positionen auf dem unteren Rand der Fi-
gur erhalten nun den Wert 0 und Positionen ganz an der Spitze den Wert 100.  
 
Wahrgenommene Mobilität 
Die wahrgenommene Mobilität der Befragten ist ein relationales Konstrukt und ergibt sich 
aus dem Vergleich der aktuellen Positionen und der Position in der Zukunft oder der Vergan-
genheit: Ist die aktuelle Position höher als jene der eigenen Eltern, so ist dies ein intergenera-
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tionaler Aufsteig. Stellen wir die aktuelle Position in den Vergleich zur Position in 10 Jahren, 
so ergibt sich daraus die intragenerationale Mobilität. Beträgt die Differenz zwischen zwei 
Positionsangaben 15 Prozent oder mehr, gilt dies als relevante Veränderung. Differenzen von 
weniger als 15 Prozent werten wir als unveränderte Position. 
 
 
Tatsächliche Mobilität, intergenrational 
Die soziale Mobilität im Vergleich zu den Eltern bzw. zum Vater können wir anhand dieser 
Daten nur über die berufliche Ausbildung der Eltern konstruieren, da uns keine Informationen 
über die berufliche Position eines Elternteils vorliegen. 
 

Berufliche Bildung Vater 
  

Uni 
Berufs-/Fachakedemie, Fachhochschule 
Hochschule 

Lehre 

Abschluss beruflich-betrieblichen, Berufsausbildung (Lehre) 
beruflich schulische Ausbildung 
Fach-, Meister-, Technikerschule 
anderer Abschluss 

Ohne Ausbildung 
Teilfacharbeiter  
Keinen Ausbildungsabschluss 
Noch in Ausbildung 

 
 

Ausbildungsmobilität im Vergleich zum Vater 
Aufstieg Kind: Hochschule / Vater: Lehre od. ohne Ausbildung 

Kind: Lehre / Vater: ohne Ausbildung 
Abstieg Kind: Lehre od. ohne Ausbildung Vater: Uni 

 Kind: ohne Ausbildung / Vater: Lehre 

Immobil Kind == Vater 

 
 

c) Armutslinie – Wo wird die subjektive Armutsgrenze gezogen?  
Wie in der Abbildung oben dargestellt, wurden die Befragten auch gebeten, eine Linie in das 
Bild zu zeichnen, von der sie annehmen, dass darunter die „arme“ Bevölkerung zu identifizie-
ren ist. Wir können nun diese subjektive Armutslinie in das Verhältnis zur eigenen Position 
setzen. Zeichnen Befragte die Linie oberhalb oder unterhalb der eigenen Position, bezeichnen 
sie sich also als arm oder nicht als arm.  
 
Einige unabhängige Variabeln 
 
Nettoäquivalenzeinkommen – gewichtetes Pro-Kopf Einkommen nach OECD 2006 
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Haushaltsmitglied Faktor nach 
OECD 

Äquivalenzeinkommen 

1. Erwachsener 1 
2. Erwachsener 0,5 
Jede weitere Person unter 14 Jahre  0,3 
Jede weitere Person über/gleich 14 Jahre 0,5 

Netto-Haushaltseinkommen* 
Summe der Faktoren 

 
Objektive Armut 
Für die objektive Armut ist entscheidend, ob das Nettoäquivalenzeinkommen über oder unter 
der Armutsgrenze liegt? Als einkommensarm gilt nach üblichen Konventionen (beleg einfü-
gen), wer über weniger als 60 Prozent des mittleren Nettoäquivalenzeinkommens der Bevöl-
kerung verfügt. Da es sich hier nicht um eine repräsentative Befragung handelt, wählen wir 
das Referenzeinkommen nicht aus der Befragung, sondern beziehen uns dazu auf die  Anga-
ben des SOEP aus dem Erhebungsjahr 2008, welches auch in den anderen Arbeitspaketen 
genutzt wird. Das gewichtete Pro-Kopf Einkommen wurde auf Basis des Screener-
Einkommens berechnet, da in diesem Fall die Einkommensabfrage der Einkommensabfrage 
in der vorliegenden Erhebung gleicht. Es ergibt sich ein mittleres (Median) Äquivalenzein-
kommen von 1315 Euro im Monat. Die 60 Prozent Armutsschwelle liegt damit bei einem 
Äquivalenzeinkommen Einkommen von 789 Euro im Monat. 
 
Einkommensschichten - Einkommensgruppen 
In Anlehnung an Goebel et al. (2010: 3) unterscheiden wir drei Einkommensgruppen (auch 
Einkommensschichten genannt), die wie folgt definiert werden:  
 

Einkommensgruppe  
obere  Gewichtetes Pro-Kopf-Einkommen mehr als 150 Pro-

zent des Median Nettoäquivalenzeinkommens der 
Bevölkerung 

mittlere  
Mind. 70% und nicht mehr als 150% 
 

untere  weniger als 70 Prozent  
 

 
Ausbildung 
CASMIN Klassifikation 
CASMIN Klassifikation Zusammenfassung 
3b Hochschulabschluss 

3a Fachhochschulabschluss 
2c_voc Fachhochschulreife/Abitur und berufliche Ausbil-
dung 
2c_gen Fachhochschulreife/Abitur ohne berufliche Ausbil-
dung 

4 Fach-/Hochschule und Meister 
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2a Mittlere Reife und berufliche Ausbildung 

2b Mittlere Reife ohne berufliche Ausbildung 3 Realschule 

1c Hauptschulabschluss und berufliche Ausbildung 2 Hauptschule Beruf 
1b Hauptschulabschluss ohne berufliche Ausbildung 

1a kein Abschluss 1 kein Abschluss 

 
Klassenposition 
Klassenpositionen in Anlehnung an Erikson/Goldthorpe (1992) 
Leitende Angestellte, höhere Beamte, freie Berufe (z.B. Rechts-
anwälte, Ärzte), Selbstständige in 
Handel, Gewerbe, Industrie und Dienstleistung mit 50 und mehr 
Mitarbeitern 

Leitende Angestellte 

(Hoch) qualifizierte Angestellte und gehobene Beamte (z.B. hö-
here Verwaltungsbedienstete, 
Grundschullehrer) 

Qualifizierte Angestellte 

Mittlere Angestellte (z.B. Sekretäre, einfache Verwaltungsbe-
dienstete); Beamte/inne im mittleren 
Dienst 
Selbstständige in Handel, Gewerbe, Industrie und Dienstleistung 
mit bis zu 49 Mitarbeitern 
Landwirte 
Facharbeiter und Meister 

Mittlere Position 

Ungelernte Arbeiter, angelernte Arbeiter und Angestellte mit 
einfachen Routinetätigkeiten Ungelernte Arbeiter 

 
 
Erwerbs-/Leistungsbezugsstatus 
Zur Konstruktion des Erwerbs- und Leistungsbezugsstatus haben wir zwei Informationen 
kombiniert. Die Informationen über den Status auf dem Arbeitsmarkt werden mit den Infor-
mationen zu den Einkommensquellen der Befragten, die explizit erfasst wurden, kombiniert. 
Für die Eingruppierung der Befragten haben diese Einkommensquellen Priorität: Erhalten 
Befragte nach eigenen Angaben z.B. Arbeitslosengeld II, so werden sie als ALG II Empfän-
ger/-innen klassifiziert, unabhängig davon, ob sie zusätzlich auch erwerbstätig sind. 
 

1 Erwerbstätig 
Vollzeit, Teilzeit, Altersteilzeit, geringfügig beschäftigt oder 
gelegentlich beschäftigt sowie in Mutterschutz/Elternzeit oder in 
Ausbildung und weder Bezug von ALG I noch von ALG II 

 
2 ALG II 

Alle Personen, die angeben, Einkommen aus ALG II zu erhalten. 
Da betrifft auch Personen, die erwerbstätig sind („Aufstocker“) 
oder ALG I erhalten. Sobald Personen auch ALG II beziehen, 
fallen sie in diese Gruppe. 

3 ALG I Alle Personen, die angeben Einkommen aus Arbeitslosengeld I 
zu erhalten. 

4 Rente Rente, Pension, Vorruhestand 

5 sonstige nicht erwerbstätige Hausfrau/Hausmann und „sonstige“ 
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